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Abriss 

In der Studie, die auf Ersuchen des Petitionsausschusses von der 
Fachabteilung für Bürgerrechte und konstitutionelle 
Angelegenheiten des Europäischen Parlaments in Auftrag 
gegeben wurde, wird untersucht, i) mit welchen Hindernissen 
Regenbogenfamilien (gleichgeschlechtliche Paare mit oder ohne 
Kinder) konfrontiert sind, wenn sie ihr Recht auf Freizügigkeit 
innerhalb der EU auszuüben versuchen, wobei auch Beispiele aus 
Petitionen angeführt werden, die dem PETI-Ausschuss vorgelegt 
wurden, ii) wie die EU-Mitgliedstaaten gleichgeschlechtliche 
Ehepaare, eingetragene Partner, nicht eingetragene Partner und 
deren Kinder in grenzüberschreitenden Situationen behandeln 
und iii) welche Maßnahmen die Unionsorgane treffen könnten, 
um die bestehenden Hindernisse zu beseitigen. 
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VERZEICHNIS DER ABKÜRZUNGEN  

AConHR American Convention on Human Rights (Amerikanische Konvention für 

Menschenrechte) 

ABl. Amtsblatt der Europäischen Union 

AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union.) 

Charta Charta der Grundrechte der Europäischen Union (EU-Grundrechtecharta) 

EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

EMRK Europäische Menschenrechtskonvention (Konvention zum Schutze der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten) 

EuGH Gerichtshof der Europäischen Union 

EUV Vertrag über die Europäische Union 

EZPWD Europäisches Zentrum für parlamentarische Wissenschaft und Dokumentation 

IACtHR Inter-American Court of Human Rights (Interamerikanischer Gerichtshof für 

Menschenrechte) 

IPBPR Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte 

LGB Lesbisch, schwul und/oder bisexuell1 

NELFA Network of European LGBTIQ* Families Associations (Netzwerk der europäischen 

LGBTIQ*-Familienverbände) 

PACE Parliamentary Assembly of the Council of Europe (Parlamentarische Versammlung) 

PACS Pacte civil de solidarité (ziviler Solidaritätspakt) 

UNHRC United Nations Human Rights Committee (Menschenrechtsausschuss der 

Vereinten Nationen) 

  
                                                             
1  Der Schwerpunkt dieser Studie liegt speziell auf gleichgeschlechtlichen Paaren (mit oder ohne Kinder) und 

der Diskriminierung, die sie den vom Petitionsausschuss geprüften Petitionen zufolge aufgrund ihrer 
sexuellen Ausrichtung erfahren. Zusätzlich zu dieser Studie sind weitere Untersuchungen zu den 
Hindernissen und Diskriminierungen erforderlich, denen Transgender- und intersexuelle Personen (mit oder 
ohne Kinder) ausgesetzt sind, wenn sie sich innerhalb der EU frei bewegen möchten. 
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ZUSAMMENFASSUNG 

Feststellungen 

In dieser Studie wird untersucht, mit welchen Hindernissen Regenbogenfamilien 
(gleichgeschlechtliche Paare mit oder ohne Kinder) konfrontiert sind, wenn sie ihr Recht auf 
Freizügigkeit innerhalb der EU auszuüben versuchen, wobei auch Beispiele aus Petitionen angeführt 
werden, die dem PETI-Ausschuss vorgelegt wurden. Diese Hindernisse bestehen darin, dass einige 
Mitgliedstaaten gleichgeschlechtliche Paare (verheiratet, eingetragen oder nicht eingetragen) nicht als 
Paar anerkennen und auch nicht anerkennen, dass die beiden Personen eines Paares in dem 
Mitgliedstaat, aus dem sie einreisen oder zurückkehren, die gesetzlichen Eltern ihres Kindes bzw. ihrer 
Kinder sind. In vielen Fällen verliert ein Paar nach dem Überschreiten einer Grenze zwischen EU-
Mitgliedstaaten seinen Rechtsstatus als Paar, und die beiden Lebenspartner werden als zwei nicht 
miteinander verwandte Einzelpersonen angesehen. Ihre Kinder haben dann nicht mehr zwei 
gesetzliche Eltern, sondern nur noch einen gesetzlichen Elternteil oder (in seltenen Fällen im 
Zusammenhang mit einer Leihmutterschaft) auch gar keine gesetzlichen Eltern mehr. 
 
Wie groß die Minderheit der Mitgliedstaaten ist, in denen die Anerkennung verweigert wird, hängt von 
der rechtlichen Stellung der Regenbogenfamilie und der Art der Anerkennung ab, die sie anstrebt. 
Theoretisch akzeptieren alle Mitgliedstaaten, dass sie dem gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines 
Unionsbürgers einen Aufenthaltstitel gewähren müssen. Die Praxis sieht unter Umständen anders aus, 
selbst im Falle Rumäniens, an das das EuGH-Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton2 von 2018 
gerichtet war. (Da das Anrecht auf einen Aufenthaltstitel nach der Rechtsordnung der Union nicht 
durchgesetzt wurde, musste das Paar seinen Fall vor den EGMR bringen.) Sechs Mitgliedstaaten 
erkennen gleichgeschlechtliche Ehegatten für Zwecke des nationalen Rechts nur zur Gewährung eines 
Aufenthaltstitels an.3 Neun Mitgliedstaaten erkennen gleichgeschlechtliche eingetragene 
Lebenspartner unter bestimmten Umständen möglicherweise nicht an.4 In einigen Mitgliedstaaten 
werden gleichgeschlechtliche, nicht eingetragene Lebenspartner (die in ihrem eigenen Mitgliedstaat 
möglicherweise keine Ehe schließen oder keine eingetragene Lebenspartnerschaft begründen 
können) nur sehr selten anerkannt. In elf Mitgliedstaaten kann ein Kind nicht zwei Frauen oder zwei 
Männer als gesetzliche Eltern haben (gleichgeschlechtlichen Paaren wird eine gemeinsame Adoption 
oder eine Stiefkind- bzw. Sukzessivadoption verwehrt).5 
 
 
Empfehlungen  

• Die Kommission sollte ein Vertragsverletzungsverfahren auf der Grundlage von Artikel 258 
AEUV einleiten und Durchsetzungsmaßnahmen ergreifen, da Rumänien dem Urteil in der 
Rechtssache Coman und Hamilton weiterhin nicht nachkommt. Die Kommission sollte ferner 
prüfen, ob die anderen 26 Mitgliedstaaten dem Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton 
nachkommen, und Durchsetzungsmaßnahmen gegen die Mitgliedstaaten ergreifen, die dies 
nicht tun. 
 

                                                             
2  Urteil des Gerichtshofs vom 5. Juni 2018, Coman und Hamilton, C-673/16, ECLI:EU:C:2018:385.  
3  Bulgarien, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien und die Slowakei.  
4  Bulgarien, Frankreich, Irland, Lettland, Litauen, Polen, Portugal, Rumänien und die Slowakei. 
5  Bulgarien, Griechenland, Kroatien, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Tschechien, Ungarn und 

Zypern. 
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• Die Kommission sollte ein Verfahren nach Artikel 263 AEUV einleiten, um die Formulierung 
„sofern nach den Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene 
Lebenspartnerschaft der Ehe gleichgestellt ist“ (Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 
2004/38/EG über die Freizügigkeit)6 als Verstoß gegen Artikel 21 der Grundrechtecharta für 
nichtig zu erklären.  
 

• Die Kommission sollte von der Zivilgesellschaft angestrengte strategische Gerichtsverfahren 
unterstützen, um eine Ausdehnung des auf die Gewährung von Aufenthaltstiteln 
beschränkten Geltungsbereichs der Rechtsprechung in der Rechtssache Coman und Hamilton 
auf andere Rechte oder Leistungen zu erwirken, und um eine Übertragung der Italien 
betreffenden Urteile des EGMR in den Rechtssachen Oliari und andere von 2015 und Taddeucci 
und McCall von 2016 von Italien auf andere EU-Mitgliedstaaten zu erreichen. 
 

• Die Kommission sollte darauf bestehen, dass der Rat der Europäischen Union ihren Vorschlag 
von 2008 für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung annimmt.7 
 

• Die Kommission sollte eine Rechtsvorschrift im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (mit 
Artikel 21 Absatz 2 AEUV als wesentlicher Rechtsgrundlage) vorschlagen, die alle 
Mitgliedstaaten verpflichtet, gleichgeschlechtliche Ehegatten und eingetragene 
Lebenspartner aus einem anderen Mitgliedstaat in Bezug auf Angelegenheiten anzuerkennen, 
in denen sie nach der Rechtsprechung des EGMR ein Recht auf Gleichbehandlung haben. 
 

• Die Kommission sollte eine Rechtsvorschrift im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (mit 
Artikel 21 Absatz 2 AEUV als wesentlicher Rechtsgrundlage) vorschlagen, die alle 
Mitgliedstaaten verpflichtet, die in der Geburtsurkunde eines Kindes aufgeführten 
Erwachsenen unabhängig vom Geschlecht oder Familienstand der Erwachsenen als die 
gesetzlichen Eltern des Kindes anzuerkennen. 

 

  

                                                             
6  Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 

Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 
64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG 
und 93/96/EWG (ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 77). 

7  KOM(2008)0426, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52008PC0426.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52008PC0426
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 EINLEITUNG 
 
Historisch gesehen basiert die Freizügigkeit in der EU auf der Annahme, dass die Unionsbürger 
heterosexuell sind, dass ihre Lebenspartner verschiedengeschlechtlich sind, dass sie miteinander 
verheiratet sind und dass beide verschiedengeschlechtlichen Ehegatten in den Geburtsurkunden ihrer 
Kinder als die gesetzlichen Eltern des Kindes aufgeführt sind. Wenn eine solche „traditionelle Familie“ 
ihre Freizügigkeitsrechte nach Unionsrecht ausübt, indem sie sich in einen anderen EU-Mitgliedstaat 
begibt (oder aus diesem zurückkehrt), kann sie eine herzliche Aufnahme erwarten. Der 
Aufnahmemitgliedstaat (bzw. der Herkunftsmitgliedstaat, wenn die Familie zurückkehrt) erkennt die 
Heiratsurkunde der Eltern und die Geburtsurkunden der Kinder an. Die Eltern haben alle Rechte und 
Pflichten eines Ehepaares. Ihre Kinder haben zwei gesetzliche Elternteile. Die Familie kann sich darauf 
konzentrieren, einen Arbeitsplatz zu finden oder eine selbstständige Tätigkeit aufzunehmen und eine 
Wohnung zu suchen. 
 
Für eine „Regenbogenfamilie“, bestehend aus einem gleichgeschlechtlichen Paar und allen (aus einer 
früheren verschiedengeschlechtlichen Beziehung hervorgegangenen, adoptierten oder durch 
medizinisch assistierte Reproduktion einschließlich künstlicher Befruchtung durch einen Spender und 
Leihmutterschaft entstandenen) Kindern, die es gemeinsam großzieht, kann die Freizügigkeit 
erheblich eingeschränkt und die Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit deutlich komplizierter sein. 
Das Überschreiten einer Grenze zwischen EU-Mitgliedstaaten kann bedeuten, dass die rechtlichen 
Beziehungen innerhalb der Regenbogenfamilie unwirksam werden. Auf der einen Seite der Grenze 
wird das gleichgeschlechtliche Paar rechtlich als Ehepaar, als eingetragene Lebenspartner oder als 
nicht eingetragene Lebenspartner (in dauerhafter Beziehung lebend) anerkannt. Auf der anderen Seite 
der Grenze werden aus dem Paar zwei nicht miteinander verwandte Personen, denen die Rechte und 
Pflichten genommen werden, die vergleichbaren verschiedengeschlechtlichen Paaren im Aufnahme- 
oder Herkunftsmitgliedstaat zustehen. Auf der einen Seite der Grenze haben alle Kinder, die sie 
gemeinsam großziehen, zwei gesetzliche Elternteile, entweder weil beide in den Geburtsurkunden der 
Kinder aufgeführt sind oder weil das gleichgeschlechtliche Paar sie gemeinsam adoptieren oder eine 
Stiefkind- bzw. Sukzessivadoption beantragen konnte. Auf der anderen Seite der Grenze verlieren alle 
Kinder solcher Paare einen gesetzlichen Elternteil (normalerweise den nicht genetischen Elternteil) 
oder manchmal auch beide gesetzlichen Elternteile. 
 
In der Studie, die auf Ersuchen des Petitionsausschusses von der Fachabteilung für Bürgerrechte und 
konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments in Auftrag gegeben wurde, wird 
untersucht, i) mit welchen Hindernissen Regenbogenfamilien konfrontiert sind, wenn sie ihr Recht auf 
Freizügigkeit innerhalb der EU auszuüben versuchen, wobei auch Beispiele aus Petitionen angeführt 
werden, die dem PETI-Ausschuss vorgelegt wurden, ii) wie die EU-Mitgliedstaaten 
gleichgeschlechtliche Ehepaare, eingetragene Partner, nicht eingetragene Partner und deren Kinder in 
grenzüberschreitenden Situationen behandeln und iii) welche Maßnahmen die Unionsorgane treffen 
könnten, um die bestehenden Hindernisse zu beseitigen.8 
 

                                                             
8  Siehe auch Dr. Neža Kogovšek Šalamon (im Auftrag der Kommission), „Mapping of studies on the difficulties 

for LGBTI people in cross-border situations in the EU“:  
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cros
s-border_situations_in_the_eu.pdf.  

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cross-border_situations_in_the_eu.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cross-border_situations_in_the_eu.pdf


Hindernisse für die Freizügigkeit von Regenbogenfamilien in der EU  
 

 

PE 671.505 11 

Die Studie ist wie folgt gegliedert. In Kapitel 2 wird das soziale Problem behandelt: das Bestehen von 
Regenbogenfamilien und die Hindernisse, mit denen sie konfrontiert sind, wenn sie die ihnen nach 
Unionsrecht zustehenden Freizügigkeitsrechte ausüben möchten. In Kapitel 3 wird der relevante 
rechtliche Rahmen erläutert. Gegenstand der Kapitel 4 bis 7 sind: i) eine Analyse der Antworten der 
nationalen Parlamente auf einen vom ECPRD verschickten Fragebogen zur Untersuchung der 
Behandlung von Regenbogenfamilien nach nationalem Recht, ii) eine Erläuterung der derzeitigen 
Anforderungen an die Mitgliedstaaten in Bezug auf die grenzüberschreitende rechtliche Anerkennung 
von Regenbogenfamilien nach Maßgabe des Unionsrechts und iii) Empfehlungen für Maßnahmen, mit 
denen die Unionsorgane sicherstellen können, dass Regenbogenfamilien, die sich innerhalb der EU 
bewegen, auf mit dem Unionsrecht zu vereinbarende Weise behandelt werden. Diese Kapitel befassen 
sich mit der Behandlung von gleichgeschlechtlichen verheirateten Paaren (Kapitel 4), 
gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartnern (Kapitel 5), gleichgeschlechtlichen nicht 
eingetragenen Lebenspartnern (Kapitel 6) und den Kindern gleichgeschlechtlicher Paare (Kapitel 7) in 
grenzüberschreitenden Situationen. In Kapitel 8 werden schließlich die verschiedenen Maßnahmen 
dargelegt, die die Unionsorgane ergreifen könnten, um die Hindernisse zu beseitigen, mit denen 
Regenbogenfamilien konfrontiert sind, wenn sie sich innerhalb der EU bewegen. 
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 DAS SOZIALE PROBLEM: REGENBOGENFAMILIEN UND DIE 
HINDERNISSE, MIT DENEN SIE KONFRONTIERT SIND, WENN SIE 
SICH INNERHALB DER EU FREI BEWEGEN 

 

 

2.1. Einleitung  

In diesem Kapitel sollen die Hindernisse beschrieben werden, mit denen Regenbogenfamilien 
konfrontiert sind, wenn sie sich in Ausübung der Freizügigkeitsrechte der Union zwischen EU-
Mitgliedstaaten bewegen. Da Freizügigkeitsrechte in der EU nur Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten und − über sie − ihren Familienangehörigen gewährt werden, konzentriert sich diese 
Studie auf die Lage von Regenbogenfamilien, in denen mindestens ein Mitglied die 

WESENTLICHE FESTSTELLUNGEN 

• Wegen der begrenzten Zuständigkeit der EU sind die EU-Mitgliedstaaten nicht 
verpflichtet, in ihrem Hoheitsgebiet aufgrund des Unionsrechts gleichgeschlechtlichen 
Paaren zu ermöglichen, eine Ehe zu schließen, eine eingetragene Lebenspartnerschaft 
einzugehen oder ein Kind zu haben und sich als gemeinsame Eltern dieses Kindes 
anerkennen zu lassen. 
 

• Gleichgeschlechtliche Paare müssen − unabhängig davon, ob sie verheiratet sind, in einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft oder einfach nur in einer De-facto-
Lebenspartnerschaft leben − unter Umständen damit rechnen, dass der Mitgliedstaat, in 
den sie sich begeben, ihnen die Anerkennung als Paar zur Gewährung des Rechts auf 
Familienzusammenführung verweigert.  
 

• Außerdem werden gleichgeschlechtliche Paare − unabhängig davon, ob sie verheiratet 
sind, in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder in einer De-facto-
Lebenspartnerschaft leben − möglicherweise schlechter behandelt als 
verschiedengeschlechtliche Paare, wenn sie in Ausübung ihrer EU-Freizügigkeitsrechte in 
einen anderen Mitgliedstaat gelangt sind. Die Probleme, denen sie sich gegenübersehen, 
sind auf die Weigerung des (Aufnahme- oder Herkunfts-)Mitgliedstaats zurückzuführen, sie 
für verschiedene rechtliche Zwecke als Paar anzuerkennen, beispielsweise für die 
Gewährung von Alterssicherungsleistungen oder eines gemeinsamen Kranken- und 
Unfallversicherungsschutzes und bei der Rechtsnachfolge in Mietverhältnissen. 
 

• In Fällen, in denen gleichgeschlechtliche Paare die gemeinsamen Eltern eines Kindes 
(und in einem EU-Mitgliedstaat rechtlich als solche anerkannt) sind, betrachtet sich der 
Aufnahmemitgliedstaat möglicherweise als berechtigt, die rechtliche Anerkennung des 
Eltern-Kind-Verhältnisses (in Bezug auf mindestens einen der Elternteile) zu verweigern, 
wenn er in seinem Hoheitsgebiet nicht zulässt, dass zwei Personen gleichen Geschlechts die 
gemeinsamen gesetzlichen Eltern eines Kindes − und als solche rechtlich anerkannt − 
werden. Dies kann zahlreiche negative Folgen für die Familie haben, z. B. dass das Kind 
staatenlos bleibt und keinen Pass erhalten kann, dass die Familie sich innerhalb der EU nicht 
frei bewegen kann, und dass ihr ganz allgemein Rechte und Leistungen verweigert werden, 
die nach dem Gesetz „Familien“ vorbehalten sind. 
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Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates besitzt. Abgesehen von einem Fall, in dem ein 
gleichgeschlechtliches Ehepaar das Recht auf Familienzusammenführung im Rahmen der 
Freizügigkeit geltend machte (Coman und Hamilton)9, und von zwei neueren 
Vorabentscheidungsersuchen, bei denen es um die grenzüberschreitende rechtliche Anerkennung des 
Eltern-Kind-Verhältnisses geht,10 wurde dem EuGH bislang noch kein weiterer Fall im Zusammenhang 
mit Hindernissen vorgelegt, mit denen Regenbogenfamilien konfrontiert sind, wenn sie sich zwischen 
EU-Mitgliedstaaten bewegen. Aus diesem Grund wird sich die Analyse in diesem Kapitel hauptsächlich 
darauf konzentrieren, solche Hindernisse anhand der an das Europäische Parlament gerichteten 
Petitionen zu behandeln, in denen die Probleme von Regenbogenfamilien in einem 
grenzüberschreitenden Zusammenhang erläutert werden.11 Darüber hinaus wird in diesem Kapitel auf 
andere Quellen wie die Rechtsprechung des EGMR und Dokumente von Organisationen wie NELFA12 
verwiesen, die ebenfalls Aufschluss über die Schwierigkeiten geben, denen sich Regenbogenfamilien 
gegenübersehen, wenn sie nationale Grenzen überschreiten. 
 

2.2. Die Hindernisse, mit denen Regenbogenfamilien konfrontiert sind, 
wenn sie sich innerhalb der EU bewegen 

Ziel dieses Abschnitts ist es, die verschiedenen Hindernisse darzustellen, mit denen 
Regenbogenfamilien vielfach konfrontiert sind, wenn sie sich zwischen EU-Mitgliedstaaten bewegen. 
 
Wie in den folgenden Teilen dieser Studie noch näher erläutert wird, beruhen die Probleme, mit denen 
Regenbogenfamilien konfrontiert sind, wenn sie sich zwischen den EU-Mitgliedstaaten bewegen, in 
der unverändert großen Vielfalt der nationalen Rechtsvorschriften zur rechtlichen Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher Paare sowie des Eltern-Kind-Verhältnisses (in Bezug auf beide Elternteile) bei 
Kindern gleichgeschlechtlicher gesetzlicher Eltern. Dies ist auf die fehlende Zuständigkeit der EU in 
diesen Fragen zurückzuführen und bedeutet im Grunde, dass die EU keine Rechtsvorschriften erlassen 
kann, die alle EU-Mitgliedstaaten verpflichten würden, die familiären Beziehungen zwischen den 
Angehörigen von Regenbogenfamilien in ihrem eigenen Hoheitsgebiet bei Sachverhalten rechtlich 
anzuerkennen, bei denen kein Bezug zum Unionsrecht besteht.  
 
Daher können EU-Mitgliedstaaten Gesetze haben, die es gleichgeschlechtlichen Paaren verwehren, in 
ihrem Hoheitsgebiet zu heiraten oder eine eingetragene Lebenspartnerschaft einzugehen. Dies ist nach 

                                                             
9  Urteil des Gerichtshofs vom 5. Juni 2018, Coman und Hamilton, C-673/16, ECLI:EU:C:2018:385.  
10  Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen sad Sofia-grad (Bulgarien), eingereicht am 2. Oktober 

2020, V. M. A. / Stolichna Obsthina, Rayon „Pancharevo“ (anhängig), C-490/20; Rechtssache Rzecznik Praw 
Obywatelskich, C-2/21 (anhängig).  

11  Artikel 227 AEUV lautet: „Jeder Bürger der Union sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnort 
oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat kann allein oder zusammen mit anderen Bürgern oder 
Personen in Angelegenheiten, die in die Tätigkeitsbereiche der Union fallen und die ihn oder sie unmittelbar 
betreffen, eine Petition an das Europäische Parlament richten.“ Wie Petitionen an das Europäische Parlament 
zu richten sind, wird hier erläutert: https://www.europarl.europa.eu/at-your-service/de/be-heard/petitions. 

12  NELFA beschreibt sich auf seiner Website (http://nelfa.org) wie folgt: „Nelfa ist das Netzwerk der europäischen 
LGBTIQ*-Familienverbände. Es wurde am 1. Mai 2009 gegründet, um europäische Verbände von lesbischen, 
schwulen, bisexuellen und transgender Eltern (LGBT) und ihren Kindern unter einer Dachorganisation zu 
vereinen.“  

https://www.europarl.europa.eu/at-your-service/de/be-heard/petitions
http://nelfa.org/
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Unionsrecht nicht verboten.13 Ebenso sind die EU-Mitgliedstaaten nach Unionsrecht nicht verpflichtet, 
gleichgeschlechtlichen Paaren in ihrem Hoheitsgebiet die Möglichkeit zu bieten, Kinder zu haben und 
rechtlich als gemeinsame Eltern dieser Kinder anerkannt zu werden (entsprechende Regelungen 
unterliegen nicht der Zuständigkeit der EU).14 Daher soll diese Studie die Freiheit der EU-
Mitgliedstaaten zur Aufrechterhaltung solcher Rechtsvorschriften auch nicht in Frage stellen. Mit 
anderen Worten: In der Studie wird anerkannt, dass es den EU-Mitgliedstaaten bei Sachverhalten, die 
keinen Bezug zum Unionsrecht haben (d. h. in denen keine Freizügigkeitsrechte der EU ausgeübt 
wurden), nach Unionsrecht freisteht, ob und, wenn ja, wie sie die Beziehungen zwischen den beiden 
Personen gleichgeschlechtlicher Paare und Angehörigen von Regenbogenfamilien rechtlich 
anerkennen. 
 
In dieser Studie soll jedoch untersucht werden, ob das Unionsrecht Regenbogenfamilien, die sich in 
Ausübung der EU-Freizügigkeitsrechte zwischen EU-Mitgliedstaaten bewegen, Schutz bieten kann 
und sollte. Die Frage lautet also: Verpflichtet das Unionsrecht den Mitgliedstaat, in den sich eine 
Regenbogenfamilie in Ausübung ihrer EU-Freizügigkeitsrechte aus einem anderen Mitgliedstaat 
begibt, die familiären Beziehungen zwischen ihren Angehörigen rechtlich anzuerkennen, unabhängig 
davon, ob er die Begründung solcher Beziehungen (ab initio) in seinem Hoheitsgebiet erlaubt?  
 
In diesem Abschnitt wird versucht, das Problem eingehender zu behandeln, indem anhand von 
Beispielen die Schwierigkeiten dargestellt werden, mit denen Regenbogenfamilien konfrontiert sind, 
wenn sie sich zwischen den EU-Mitgliedstaaten bewegen. 

 Verweigerung des Rechts auf Familienzusammenführung für 
gleichgeschlechtliche Paare und/oder ihre Kinder 

Das erste Problem, das sich gleichgeschlechtlichen Paaren stellen kann − unabhängig davon, ob sie 
verheiratet sind, in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder einfach in einer De-facto-
Lebenspartnerschaft leben − besteht darin, dass der Mitgliedstaat, in den sie sich begeben, ihnen unter 
Umständen die Anerkennung als Paar und das daraus resultierende Recht auf 
Familienzusammenführung verweigert. Wie in Kapitel 3 dieser Studie erläutert, gewährt das 
Unionsrecht Unionsbürgern, die sich zwischen EU-Mitgliedstaaten bewegen, das Recht auf 
Familienzusammenführung. Das bedeutet, dass sich zugewanderte Unionsbürger unter Berufung auf 
das Unionsrecht von dem Mitgliedstaat, in den sie sich begeben, verlangen können, dass er ihre 

                                                             
13  Wie in den folgenden Kapiteln erläutert, ist dies dennoch durch die EMRK verboten, zumindest dann, wenn 

der soziale und rechtliche Kontext eines Landes die Einführung einer Art von rechtlicher Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher Beziehungen erfordert (siehe Urteil des EGMR vom 21. Juli 2015, Oliari und 
andere / Italien, Nummern 18766/11 und 36030/11). Beim Europäischen Parlament wurde eine inzwischen 
abgeschlossene Petition eingereicht, in der die „rechtliche Anerkennung von Ehen homosexueller Paare“ 
gefordert wurde (Petition Nr. 0807/2015, eingereicht von Massimo Frana, italienischer Staatsangehörigkeit, 
zur Forderung nach einer Entschädigung für Homosexuelle).  

14  In drei beim Europäischen Parlament eingereichten Petitionen, die inzwischen alle abgeschlossen sind, wurde 
verlangt, dass das EP den EU-Mitgliedstaaten die Verpflichtung auferlegen müsse, gleichgeschlechtlichen 
Paaren die gemeinsame Elternschaft zu ermöglichen. Es handelte sich um die Petition Nr. 0597/2018, 
eingereicht von G. T., italienischer Staatsangehörigkeit, zum in Italien bestehenden Verbot, nach dem 
gleichgeschlechtliche und LGBT-Paare keine Kinder adoptieren und keine medizinisch assistierte 
Reproduktion in Anspruch nehmen dürfen, die Petition Nr. 0624/2014, eingereicht von Stefano Fuschetto, 
italienischer Staatsangehörigkeit, zur Legalisierung der gleichgeschlechtlichen Ehe in Europa und die Petition 
Nr. 1513/2016, eingereicht von Benjamin Rzepka deutscher Staatsangehörigkeit) zu gleichgeschlechtlichen 
Lebensformen.  
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Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder − unter bestimmten Voraussetzungen − nicht 
verheirateten bzw. nicht eingetragenen Lebenspartner in sein Hoheitsgebiet zulässt und ihnen einen 
Aufenthaltstitel gewährt. Gleichgeschlechtlichen Paaren wird dieses Recht auf 
Familienzusammenführung jedoch häufig mit der Begründung verweigert, dass ihr Personenstand 
und/oder ihre Beziehung im aufnehmenden EU-Mitgliedstaat nicht anerkannt werden.  
 
Eine solche Verweigerung war der Anlass für die Klage vor einem rumänischen Gericht in dem Fall, der 
zur Anrufung des EuGH in der grundlegenden Rechtssache Coman und Hamilton führte, die in 
Kapitel 4 dieser Studie eingehender behandelt wird.15 Wie später noch erläutert, ist die Rechtssache auf 
die Weigerung Rumäniens zurückzuführen, dem gleichgeschlechtlichen Ehegatten (Herrn Hamilton) 
eines rumänischen Staatsangehörigen (Herrn Coman), der in Ausübung der EU-Freizügigkeitsrechte 
nach Rumänien zurückkehren wollte, ein Aufenthaltsrecht (für mehr als drei Monate) zu gewähren. 
Wäre Herr Coman mit einer Frau verheiratet gewesen, hätten sich die rumänischen Behörden zweifellos 
nicht geweigert, die Ehe anzuerkennen, um das sich aus dem Unionsrecht ergebende Recht auf 
Familienzusammenführung zu gewähren. Wie in Kapitel 4 der Studie erläutert, hat der EuGH in dieser 
Rechtssache klargestellt, dass gleichgeschlechtliche Ehegatten zum Zweck der Gewährung des 
Rechts auf Familienzusammenführung nach Unionsrecht als „Ehegatten“ anerkannt werden 
müssen. Wie jedoch ebenfalls in diesem Kapitel näher ausgeführt, sind einige EU-Mitgliedstaaten 
diesem Urteil immer noch nicht vollständig nachgekommen, da sie sich unverändert weigern, den 
gleichgeschlechtlichen Ehegatten von Unionsbürgern, die sich in Ausübung der EU-
Freizügigkeitsrechte in ihr Hoheitsgebiet begeben haben, ein Aufenthaltsrecht zu gewähren. 
 
Anzumerken ist jedoch, dass selbst einige der EU-Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren 
in ihrem Hoheitsgebiet die Eheschließung ermöglicht haben, sich weigern können, eine in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat geschlossene gleichgeschlechtliche Ehe anzuerkennen, wenn die Ehe im 
Herkunftsmitgliedstaat des Paares nicht anerkannt wird. Ein solcher Sachverhalt ist beispielsweise 
einem Dokument von NELFA16 zu entnehmen, in dem konkrete Erfahrungen von 
gleichgeschlechtlichen Paaren und Regenbogenfamilien geschildert werden, die bei der rechtlichen 
Anerkennung der zwischen ihnen bestehenden Beziehungen mit Schwierigkeiten konfrontiert waren. 
Dieses Dokument beschreibt den Fall einer russischen und einer polnischen Frau, die in Großbritannien 
eine Ehe geschlossen hatten, während sie ihren Wohnsitz in Polen hatten (das gleichgeschlechtlichen 
Paaren in seinem Hoheitsgebiet Eheschließungen verwehrt). Das Paar wollte nach Spanien ziehen (das 
gleichgeschlechtlichen Paaren in seinem Hoheitsgebiet ermöglicht hat, eine Ehe einzugehen) und 
erkundigte sich bei den spanischen Behörden, ob ihre Ehe in Spanien zum Zweck der Prüfung einer 
Möglichkeit zur Ableitung des Rechts auf Familienzusammenführung aus dem Unionsrecht anerkannt 
würde. Nach Auskunft der spanischen Behörden sollten sie für die Anerkennung ihrer Ehe in Spanien 
allerdings nicht nur ihre Heiratsurkunde (aus dem Vereinigten Königreich), sondern auch eine 
Bescheinigung vorlegen, nach der ihre Ehe bei einem Standesamt in Polen (wo das Paar lebt) 
eingetragen sei. Da Polen gleichgeschlechtlichen Paaren die Eheschließung verwehrt und auch in 
einem anderen Land geschlossene gleichgeschlechtliche Ehen nicht anerkennt, kann das Paar seine 
Ehe bei den polnischen Behörden nicht eintragen lassen und somit auch in Spanien nicht als Ehepaar 
anerkannt werden. 
 

                                                             
15  Siehe Fußnote 1.  
16  Dokument „Freedom of Movement in the European Union: Obstacles, cases, lawsuits“ – abrufbar unter 

http://nelfa.org/inprogress/wp-content/uploads/2020/01/NELFA-fomcasesdoc-2020-1.pdf.  

http://nelfa.org/inprogress/wp-content/uploads/2020/01/NELFA-fomcasesdoc-2020-1.pdf
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Auch wenn der Sachverhalt weder in den Medien noch durch Petitionen vor dem Europäischen 
Parlament thematisiert oder vor nationalen Gerichten oder dem EuGH erörtert wurde, steht fest, dass 
gleichgeschlechtliche eingetragene Lebenspartner und De-facto-Lebenspartner durch die 
Nichtanerkennung im Aufnahmemitgliedstaat mit den gleichen Schwierigkeiten konfrontiert sind, d. h. 
der Aufnahmemitgliedstaat kann es ablehnen, sie als Paar anzuerkennen, und ihnen folglich das Recht 
auf Familienzusammenführung verweigern, das nach Unionsrecht zu gewähren ist, wenn EU-
Freizügigkeitsrechte ausgeübt werden. Im Jahr 2014 hatte der EuGH Gelegenheit, in einem Fall zu 
entscheiden, in dem es um die Weigerung des Aufnahmemitgliedstaats ging, eine 
gleichgeschlechtliche eingetragene Lebenspartnerschaft zum Zweck der Familienzusammenführung 
anzuerkennen. Da das vorlegende Gericht sein Vorabentscheidungsersuchen zurückzog, ist jedoch 
kein Urteil ergangen.17 Im Zusammenhang mit nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen 
Lebenspartnerschaften wurde die Frage nicht unmittelbar in einer Rechtssache des EuGH oder in einer 
beim Europäischen Parlament eingereichten Petition aufgeworfen. Die dem EGMR vorgelegten Fälle 
haben jedoch gezeigt, dass sich noch immer mehrere europäische Staaten weigern, nicht eingetragene 
gleichgeschlechtliche Lebenspartner zum Zweck der Familienzusammenführung als Paar 
anzuerkennen.18 Gegenstand der Rechtssache Taddeucci und McCall / Italien (siehe Kapitel 6 der 
Studie)19 beispielsweise war die Weigerung Italiens, dem gleichgeschlechtlichen Lebenspartner (einem 
neuseeländischen Staatsangehörigen) eines italienischen Staatsangehörigen aufgrund des Rechts auf 
Familienzusammenführung eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. Damals gewährte Italien 
ausschließlich Ehepaaren das Recht auf Familienzusammenführung und erlaubte – und erlaubt nach 
wie vor – nur die Ehe zwischen Mann und Frau. Daher konnten alle (verschieden- oder 
gleichgeschlechtlichen) nicht verheirateten Paare in seinem Hoheitsgebiet kein Recht auf 
Familienzusammenführung geltend machen. Die Freizügigkeit innerhalb der EU war zwar nicht 
Gegenstand der Rechtssache, und Unionsrecht war insoweit nicht berührt, für die Zwecke dieser Studie 
ist dieser Fall jedoch deshalb wichtig, weil er zeigt, dass einige EU-Mitgliedstaaten 
gleichgeschlechtlichen nicht verheirateten Lebenspartnern das Recht auf Familienzusammenführung 
schlicht mit der Begründung verweigern, dass sie deren Beziehung nicht anerkennen. 
 
Schließlich kann sich der Aufnahmemitgliedstaat als berechtigt sehen, in Fällen, in denen 
gleichgeschlechtliche Paare die gemeinsamen Eltern eines Kindes (und in einem EU-
Mitgliedstaat rechtlich als solche anerkannt) sind, die rechtliche Anerkennung des Eltern-Kind-
Verhältnisses (in Bezug auf mindestens einen der Elternteile) zu verweigern, wenn er in seinem 
Hoheitsgebiet nicht zulässt, dass zwei Personen gleichen Geschlechts die gemeinsamen gesetzlichen 
Eltern eines Kindes sind und als solche rechtlich anerkannt werden. Dies kann zahlreiche negative 
Folgen für die Familie haben, einschließlich der Weigerung des Aufnahmemitgliedstaates, ihnen das 
aus dem Unionsrecht abgeleitete Recht auf Familienzusammenführung zu gewähren. Dass einem 
gleichgeschlechtlichen Paar mit Kindern das Recht auf Familienzusammenführung verweigert wird, 
war bislang noch nicht Gegenstand eines Urteils des EuGH oder einer an das Europäische Parlament 
gerichteten Petition. 

                                                             
17  Siehe Beschluss des Gerichtshofs vom 16. Juli 2015, Fadil Cocaj / Bevándorlási és Állampolgársági Hivatal, C-

459/14.  
18  Siehe Urteil des EGMR vom 23. Februar 2016, Pajić/Kroatien, Nr. 68453/13, und Urteil des EGMR vom 30. Juni 

2016, Taddeucci und McCall / Italien, Nr. 51361/09, betreffend die Anerkennung nicht eingetragener 
gleichgeschlechtlicher Lebenspartner für die Zwecke der Gewährung des Rechts auf 
Familienzusammenführung. Diese Rechtssachen werden in Kapitel 6 der Studie eingehender behandelt. Es 
sei darauf hingewiesen, dass es in diesen Rechtssachen nicht um die Ausübung der EU-Freizügigkeitsrechte 
ging.  

19  Siehe Fußnote 10. 
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 Nichtanerkennung eines gleichgeschlechtlichen Paares als „Paar“ zum Zweck der 
Inanspruchnahme von Leistungen und Vergünstigungen, die „Paaren“ 
vorbehalten sind  

Außerdem werden gleichgeschlechtliche Paare, unabhängig davon, ob sie verheiratet sind, in 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder in einer De-facto-Lebenspartnerschaft leben, 
wenn sie in Ausübung der EU-Freizügigkeitsrechte Zugang zu einem EU-Mitgliedstaat erhalten 
haben, möglicherweise schlechter behandelt als verschiedengeschlechtliche Paare. Ursache der 
Probleme, denen sich gleichgeschlechtliche Paare gegenübersehen, ist die Weigerung des 
Mitgliedstaats, in den sie zugelassen wurden, sie für verschiedene rechtliche Zwecke als Paar 
anzuerkennen, beispielsweise bei der Gewährung von Alterssicherungsleistungen oder eines 
gemeinsamen Kranken- und Unfallversicherungsschutzes und bei der Rechtsnachfolge in 
Mietverhältnissen.20 Hinzu kommt die etwas kompliziertere Tatsache, dass − wie in den folgenden 
Kapiteln dieser Studie noch erläutert wird − mehrere vor dem EuGH verhandelte Fälle zeigen, dass die 
Mitgliedstaaten zwar gleichgeschlechtliche eingetragene Lebenspartner für eine Reihe von rechtlichen 
Zwecken als Paar anerkennen, ihnen aber möglicherweise bestimmte Leistungen oder Ansprüche 
mit der Begründung verweigern, sie seien Ehepaaren vorbehalten, was der EuGH, wie später noch 
ausgeführt wird, als Verstoß gegen die EU-Rechtsvorschriften zur Bekämpfung von 
Diskriminierung in Bezug auf beschäftigungsbezogene Leistungen beurteilt hat.21  
 
Im Zusammenhang mit gleichgeschlechtlichen Ehepaaren und ihrer grenzüberschreitenden 
rechtlichen Anerkennung sind derzeit zwei Fälle vor dem EGMR anhängig: die Urteile Handzlik-Rosul 
und Rosul / Polen22 sowie Formela und Formela / Polen23. In diesen Fällen wurde gleichgeschlechtlichen 
Paaren, die im Ausland geheiratet haben, von den polnischen Behörden die Eintragung ihrer Ehe im 
polnischen Eheregister mit der Begründung verweigert, dass dies gegen „grundlegende Prinzipien des 
polnischen Rechts“ verstoßen würde. Dass ihre Ehen in Polen somit für rechtliche Zwecke grundsätzlich 
nicht anerkannt werden, hat in der Praxis zur Folge, dass ihnen alle für (verschiedengeschlechtliche) 
Ehepaare geltenden Rechte und Ansprüche vorenthalten werden. 
 
Die unterschiedliche (schlechtere) Behandlung von gleichgeschlechtlichen Ehepaaren 
(gegenüber verschiedengeschlechtlichen Ehepaaren in vergleichbaren Situationen) ist Gegenstand 
der Petition Nr. 0402/2020, die im April 2020 eingereicht wurde.24 In der Zusammenfassung der 

                                                             
20  Mit welchen Problemen gleichgeschlechtliche nicht verheiratete Lebenspartner konfrontiert sind, weil sie für 

verschiedene rechtliche Zwecke nicht als Paar anerkannt werden, ist aus einer Reihe von Rechtssachen des 
EGMR ersichtlich, die in Kapitel 6 behandelt werden (siehe zum Beispiel Urteil des EGMR vom 24. Juli 2003, 
Karner/Österreich, Nr. 40016/98; Urteil des EGMR vom 2. März 2010, Kozak/Polen, Nr. 13102/02; Urteil des EGMR 
vom 22. Juli 2010, P. B. und J. S. / Österreich, Nr. 18984/02; Urteil des EGMR vom 28. September 2010, 
J. M. / Vereinigtes Königreich, Nr. 37060.  

21  Urteil des Gerichtshofes vom 1. April 2008, Maruko, C-267/06, ECLI:EU:C:2008:179; Urteil des Gerichtshofes 
vom 10. Mai 2011, Römer, C-147/08, ECLI:EU:C:2011:286; Urteil des Gerichtshofes vom 12. Dezember 2013, 
Hay, C-267/12, ECLI:EU:C:2013:823.  

22  Urteil des EGMR, Handzlik-Rosul und Rosul / Polen, Nr. 45301/19 (anhängig). 
23  Urteil des EGMR, Formela und Formela / Polen, Nr. 58828/12 (anhängig). 
24  Petition Nr. 0402/2020, eingereicht von Frank Bartz, deutscher Staatsangehörigkeit, zu Grundrechten von 

LGBT-EU-Bürgern und deren unterschiedlicher Behandlung in verschiedenen Mitgliedstaaten. Eine ähnliche 
(inzwischen abgeschlossene) Petition (Nr. 0973/2018) betreffend die Diskriminierung von homosexuellen 
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Petition heißt es: „Der Petent macht darauf aufmerksam, dass immer noch homosexuelle Paare in 
verschiedenen Mitgliedstaaten unterschiedlich behandelt und schlechter gestellt würden als 
heterosexuelle Paare, obwohl ihnen Gleichheit in den Verträgen sowie der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union zugesichert werden würden. So würden gleichgeschlechtlichen bi-nationale 
Paaren, obwohl Ehe und Familie geschützt sei, schlechter gestellt z. B. bei der Anerkennung von 
Heiratsurkunden in einem anderen Mitgliedstaat. Die Mitgliedstaaten würden in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention verankerte Grundrechte per einfachen Gesetzes außer Kraft setzen. Er sei 
seit 2011 mit einem Niederländer verheiratet, aber die deutschen Behörden würden die zivile Ehe nicht 
anerkennen, ihm keinen Reisepass ausstellen sowie kein Wahlrecht einräumen, solange er nicht von 
seinen Rechten Abstand nehme, wodurch er staatenlos würde. Dieses Recht könne er im Gegensatz zu 
einem heterosexuellen Mann auch nicht vor Gericht einklagen. Daher fordert der Petent ein 
europäisches Gesetz, welches verschiedene Begriffe wie Geschlecht und Ehe einheitlich definiert sowie 
LGTB als Minderheit anerkennt.“ Wie in Kapitel 6 erläutert, wurde im Zusammenhang mit mehreren 
Sachverhalten wegen Verletzung der EMRK beim EGMR gegen die unterschiedliche Behandlung von 
verschieden- und gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartnern (zum Nachteil 
Letzterer) Beschwerde erhoben; außerdem sind in diesem Zusammenhang derzeit einige 
Rechtssachen beim EGMR anhängig.25 

 Nichtanerkennung des Eltern-Kind-Verhältnisses zwischen einem Kind und 
beiden gleichgeschlechtlichen Elternteilen, das in einem anderen Land rechtlich 
begründet wurde 

In einigen EU-Mitgliedstaaten ist die Anerkennung gleichgeschlechtlicher Paare noch immer 
umstritten; noch kontroverser wird allerdings die Frage diskutiert, ob gleichgeschlechtlichen Paaren 
die Möglichkeit eröffnet werden sollte, Kinder zu haben und rechtlich als gemeinsame Eltern eines 
Kindes anerkannt zu werden.26 Daher ist es nicht überraschend, dass, obwohl eine klare Mehrheit der 
EU-Mitgliedstaaten gleichgeschlechtliche Paare anerkennt, in mindestens 11 von 27 (40 %) der EU-
Mitgliedstaaten gleichgeschlechtlichen Paaren mit Kindern die rechtliche Anerkennung als 
gemeinsame Eltern ihrer Kinder noch immer verweigert werden kann.27 Daher sehen sich 
Regenbogenfamilien, die sich zwischen EU-Mitgliedstaaten bewegen, häufig mit dem Problem 

                                                             

Paaren und LGBTI-Paaren in Europa wurde 2018 von Adolfo Pablo Lapi, italienischer Staatsangehörigkeit, 
eingereicht.  

25  Grochulski/Polen, Nr. 131/15 (anhängig); Meszkes/Polen Nr. 11560/19 (anhängig); Starska/Polen, Nr. 18822/18 
(anhängig).  

26  P. Dunne, „Who is a Parent and Who is a Child in a Same-Sex Family? – Legislative and Judicial Issues for LGBT 
Families Post-Separation, Part I: The European Perspective“, (2017) 30 Journal of the American Academy of 
Matrimonial Lawyers 27, 31 (sowie die Verweise in Fußnote 13 dieses Artikels). Hodson hat ebenfalls 
festgestellt, dass der EGMR einerseits De-facto-Familien zwar inzwischen als gültige Familien anerkennt, die 
Anspruch auf den Schutz ihrer Rechte haben, ihnen andererseits aber derzeit zu wenig Leitlinien zu 
familienrechtlichen Fragen und zu Fragen der Gleichberechtigung von Kindern an die Hand gibt, die in LGBT-
Familien aufwachsen, und dass der EGMR es versäumt hat, sich angemessen mit der Dynamik des 
Familienlebens von LGBT-Familien auseinanderzusetzen − L. Hodson, „Ties That Bind: Towards a Child-
Centred Approach to Lesbian, Gay, Bi-Sexual and Transgender Families under the ECHR“ (2012) 20 
International Journal of Children’s Rights 501, 519). Nach der Veröffentlichung dieses Artikels hat der EGMR sein 
Urteil in der Rechtssache X und andere / Österreich (2013) gefällt (wenn die Möglichkeit der Stiefkind- bzw. 
Sukzessivadoption für nicht verheiratete verschiedengeschlechtliche Paaren besteht, muss sie auch für 
gleichgeschlechtliche Paare gegeben sein).  

27  Siehe https://www.ilga-europe.org/sites/default/files/AD-K%20v%20Poland%202019-07-25%20FINAL.pdf,  
S. 12−14.  

https://www.ilga-europe.org/sites/default/files/AD-K%20v%20Poland%202019-07-25%20FINAL.pdf
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konfrontiert, dass in anderen Ländern rechtswirksam begründete familiäre Beziehungen zwischen 
einem Kind und beiden Elternteilen rechtlich nicht anerkannt und somit beim Überschreiten 
einer nationalen Grenze unwirksam werden.  
 
Ein (häufiges) Problem von Regenbogenfamilien besteht darin, dass die Anerkennung von 
Geburtsurkunden verweigert wird, die in einem anderen EU-Mitgliedstaat ausgestellt wurden und in 
denen zwei gleichgeschlechtliche Elternteile als die gesetzlichen Eltern eines Kindes angegeben sind. 
 
Die im Jahr 2016 eingereichte und noch offene Petition Nr. 0513/2016 gibt sehr deutlich Aufschluss 
über die Probleme, die sich aus der fehlenden einheitlichen rechtlichen Anerkennung der familiären 
Beziehungen zwischen den Angehörigen von Regenbogenfamilien in den EU-Mitgliedstaaten 
ergeben.28 In der Zusammenfassung der Petition heißt es: „Die Petentin ist der Auffassung, dass LGBT-
Familien innerhalb der Europäischen Union nicht über dieselben Rechte verfügen würden. Sie erklärt, 
dass sie mit einer britischen Frau verheiratet sei und 2014 in Spanien eine Tochter zur Welt gebracht 
habe. Auf der spanischen Geburtsurkunde ihrer Tochter wären sowohl sie als auch ihre Partnerin als 
[gesetzliche] Mütter angegeben. Dennoch werden sie außerhalb Spaniens nicht als Familie anerkannt, 
da ihre Tochter nur ein Elternteil habe. Im Vereinigten Königreich, wo sie einen britischen Pass 
beantragt hätten, sei ihnen mitgeteilt worden, dass nach britischem Familienrecht die mit der 
Petentin verheiratete Partnerin nicht als Mutter anerkannt würde und die mit der Petentin 
verheiratete Partnerin folglich bei einem möglichen Umzug in das Vereinigte Königreich ihre eigene 
Tochter adoptieren müsse. Weiterhin wurde ihnen in Griechenland mitgeteilt, dass nur die leibliche 
Mutter als Elternteil anerkannt würde, da es im griechischen Recht keine Bestimmungen für ähnliche 
Familien gebe. Aus den oben genannten Gründen habe die Tochter der Petentin über längere Zeit 
keinen Pass gehabt, und die Familie habe nicht reisen können. Die Petentin ist der Auffassung, dass 
Familien wie der ihren das Recht auf Freizügigkeit verweigert werde und deren Kinder schutzbedürftig 
seien, da ihre Eltern innerhalb der EU nicht gleichermaßen anerkannt würden. Die Petentin ersucht das 
Europäische Parlament und die Kommission, dringend daran zu arbeiten, dass offizielle 
Personenstandsurkunden, z. B. Geburtsurkunden, de facto in allen Mitgliedstaaten anerkannt werden. 
Sie ist der Auffassung, dass die Kinder von Eltern in ähnlichen Situationen dieselben Rechte wie alle 
Kinder verdienten, wobei beide Elternteile anerkannt sein sollten.“ In dem bereits erwähnten 
Dokument von NELFA29 werden die Ursachen der Schwierigkeiten dieser Familie erläutert. 
Insbesondere wird erklärt, dass das Vereinigte Königreich die Co-Mutter nicht als Mutter anerkannte, 
weil die IVF-Behandlung in Spanien und nicht im Vereinigten Königreich durchgeführt wurde und das 
Paar zu diesem Zeitpunkt weder verheiratet noch in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
verbunden war. Die Weigerung, das Eltern-Kind-Verhältnis anzuerkennen, beruhte also im 
Wesentlichen auf einem verfahrensrechtlichen Grund und richtete sich nicht grundsätzlich gegen die 
Anerkennung eines gleichgeschlechtlichen Paares als gemeinsame gesetzliche Eltern eines Kindes. Die 
Verweigerung seitens Griechenlands beruhte dagegen auf einer grundsätzlich ablehnenden Haltung 
gegenüber der Anerkennung von zwei Frauen als gemeinsame gesetzliche Eltern eines Kindes. 
 
Das genannte NELFA-Dokument30 enthält weitere Beispiele für die Schwierigkeiten, mit denen 
gleichgeschlechtliche Paare mit Kindern in grenzüberschreitenden Situationen konfrontiert sind. Einer 
der in diesem Dokument geschilderten Fälle ist Gegenstand der derzeit vor dem EGMR anhängigen 
                                                             
28  Petition Nr. 0513/2016, eingereicht von Eleni Maravelia, griechischer Staatsangehörigkeit, zur 

Nichtanerkennung von LGBT-Familien in der Europäischen Union.  
29  Siehe Fußnote 8.  
30  Ebd.  
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Rechtssache A.D.-K und andere / Polen.31 Der Fall betrifft eine polnische und eine britische Frau, die in 
einer Lebenspartnerschaft leben und ihren Wohnsitz in Großbritannien haben. Das Paar hat ein Kind, 
das in Großbritannien geboren wurde und in dessen britischer Geburtsurkunde beide Frauen als die 
gesetzlichen Eltern des Kindes eingetragen sind. Das Paar wollte die im Vereinigten Königreich erfolgte 
Geburt in Polen eintragen lassen, damit das Kind die polnische Staatsbürgerschaft erhalten kann. Dies 
wurde von den polnischen Behörden jedoch mit der Begründung abgelehnt, dass das polnische Recht 
keine Lebenspartnerschaften vorsehe und gleichgeschlechtliche Ehen nicht anerkenne. Da die 
Behörden nur Geburtsurkunden ausstellen können, in denen jeweils eine „Mutter“ und ein „Vater“ 
angegeben werden, würde die Übertragung einer Geburtsurkunde, in der eine „Mutter“ und ein 
gleichgeschlechtlicher „Elternteil“ angegeben werden, gegen die polnische öffentliche 
Ordnung verstoßen.  
 
Ob bei Regenbogenfamilien, die sich innerhalb der EU bewegen, die Nichtanerkennung von Eltern-
Kind-Verhältnissen zulässig ist, dürfte bald gerichtlich geklärt werden. Wie bereits erläutert, sind 
derzeit zwei Rechtssachen vor dem EuGH anhängig, in denen es darum geht, dass Bulgarien bzw. 
Polens sich weigerten, spanische Geburtsurkunden rechtlich anzuerkennen, in denen zwei Frauen 
als Eltern von in Spanien geborenen Kindern eingetragen sind, und ihre Weigerung damit 
begründeten, dass dies gegen die öffentliche Ordnung verstieße.32  
 
Gleichgeschlechtliche Paare, die durch eine Leihmutterschaft Eltern geworden sind (was bei 
gleichgeschlechtlichen männlichen Paaren häufiger vorkommt), haben darüber hinaus das Problem, 
dass die Leihmutterschaft in den meisten EU-Mitgliedstaaten noch immer nicht geregelt ist. Für 
gleichgeschlechtliche Paare, deren (gemeinsamer) Elternstatus in Bezug auf ein Kind rechtskräftig 
festgestellt wurde, das infolge einer Leihmutterschaft in einem Land geboren wurde, in dem dies 
erlaubt ist (z. B. in den USA), kann dies bedeuten, dass ihr Status als Eltern nicht anerkannt wird, 
wenn sie mit ihrem Kind in die EU zurückkehren. Dies kann bei beiden Personen des Paares oder 
auch nur einer der beiden Personen (in der Regel dem nicht biologischen Elternteil) der Fall sein.33 
Dieser Sachverhalt war Gegenstand der − für unzulässig erklärten − Petition Nr. 1493/2016,34 in der 
es hieß: „Der Petent fordert die Europäische Union auf, umgehend Schritte zu unternehmen und sich 
dieses Problems anzunehmen, die Mitgliedstaaten zur Anerkennung und Registrierung von Kindern, 
die im Rahmen einer Leihmutterschaft im Ausland geboren sind, zu verpflichten und dabei 
sicherzustellen, dass ihre Rechtsverhältnisse aufrechterhalten blieben und sie nicht gezwungen 
würden, beim Grenzübertritt Namen und Familie zu ändern, sowie den Eltern sämtliche mit der Mutter- 
bzw. Vaterschaft verbundenen Rechte und Vorteile zu gewähren, die ihnen zustünden (ungeachtet des 
Personenstands, des Geschlechts und der sexuellen Ausrichtung), damit die optimale Betreuung von 
Kleinkindern sichergestellt und die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben verbessert werden 
könnten.“  

                                                             
31  Antrag Nr. 30806/15 (derzeit anhängig).  
32  Siehe Fußnote 2.  
33  Eine hervorragende Schilderung dieser Beispiele enthält der Artikel von D. Sobovitz, „Long way to go for gay 

rights in Europe“, The Brussels Times vom 21. Juni 2020, abrufbar unter 
https://www.brusselstimes.com/opinion/117865/long-way-to-go-for-gay-rights-in-europe/. Außerdem hat 
Dan Sobowitz, ungarischer Staatsangehörigkeit, erst kürzlich die von zwei weiteren Personen unterzeichnete 
Petition Nr. 1179/2020 zum Schutz des Rechts von Regenbogenfamilien auf Freizügigkeit innerhalb der EU 
eingereicht. 

34  Petition Nr. 1493/2016, eingereicht von Javier Diez, spanischer Staatsangehörigkeit, zu Leihmutterschaft und 
dem entsprechenden Rechtsrahmen.  

https://www.brusselstimes.com/opinion/117865/long-way-to-go-for-gay-rights-in-europe/
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Neueren Datums ist Petition Nr. 0712/202035 mit folgender Zusammenfassung: „Die Petentin beklagt, 
dass LGBT-Familien innerhalb der Europäischen Union nicht über dieselben Rechte verfügten. Sie sei 
mit einer Polin verheiratet, mit der sie zwei Kinder habe, die 2016 und 2018 mittels Leihmutterschaft in 
den USA geboren worden seien. Auf den spanischen Geburtsurkunden ihrer beiden Kinder seien beide 
Partnerinnen als Eltern angegeben. In anderen Mitgliedstaaten würden sie jedoch nicht als Familie 
angesehen und könnten ihre Kinder nur ein Elternteil haben. In Polen könnten sie keine polnischen 
Pässe für ihre Kinder beantragen, da die Ehegattin der Petentin nach polnischem Familienrecht nicht 
als der andere Elternteil anerkannt werde. Folglich würden sie nicht als Familie anerkannt, wenn sie 
sich einmal dazu entschließen, nach Polen zu ziehen. Die Petentin führt an, dass Familien in dieser 
Situation ihr Recht auf Freizügigkeit verweigert werde und dass deren Kinder schutzbedürftig seien, da 
ihre Eltern innerhalb der EU nicht gleichermaßen anerkannt würden. Die Petentin fordert das 
Europäische Parlament und die Kommission mit Nachdruck auf, darauf hinzuwirken, dass offizielle 
Personenstandsurkunden, z. B. Geburtsurkunden, de facto in allen Mitgliedstaaten anerkannt 
werden. Sie ist der Auffassung, dass die Kinder von Eltern in vergleichbaren Situationen dieselben 
Rechte verdienen wie alle anderen Kinder und beide Elternteile anerkannt werden müssen.“ 

 
Wie in Kapitel 7 der Studie erläutert, hat sich der EGMR bereits mit der Frage der 
grenzüberschreitenden Anerkennung der von einem Gericht außerhalb der EU getroffenen 
Entscheidung über die gesetzliche Elternschaft („parental order“) befasst. Dabei ist der EGMR zu dem 
Ergebnis gelangt, dass die EMRK ihre Unterzeichnerstaaten verpflichtet, gerichtliche 
Entscheidungen über die gesetzliche Elternschaft anzuerkennen.36 Dies sollte automatisch der Fall 
sein, wenn es um das rechtliche Eltern-Kind-Verhältnis zwischen dem Kind und dem biologischen 
Elternteil geht, während in Bezug auf den anderen (nicht biologischen) Elternteil die 
Unterzeichnerstaaten eine Möglichkeit zur Anerkennung dieses Eltern-Kind-Verhältnisses 
schaffen (z. B. durch Stiefkind- bzw. Sukzessivadoption, wenn nicht durch Umschreibung der 
ausländischen Geburtsurkunde).37 
 
Wie in der Petition Nr. 0657/202038 erläutert, kann die Weigerung des Aufnahmemitgliedstaates, die 
familiären Beziehungen innerhalb einer LGB-Familie rechtlich anzuerkennen (in der Regel, indem die 
Anerkennung der Eltern-Kind-Verhältnisses zwischen einem Kind und einem der Elternteile verweigert 
wird), zu Einschränkungen der Freizügigkeit in zweierlei Hinsicht führen: i) Verweigerung des Rechts 
auf Familienzusammenführung, und ii) Verweigerung verschiedener Rechte oder Ansprüche (z. B. 
auf Sozialleistungen und Steuervergünstigungen), auf die die Familie Anspruch hätte, wenn die 
rechtlichen Beziehungen zwischen den Familienangehörigen anerkannt würden.39 Diese (rechtliche) 

                                                             
35  Petition Nr. 0712/2020, eingereicht von R. A. P., spanischer Staatsangehörigkeit, zu den Grundrechten von 

Regenbogenfamilien und zur Freizügigkeit innerhalb der EU. 
36  Urteil des EGMR vom 26. Juni 2014, Mennesson/Frankreich, Nr. 65192/11; siehe auch Urteil des EGMR vom 

26. Juni 2014, Labassee/Frankreich, Nr. 65941/11, und Urteil des EGMR vom 19. Januar 2017, 
Laborie/Frankreich, Nr. 44024/13.  

37  EGMR, Gutachtenantrag Nr. P16-2018-001 vom 10. April 2019; Urteil des EGMR vom 16. Juli 2020, D/Frankreich, 
Nr. 11288/18.  

38  Petition Nr. 0657/2020, eingereicht von Catalina Pallàs Picó, spanischer Staatsangehörigkeit, im Namen der 
Vereinigung der LGBTI-Familien Kataloniens, zum Recht auf Freizügigkeit für LGBTI-Familien in der EU.  

39  Die Politik in einzelnen Mitgliedstaaten in Bezug auf Urlaub aus familiären Gründen für nicht traditionelle 
Familien (u. a. Regenbogenfamilien) wird in der im Auftrag der Europäischen Kommission erstellten 
Veröffentlichung N. Picken und B. Janta, „Leave Policies and Practice for Non-Traditional Families“ (RAND 
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Trennung der familiären Beziehungen“ zwischen einem Kind und einem Elternteil durch den Umzug 
des Kindes in einen anderen Mitgliedstaat kann zudem dazu führen, dass nach der Beendigung der 
Paarbeziehung ein Elternteil den anderen Elternteil dadurch aus dem Leben des Kindes ausschließt, 
dass er vorsätzlich in einen Mitgliedstaat zieht, in dem das Eltern-Kind-Verhältnis zwischen dem 
anderen Elternteil und dem Kind rechtlich nicht anerkannt wird. Diese Situation dürfte der Anlass für 
die kürzlich eingereichte Petition Nr. 1038/202040 gewesen sein.  
 
Nach der Erläuterung der unterschiedlichen Hindernisse, mit denen Regenbogenfamilien häufig 
konfrontiert sind, wenn sie sich zwischen den EU-Mitgliedstaaten bewegen, soll nun der für die Zwecke 
dieser Studie relevante rechtliche Rahmen als notwendiger Hintergrund für die eingehende 
Untersuchung der Rechtslage in den Kapiteln 4 bis 7 beschrieben werden.  
 
  

                                                             

Europe) (2019) beschrieben:  
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=738&langId=en&pubId=8239&furtherPubs=yes.  

40  Petition Nr. 1038/2020, eingereicht von Björn Sieverding, deutscher Staatsangehörigkeit, im Namen von 
J. L. L., unterzeichnet von einer weiteren Person, zur gegenseitigen Anerkennung von Erziehungsberechtigten 
in LGBTIQ-Familien in der EU. 

https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=738&langId=en&pubId=8239&furtherPubs=yes
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 DER MAßGEBLICHE RECHTSRAHMEN 
 

 
 
 
 
 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE  

• Die Artikel 21, 45, 49 und 56 AEUV werden zusammen als „Bestimmungen über den freien 
Personenverkehr“ bezeichnet und gewähren Unionsbürgern das Recht, sich in das 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats zu begeben und sich dort aufzuhalten. 
 

• Die Richtlinie 2004/38/EG gewährt allen Unionsbürgern, die sich in das Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates begeben und sich dort aufhalten, das Recht auf 
Familienzusammenführung automatisch (Artikel 2 Nummer 2) und ermessensabhängig 
(Artikel 3 Absatz 2). Unionsbürger, die in den Mitgliedstaat ihrer Staatsangehörigkeit 
zurückkehren, nachdem sie ihre Freizügigkeitsrechte ausgeübt haben, leiten ihr Recht auf 
Familienzusammenführung aus den Bestimmungen über den freien Personenverkehr ab, 
und in diesen Fällen gilt die Richtlinie 2004/38/EG „analog“. 
 

• Gesetze müssen mit allen in der Hierarchie der Rechtsnormen übergeordneten Rechtsakten 
vereinbar sein. In der Rechtsordnung der Union stehen an der Spitze der Hierarchie die 
konstituierenden EU-Verträge zusammen mit der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, danach folgen die allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts und weiter unten in 
der Hierarchie der Rechtsnormen das abgeleitete Recht. 
 

• Nach dem Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts hat bei einem Konflikt zwischen 
Unionsrecht und nationalem Recht das Unionsrecht Vorrang vor jeder Art von nationalem 
Recht, auch vor entgegenstehenden nationalen Verfassungsbestimmungen.  
 

• Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung kann die EU nur innerhalb der 
Grenzen der Zuständigkeiten tätig werden, die ihr die Mitgliedstaaten in den Verträgen 
übertragen haben. Aber auch in Bereichen, in denen die Mitgliedstaaten die volle 
Zuständigkeit behalten und die EU keine Gesetzgebungskompetenz hat, müssen die 
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass sie ihre Zuständigkeit in einer Weise ausüben, die mit 
dem Unionsrecht vereinbar ist.  
 

• Die EU ist keine Menschenrechtsorganisation. Es gibt jedoch zwei Quellen, auf denen der 
Schutz der Grundrechte nach Unionsrecht beruht: die Grundrechte (Menschenrechte), die 
Teil der allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts sind, und die EU-Charta der Grundrechte. 
 

• Obwohl ursprünglich alle EU-Initiativen zum Schutz der Rechte von LGB-Personen in der 
Verabschiedung von nicht verbindlichen Vorschriften (Soft Law) bestanden, wurden seit 
1999 verschiedene rechtsverbindliche Instrumente und Vorschriften eingeführt, die darauf 
abzielen, Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung zu verbieten und die 
Gleichstellung von LGB-Personen innerhalb der EU zu erreichen: Artikel 19 AEUV, Richtlinie 
2000/78/EG, Artikel 21 der EU-Charta der Grundrechte und Artikel 10 AEUV. 
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3.1. Einleitung 

In diesem Kapitel soll der für die Zwecke dieser Studie relevante rechtliche Rahmen erläutert werden. 
Dieser Rahmen bildet den notwendigen Hintergrund für die in den nächsten vier Kapiteln folgende 
eigentliche rechtliche Untersuchung.  
 
Das Kapitel beginnt mit einer Beschreibung des rechtlichen Rahmens, der die Freizügigkeitsrechte 
der Unionsbürger aufgrund des Unionsrechts und das damit verbundene Recht auf 
Familienzusammenführung regelt. Dies ist notwendig, da in dieser Studie die Situation von 
Regenbogenfamilien (denen mindestens ein Unionsbürger angehört) untersucht werden soll, die die 
im Unionsrecht begründeten Freizügigkeitsrechte ausüben. Anschließend wird in diesem Kapitel die 
Hierarchie der Rechtsakte des Unionsrechts erläutert, da die Empfehlungen in den folgenden 
Kapiteln der Studie darauf beruhen, dass die Rechtsinstrumente der Union mit allen in der Hierarchie 
der Rechtsnormen der Union übergeordneten Rechtsakten vereinbar sein müssen. Außerdem wird in 
diesem Kapitel kurz der Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung behandelt, nach dem die 
EU als supranationale Organisation nur in dem Umfang tätig werden kann, in dem die Mitgliedstaaten 
ihr die nötige Zuständigkeit übertragen haben. Darüber hinaus wird die wichtige Unterscheidung 
zwischen der Zuständigkeit der EU einerseits und dem Anwendungsbereich des Unionsrechts 
andererseits erläutert. Es wird betont, dass die Gesetze, die die Rechte von gleichgeschlechtlichen 
Paaren und Regenbogenfamilien regeln, zwar häufig Bereiche betreffen, die in die ausschließliche 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen; dies bedeutet aber nicht, dass sie von den Auswirkungen des 
Unionsrechts völlig unberührt bleiben: Wenn Sachverhalte in den Anwendungsbereich des 
Unionsrechts fallen (was bei der Ausübung der EU-Freizügigkeitsrechte immer gegeben ist), muss 
sichergestellt sein, dass die Anwendung nationaler Gesetze (auch in Bereichen, die weiterhin der 
ausschließlichen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten unterliegen) nicht gegen Unionsrecht verstößt.  
 
In den letzten Abschnitten des Kapitels werden die Beziehung zwischen der EU und den 
Grundrechten (Menschenrechten) und die Position der EU gegenüber dem Schutz der Rechte von 
LGB-Personen untersucht. Es wird erläutert, dass die EU zwar keine Menschenrechtsorganisation ist, 
aber dennoch einen Rechtsrahmen entwickelt hat, der die Unionsorgane und unter bestimmten 
Umständen auch die Mitgliedstaaten zur Einhaltung der Grundrechtsgarantien verpflichtet; dies ist 
besonders wichtig im Zusammenhang mit der Auslegung von EU-Rechtsvorschriften und nationalen 
Rechtsvorschriften mit Auswirkungen auf die Rechte von Regenbogenfamilien. Der Rechtsrahmen der 
Union zum Schutz der Rechte von LGB-Personen wird ebenfalls kurz beschrieben. Das Kapitel schließt 
danach mit einem Abschnitt, in dem das Verhältnis zwischen dem Grundrechtsschutz nach 

 

• Die EMRK ist kein EU-Instrument und für die EU nicht bindend, hat aber eine besondere 
Stellung in der Rechtsordnung der Union. Sie ist eine wichtige Orientierungshilfe für den 
EuGH, und nach Artikel 6 Absatz 3 EUV stellen die durch die EMRK garantierten 
Grundrechte allgemeine Grundsätze des Unionsrechts dar. Gemäß Artikel 6 Absatz 2 EUV 
ist die EU verpflichtet, der EMRK beizutreten, und nach Artikel 52 Absatz 3 der EU-
Grundrechtecharta gilt, soweit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten Rechten 
entsprechen, dass diese die gleiche Bedeutung und Tragweite haben wie die in der EMRK 
verankerten Rechte. 
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Unionsrecht und der EMRK untersucht wird. Dieser Aspekt ist wichtig, da viele der Fragen im 
Zusammenhang mit Regenbogenfamilien nicht auf EU-Ebene entschieden wurden und daher die 
EMRK sowie insbesondere Urteile des EGMR zur Orientierung herangezogen werden müssen. 
 

3.2. Unionsbürgerschaft und das Recht der Unionsbürger auf 
Freizügigkeit 

Die Keimzelle der heutigen EU geht bereits auf die 1950er Jahren zurück, als nach der Zerstörung 
Europas durch den Zweiten Weltkrieg beschlossen wurde, dass jeder Krieg zwischen Frankreich und 
Deutschland „nicht nur undenkbar, sondern materiell unmöglich“ werden sollte.41 Aus diesem Grund 
wurde nach der Schuman-Erklärung von 195042 im Jahr 1952 die Europäische Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl (EGKS) gegründet, um die Kohle- und Stahlproduktion Deutschlands und Frankreichs 
zusammenzulegen und einen gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl zwischen den beteiligten 
europäischen Staaten zu schaffen. Einige Jahre später, im Jahr 1958, wurden zwei weitere 
Gemeinschaften gegründet: die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische 
Atomgemeinschaft (EURATOM). Während Letztere das spezifische Ziel hatte, die Zusammenarbeit bei 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie zu fördern, verfolgte Erstere das weiter gefasste, ambitionierte 
Ziel, einen Binnenmarkt zwischen den Teilnehmerstaaten aufzubauen.43  
 
Für die Schaffung eines Binnenmarkts muss der freie Verkehr von Waren, Marktteilnehmern, 
Dienstleistungen und Kapital (zwischen den Teilnehmerstaaten) gewährleistet sein. Zu diesem Zweck 
enthielt der ursprüngliche EWG-Vertrag eine Reihe von Bestimmungen − die sogenannten 
„Freizügigkeitsbestimmungen“ −, nach denen es den Mitgliedstaaten untersagt war, Hindernisse für 
den freien Verkehr zu schaffen oder aufrechtzuerhalten. Nach einer Reihe von Änderungen der 
Verträge ist die (wirtschaftliche) Freizügigkeit jetzt im AEUV geregelt: Nach den Artikeln 34 und 35 
AEUV44 sind Hindernisse für den freien Warenverkehr, nach den Artikeln 45,45 4946 und 56 AEUV (den 

                                                             
41  Schuman-Erklärung, 9. Mai 1950; der vollständige Wortlaut ist abrufbar unter: https://europa.eu/european-

union/about-eu/symbols/europe-day/schuman-declaration_de.  
42  Ebd.  
43  Zu den ersten Anfängen in der Geschichte der EU und insbesondere zur Gründung der drei Gemeinschaften 

siehe P. Craig und G. de Búrca, EU Law: Text, Cases and Materials (UK Version) (OUP, 2020), S. 3−5. Siehe auch 
L. Van Middelaar, The Passage to Europe: How a Continent Became a Union (Yale University Press, 2014), 
Kapitel 4. 

44  Artikel 34 AEUV lautet: „Mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung 
sind zwischen den Mitgliedstaaten verboten.“ In Artikel 35 AEUV heißt es: „Mengenmäßige 
Ausfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung sind zwischen den Mitgliedstaaten 
verboten.“ 

45  Artikel 45 AEUV lautet: „1. Innerhalb der Union ist die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gewährleistet. 2. Sie 
umfasst die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung der 
Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige 
Arbeitsbedingungen. 3. Sie gibt – vorbehaltlich der aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und 
Gesundheit gerechtfertigten Beschränkungen – den Arbeitnehmern das Recht, a) sich um tatsächlich 
angebotene Stellen zu bewerben; b) sich zu diesem Zweck im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen; c) sich in einem Mitgliedstaat aufzuhalten, um dort nach den für die Arbeitnehmer dieses Staates 
geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften eine Beschäftigung auszuüben; d) nach Beendigung einer 
Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats unter Bedingungen zu verbleiben, welche die 
Kommission durch Verordnungen festlegt. 4. Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die Beschäftigung in 
der öffentlichen Verwaltung.“ 

46  Nach Artikel 49 AEUV gilt: „Die Beschränkungen der freien Niederlassung von Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats sind nach Maßgabe der folgenden 

https://europa.eu/european-union/about-eu/symbols/europe-day/schuman-declaration_de
https://europa.eu/european-union/about-eu/symbols/europe-day/schuman-declaration_de
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sogenannten „Bestimmungen über die wirtschaftliche Freizügigkeit“) Hindernisse für die Freizügigkeit 
von wirtschaftlich tätigen Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, nach Artikel 56 AEUV47 Hindernisse 
für den freien Dienstleistungsverkehr und nach Artikel 63 AEUV48 Hindernisse für den freien 
Kapitalverkehr verboten. Aus offensichtlichen Gründen sind für die Zwecke dieser Studie nur die 
Bestimmungen über den freien Personenverkehr von Belang.49 
 
In den 1980er Jahren wurde beschlossen, die europäische Integration über die Bereiche hinaus 
auszuweiten, die bis dahin von den drei ursprünglichen Gemeinschaften abgedeckt wurden. Zu 
diesem Zweck brachte der 1993 in Kraft getretene Vertrag von Maastricht bedeutende, 
institutionelle und inhaltliche Veränderungen.50 Er begründete die EU, die damals auf drei Säulen 
ruhte: auf den Europäischen Gemeinschaften als der ersten Säule, die weiterhin supranationalen 
Charakter haben und die bereits bestehenden Gemeinschaften umfassen sollte, und auf zwei neuen, 
zwischenstaatlichen Säulen in Form der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und der 
Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres.51 Die Säulenstruktur wurde zwar durch die 
Änderungen des Vertrags von Lissabon im Jahr 2009 abgeschafft,52 aber die EU hat immer noch die 
gleichen vielfältigen Kompetenzen, die ihr 1993 verliehen wurden, einschließlich einiger Ergänzungen 
durch spätere Vertragsänderungen. 
 
Vor allem aber wurde mit dem Vertrag von Maastricht auch ein neuer Status für alle 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten eingeführt (der Status der Unionsbürgerschaft) und ein 
neuer Zweiter Teil zum Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EG) (jetzt Zweiter Teil 
AEUV) hinzugefügt, der die zentralen Bestimmungen zur Unionsbürgerschaft enthält.53 Daher konnten 
bis 1993 nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die in irgendeiner Weise zu den wirtschaftlichen 
Zielen der EWG beitrugen (Arbeitnehmer und Angestellte und Dienstleister), Freizügigkeitsrechte 
nach Maßgabe der Verträge ausüben. Seit 1993 können alle Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten − unabhängig von ihrem Beitrag zu den wirtschaftlichen Zielen der EU − das Recht 

                                                             

Bestimmungen verboten. Das Gleiche gilt für Beschränkungen der Gründung von Agenturen, 
Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften durch Angehörige eines Mitgliedstaats, die im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ansässig sind. Vorbehaltlich des Kapitels über den Kapitalverkehr umfasst 
die Niederlassungsfreiheit die Aufnahme und Ausübung selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie die 
Gründung und Leitung von Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften im Sinne des Artikels 54 Absatz 2, 
nach den Bestimmungen des Aufnahmestaats für seine eigenen Angehörigen.“ 

47  Artikel 56 AEUV lautet: „Die Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der Union für 
Angehörige der Mitgliedstaaten, die in einem anderen Mitgliedstaat als demjenigen des 
Leistungsempfängers ansässig sind, sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen verboten. Das 
Europäische Parlament und der Rat können gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren beschließen, 
dass dieses Kapitel auch auf Erbringer von Dienstleistungen Anwendung findet, welche die 
Staatsangehörigkeit eines dritten Landes besitzen und innerhalb der Union ansässig sind.“ 

48  Artikel 63 AEUV lautet: „1. Im Rahmen der Bestimmungen dieses Kapitels sind alle Beschränkungen des 
Kapitalverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern 
verboten. 2. Im Rahmen der Bestimmungen dieses Kapitels sind alle Beschränkungen des Kapitalverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern verboten.“  

49  Eine detaillierte Analyse aller Freizügigkeitsbestimmungen enthält C. Barnard, The Substantive Law of the EU: 
The Four Freedoms (OUP, 2019). Die Bestimmungen über den freien Personenverkehr werden dort 
insbesondere in den Kapiteln 6 bis 9 behandelt. 

50  R. Corbett, The Treaty of Maastricht (Longman, 1993). 
51  D. Curtin, „The Constitutional Structure of the Union: A Europe of Bits and Pieces“ (1993) 30 Common Market 

Law Review 17. 
52  J.-C. Piris, The Lisbon Treaty: A Legal and Political Analysis (CUP, 2010) 65−70. 
53  Artikel 20–25, AEUV. 
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auf Freizügigkeit zwischen den EU-Mitgliedstaaten beanspruchen. Dieses Recht ist nun in 
Artikel 21 AEUV54 verankert, der zusammen mit den Bestimmungen über die wirtschaftliche 
Freizügigkeit von Personen (Artikel 45, 49 und 56 AEUV) die Bestimmungen über den freien 
Personenverkehr bildet, die Freizügigkeitsrechte ausschließlich Unionsbürgern gewähren: 
Personen, die nicht die Unionsbürgerschaft besitzen, können sich daher nicht auf die 
Freizügigkeitsbestimmungen des Vertrags berufen, es sei denn, sie sind Familienangehörige eines 
Unionsbürgers; in diesem Fall genießen sie diese Rechte durch den Unionsbürger. 
 
Daher können sich heute alle Unionsbürger (auch LGB-Unionsbürger55) unter Berufung auf 
Unionsrecht zwischen den EU-Mitgliedstaaten56 frei bewegen. Welche der Bestimmungen über den 
freien Personenverkehr bei einem bestimmten Sachverhalt anwendbar sind, hängt jedoch vom 
Zweck der Freizügigkeit ab.57 Unionsbürger, die sich zu wirtschaftlichen Zwecken zwischen den EU-
Mitgliedstaaten bewegen, können sich nach wie vor auf die spezifischeren Bestimmungen zur 
wirtschaftlichen Freizügigkeit berufen, wie sie im ursprünglichen EWG-Vertrag festgelegt sind (wie 
bereits erläutert, jetzt Artikel 45, 49 und 56 AEUV). Alle anderen Unionsbürger, die nicht unter die oben 

                                                             
54  Artikel 21 AEUV lautet: „1. Jeder Unionsbürger hat das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 

vorbehaltlich der in den Verträgen und in den Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen 
und Bedingungen frei zu bewegen und aufzuhalten. 2. Erscheint zur Erreichung dieses Ziels ein Tätigwerden 
der Union erforderlich und sehen die Verträge hierfür keine Befugnisse vor, so können das Europäische 
Parlament und der Rat gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren Vorschriften erlassen, mit denen 
die Ausübung der Rechte nach Absatz 1 erleichtert wird. 3. Zu den gleichen wie den in Absatz 1 genannten 
Zwecken kann der Rat, sofern die Verträge hierfür keine Befugnisse vorsehen, gemäß einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren Maßnahmen erlassen, die die soziale Sicherheit oder den sozialen Schutz betreffen. 
Der Rat beschließt einstimmig nach Anhörung des Europäischen Parlaments.“ Es ist zu betonen, dass − nach 
Artikel 21 Absatz 1 AEUV − das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten, den Beschränkungen und Bedingungen unterliegt, die in den Verträgen und durch abgeleitetes 
Recht festgelegt sind. 

55  Jessurun D'Oliveira stellte fest, dass die Freizügigkeit nach Artikel 3 EWG-Vertrag Personen (Arbeitnehmern 
und anderen) gewährt werde und − da Lesben und Schwule Personen seien − somit auch für Lesben und 
Schwule gelte (H. U. Jessun d’Oliveira, „Lesbians and Gays and the Freedom of Movement of Persons“ in 
K. Waaldijk und A. Clapham (Hrsg.), Homosexuality: A European Community Issue (Martinus Nijhoff, 1993) 294. 
Ähnlich ist Kochenov der Auffassung, dass das Hauptrecht der Unionsbürgerschaft, nämlich die Freizügigkeit, 
nicht vom Geschlecht bzw. von den sexuellen Vorlieben der Bürgerinnen und Bürger abhängig gemacht 
werden könne (siehe D. Kochenov, „On Options of Citizens and Moral Choices of States: Gays and European 
Federalism“ (2009) 33 Fordham International Law Journal 156, S. 184). 

56  Es ist anzumerken, dass die Bestimmungen des EG-Vertrags über den freien Personenverkehr nur die 
Freizügigkeit zwischen den EU-Mitgliedstaaten betreffen. Daher gelten die Freizügigkeit innerhalb eines EU-
Mitgliedstaates (siehe z. B. Urteil des Gerichtshofes vom 28. März 1979, The Queen / Saunders, C-175/78, 
ECLI:EU:C:1979:88) und Bewegungen zwischen einem Mitgliedstaat und einem Drittland (z. B. zwischen den 
USA und einem EU-Mitgliedstaat) nicht als „Freizügigkeit“ im Sinne dieser Bestimmungen. Sachverhalte, die 
nur eine solche Bewegung beinhalten, werden als rein innerstaatlich betrachtet, sodass die 
Freizügigkeitsbestimmungen der EU nicht zur Anwendung kommen. Da für solche rein innerstaatlichen 
Sachverhalte das Unionsrecht nicht gilt, ist der durch Letzteres vorgesehene Schutz möglicherweise nicht 
gegeben. Dies kann zur Folge haben, dass rein innerstaatliche Sachverhalte (nach nationalem Recht) 
ungünstiger behandelt werden als Sachverhalte, die in den Anwendungsbereich der EU-Rechtsvorschriften 
zur Freizügigkeit fallen. Dies wird als „umgekehrte Diskriminierung“ bezeichnet. Eine Analyse des Grundsatzes 
des sogenannten rein innerstaatlichen Sachverhalts und des Begriffs der umgekehrten Diskriminierung im 
EU-Freizügigkeitsrecht ist A. Tryfonidou, Reverse Discrimination in EC Law (Kluwer, 2009), zu entnehmen.  

57  In den letzten Jahren hat der Gerichtshof die verschiedenen Bestimmungen über den freien Personenverkehr 
allerdings nicht mehr so klar voneinander unterschieden und den Zweck der Ausübung der Freizügigkeit 
unberücksichtigt gelassen; siehe A. Tryfonidou, „In search of the aim of the EC free movement of persons 
provisions: Has the Court of Justice missed the point?“, (2009) 46 Common Market Law Review 1591. 
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genannten Bestimmungen fallen, können sich auf die allgemeine Rechtsvorschrift (Lex generalis), d. h. 
Artikel 21 AEUV, berufen. Für die Zwecke dieser Studie ist es jedoch nicht erforderlich, zwischen 
Bestimmungen über den freien Personenverkehr zu unterscheiden. Die Feststellungen und Vorschläge 
gelten für Sachverhalte, auf die eine dieser Bestimmungen anwendbar ist. 
 
Nach der Rechtsprechung des EuGH können Unionsbürger unter Berufung auf die Bestimmungen über 
den freien Personenverkehr Maßnahmen des Aufnahmemitgliedstaats58 (aber auch des 
Herkunftsmitgliedstaats) anfechten, wenn Letzterer seine eigenen Staatsangehörigen davon abhält 
oder daran hindert, sich in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben.59 Darüber hinaus hat der EuGH 
klargestellt, dass die Bestimmungen über den freien Personenverkehr nicht nur Maßnahmen 
verbieten, die unmittelbar oder mittelbar aufgrund der Staatsangehörigkeit (oder der Ausübung 
von Freizügigkeitsrechten) diskriminierend sind, sondern auch an sich nicht diskriminierende 
Hindernisse für den freien Personenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten.60 Auf die Bestimmungen 
über den freien Personenverkehr können sich Unionsbürger nicht nur berufen, wenn sie sich in das 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats begeben wollen und dabei mit einem Hindernis 
konfrontiert sind, sondern auch, wenn sie gegen ein Hindernis für ihre Rückkehr in ihren 
Herkunftsmitgliedstaat Beschwerde erheben.61 Wie aus dem AEUV62 und der Rechtsprechung des 
EuGH63 hervorgeht, können Hindernisse für den freien Personenverkehr aus nicht wirtschaftlichen 
Gründen gerechtfertigt sein,64 sofern die nationalen Maßnahmen, die das Hindernis begründen, in 
einem angemessenen Verhältnis zum angestrebten Ziel65 stehen.  
 
Die Bestimmungen über den freien Personenverkehr wurden stets durch eine lange Liste von 
abgeleiteten Rechtsvorschriften ergänzt. Für die Zwecke dieser Studie sind die wichtigsten dieser 
Instrumente die Richtlinie 2004/38/EG66 mit näheren Erläuterungen zum Aufenthaltsrecht und zu 
anderen durch Unionsrecht begründeten Rechten (z. B. das Recht auf Familienzusammenführung) von 

                                                             
58  Siehe z. B. Urteil des Gerichtshofes vom 3. Juni 1986, Kempf / Staatssecretaris van Justitie, C-139/85, 

ECLI:EU:C:1986:223; Urteil des Gerichtshofes vom 17. September 2002, Baumbast und R, C-413/99, 
ECLI:EU:C:2002:493. 

59  Siehe z. B. Urteil des Gerichtshofes vom 15. Dezember 1995, Union royale belge des sociétés de football 
association u. a. / Bosman u. a., C-415/93, ECLI:EU:C:1995:463; Urteil des Gerichtshofes vom 7. Juli 1992, The 
Queen / Immigration Appeal Tribunal und Surinder Singh, ex parte Secretary of State for the Home Department, C-
370/90, ECLI:EU:C:1992:296; Urteil des Gerichtshofes vom 11. Juli 2002, Carpenter, C-60/00, 
ECLI:EU:C:2002:434. Siehe F. Strumia, „Supranational citizenship’s enablers. Free movement from the 
perspective of home Member States“ (2020) 45 European Law Review 507. 

60  Siehe z. B. Bosman (Fußnote 19); Urteil des Gerichtshofes vom 30. November 1995, Gebhard / Consiglio 
dell'Ordine degli Avvocati e Procuratori di Milano, C-55/94, ECLI:EU:C:1995:411; Carpenter (siehe Fußnote 19). 

61  Siehe beispielsweise Urteil des Gerichtshofs vom 5. Juni 2018, Coman und Hamilton, C-673/16, 
ECLI:EU:C:2018:385. 

62  Artikel 45 Absatz 3 AEUV, Artikel 52 und 62 AEUV und implizit Artikel 21 Absatz 1 AEUV. 
63  Siehe z. B. Urteil des Gerichtshofes vom 3. Dezember 1974, Van Binsbergen / Bedrijfsvereniging voor de 

Metaalnijverheid, C-33/74, ECLI:EU:C:1974:131; Gebhard (siehe Fußnote 20); Bosman (siehe Fußnote 19). 
64  Die Hindernisse dürfen beispielsweise nicht darauf abzielen, Marktteilnehmer aus anderen Mitgliedstaaten 

auszuschließen, um die nationale Wirtschaft zu schützen. 
65  Eine Untersuchung möglicher Begründungen enthält P. Koutrakos, N. Nic Shuibhne, und P. Syrpis (Hrsg.), 

Exceptions from EU Free Movement Law: Derogation, Justification and Proportionality (Hart, 2016). 
66  Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 

Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 
64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG 
und 93/96/EWG (ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 77). 
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Unionsbürgern, die sich in einen anderen Mitgliedstaat als den ihrer Staatsangehörigkeit begeben oder 
sich dort aufhalten,67 sowie die Verordnung (EU) Nr. 492/201168 mit einer Weiterentwicklung des 
Verbots der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit bei Sachverhalten, die die 
Freizügigkeit von Arbeitnehmern betreffen. Teile dieser Instrumente werden je nach Relevanz in 
diesem und in den folgenden Kapiteln eingehender behandelt. 
 

3.3. Das Recht auf Familienzusammenführung nach den EU-
Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit 

Schon früh wurde erkannt, dass die Freizügigkeit der Staatsangehörigen von Mitgliedstaaten nur dann 
gewährleistet werden kann, wenn geregelt ist, dass ihre nahen Familienangehörigen ihnen nach einem 
Umzug in einen anderen Mitgliedstaat folgen dürfen. Zu diesem Zweck wurde das Recht auf 
Familienzusammenführung als abgeleitetes Recht anerkannt, das an das in den Bestimmungen über 
den freien Personenverkehr verankerte primäre Recht auf Freizügigkeit zwischen den EU-
Mitgliedstaaten geknüpft ist.69 Solche Rechte wurden − und werden − in den Verträgen an keiner Stelle 
erwähnt, bestehen aber ausdrücklich aufgrund abgeleiteter Rechtsvorschriften.70  
 
Derzeit ist das Recht auf Familienzusammenführung für Unionsbürger, die ihre Freizügigkeitsrechte 
ausüben, in der Richtlinie 2004/38/EG71 festgelegt. Die Richtlinie von 2004 unterscheidet hinsichtlich 
des Rechts auf Familienzusammenführung zwischen: a) dem automatisch gewährten Recht auf 
Familienzusammenführung für die in Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie genannten Kategorien von 
Familienangehörigen und b) dem nach Ermessen gewährten Recht auf Familienzusammenführung für 
zwei Kategorien von Personen, die eine bestimmte (familiäre oder quasi-familiäre) Beziehung zu einem 
Unionsbürger haben, wie in Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie festgelegt. Gegenüber Letzteren hat der 
Aufnahmemitgliedstaat lediglich die Pflicht, die Einreise und den Aufenthalt der Familienangehörigen 
in seinem Hoheitsgebiet zu „erleichtern“.  
 
Nach Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2004/38/EG (der die Kategorien von Familienangehörigen 
festlegt, denen das Recht auf Familienzusammenführung automatisch gewährt wird) bezeichnet 
im Sinne von Richtlinie 2004/38/EG der Ausdruck 

„‚Familienangehöriger‘  
a) den Ehegatten;  
b) den Lebenspartner, mit dem der Unionsbürger auf der Grundlage der Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats eine eingetragene Lebenspartnerschaft eingegangen ist, sofern nach den 
Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene Lebenspartnerschaft der 
Ehe gleichgestellt ist und die in den einschlägigen Rechtsvorschriften des 
Aufnahmemitgliedstaats vorgesehenen Bedingungen erfüllt sind; 

                                                             
67  Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2004/38/EG, ebd. 
68  Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 über die 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union (Abl. L 141 vom 27.5.2011, S. 1). 
69  Eine detaillierte Analyse des Rechts auf Familienzusammenführung nach den EU-Rechtsvorschriften zur 

Freizügigkeit enthält C. Berneri, Family Reunification in the EU: The Movement and Residence Rights of Third 
Country National Family Members of EU Citizens (Hart, 2017). 

70  G. Barrett, „Family matters: European Community law and third-country family members“ (2003) 40 Common 
Market Law Review 369, 375-376. 

71  Siehe Fußnote 26. 
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c) die Verwandten in gerader absteigender Linie des Unionsbürgers und des Ehegatten oder 
des Lebenspartners im Sinne von Buchstabe b), die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben oder denen von diesen Unterhalt gewährt wird; 
d) die Verwandten in gerader aufsteigender Linie des Unionsbürgers und des Ehegatten oder 
des Lebenspartners im Sinne von Buchstabe b), denen von diesen Unterhalt gewährt wird“. 

 
Übt ein Unionsbürger seine Freizügigkeitsrechte aus, so hat er automatisch das Recht, dass die oben 
genannten Familienangehörigen ihn in den Aufnahmemitgliedstaat begleiten oder ihm nachziehen. 
In der Praxis bedeutet dies, dass der Aufnahmemitgliedstaat nach Unionsrecht verpflichtet ist, diese 
Familienangehörigen in sein Hoheitsgebiet zuzulassen und ihnen einen Aufenthaltstitel zu gewähren, 
ohne seine eigenen Einwanderungsbestimmungen anzuwenden.  
 
In Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2004/38/EG heißt es allerdings:  

 „Unbeschadet eines etwaigen persönlichen Rechts auf Freizügigkeit und Aufenthalt der 
Betroffenen erleichtert der Aufnahmemitgliedstaat nach Maßgabe seiner innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften die Einreise und den Aufenthalt der folgenden Personen: 
a) jedes nicht unter die Definition in Artikel 2 Nummer 2 fallenden Familienangehörigen 
ungeachtet seiner Staatsangehörigkeit, dem der primär aufenthaltsberechtigte Unionsbürger 
im Herkunftsland Unterhalt gewährt oder der mit ihm im Herkunftsland in häuslicher 
Gemeinschaft gelebt hat, oder wenn schwerwiegende gesundheitliche Gründe die persönliche 
Pflege des Familienangehörigen durch den Unionsbürger zwingend erforderlich machen; 
b) des Lebenspartners, mit dem der Unionsbürger eine ordnungsgemäß bescheinigte 
dauerhafte Beziehung eingegangen ist.  
Der Aufnahmemitgliedstaat führt eine eingehende Untersuchung der persönlichen Umstände 
durch und begründet eine etwaige Verweigerung der Einreise oder des Aufenthalts dieser 
Personen.“ 

 
Im Gegensatz zu Personen, die unter den Begriff „Familienangehörige“ gemäß Artikel 2 Nummer 2 der 
Richtlinie 2004/38/EG fallen und bei denen Unionsbürger automatisch das Recht auf 
Familienzusammenführung haben, wird Personen, die den Schutz gemäß Artikel 3 Nummer 2 der 
genannten Richtlinie in Anspruch nehmen können, die Zulassung in den Aufnahmemitgliedstaat 
nicht garantiert.72 Das Erfordernis, ihnen die Einreise und den Aufenthalt zu „erleichtern“, bedingt 
lediglich, dass der Aufnahmemitgliedstaat eine eingehende Untersuchung der persönlichen 
Umstände des/der Familienangehörigen und seiner/ihrer Beziehung zu dem Unionsbürger 
vornimmt und eine etwaige Verweigerung der Einreise oder des Aufenthalts des/der 
Familienangehörigen begründet.73 In Erwägungsgrund 6 der Richtlinie wird dieses Erfordernis weiter 
ausgeführt und festgestellt, dass die Lage dieser Personen „von dem Aufnahmemitgliedstaat auf der 
Grundlage seiner eigenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften daraufhin geprüft werden [sollte], ob 
diesen Personen die Einreise und der Aufenthalt gestattet werden könnte, wobei ihrer Beziehung zu 
dem Unionsbürger sowie anderen Aspekten, wie ihre finanzielle oder physische Abhängigkeit von dem 
Unionsbürger, Rechnung zu tragen ist“. Der EuGH hat außerdem klargestellt, dass Artikel 3 Absatz 2 der 
Richtlinie 2004/38/EG „[...] von dem Aufnahmemitgliedstaat auf der Grundlage seiner eigenen 

                                                             
72  Zu diesem Aspekt siehe H. Toner, „Migration Rights and Same-Sex Couples in EU Law: A Case Study“ in 

K. Boele-Woelki und A. Fuchs (Hrsg.), Legal Recognition of Same-Sex Relationships in Europe: National, Cross-
Border and European Perspectives (Intersentia, 2012), S. 288.  

73  Zu einer detaillierteren Analyse der Verpflichtungen, die den Mitgliedstaaten aufgrund dieser Bestimmung 
obliegen, siehe Urteil des Gerichtshofs vom 5. September 2012, Rahman u. a., C-83/11, ECLI:EU:C:2012:519. 
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innerstaatlichen Rechtsvorschriften daraufhin geprüft werden [sollte], ob diesen Personen die Einreise 
und der Aufenthalt gestattet werden könnte, wobei ihrer Beziehung zu dem Unionsbürger sowie 
anderen Aspekten, wie ihre finanzielle oder physische Abhängigkeit von dem Unionsbürger, Rechnung 
zu tragen ist“.74 
 
An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass nach Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 16 
Absatz 2 der Richtlinie 2004/38/EG den Familienangehörigen eines Unionsbürgers, „die nicht die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen“, im Aufnahmemitgliedstaat ein 
Aufenthaltsrecht gewährt wird, das dem eines Unionsbürgers gleichwertig ist. Die genannte 
Formulierung („die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen“) wurde aufgenommen, 
weil nur drittstaatsangehörige Familienangehörige das durch den Unionsbürger begründete 
Recht auf Familienzusammenführung unter Berufung auf Unionsrecht geltend machen müssen. 
Familienangehörige, die selbst Unionsbürger sind, genießen persönliche Freizügigkeitsrechte und 
müssen daher im Allgemeinen keine abgeleiteten Rechte aufgrund ihrer Beziehung zu einem 
Unionsbürger geltend machen.  
 
Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass die Richtlinie 2004/38/EG, wie bereits erläutert, nur für 
Unionsbürger (und ihre Familienangehörigen) gilt, die in einen anderen Mitgliedstaat als den der 
Staatsangehörigkeit des Unionsbürgers ziehen und sich dort aufhalten.75 Daher gilt die Richtlinie 
nicht für Sachverhalte, bei denen ein Unionsbürger in Ausübung seiner EU-Freizügigkeitsrechte in 
einen anderen EU-Mitgliedstaat umgezogen ist und in den Mitgliedstaat seiner 
Staatsangehörigkeit zurückkehren möchte.76 Tatsächlich ist dies keine Besonderheit der Richtlinie 
2004/38/EG, da die früheren Rechtsvorschriften (die die Freizügigkeitsbestimmungen des Vertrags 
ergänzten und aus denen sich das Recht auf Familienzusammenführung ableitetet) nur dann 
anwendbar waren, wenn sich ein Unionsbürger aus dem Mitgliedstaat der Staatsangehörigkeit in einen 
anderen Mitgliedstaat begab.77 Der EuGH hat jedoch klargestellt, dass die Richtlinie 2004/38/EG zwar 
nicht auf Sachverhalte im Zusammenhang mit „Rückkehrern“ (d. h. Unionsbürgern, die nach Ausübung 
des Freizügigkeitsrechts in den Mitgliedstaat ihrer Staatsangehörigkeit zurückkehren wollen, wo sie 
unter Berufung auf das Unionsrecht das Recht auf Familienzusammenführung geltend machen wollen) 
anwendbar ist und Rechte auf Familienzusammenführung daher nicht unmittelbar aus der Richtlinie 
abgeleitet werden können, sowie dass die Freizügigkeitsbestimmungen des Vertrags bei solchen 
Sachverhalten durchaus anwendbar sind und somit das Recht auf Familienzusammenführung 

                                                             
74  Ebd., Rn. 21. 
75  Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2004/38/EG (siehe Fußnote 26); es ist zu beachten, dass die in der Fußnote 16 

genannte rein innerstaatliche Regelung natürlich auch bei Sachverhalten anwendbar ist, bei denen 
Unionsbürger und ihre Familienangehörigen unter Berufung auf das Unionsrecht das Recht auf 
Familienzusammenführung geltend machen möchten: Wenn der Unionsbürger das Recht auf Freizügigkeit 
nicht ausgeübt hat und der Sachverhalt somit als rein innerstaatliche Angelegenheit eines Mitgliedstaats gilt, 
kann das Recht auf Familienzusammenführung nicht aus dem Unionsrecht abgeleitet werden. In diesem Fall 
hängt das Recht des bzw. der Familienangehörigen auf Einreise in den betreffenden Mitgliedstaat vollständig 
vom nationalen Einwanderungsrecht ab, das das Recht auf Familienzusammenführung nur sehr selten 
automatisch einräumt. Aus diesem Grund kommt es bei rein innerstaatlichen Sachverhalten häufig zu einer 
umgekehrten Diskriminierung in Bezug auf die Inanspruchnahme des Rechts auf Familienzusammenführung 
(siehe z. B. die verbundenen Rechtssachen C-35/82 und C-36/82, Morson und Jhanjan, ECLI:EU:C:1982:368). 

76  Siehe z. B. Coman und Hamilton (Fußnote 21), Rn. 20, Urteil des Gerichtshofs vom 12. März 2014, O./B., C-
456/12, ECLI:EU:C:2014:135, Rn. 37; Urteil des Gerichtshofs vom 14. November 2017, Lounes, C-156/16, 
ECLI:EU:C:2017:862, Rn. 33. 

77  Siehe z. B. Carpenter (Fußnote 19), Rn 31−36. 
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unmittelbar aus ihnen abgeleitet werden kann.78 Zu diesem Zweck gilt die Richtlinie 2004/38/EG 
„analog“, damit „Rückkehrer“ das gleiche Recht auf Familienzusammenführung genießen wie 
Unionsbürger, die sich in einen anderen Mitgliedstaat als den ihrer Staatsangehörigkeit begeben (und 
für die die Richtlinie unmittelbar gilt).79  
 
Schließlich hat der EuGH neben den oben genannten Kategorien von Familienangehörigen, die nach 
Richtlinie 2004/38/EG (bzw. deren „analoger“ Anwendung) ein von zugewanderten Unionsbürgern 
abgeleitetes Recht auf Familienzusammenführung besitzen, die Kategorien von 
Familienangehörigen ausgeweitet, für die ein Unionsbürger (als Kind) unter bestimmten 
Umständen das Recht auf Familienzusammenführung in Anspruch nehmen kann.80 Dieser Punkt 
ist besonders für die Analyse in Kapitel 7 der Studie relevant und wird daher dort eingehender 
behandelt. 
 

3.4. Die Normenhierarchie der EU und das Verhältnis zwischen 
Unionsrecht und nationalem Recht 

Wie alle Rechtssysteme hat auch das Rechtssystem der Union seine eigene Hierarchie der 
Rechtsnormen. An der Spitze der Hierarchie stehen die konstituierenden EU-Verträge (derzeit der 
EUV und der AEUV) zusammen mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im 
Folgenden „Charta“)81, die nach Artikel 6 Absatz 1 EUV mit den Verträgen rechtlich gleichrangig ist82. 
Obwohl die Bestimmungen der Verträge und die Charta auf der gleichen Ebene der rechtlichen 
Hierarchie stehen, ist klar, dass Erstere unter Berücksichtigung der Letzteren ausgelegt werden 
müssen.83 Darunter folgen die allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts (zu denen u. a. die 
Grundrechte (Menschenrechte), der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und der Gleichheitsgrundsatz 
gehören).84 Das abgeleitete Unionsrecht, das Rechtsakte, delegierte Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte umfasst, steht in der Hierarchie weiter unten und kann in Verordnungen, 
Richtlinien oder Entscheidungen bestehen.85 
 
Gesetze müssen mit allen in der Hierarchie der Rechtsnormen übergeordneten Rechtsakten 
vereinbar sein. Das bedeutet beispielsweise, dass Richtlinien und Verordnungen mit den allgemeinen 
Grundsätzen des Unionsrechts, mit den EU-Verträgen und mit der Charta übereinstimmen müssen. 
Dies ist ein wichtiger Punkt, der bei der Lektüre der folgenden Kapitel dieser Studie zu beachten ist, in 
denen u. a. erläutert wird, dass das abgeleitete Unionsrecht mit in der Hierarchie der Rechtsnormen 
übergeordneten Rechtsakten vereinbar sein muss. 

                                                             
78  O./B. (Fußnote 36), Rn. 49. 
79  Ebd., Rn. 50. 
80  Siehe insbesondere Baumbast und R (Fußnote 18); Urteil des Gerichtshofes vom 19. Oktober 2004, Zhu und 

Chen, C-200/02, ECLI:EU:C:2004:639; Urteil des Gerichtshofes vom 8. März 2011, Ruiz Zambrano, C-34/09, 
ECLI:EU:C:2011:124. 

81  Charta der Grundrechte der Europäischen Union (ABl. C 202 vom 7.6.2016, S. 2 (konsolidierte Fassung)). 
82  In Artikel 6 Absatz 1 EUV heißt es: „Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in der 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000 in der am 12. Dezember 2007 in 
Straßburg angepassten Fassung niedergelegt sind; die Charta der Grundrechte und die Verträge sind rechtlich 
gleichrangig.“ 

83  P. Craig und G. de Búrca (siehe Fußnote 3), S. 148. 
84  T. Tridimas, The General Principles of EU Law (OUP, 2006). 
85  P. Craig und G. de Búrca (siehe Fußnote 3), S. 147–159. 
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In diesem Zusammenhang sollte auch das Verhältnis zwischen Unionsrecht und nationalem Recht kurz 
erläutert werden. Es ist ein anerkannter Grundsatz des Unionsrechts, dass bei einem Konflikt zwischen 
Unionsrecht und nationalem Recht das Unionsrecht immer Vorrang hat. Dieser Grundsatz des 
Vorrangs oder Primats des Unionsrechts wurde 1964 in der Rechtssache Costa/ENEL86 formuliert. 
Nach diesem Grundsatz sollte bei einem solchen Konflikt in Verbindung mit Sachverhalten, die in den 
Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen und bei denen ein Konflikt mit dem Unionsrecht besteht, 
die entgegenstehende nationale Bestimmung nicht angewendet werden, während sie bei rein 
innerstaatlichen Sachverhalten, bei denen kein Konflikt mit dem Unionsrecht besteht, weiterhin 
angewendet werden kann.87 Dies zeigt, dass die EU-Mitgliedstaaten in dem Unionsrecht 
unterliegenden Sachverhalten, − also etwa, wenn Regenbogenfamilien Freizügigkeitsrechte 
ausüben −, nach Unionsrecht von der Anwendung nationaler Bestimmungen absehen müssen, die die 
Rechte von Regenbogenfamilien verletzen. Die Anwendung solcher nationaler Bestimmungen bei rein 
innerstaatlichen Sachverhalten ohne Bezug zum Unionsrecht bleibt davon unberührt. Es ist zu 
betonen, dass der EuGH klargestellt hat, dass Unionsrecht nach dem Grundsatz des Vorrangs des 
Unionsrechts gegenüber jeder Art von nationalen Rechtsvorschriften vorrangig ist, auch 
gegenüber entgegenstehenden Verfassungsbestimmungen.88 Dies ist für die Zwecke dieser Studie 
insoweit relevant, als die Mitgliedstaaten nicht unter dem Vorwand der Berufung auf ein 
verfassungsrechtliches Verbot der gleichgeschlechtlichen Ehe oder den verfassungsrechtlichen 
Schutz der „Moral“ oder der „öffentlichen Ordnung“ die Rechte von Regenbogenfamilien 
verletzen können, die sich in Ausübung der EU-Freizügigkeitsrechte in ihr Hoheitsgebiet 
begeben.89 
 

3.5. Zuständigkeit der EU und Anwendungsbereich des Unionsrechts 

In Artikel 5 Absatz 2 EUV ist festgelegt: „Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung 
wird die Union nur innerhalb der Grenzen der Zuständigkeiten tätig, die die Mitgliedstaaten ihr in den 
Verträgen zur Verwirklichung der darin niedergelegten Ziele übertragen haben. Alle der Union nicht in 
den Verträgen übertragenen Zuständigkeiten verbleiben bei den Mitgliedstaaten.“ In den Artikeln 2 
bis 6 AEUV werden die Kategorien und Bereiche der Zuständigkeit der EU aufgezählt. Die 
Diskriminierung, mit der LGB-Personen konfrontiert sind, ist besonders in Bereichen spürbar, 
die in die ausschließliche Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen, z. B. im Familienrecht.  
 
Wenn Regenbogenfamilien die Freizügigkeitsrechte ausüben, die sie nach Unionsrecht genießen, 
berühren die daraus resultierenden rechtlichen Fragen (die im weiteren Verlauf dieser Studie noch 
eingehender untersucht werden) mehrere Bereiche, insbesondere den Binnenmarkt und die 
Freizügigkeit, die Sozialpolitik (zu der auch das Antidiskriminierungsrecht gehört), das 
Familienrecht und den Schutz der Grundrechte (Menschenrechte).  
 

                                                             
86  Urteil des Gerichtshofes vom 15. Juli 1964, Costa/E.N.E.L, C-6/64, ECLI:EU:C:1964:66. 
87  Zum Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts siehe P. Craig und G. de Búrca (siehe Fußnote 3), Kapitel 10. 
88  Urteil des Gerichtshofes vom 17. Dezember 1970, Internationale Handelsgesellschaft, C-11/70, 

ECLI:EU:C:1970:114. 
89  A. Tryfonidou, „The ECJ recognises the right of same-sex spouses to move freely between EU Member States: 

the Coman ruling“ (2019) European Law Review 663, S. 673−674.  
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Nach Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a AEUV ist der Binnenmarkt ein Bereich, in dem die EU ihre 
Zuständigkeit mit den Mitgliedstaaten teilt. Ebenso ist die Sozialpolitik nach Artikel 4 Absatz 2 
Buchstabe b AEUV ein Bereich, in dem Zuständigkeit mit der EU geteilt wird. Daher kann die EU 
Rechtsvorschriften erlassen, um Hindernisse für die Freizügigkeit zu beseitigen, die den 
Freizügigkeitsbestimmungen des Vertrags entgegenstehen, wenn sie dies − im Einklang mit dem in 
Artikel 5 Absatz 3 EUV verankerten Subsidiaritätsprinzip90 − nur tut, „sofern und soweit die Ziele der in 
Betracht gezogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler 
oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs 
oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind“91. Dies gilt auch für die 
Gesetzgebung, die − im Rahmen der Sozialpolitik der EU − darauf abzielt, Diskriminierung aus 
verschiedenen zweifelhaften Gründen, einschließlich der Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Ausrichtung,92 zu verbieten. Wenn also − wie im weiteren Verlauf dieser Studie dargelegt wird − die 
Unterschiede in den nationalen Gesetzen in Bezug auf die rechtliche Anerkennung von 
gleichgeschlechtlichen Beziehungen und Regenbogenfamilien zu Hindernissen für die Freizügigkeit 
von Unionsbürgern und ihren Familien führen, kann der Unionsgesetzgeber Gesetze erlassen, um 
diese Hindernisse zu beseitigen. Ebenso können, wenn diese Unterschiede zu einer Diskriminierung 
von LGB-Personen aufgrund ihrer sexuellen Ausrichtung führen, Rechtsvorschriften erlassen werden, 
um dies nach Unionsrecht zu verbieten und/oder um die Mitgliedstaaten zu verpflichten, eine solche 
Diskriminierung in ihrem Hoheitsgebiet zu verbieten. Dies gilt insbesondere deshalb, weil es 
aufgrund der sehr unterschiedlichen Ansätze in dieser Frage unwahrscheinlich ist, dass durch nationale 
Maßnahmen eine zufriedenstellende Lösung zur Beseitigung von Hindernissen für die Freizügigkeit 
und von ungerechtfertigten Diskriminierungen wegen der sexuellen Ausrichtung erreicht werden 
kann. 
 
Andererseits sind das Familienrecht und der Schutz der Grundrechte (Menschenrechte) Bereiche, 
in denen die EU keine Gesetzgebungskompetenz hat und eine Gesetzgebung auf Unionsebene 
daher nicht möglich ist, wenn deren einziges Ziel in einer Regelung dieser Bereiche besteht. Daher 
kann die EU beispielsweise keine Gesetze erlassen, die alle EU-Mitgliedstaaten dazu verpflichten, 
gleichgeschlechtlichen Paaren in ihrem Hoheitsgebiet die Ehe zu ermöglichen.93 Dennoch muss an 
dieser Stelle betont werden, dass selbst in Bereichen, in denen die Mitgliedstaaten über eine 

                                                             
90  Das Subsidiaritätsprinzip gilt für Bereiche mit geteilter Zuständigkeit zwischen der EU und den 

Mitgliedstaaten. Ihr Ziel ist die Klärung genau der Frage, ob die EU von ihrer Zuständigkeit Gebrauch machen 
sollte (P. Craig, „Subsidiarity: A Legal and Political Analysis“ (2012) 50 Journal of Common Market Studies 72). 

91  Rechtsgrundlage für die Gewährleistung der Freizügigkeit aller Unionsbürger ist Artikel 21 Absatz 2 AEUV 
(nach dem Vorschriften im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen werden, das eine Abstimmung mit 
qualifizierter Mehrheit erfordert). Es gibt jedoch auch eine Reihe spezifischerer Rechtsgrundlagen (z. B. 
Artikel 46 AEUV, der die Rechtsgrundlage für Rechtsvorschriften darstellt, mit denen die Maßnahmen 
festgelegt werden sollen, die erforderlich sind, um insbesondere die Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu 
verwirklichen).  

92  Wie im Folgenden noch erläutert wird, ist Artikel 19 AEUV die Rechtsgrundlage für Vorschriften, die eine 
Diskriminierung u. a. aus Gründen der sexuellen Ausrichtung verbieten. Daher muss die Gesetzgebung nach 
dem besonderen Gesetzgebungsverfahren erfolgen; außerdem wird eine einstimmige Entscheidung des 
Rates verlangt.  

93  Dies kommt u. a. in Erwägungsgrund 22 der Richtlinie 2000/78/EG zum Ausdruck. In seinem Urteil in der 
Rechtssache Römer, C-147/08, ECLI:EU:C:2011:286, stellte der EuGH in Rn. 38 fest, dass „dass beim 
gegenwärtigen Stand des Unionsrechts Rechtsvorschriften über den Familienstand in die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten fallen. Indes ist Zweck der Richtlinie 2000/78/EG ausweislich ihres Art. 1 die Bekämpfung 
bestimmter Formen von Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf, darunter Diskriminierungen wegen der 
sexuellen Ausrichtung, um den Grundsatz der Gleichbehandlung in den Mitgliedstaaten zu verwirklichen.“ 
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ausschließliche Zuständigkeit verfügen, ihr Handeln nicht vollständig losgelöst von den Auswirkungen 
des Unionsrechts erfolgen kann.94 Wie der EuGH wiederholt festgestellt hat, müssen die 
Mitgliedstaaten auch in Bereichen, in denen sie die volle Zuständigkeit behalten, sicherstellen, 
dass sie diese Zuständigkeit unter Wahrung des Unionsrechts ausüben.95 Auch wenn die EU-
Mitgliedstaaten nach Unionsrecht frei entscheiden können, ob sie gleichgeschlechtlichen Paaren in 
ihrem Hoheitsgebiet die Ehe oder die eingetragene Lebenspartnerschaft ermöglichen oder nicht, und 
ob sie Regenbogenfamilien in ihrem Hoheitsgebiet die rechtliche Begründung eines Eltern-Kind-
Verhältnisses mit beiden Elternteilen erlauben oder nicht, dürfen sie ihre diesbezüglichen Gesetze auf 
Sachverhalte anwenden, bei denen dies gegen Unionsrecht verstoßen würde, indem beispielsweise 
ein Hindernis für die Freizügigkeit von Unionsbürgern geschaffen wird. Diese Aspekte werden in den 
folgenden Teilen der Studie noch eingehender behandelt.  
 

3.6. Grundrechtsschutz nach Unionsrecht 

Die EU ist natürlich keine Menschenrechtsorganisation. Wie bereits erläutert, waren ihre 
ursprünglichen Ziele hauptsächlich wirtschaftlicher Natur, und es überrascht daher nicht, dass in den 
Gründungsverträgen nicht auf die Notwendigkeit der Achtung oder des Schutzes der Grundrechte 
(Menschenrechte) verwiesen wurde.96 Und obwohl der EuGH zunächst die Feststellung verweigerte, 
dass das Unionsrecht irgendwelche Verpflichtungen in Bezug auf den Schutz oder die Achtung der 
Grundrechte enthält,97 entschied er 1969 in der Rechtssache Stauder,98 dass die Grundrechte 
(Menschenrechte) Teil der allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts sind. Wie in der späteren 
Rechtsprechung klargestellt wurde, sind diese Grundrechtsgarantien für die Unionsorgane in allen 
Fällen maßgeblich und für die Mitgliedstaaten verbindlich, wenn sie Unionsrecht umsetzen99 oder 
wenn sie unter Berufung auf die Ausnahmeregelungen des Vertrags oder die zwingenden 
Erfordernisse / objektiven Rechtfertigungen von den mit den Freizügigkeitsbestimmungen 
auferlegten Verpflichtungen100 abweichen.  
 
Seit dem Jahr 2000 gibt es neben den Grundrechten als allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts 
eine zweite im Unionsrecht verankerte Quelle des Grundrechtsschutzes: die seit 2009 
rechtsverbindliche Charta.101 Gemäß Artikel 51 ist die Charta für die Organe, Einrichtungen und 
sonstigen Stellen der Union und für die Mitgliedstaaten „ausschließlich bei der Durchführung 
des Rechts der Union“ verbindlich. Die Auslegung des Letzteren hat zu Kontroversen geführt, da 

                                                             
94  A. Tryfonidou, „The Federal Implications of the Transformation of the Market Freedoms into Sources of 

Fundamental Rights for the Union Citizen“ in D. Kochenov (Hrsg.), EU Citizenship and Federalism: The Role of 
Rights (CUP, 2017). 

95  Siehe u. a. Urteil des Gerichtshofes vom 14. Februar 1995, Finanzamt Köln-Altstadt / Schumacker, C279/93, 
ECLI:EU:C:1995:31, Rn. 21; Urteil des Gerichtshofes vom 2. Oktober 2003, Garcia Avello, C-148/02, 
ECLI:EU:C:2003:539, Rn. 25; Coman und Hamilton (siehe Fußnote 21), Rn. 37 und 38. 

96  P. Craig und G. de Búrca (siehe Fußnote 3), S. 430–432. 
97  Urteil des Gerichtshofes vom 4. Februar 1959, Stork & Cie. / Hohe Behörde, C-1/58, ECLI:EU:C:1959:4; Urteil des 

Gerichtshofes vom 1. April 1965, Scarlata / Kommission der EWG, C-40/64, ECLI:EU:C:1965:36. 
98  Urteil des Gerichtshofes vom 12. November 1969, Stauder / Stadt Ulm, C-29/69, ECLI:EU:C:1969:57. 
99  Urteil des Gerichtshofes (Dritte Kammer) vom 13. Juli 1989, Wachauf / Bundesamt für Ernährung und 

Forstwirtschaft, C-5/88, ECLI:EU:C:1989:321. 
100  Urteil des Gerichtshofes vom 18. Juni 1991, ERT/DEP, C-260/89, ECLI:EU:C:1991:254; Urteil des Gerichtshofes 

vom 26. Juni 1997, Vereinigte Familiapress Zeitungsverlags- und vertriebs GmbH / Bauer Verlag, C-368/95, 
ECLI:EU:C:1997:325. 

101  Artikel 6 Absatz 1 EUV. 
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diese Einschränkung darauf schließen lässt, dass der Anwendungsbereich der Charta möglicherweise 
enger gefasst ist als der der allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts: Die Formulierung 
„Durchführung des Rechts der Union“ kann im engeren Sinne so ausgelegt werden, dass sie 
ausschließlich Sachverhalte betrifft, die den Erlass nationaler Rechtsvorschriften zur Umsetzung eines 
EU-Rechtsinstruments, d. h. einer Richtlinie, nach sich ziehen.102 Der EuGH hat sich jedoch in der 
Mehrzahl seiner Urteile für eine umfassendere Auslegung von Artikel 51 der Charta entschieden und 
festgestellt, dass diese die Mitgliedstaaten bindet, wenn sie im Rahmen des Unionsrechts 
handeln.103  
 
Doch wann fällt ein Sachverhalt in den Anwendungsbereich des Unionsrechts? Häufig wird dies auf 
Einzelfallbasis gerichtlich geklärt. Aus der bisherigen Rechtsprechung des EuGH ergibt sich jedoch 
eindeutig, dass alle Fälle, in denen EU-Freizügigkeitsrechte ausgeübt werden, in den 
Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen.104 Situationen, in denen Regenbogenfamilien, 
Freizügigkeitsrechte ausüben, − was Gegenstand dieser Studie ist − unterliegen somit eindeutig 
dem Unionsrecht. Das bedeutet, dass die in der Charta verankerten Grundrechte sowie die als 
allgemeine Grundsätze des Unionsrechts geschützten Rechte für die Unionsorgane und die 
Mitgliedstaaten anwendbar und verbindlich sind. Mit anderen Worten: Wenn sich 
Regenbogenfamilien in Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten zwischen den EU-
Mitgliedstaaten bewegen, verlangt das Unionsrecht von den Unionsorganen und den 
Mitgliedstaaten, dass sie die Grundrechte (Menschenrechte) der Angehörigen dieser Familien 
respektieren, die in der Charta niedergelegt oder Bestandteil der allgemeinen Grundsätze des 
Unionsrechts sind. 
 

3.7. Unionsrecht und Rechte von LGB-Personen105 

Da in den Gründungsverträgen der Gemeinschaft nicht auf die Grundrechte (Menschenrechte) 
Bezug genommen wurde, enthielten sie auch keinen Verweis auf die Rechte von LGB-
Personen.106 Trotzdem wurden von der EU bereits in den 1980er Jahren einige zaghafte Schritte zum 
Schutz der Rechte dieses Teils der Bevölkerung unternommen, obwohl sich alle diesbezüglichen 

                                                             
102  P. Craig und G. de Búrca (siehe Fußnote 3), S. 462. 
103  Siehe u. a. Beschluss des Gerichtshofes vom 7. Mai 2013, Åkerberg Fransson, C-617/10, ECLI:EU:C:2013:105; 

Urteil des Gerichtshofs vom 30. April 2014, Pfleger u. a., C-390/12, ECLI:EU:C:2014:291. Kommentare siehe B. de 
Witte, „The scope of application of the EU Charter of Fundamental Rights“ in M. González Pascual und A. Torres 
Pérez (Hrsg.), The Right to Family Life in the European Union (Routledge, 2017). 

104  Siehe u. a. Garcia Avello (siehe Fußnote 55), Rn. 24: „In den sachlichen Anwendungsbereich des 
Gemeinschaftsrechts fallen u. a. Situationen, in denen es um die Ausübung der im EG-Vertrag garantierten 
Grundfreiheiten geht, namentlich um die Ausübung der in Artikel 18 EG verliehenen Freiheit, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten zu bewegen und aufzuhalten [...].“ Zur Erläuterung siehe A. Tryfonidou, The 
Impact of Union Citizenship on the EU’s Market Freedoms (Hart, 2016), S. 34. 

105  Die Analyse in diesem Abschnitt stammt in weiten Teilen aus A. Tryfonidou, „Law and sexual minority rights 
in the EU: navigating a political minefield“ in P. J. Cardwell und M.-P. Granger (Hrsg.), Research Handbook on 
the Politics of EU Law (Edward Elgar, 2020). 

106  G. de Búrca, „The Language of Rights and European Integration“ in J. Shaw und G. More (Hrsg.), New Legal 
Dynamics of European Union (OUP 1995), S. 36−37. 
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Initiativen bis 1999 in der Verabschiedung von nicht verbindlichen Vorschriften (Soft Law) 
erschöpften, die zwar einen symbolischen Wert hatten, aber in der Praxis sehr wenig bewirkten.107  
 
Dennoch hat die allmähliche Entwicklung des Antidiskriminierungsrechts der Union eindeutig zum 
Schutz von LGB-Personen und gleichgeschlechtlichen Paaren vor Diskriminierung nach Unionsrecht 
beigetragen.108 Die Grundlagen für diesen Schutz wurden am 1. November 1999 gelegt, als mit 
Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam eine neue Rechtsgrundlage − jetzt Artikel 19 AEUV − 
eingeführt wurde, mit der der Union die Zuständigkeit für den Erlass von Rechtsvorschriften zum 
Verbot von Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung übertragen wurde.109 Diese Bestimmung (durch die der EG-Vertrag zum 
ersten internationalen Übereinkommen wurde, das ausdrücklich auf die Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Ausrichtung Bezug nahm) war die Rechtsgrundlage für die Richtlinie 2000/78/EG, die 
auch heute noch in Kraft ist und die Diskriminierung aus einer Reihe von Gründen, einschließlich der 
sexuellen Ausrichtung, verbietet.110 Die Richtlinie hat jedoch einen begrenzten sachlichen 
Anwendungsbereich: Sie gilt ausschließlich für den Bereich Beschäftigung und Berufsausbildung 
(einschließlich der Hochschulbildung). Daher wurde der Ruf nach einer weiteren Richtlinie laut, die 
Diskriminierung aus denselben Gründen, aber in einem breiteren Spektrum von Bereichen verbieten 
sollte: Bildung, Sozialschutz (einschließlich Gesundheitsdienste und sozialer Sicherheit), soziale 
Vergünstigungen und Zugang zu Waren und Dienstleistungen (einschließlich Wohnraumversorgung). 
Diese Initiativen führten 2008 zu einem Vorschlag für eine solche Richtlinie („vorgeschlagene 
Gleichbehandlungsrichtlinie“), die jedoch wegen des Widerstands einiger Mitgliedstaaten noch nicht 
verabschiedet wurde und sich politisch in der Schwebe befindet.111  
 
Die Auslegung der Richtlinie 2000/78/EG war Gegenstand der meisten Entscheidungen des EuGH 
über Klagen von LGB-Personen.112 In der ersten Gruppe von Urteilen im Zusammenhang mit 

                                                             
107  A. Tryfonidou, „The Impact of the Framework Equality Directive on the Protection of LGB Persons and Same-

Sex Couples from Discrimination under EU law“ in U. Belavusau und K. Henrard, EU Anti-Discrimination Law 
Beyond Gender (Hart, 2018), S. 231−232. 

108  A. Tryfonidou, „Discrimination on the Grounds of Sexual Orientation and Gender Identity“ in S. Vogenauer und 
S. Weatherill (Hrsg.), General Principles of Law: European and Comparative Perspectives (Hart, 2017). 

109  Zu einer Analyse der Schritte, die zur Einführung dieser Bestimmung führten, siehe M. Bell und L. Waddington, 
„The 1996 Intergovernmental Conference and the Prospects of a Non-Discrimination Treaty Article“ (1996) 25 
Industrial Law Journal 320; M. Mos, „Of Gay Rights and Christmas Ornaments: The Political History of Sexual 
Orientation Non-discrimination in the Treaty of Amsterdam“ (2014) 52 Journal of Common Market Studies 632. 

110  Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 
Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303 vom 2.12.2000, S. 16). Zum 
Verbot der Diskriminierung aus Gründen der sexuellen Ausrichtung gemäß der Richtlinie siehe 
D. Pudzianowska und K. Smiszek, Report „Combating Sexual Orientation Discrimination in the European 
Union“, European Network of Legal Experts in the Non-discrimination field (2015), abrufbar unter: 
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/c01db252-847d-474b-b397-d0f41eccecd1. 

111  Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung, ungeachtet 
der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, 
KOM(2008)0426. Ergänzt wurde er durch die begleitende Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen 
− Nichtdiskriminierung und Chancengleichheit: Erneuertes Engagement KOM(2008)0420 veröffentlicht. 

112  Bislang hat sich der EuGH in folgenden Rechtssachen mit der Auslegung des in der Richtlinie vorgesehenen 
Verbots der Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung befasst: Urteil des Gerichtshofes vom 1. April 
2008, Maruko, C-267/06, ECLI:EU:C:2008:179; Römer (siehe Fußnote 53); Urteil des Gerichtshofes vom 
12. Dezember 2013, Hay, C-267/12, ECLI:EU:C:2013:823; Urteil des Gerichtshofs vom 25. April 2013, Asociația 

https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/c01db252-847d-474b-b397-d0f41eccecd1
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gleichgeschlechtlichen Paaren (Maruko, Römer und Hay)113 stellte der Gerichtshof fest, dass bei 
Sachverhalten, bei denen ein Mitgliedstaat verschiedengeschlechtlichen Paaren die Ehe nicht 
ermöglicht hat, die nationalen Rechtsvorschriften jedoch gleichgeschlechtliche eingetragene 
Lebenspartnerschaften für einen bestimmten Zweck (z. B. Alterssicherungsleistungen) mit der Ehe 
gleichstellen, die Arbeitgeber für diesen Zweck eingetragene Lebenspartner in gleicher Weise 
behandeln müssen wie Ehepaare. Ansonsten liegt eine unmittelbare Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung vor, die gegen die Richtlinie verstößt. Interessant ist, dass sich der Ansatz des 
Gerichtshofs in diesen drei Rechtssachen positiv entwickelt hat: Nachdem der EuGH anfänglich den 
nationalen Gerichten völlig freistellte, die (verschiedengeschlechtlichen) Ehepaaren gewährte 
Behandlung auf (gleichgeschlechtliche) eingetragene Lebenspartner auszudehnen, hat er diese 
Zuständigkeit den nationalen Richtern in einer Rechtssache schließlich entzogen und selbst 
übernommen. Während der Gerichtshof in den ersten beiden Urteilen (Maruko und Römer) die 
Entscheidung darüber, ob das nationale Recht eingetragene Lebenspartnerschaften für einen 
bestimmten Zweck mit der Ehe gleichstellt, noch dem nationalen Gericht überließ, prüfte der EuGH die 
Frage der Gleichstellung in der dritten Rechtssache (Hay) selbst. 
 
Erst vor wenigen Jahren wurde der EuGH in der Rechtssache Coman und Hamilton114 zum ersten Mal 
ersucht, über die Auslegung der Richtlinie 2004/38/EG und insbesondere über die Gewährung des 
Rechts auf Familienzusammenführung für gleichgeschlechtliche Paare zu entscheiden; in dieser 
Rechtssache ging es um die Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten durch ein 
gleichgeschlechtliches Ehepaar. Das Urteil des Gerichts wird in Kapitel 4 der Studie eingehend 
behandelt. Deshalb wird an dieser Stelle nicht näher auf diesen Fall eingegangen.  
 
Schließlich ist anzumerken, dass es ungeachtet der Fortschritte in einigen Urteilen des Gerichtshofs 
zum Schutz der Rechte von LGB-Personen und gleichgeschlechtlichen Paaren keine primäre EU-
Rechtsvorschrift gab, die auf den Schutz der Rechte sexueller Minderheiten abzielte. Dies änderte sich 
jedoch mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Jahr 2009, der zwei wichtige 
Entwicklungen mit sich brachte:  
 
Erstens wurde mit dem Vertrag von Lissabon eine neue Mainstreaming-Bestimmung − Artikel 10 − 
in den AEUV eingefügt, nach der die Union bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer 
Maßnahmen darauf hinwirkt, Diskriminierungen u. a. wegen der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen. 
Dies ist deshalb von außerordentlicher Bedeutung, weil sie die EU nicht nur verpflichtet, sexuellen 
Minderheiten nach einer Verletzung ihrer Rechte rückwirkenden Schutz zu gewähren, sondern auch 
sicherzustellen, dass sie in ihrem gesamten Handeln deren Rechte berücksichtigt.  
 
Und zweitens wurde mit dem Vertrag von Lissabon Artikel 6 EUV dahingehend geändert, dass − wie 
bereits erläutert − die Charta nun rechtlich gleichrangig mit den Verträgen und somit 
rechtsverbindlich ist. Dies ist wichtig, weil Artikel 21 der Charta vorsieht, dass jede Diskriminierung 
u. a. aufgrund der sexuellen Ausrichtung verboten ist115 und damit auch die Auffassung stützt, dass 

                                                             

Accept, C-81/12, ECLI:EU:C:2013:27; Urteil des Gerichtshofes vom 24. Dezember 2016, Parris, C-443/15, 
ECLI:EU:C:2016:897; Urteil des Gerichtshofs vom 15. Januar 2019, E. B., C-258/17, ECLI:EU:C:2019:17; Urteil des 
Gerichtshofs vom 23. April 2020, Associazione Avvocatura per i diritti LGBTI / NH, C-507/17, ECLI:EU:C:2020:289. 

113  Maruko (siehe Fußnote 72); Römer (siehe Fußnote 53); 113 Hay (siehe Fußnote 72). 
114  Siehe Fußnote 21. 
115  In Artikel 21Absatz 1 der Charta heißt es: „Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, 

der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion 
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die Rechte von LGB-Personen als Menschenrechte anzusehen sind. Darüber hinaus bedeutet dies, dass 
Artikel 21 eine wichtige Ergänzung zum Verbot der Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
gemäß der Richtlinie 2000/78/EG darstellt. Wie bereits erläutert, hat die Richtlinie nämlich einen 
begrenzten sachlichen Anwendungsbereich (insoweit als sie nur für den Bereich Beschäftigung und 
Berufsausbildung einschließlich der Hochschulbildung gilt), während die Charta nicht in dieser Weise 
eingeschränkt ist: Artikel 21 kann auch auf Sachverhalte Anwendung finden, die nichts mit 
Beschäftigung zu tun haben.116 Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass, wie bereits im vorherigen 
Abschnitt festgestellt, auch der Anwendungsbereich der Charta nicht unbegrenzt ist: Nach Artikel 51 
der Charta gilt sie für alle Handlungen der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union; für 
die Mitgliedstaaten ist sie jedoch „ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union“ maßgeblich. 
 

3.8. Das Verhältnis zwischen der EU und der EMRK 

Die EMRK ist kein Rechtsinstrument der EU, sondern eine regionale 
Menschenrechtsvereinbarung, die 1949 vom Europarat erarbeitet und 1950 von den ursprünglichen 
zehn Mitgliedstaaten des Europarats unterzeichnet wurde und 1953 in Kraft trat.117 Um die Einhaltung 
der den Vertragsstaaten auferlegten Verpflichtungen zu gewährleisten, schuf die Konvention zwei 
nicht ständige Organe: die Europäische Kommission für Menschenrechte und den EGMR. Mit dem 
Inkrafttreten des Protokolls Nr. 11 im Jahr 1998 wurde die Europäische Kommission für 
Menschenrechte jedoch aufgelöst und ging faktisch in einem neuen ständigen Gerichtshof (dem 
EGMR) mit Sitz in Straßburg auf. Die EMRK hat in erster Linie bürgerliche und politische Rechte zum 
Gegenstand. 
 
Wie bereits erläutert, enthielten die ursprünglichen Gemeinschaftsverträge zwar keinen Verweis auf 
die Grundrechte (Menschenrechte), der EuGH stellte jedoch fest, dass die Grundrechte Teil der 
allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts sind. Und obwohl dieses neu geschaffene System des 
Grundrechtsschutzes völlig unabhängig von der EMRK war, hat der EuGH rasch deutlich gemacht, dass 
die EMRK zwar kein Rechtsinstrument der EU und für die EU nicht bindend ist, aber dennoch eine 
besondere Stellung in der EU-Rechtsordnung hat. Nach Auffassung des EuGH stellt sie für seine 
Entscheidungen darüber, welche Grundrechte (Menschenrechte) als Bestandteil der allgemeinen 
Grundsätze des Unionsrechts anzuerkennen sind, eine wichtige Orientierungshilfe dar.118 Seit 1993 

                                                             

oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen 
Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind 
verboten.“ 

116  Der EuGH hatte nur einmal die Gelegenheit, über das Verbot der Diskriminierung wegen der sexuellen 
Ausrichtung gemäß Artikel 21 der Charta´ zu entscheiden, nämlich im Urteil vom 29. April 2015, Léger, 
C-528/13, ECLI:EU:C:2015:288, Rn. 47−51. 

117  Detaillierte Erläuterungen zur EMRK sind den folgenden Veröffentlichungen zu entnehmen: E. Bates, The 
Evolution of the European Convention on Human Rights: From its Inception to the Creation of a Permanent Court 
of Human Rights, (OUP, 2010); B. Rainey, P. McCormick, C. Ovey, Jacobs, White und Ovey: The European 
Convention on Human Rights, (OUP, 2020); D. Harris, M. O’Boyle, E. Bates und C. Buckley, Harris, O’Boyle und 
Warbrick: Law of the European Convention on Human Rights, (OUP, 2018). 

118  Urteil des Gerichtshofes vom 14. Mai 1974, Nold KG / Kommission, C-4/73, ECLI:EU:C:1974:51, Rn. 13: „Der 
Gerichtshof hat bereits entschieden, dass die Grundrechte zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen gehören, 
die er zu wahren hat, und dass er bei der Gewährleistung dieser Rechte von den gemeinsamen 
Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten auszugehen hat. Hiernach kann er keine Maßnahmen als 
rechtens anerkennen, die unvereinbar sind mit den von den Verfassungen dieser Staaten anerkannten und 
geschützten Grundrechten. Auch die internationalen Verträge über den Schutz der Menschenrechte, an deren 
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spiegelt sich dies im EUV wider, in dem es in seiner geltenden Fassung in Artikel 6 Absatz 3 heißt, dass 
„die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten [...] gewährleistet sind, allgemeine Grundsätze des Unionsrechts [darstellen]“. 
Darüber hinaus sieht Artikel 6 Absatz 2 EUV nach den Änderungen durch den Vertrag von Lissabon 
im Jahr 2009 vor, dass die EU der EMRK beitritt, wenn dieser Beitritt auch bis heute noch nicht erfolgt 
ist.119 Die Charta enthält eine eigene Bestimmung zum Verhältnis zwischen der Charta und der 
EMRK: In Artikel 52 Absatz 3 der Charta heißt es: „Soweit diese Charta Rechte enthält, die den durch die 
[EMRK] garantierten Rechten entsprechen, haben sie die gleiche Bedeutung und Tragweite, wie sie 
ihnen in der [EMRK] verliehen wird. Diese Bestimmung steht dem nicht entgegen, dass das Recht der 
Union einen weiter gehenden Schutz gewährt.“ 
 
Die oben genannten Punkte zum Zusammenhang zwischen der EMRK einerseits und dem von der EU 
garantierten Grundrechtsschutz andererseits sind für die Zwecke dieser Studie wichtig. Dies liegt 
daran, dass die Unionsorgane und der EuGH bisher nur mit einigen wenigen Sachverhalten 
konfrontiert waren, bei denen es um die Verletzung der Grundrechte gleichgeschlechtlicher Paare 
ging, während es noch keinerlei Situationen gab, in denen gleichgeschlechtliche Paare und ihre Kinder 
betroffen gewesen wären. Der EGMR hat jedoch bereits viel häufiger über solche Sachverhalte 
entschieden oder Urteile gefällt, die auf Regenbogenfamilien übertragen werden können. Daher ist es 
wichtig zu bedenken, dass in Fällen, in denen der EGMR über eine Frage entschieden hat, die sich 
(direkt oder indirekt) auf die Rechte bezieht, die Regenbogenfamilien genießen können und 
sollten, wenn sie Grenzen überschreiten, der vom EGMR gewährte Schutz das Mindestmaß an 
Schutz darstellt, das der EuGH bzw. die Unionsorgane (bei Sachverhalten, die nicht gerichtlich 
geklärt werden) bieten müssen.    
 
 

                                                             

Abschluss die Mitgliedstaaten beteiligt waren oder denen sie beigetreten sind, können Hinweise geben, die 
im Rahmen des Gemeinschaftsrechts zu berücksichtigen sind.“ 

119  Im Jahr 2014 erklärte der EuGH in seinem Gutachten 2/13 zum Beitritt der EU zur EMRK (ECLI:EU:C:2014:2454) 
den Entwurf des Übereinkommens über den Beitritt der EU zur EMRK für unvereinbar mit Artikel 6 Absatz 2 
EUV. Seitdem wurde nicht versucht, einen neuen Entwurf eines Übereinkommens zu entwickeln. 
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 GLEICHGESCHLECHTLICHE EHEPAARE 
 

 

4.1. Einleitung 
 
In diesem Kapitel wird die Stellung von gleichgeschlechtlichen Ehepaaren behandelt, die sich 
zwischen den EU-Mitgliedstaaten bewegen. Das Recht auf Familienzusammenführung nach dem in 
Kapitel 3 (Teil 3.3) erörterten EU-Freizügigkeitsrecht steht verheirateten Paaren zu, wenn die Ehe 
zwischen einem Unionsbürger und seinem (drittstaatsangehörigen) gleichgeschlechtlichen 
Lebenspartner geschlossen wurde. Wenn beide Ehegatten Unionsbürger sind, genießen sie 
eigenständige Freizügigkeitsrechte und müssen in der Regel nicht auf der Anerkennung ihrer Ehe nach 
Unionsrecht bestehen, zumindest nicht für Zwecke der Familienzusammenführung. Ist keiner der 
beiden Ehegatten Unionsbürger, können sie keine Freizügigkeitsrechte nach Unionsrecht 
beanspruchen. Sie müssen sich stattdessen auf das nationale Einwanderungsrecht berufen und 
Beschwerde wegen aller Hindernisse führen, die einer Einreise und einem Aufenthalt entgegenstehen 
und mit der EMRK nicht vereinbar sind. 
 
Im Jahr 1968 wurde Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates sind und sich zum Arbeiten in einen anderen Mitgliedstaat begeben, mit Artikel 10 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 erstmals im EU-Recht ein Anspruch darauf 
gewährt, sich vom Ehegatten (einem Drittstaatsangehörigen) begleiten zu lassen. Im Jahr 2018, fünfzig 
Jahre nach der Einführung dieses Rechts (das später über Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
hinaus auf alle Sachverhalte im Zusammenhang mit der Ausübung von Freizügigkeitsrechten durch 
Unionsbürger ausgedehnt und in der Richtlinie 2004/38/EG konsolidiert wurde), hat der EuGH es auf 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

• Sechs Mitgliedstaaten erkennen gleichgeschlechtliche Ehen aus anderen Mitgliedstaaten 
für keine Zwecke des nationalen Rechts an, mit Ausnahme der Gewährung von 
Aufenthaltstiteln. 

• Gerichte in Bulgarien, Litauen und Rumänien haben die Rechtsprechung in der 
Rechtssache Coman und Hamilton angewandt, aber die Verwaltung hat ihre Politik 
offensichtlich nicht geändert und Herrn Hamilton auch mehr als zwei Jahre nach dem Urteil 
des EuGH noch immer keinen Aufenthaltstitel gewährt. 

• Bis zu zwölf Mitgliedstaaten würden möglicherweise einem gleichgeschlechtlichen 
Ehegatten einen Aufenthaltstitel gewähren, ohne in Verbindung mit diesem Titel die 
Bezeichnung „Ehegatten“ zu verwenden; dadurch würde der Ehegatte zu einem 
„eingetragenen Lebenspartner“ oder „Lebenspartner in einer dauerhaften 
Beziehung“ „herabgestuft“. 

• In Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtliche Ehegatten nach ihren eigenen 
Rechtsvorschriften wie eingetragene Lebenspartner behandeln, könnten einige 
Unterschiede zwischen eingetragenen Lebenspartnerschaften und Ehen Hindernisse für 
die Freizügigkeit darstellen.  
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gleichgeschlechtliche Ehegatten von Unionsbürgern ausgeweitet, die Freizügigkeitsrechte ausüben 
(oder nach der Ausübung von Freizügigkeitsrechten in ihren eigenen Mitgliedstaat zurückkehren). Das 
abgeleitete Recht des gleichgeschlechtlichen Ehegatten (abgeleitet vom primären Recht des 
Unionsbürgers, mit dem er verheiratet ist), umfasst gemäß den Artikeln 5, 7 und 23 der Richtlinie 
2004/38/EG das automatisch gewährte (nicht ermessensabhängige) Recht, in einen anderen EU-
Mitgliedstaat (denjenigen, in den der Unionsbürger sich begeben hat oder in den er zurückgekehrt ist, 
nachdem er sein Freizügigkeitsrecht ausgeübt hat) einzureisen, sich dort aufzuhalten und dort zu 
arbeiten.  
 

4.2. Das von Unionsbürgern abgeleitete Recht gleichgeschlechtlicher 
Ehegatten, in einen anderen EU-Mitgliedstaat einzureisen, sich dort 
aufzuhalten und dort zu arbeiten 

 Das EuGH-Urteil von 2018 in der Rechtssache Coman und Hamilton  

Als die Richtlinie 2004/38/EG über die Freizügigkeit der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen 
verabschiedet wurde (am 29. April 2004), erlaubten nur zwei der damals 15 EU-Mitgliedstaaten (die 
Niederlande und Belgien) gleichgeschlechtlichen Paaren die Eheschließung. Das Europäische 
Parlament und der Rat haben sich entschieden, den Begriff „Ehegatte“ in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe a der Richtlinie nicht zu definieren, weder durch ausdrückliche Einbeziehung noch durch 
ausdrücklichen Ausschluss eines Ehegatten, der das gleiche Geschlecht wie der Unionsbürger hat. 
Einige der am Gesetzgebungsverfahren Beteiligten sind möglicherweise davon ausgegangen, dass der 
EuGH von seinem Urteil aus dem Jahr 2001 in der Rechtssache D und Schweden / Rat (als nur die 
Niederlande gleichgeschlechtlichen Paaren die Eheschließung ermöglicht hatten) nicht abweichen 
würde, wonach „34. [...] „[...] der Begriff [‚]Ehe‘ nach in allen Mitgliedstaaten geltender Definition eine 
Lebensgemeinschaft zweier Personen verschiedenen Geschlechts bezeichnet.“120  
 
Zwischen 2001 und 2018, als der EuGH sein Urteil in der Rechtssache Coman und 
Hamilton / Inspectoratul General pentru Imigrări121 verkündete, hat sich die Gesetzgebung in den 
EU-Mitgliedstaaten aber drastisch geändert: Im Juni 2018 konnten gleichgeschlechtliche Paare in 14 
der damals 28 Mitgliedstaaten Ehen schließen bzw. stand die Einführung der 
gleichgeschlechtlichen Ehe kurz bevor: in Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Irland, Luxemburg, Malta, den Niederlanden, Österreich, Portugal, Spanien, Schweden und dem 
Vereinigten Königreich (außer in Nordirland). In weiteren acht Mitgliedstaaten wurden ihnen 
bestimmte Formen eingetragener Lebenspartnerschaften ermöglicht: in Estland, Griechenland, Italien, 
Kroatien, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern. In sechs Mitgliedstaaten war ihnen der Zugang 
zur Ehe oder zur eingetragenen Lebenspartnerschaft verwehrt: in Bulgarien, Lettland, Litauen, Polen, 
Rumänien und der Slowakei.122 Die Rechtssache betraf Adrian Coman, einen rumänischen 
Staatsbürger, der in Belgien (beim Europäischen Parlament) beschäftigt gewesen war. Während der 
Zeit seiner Tätigkeit für das Europäische Parlament heiratete er Clabourn Hamilton, einen Staatsbürger 

                                                             
120  Urteil des Gerichtshofs vom 31. Mai 2001, D und Schweden / Rat, verbundene Rechtssachen C-122/99 P und C-

125/99 P, ECLI:EU:C:2001:304. 
121  Urteil des Gerichtshofs vom 5. Juni 2018, Coman u. a., C-673/16, ECLI:EU:C:2018:385. 
122  Schlussanträge des Generalanwalts M. Wathelet vom 11. Januar 2018 in der Rechtssache Coman und Hamilton, 

ECLI:EU:C:2018:2, Rn. 58 Fußnote 37. 
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der USA123 (was 2010 nach belgischem Recht möglich war). Nachdem Herrn Hamilton ein rumänischer 
Aufenthaltstitel (für mehr als drei Monate) verweigert worden war, legte das rumänische 
Verfassungsgericht dem EuGH vier Fragen vor, von denen der EuGH zwei beantwortete:124 
 

„1. Umfasst der Begriff ‚Ehegatte‘ in Art. 2 Nr. 2 Buchst. a der Richtlinie 2004/38 in 
Verbindung mit den Art. 7, 9, 21 und 45 der Charta den aus einem Staat, der nicht 
Mitgliedstaat der Union ist, stammenden gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines 
Unionsbürgers, den dieser Unionsbürger nach dem Recht eines Mitgliedstaats, der nicht 
der Aufnahmestaat ist, rechtmäßig geheiratet hat? 
 
2. Falls die erste Frage bejaht wird: Verlangen Art. 3 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 2 (3) der 
Richtlinie 2004/38 in Verbindung mit den Art. 7, 9, 21 und 45 der Charta, dass der 
Aufnahmemitgliedstaat dem gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines Unionsbürgers ein 
Recht zum Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet während eines Zeitraums von mehr als drei 
Monaten gewährt?“ 

 
Der EuGH begann seine Analyse mit der Feststellung, dass sich Herr Coman und Herr Hamilton nicht 
auf die Richtlinie 2004/38/EG berufen könnten, die nach Artikel 3 Absatz 1 „für jeden Unionsbürger 
[gilt], der sich in einen anderen als den Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, begibt oder 
sich dort aufhält“. Wenn sie für Herrn Hamilton in Bulgarien, Polen oder einem anderen Mitgliedstaat 
eine Aufenthaltsgenehmigung beantragen würden, könnten sie sich auf die Richtlinie berufen, nicht 
aber in Rumänien (dem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit Herr Coman besitze).125 
 
Auch wenn die Richtlinie nicht anwendbar sei, könnten sie sich auf Artikel 21 Absatz 1 AEUV stützen 
(„Jeder Unionsbürger hat das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten [...] frei zu bewegen und 
aufzuhalten“), und zwar unter Bedingungen, die nicht strenger seien als die der entsprechend 
anzuwendenden Richtlinie 2004/38/EG: „[...] Herr Coman [hat] im Zuge seines tatsächlichen 
Aufenthalts [als Arbeitnehmer] in Belgien gemäß Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2004/38 [...] ein 
Familienleben mit Herrn Hamilton entwickelt oder gefestigt“.126  Zu den Rechten, die Herrn Coman 
nach Artikel 21 Absatz 1 AEUV gewährt werden, „gehört [sein] Recht, sowohl im 
Aufnahmemitgliedstaat als auch, wenn [er] dorthin zurückkehr[t], in dem Mitgliedstaat, dessen 
Staatsangehörigkeit [er] besitz[t], [d. h. in Rumänien] ein normales Familienleben zu führen, indem [er] 
dort mit [seinen] Familienangehörigen zusammenleb[t]“.127 (Seit über 25 Jahren (seit 1992) erkennt der 
EuGH an, dass sich ein Unionsbürger, der in seinen eigenen Mitgliedstaat zurückkehrt, nachdem er sein 
Recht auf Freizügigkeit in einem anderen Mitgliedstaat ausgeübt hat, in Bezug auf seine 
Familienangehörigen auf Unionsrecht berufen kann.)128 

                                                             
123  In seinem Urteil vom 25. Juli 2008, Metock / Minister for Justice, Equality and Law Reform, C-127/08, 

ECLI:EU:C:2008:449, stellte der Gerichtshof fest, dass eine gültige Ehe mit einem Unionsbürger hinreichend ist, 
um sich auf die Richtlinie 2004/38/EG berufen zu können. Der Ehegatte braucht vor der Eheschließung keinen 
rechtmäßigen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat nachzuweisen. 

124  Die folgende Erörterung wurde entnommen aus: Robert Wintemute, „Universal Humanity vs. National 
Citizenship: The Example of Same-Sex Partner Immigration in Europe“, in Richard Mole (Hrsg.), Queer Migration 
and Asylum in Europe (University College London Press, 2021). 

125  Coman und Hamilton (siehe Fußnote 2), Rn. 19−21. 
126  Ebd., Rn. 24−26. 
127  Coman und Hamilton (siehe Fußnote 2), Rn. 32. 
128  Urteil des Gerichtshofes vom 7. Juli 1992, The Queen / Immigration Appeal Tribunal and Surinder Singh, C-

370/90, ECLI:EU:C:1992:296: „19. „Ein Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats könnte davon abgehalten 
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Ist Herr Hamilton als „Familienangehöriger“ von Herrn Coman, d. h. als sein „Ehegatte“, im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe a der Richtlinie 2004/38/EG, anzusehen? Der EuGH beantwortete 
schließlich diese ungeklärte Frage, als sich der Unionsgesetzgeber im Jahr 2004 dafür entschied, den 
Begriff „Ehegatte“ nicht zu definieren: „Was die Frage angeht, ob [...] [der Begriff ‚Ehegatte‘] den 
Drittstaatsangehörigen mitumfasst, der dasselbe Geschlecht hat wie der Unionsbürger, [...], ist [...] 
hervorzuheben, dass der Begriff ‚Ehegatte‘ im Sinne der Richtlinie 2004/38 geschlechtsneutral ist und 
somit den Ehegatten desselben Geschlechts wie der betreffende Unionsbürger einschließen 
kann.“129  
 
Nach dem derzeitigen Wortlaut von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG (und 
der aktuellen Rechtsprechung) wäre Rumänien nicht verpflichtet, eine gleichgeschlechtliche 
eingetragene Lebenspartnerschaft aus einem anderen EU-Mitgliedstaat anzuerkennen, da Rumänien 
kein solches Gesetz hat, wonach „die eingetragene Partnerschaft der Ehe gleichgestellt ist“. Da Artikel 2 
Nummer 2 Buchstabe a jedoch keinen Verweis auf die „Rechtsvorschriften des 
Aufnahmemitgliedstaats“ enthält, kann Rumänien sich „nicht auf sein nationales Recht berufen, um es 
abzulehnen, die Ehe, die ein Drittstaatsangehöriger mit einem gleichgeschlechtlichen Unionsbürger in 
einem anderen Mitgliedstaat nach dessen Recht geschlossen hat, [...] allein zum Zweck der Gewährung 
eines [...] Aufenthaltsrechts zugunsten dieses Drittstaatsangehörigen anzuerkennen“.130  Dies gilt sogar 
unbeschadet der Tatsache, dass es Rumänien in Ausübung seiner Zuständigkeit für das Familienrecht 
„[freisteht], für Personen gleichen Geschlechts [in Rumänien] die Ehe vorzusehen oder nicht 
vorzusehen“.131 
 
Das EU-Recht kommt zur Anwendung, weil die Weigerung, eine gleichgeschlechtliche Ehe aus einem 
anderen Mitgliedstaat anzuerkennen, dazu führen kann, dass „dieser Unionsbürger außerstande ist, in 
Begleitung seines Ehegatten in den Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, 
zurückzukehren“.132  Die in Artikel 21 Absatz 1 AEUV geforderte Anerkennung „[beeinträchtigt] das 
Institut der Ehe [in Rumänien nicht]“, da sie „allein zum Zweck der Ausübung der [...] Personen [gleichen 
Geschlechts] aus dem Unionsrecht erwachsenden Rechte [erfolgt]“,133  Diese Pflicht „widerspricht [...] 
weder der nationalen Identität noch der öffentlichen Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats“.134  
 
Auffallend an der Rechtssache Coman und Hamilton ist, dass der EuGH entschlossen war, in seinem 
Urteil nicht etwa vom Begriff der Gleichheit (dem Recht eines Unionsbürgers auf Freiheit von 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung), sondern vielmehr von dem der Freiheit (dem 
                                                             

werden, sein Herkunftsland zu verlassen, um im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats eine 
unselbstständige oder selbstständige Tätigkeit [...] auszuüben, wenn in dem Fall, dass er in den Mitgliedstaat, 
dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, zurückkehrt, um eine unselbstständige oder selbstständige Tätigkeit 
auszuüben, nicht in den Genuss von Erleichterungen bei der Einreise oder hinsichtlich des Aufenthalts 
kommen könnte, die denen zumindest gleichwertig sind, die ihm nach [dem Unionsrecht] im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats zustehen. 20. Er würde davon insbesondere abgehalten, wenn nicht auch 
seinem Ehegatten und seinen Kindern erlaubt wäre, in das Hoheitsgebiet dieses Staates unter Bedingungen 
einzureisen und sich dort aufzuhalten, die denjenigen zumindest gleichwertig sind, die ihnen das 
[Unionsrecht] im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats gewährt.“ 

129  Coman und Hamilton (siehe Fußnote 2), Rn. 35. 
130  Ebd., Rn. 36. 
131  Coman und Hamilton (siehe Fußnote 2), Rn. 37. 
132  Ebd., Rn. 40. 
133  Coman und Hamilton (siehe Fußnote 2), Rn. 45. 
134  Ebd., Rn. 46. 
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Recht eines Unionsbürgers auf Freizügigkeit) ausging. Obwohl Rumänien verschiedengeschlechtliche 
Ehen aus anderen Mitgliedstaaten sogar anerkennt, kommt das Wort „Diskriminierung“ in der 
Begründung des EuGH nicht vor. Es taucht nur in Verweisen auf Erwägungsgrund 31 der Richtlinie 
2004/38/EG und auf die Verfahren vor den rumänischen Gerichten auf. Auch Artikel 21 der Charta 
(„Diskriminierungen insbesondere wegen [...] der sexuellen Ausrichtung sind verboten“) wird nicht 
zitiert, obwohl er vom rumänischen Verfassungsgericht in seinen ersten beiden Fragen angeführt 
wurde und sich auf die Auslegung des Begriffs „Ehegatte“ in der Richtlinie 2004/38/EG auswirken sollte. 
 
Der EuGH war auch sorgsam darauf bedacht, Zitate aus zwei relevanten Urteilen des EGMR zu 
vermeiden, nämlich aus dem Urteil vom 30. Juni 2016, Taddeucci und McCall / Italien (wahrscheinlich 
weil der EGMR in dieser Rechtssache im italienischen Einwanderungsrecht eine Diskriminierung wegen 
der sexuellen Ausrichtung feststellte (einem italienischer Staatsbürger, der in Italien lebte, dessen 
Lebenspartner ein Staatsbürger Neuseelands war und der sich nicht auf Unionsrecht berufen konnte, 
weil keine Freizügigkeit zwischen EU-Mitgliedstaaten ausgeübt wurde, musste eine Möglichkeit 
gewährt werden, für seinen Lebenspartner einen Aufenthaltstitel als Familienangehöriger zu 
beantragen)) und aus dem Urteil vom 21. Juli 2015, Oliari u. a. / Italien (Italien darf 
gleichgeschlechtliche Paare von der Ehe ausschließen, muss aber „einen spezifischen rechtlichen 
Rahmen“ für sie schaffen, der allerdings nicht als „Ehe“ bezeichnet werden muss), damit nicht der 
Anschein erweckt werden sollte, Rumänien sei nach Artikel 8 (Achtung des Familienlebens) der EMRK 
verpflichtet, „einen spezifischen rechtlichen Rahmen“ auch für gleichgeschlechtliche Paare 
einzuführen. Die im Urteil Oliari u. a. genannte Pflicht zur Schaffung eines „spezifischen rechtlichen 
Rahmens“ gilt dem Urteil in der Rechtssache Orlandi u. a. zufolge auch für gleichgeschlechtliche Paare, 
die in einem anderen Land geheiratet haben.135 
 
Die Schlussanträge des Generalanwalts Wathelet vom 11. Januar 2018, in denen sowohl die 
Freizügigkeit als auch die Menschenrechte berücksichtigt wurden und daher Artikel 21 der Charta 
zitiert wurde, zielen darauf ab, eine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung zu vermeiden: 
„Eine Definition des Begriffs ‚Ehegatte‘, die auf die heterosexuelle Ehe beschränkt wäre, würde jedoch 
unausweichlich zu Fällen von Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung führen [...].“136 
Seiner Auffassung nach „ könnte eine Weigerung, dem Antrag auf [...] Aufenthalt eines 
Drittstaatsangehörigen desselben Geschlechts wie der Unionsbürger, mit dem er nach dem Recht 
eines Mitgliedstaats verheiratet ist, stattzugeben, nicht [...] auf die sexuelle Ausrichtung des 
Drittstaatsangehörigen gestützt werden, da dies einen Verstoß gegen die Artikel 7 [Achtung des 
Familienlebens] und 21 [Nichtdiskriminierung] der Charta darstellen würde“.137  Er zitierte siebenmal 
die Rechtssache Taddeucci und McCall und fünfmal die Rechtssache Oliari u. a. 
 
Das Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton ist wegweisend, weil der EuGH die Begriffe 
„Ehegatte“ und „Ehe“ erstmals auf gleichgeschlechtliche Paare ausgeweitet hat. Aber es ist 

                                                             
135  Urteil des EGMR vom 14. Dezember 2017 in der Rechtssache Orlandi u. a. / Italien (der „spezifische rechtliche 

Rahmen“ muss auch auf gleichgeschlechtliche Paare ausgedehnt werden, die außerhalb Italiens geheiratet 
haben, statt ihre Ehen als solche anerkennen zu lassen). Siehe auch vier beim EGMR anhängige Verfahren 
gegen Polen wegen der Verweigerung der Anerkennung der dänischen bzw. britischen Ehe zweier Frauen 
(Handzlik-Rosuł und Rosuł, Nr. 45301/19, und Formela und Formela, Nr. 58828/12) oder die Rechtssachen 
betreffend die Erleichterung der Eheschließung für zwei Männer in Spanien (Szypuła, Nr. 78030/14, und 
Urbanik und Alonso Rodríguez, Nr. 23669/16). 

136  Coman und Hamilton (siehe Fußnote 2), Rn. 5 und 75. 
137  Ebd., Rn. 98. 
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wichtig, auch die Grenzen des Urteils zu erkennen. Es verpflichtet Rumänien eine 
gleichgeschlechtliche Ehe aus einem anderen Mitgliedstaat „allein zum Zweck der Gewährung eines 
abgeleiteten Aufenthaltsrechts zugunsten eines Drittstaatsangehörigen anzuerkennen“. Der EuGH 
verwendete die Formulierung „allein zum Zweck“ viermal.138  Er verpflichtet Rumänien aber noch nicht, 
ein gleichgeschlechtliches Ehepaar für andere Zwecke des rumänischen Rechts anzuerkennen 
(Familien-, Steuer-, Sozialversicherungs-, Renten-, Erb-, Staatsangehörigkeits- und Medizinrecht (etwa 
das Besuchs- und Auskunftsrecht im Krankenhaus) usw.).  
 
Ebenso wenig hilft das Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton der Mehrheit der rumänischen 
gleichgeschlechtlichen Paare bei „innerstaatlichen Sachverhalten“ (siehe Kapitel 3, Fußnote 35): Sie 
müssen ihr im Unionsrecht vorgesehenes Aufenthaltsrecht noch in einem anderen Mitgliedstaat (z. B. 
Belgien) ausüben, sie müssen sich in Rumänien aufgehalten haben und dürfen keine Möglichkeit zur 
Eheschließung gehabt haben (weil Rumänien gleichgeschlechtliche Eheschließungen noch nicht 
zulässt). Solche Paare können sich auf Taddeucci und McCall berufen, bei denen ebenfalls ein 
„innerstaatlicher Sachverhalt“ gegeben war, der zwar nicht dem Unionsrecht unterlag, auf den aber die 
EKMR anwendbar war. 
 
Da sie weder eine Ehe schließen noch eine eingetragene Lebenspartnerschaft eingehen können, haben 
gleichgeschlechtliche Paare vor dem EGMR geklagt und versucht, eine Ausdehnung der 
Rechtsprechung in den Rechtssachen Oliari u. a. und Orlandi u. a. sowie des Erfordernisses eines 
„spezifischen rechtlichen Rahmens“ auf Rumänien und Polen zu erwirken.139  
 

 Umsetzung des Urteils in der Rechtssache Coman und Hamilton in Rumänien 

Eigentlich wäre zu erwarten, dass Rumänien der erste Mitgliedstaat wäre, der dem Urteil in der 
Rechtssache Coman und Hamilton nachkommt. Bis zum 28. Februar 2021, mehr als zwei Jahre nach dem 
Urteil des EuGH vom 5. Juni 2018 und dem Urteil des rumänischen Verfassungsgerichts vom 18. Juli 
2018 (in Anwendung des Urteils in der Rechtssache Coman und Hamilton), hatte Herr Hamilton seine 
rumänische Aufenthaltserlaubnis noch immer nicht erhalten. Kein rumänisches Gericht hat ein 
Mitglied der Exekutive oder der Verwaltung angewiesen, ihm die Erlaubnis zu erteilen, und kein 
Mitglied der Exekutive oder der Verwaltung hat ihn aufgefordert, vor der Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis die erforderlichen Formalitäten zu erledigen. Das Inspectoratul General pentru 
Imigrări, das seine Politik nicht geändert hat, gewährt gleichgeschlechtlichen Ehegatten von 
Unionsbürgern (und zurückkehrenden Staatsangehörigen) weiterhin keine Aufenthaltserlaubnis. Dies 
ist ein schockierender Verstoß eines Mitgliedstaates gegen Unionsrecht, der 
Durchsetzungsmaßnahmen der Europäischen Kommission gemäß Artikel 258 AEUV 
rechtfertigen würde. Da keine entsprechenden Handlungen erfolgt sind, haben Herr Coman und Herr 
Hamilton ihren Fall dem EGMR vorgelegt (Beschwerde Nr. 2663/21 gegen Rumänien, eingereicht am 
23. Dezember 2020, zugestellt am 9. Februar 2021). 
 

                                                             
138  Coman und Hamilton (siehe Fußnote 2), Rn. 36,40, 45 und 46 (Hervorhebung hinzugefügt). 
139  Beschwerde vom 16. Januar 2020, Buhuceanu und Ciobotaru / Rumänien, Nr. 20081/19, 

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-200952; Beschwerde vom 20. Juni 2020, Przybyszewska / Polen, 
Nr. 11454/17, http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-203744.  

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-200952
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-203744
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 Umsetzung des Urteils in der Rechtssache Coman und Hamilton in anderen EU-
Mitgliedstaaten 

Wie oben erläutert (in Fußnote 3 dieses Kapitels), können die derzeit 27 Mitgliedstaaten in drei 
Gruppen eingeteilt werden (zu Zitaten aus den Rechtsvorschriften siehe Anhang 3):  
 
1) 6 Mitgliedstaaten, in denen weder die Ehe noch eingetragene Lebenspartnerschaften für 
gleichgeschlechtliche Paare vorgesehen sind (Bulgarien, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien und die 
Slowakei),  
 
2) 8 Mitgliedstaaten, in denen zwar eingetragene Lebenspartnerschaften, aber keine Ehen für 
gleichgeschlechtliche Paare möglich sind (Estland, Griechenland, Italien, Kroatien, Slowenien, 
Tschechien, Ungarn und Zypern), und 
 
3) 13 Mitgliedstaaten, in denen gleichgeschlechtliche Paare eine Ehe eingehen können (Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, 
Portugal, Schweden und Spanien). 
 
Bei den Mitgliedstaaten der ersten Gruppe gibt die Umsetzung des Urteils in der Rechtssache Coman 
und Hamilton besonderen Anlass zur Sorge. Rumänien wurde bereits genannt (Abschnitt 4.2.2). Die 
Antworten der anderen fünf Mitgliedstaaten auf den vom EZPWD am 15. Juni 2020 an die nationalen 
Parlamente gesandten Fragebogen ergaben folgendes Bild: 
 
− Bulgarien: Am 24. Juli 2019 bestätigte das Oberste Verwaltungsgericht mit einer endgültigen 
Entscheidung in der Rechtssache Nr. 11558/2018 das Recht eines gleichgeschlechtlichen Paares (das in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat eine Ehe geschlossen hat), sich im Hoheitsgebiet der Republik 
Bulgarien aufzuhalten. 
 
− Lettland: In der Stellungnahme der Ombudsperson der Republik Lettland vom 29. Oktober 2018 wird 
weder auf die Rechtssache Coman und Hamilton noch auf die Freizügigkeit nach Unionsrecht Bezug 
genommen. Allerdings wird das Urteil in der Rechtssache Oliari u. a. zitiert: Die Ombudsperson 
empfiehlt, 1. die positive Verpflichtung des Staates zu erfüllen, einen rechtlichen Rahmen für die 
Anerkennung verschiedener Familienmodelle in Übereinstimmung mit den neuesten Erkenntnissen 
des EGMR und Artikel 110 der Verfassung zu schaffen. 
 
− Litauen: Das Verfassungsgericht Litauens entschied am 11. Januar 2019,140 dass ein befristeter 
Aufenthaltstitel für einen Ausländer, der nicht Bürger eines EU-Mitgliedstaates ist, im Falle einer 
Familienzusammenführung erteilt werden könne, wenn ein Familienangehöriger der 
gleichgeschlechtlichen Familie in der Republik Litauen wohnt und seine Ehe bzw. eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft in dem anderen Staat rechtmäßig geschlossen wurde. 
 
− Polen: Im Prinzip sind gleichgeschlechtlichen Ehegatten die nach Unionsrecht garantierten 
Aufenthaltstitel zu gewähren. 
 
− Rumänien: In seinem Urteil vom 18. Juli 2018 hat das rumänische Verfassungsgericht Artikel 277 des 
Zivilgesetzbuchs Absätze 2 und 4 in Anwendung der Rechtsprechung im Fall Coman und Hamilton 

                                                             
140  Siehe https://www.lrkt.lt/lt/teismo-aktai/paieska/135/ta1898/content.  

https://www.lrkt.lt/lt/teismo-aktai/paieska/135/ta1898/content
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insoweit teilweise für verfassungswidrig erklärt, als es feststellte, dass diese Absätze [nur dann] 
verfassungsgemäß seien, wenn sie es zuließen, Ehegatten (Unionsbürgern und/oder Bürgern von 
Drittstaaten) gleichgeschlechtlicher Ehen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
geschlossen wurden, einen Aufenthaltstitel im rumänischen Hoheitsgebiet zu gewähren. 
 
− Slowakei: Nach Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe h des Gesetzes über den Aufenthalt von Ausländern 
kann der Drittstaatsangehörige, wenn er das Recht auf Aufenthalt in dem Mitgliedstaat hat, in dem sein 
Lebenspartner − ein slowakischer Staatsangehöriger, mit dem er eine feste, ordnungsgemäß 
bescheinigte Beziehung unterhält − aufenthaltsberechtigt ist, das Recht eines Familienangehörigen 
eines Unionsbürgers ausüben, wenn er seinen Lebenspartner (den slowakischen Staatsangehörigen) 
begleitet oder ihm in das Hoheitsgebiet der Slowakischen Republik nachzieht. Der 
Drittstaatsangehörige hat dann den Status eines Familienangehörigen eines Unionsbürgers gemäß 
Artikel 2 Absatz 5 Buchstabe g des Gesetzes über den Aufenthalt von Ausländern, da er in einer 
dauerhaften, ordnungsgemäß bescheinigten Beziehung mit einem Unionsbürger lebt. 
 
Alle sechs Mitgliedstaaten scheinen theoretisch bereit zu sein, dem Urteil in der Rechtssache Coman 
und Hamilton nachzukommen, indem sie dem gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines Unionsbürgers 
(oder eines zurückkehrenden Staatsangehörigen) einen Aufenthaltstitel gewähren. Im Fall von 
Lettland wird dies lediglich angenommen. (Der Antwort ist diesbezüglich nichts zu entnehmen.) 
Unklar ist allerdings in all diesen Mitgliedstaaten, ob auf dem Aufenthaltstitel vermerkt würde, dass 
der Ehepartner der „Ehegatte“, der „eingetragene Lebenspartner“ oder der „Lebenspartner in 
einer dauerhaften Beziehung“ des Unionsbürgers (oder des zurückkehrenden 
Staatsangehörigen) ist. 
 
In den anderen 21 Mitgliedstaaten − auch wenn von vier Mitgliedstaaten (Dänemark, Belgien, 
Luxemburg, Malta) keine Antworten eingegangen sind − haben die Verfasser keinen Grund zu der 
Annahme, dass dem gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines Unionsbürgers (oder eines 
zurückkehrenden Staatsangehörigen) ein Aufenthaltstitel verweigert würde, außer in Griechenland 
und Zypern. Das griechische Parlament beantwortete den Fragebogen wie folgt: 
 

1. Wenn sich ein gleichgeschlechtliches Ehepaar in Ihr Land begibt, erkennt Ihr Land 
dessen Ehe an:  
a) zu Zwecken der Freizügigkeit (Familienzusammenführung), indem automatisch auch 
dem drittstaatsangehörigen Ehegatten des freizügigkeitsberechtigten EU-Bürgers die 
Einreise und der Aufenthalt gestattet werden, wie es das Urteil des EuGH von 2018 in der 
Rechtssache Coman und Hamilton vorsieht? 
 
   Nein. 

 
In einer nachfolgenden Antwort heißt es, dass seine Ehe einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
gleichgestellt sei (wobei eine genauere Übersetzung des sowohl in Griechenland als auch in Zypern 
verwendeten griechischen Begriffs eher „Pakt über das gemeinsame Leben“ lauten müsste). Allerdings 
wird nicht näher erläutert, wie dies zur Gewährung eines Aufenthaltstitels für den 
gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines Unionsbürgers (oder eines zurückkehrenden 
Staatsangehörigen) führen würde. Ähnlich antwortete auch das zyprische Parlament: Nein: Bei 
gleichgeschlechtlichen Personen werden ausschließlich eingetragene Lebenspartnerschaften 
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anerkannt. Nach zyprischem Recht wird die Ehe zwischen Personen des gleichen Geschlechts nicht 
anerkannt. 
 
Von den acht Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft, aber keine Ehe anbieten, erkennen offenbar nur Estland und Kroatien 
gleichgeschlechtliche Ehen aus einem anderen Mitgliedstaat als Ehen an. Das estnische Parlament 
antwortete wie folgt: Wenn die im Ausland geschlossene gleichgeschlechtliche Ehe nach estnischem 
Recht gültig ist, hat das gleichgeschlechtliche Paar die gleichen Rechte und Pflichten wie 
heterosexuelle Ehepaare in Estland. In der Antwort des kroatischen Parlaments heißt es: Wenn eine Ehe 
zwischen Personen gleichen Geschlechts, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes sind, oder bei der eine der Personen die Staatsangehörigkeit eines 
Staates außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes besitzt, gemäß den Vorschriften des 
Mitgliedstaates geschlossen und eingetragen wurde, in dem diese Beziehung begründet wurde, gelten 
für sie die gleichen Rechte und Vorrechte im Rahmen der im EWR garantierten Freizügigkeit wie für in 
der Republik Kroatien geschlossene Ehen. 
 
Es scheint (wenn dies auch nicht immer ganz klar ist), dass Griechenland, Italien,141 Slowenien, 
Tschechien, Ungarn und Zypern den gleichgeschlechtlichen Ehegatten für den Zweck der 
Gewährung eines Aufenthaltstitels als eingetragenen Lebenspartner behandeln.   
 
Das Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton besagt nicht ausdrücklich, dass der Ehegatte im 
Aufenthaltstitel des gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines Unionsbürgers (oder eines 
zurückkehrenden Staatsangehörigen) in der Landessprache nicht als „eingetragener Lebenspartner“ 
oder „Lebenspartner in einer dauerhaften Beziehung“, sondern als „Ehegatte“ zu bezeichnen ist. 
Wahrscheinlich würde fast die Hälfte der Mitgliedstaaten (12 von 27) es vorziehen, den 
Aufenthaltstitel zu gewähren, ohne an diesen Titel die Bezeichnung „Ehegatte“ zu knüpfen. 
 
Im Urteil Coman und Hamilton deutet jedoch nichts darauf hin, dass diese Form der „Herabstufung“142 
einer gleichgeschlechtlichen Ehe aus einem anderen Mitgliedstaat von der Ehe zu einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft oder dauerhaften Beziehung eine ausreichende Achtung der Ehe darstellen 
würde und nach Unionsrecht annehmbar wäre, insbesondere in Anbetracht des Verbots der 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung in Artikel 21 der Charta143.  
 

                                                             
141  Legge 20 maggio 2016 (Gesetz vom 20. Mai 2016), n. 76, Regolamentazione delle unioni civili tra persone dello 

stesso sesso, https://www.gazzettaufficiale.it/eli/gu/2016/05/21/118/sg/pdf, Artikel 1 Absatz 20; Artikel 1 
Absatz 28 Buchstabe b;  
„Circolare n.3511 del 5 agosto 2016 [Rundschreiben vom 5. August 2016] che fornisce indicazioni operative ai fini 
del rilascio del nulla osta al ricongiungimento familiare“,  
http://www.libertaciviliimmigrazione.dlci.interno.gov.it/sites/default/files/allegati/circ._prot._nr._3511_del_
05.08.2016.pdf. 

142  Der EGMR betrachtete eine „Herabstufung“ in Orlandi u. a. als zulässig. 
143  Dass diese „Herabstufung“ dazu führen kann, dass es in verschiedenen Mitgliedstaaten unterschiedliche 

Personenstände gibt, könnte an sich schon ein Hindernis für die Freizügigkeit sein, da sie als 
„schwerwiegender Nachteil“ angesehen werden kann. Siehe Urteil des Gerichtshofes vom 14. Oktober 2008, 
Grunkin und Paul, C-353/06, ECLI:EU:C:2008:559, Rn. 23−29. 

https://www.gazzettaufficiale.it/eli/gu/2016/05/21/118/sg/pdf
http://www.libertaciviliimmigrazione.dlci.interno.gov.it/sites/default/files/allegati/circ._prot._nr._3511_del_05.08.2016.pdf
http://www.libertaciviliimmigrazione.dlci.interno.gov.it/sites/default/files/allegati/circ._prot._nr._3511_del_05.08.2016.pdf
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 Gleichbehandlung von gleichgeschlechtlichen Ehepaaren nach nationalem 
Recht (außer dem Einwanderungsrecht) in einem anderen EU-Mitgliedstaat  

Da das Unionsrecht Vorrang vor nationalem Recht hat (siehe Kapitel 3), kann davon ausgegangen 
werden, dass das Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton früher oder später in allen 
27 Mitgliedstaaten umgesetzt wird. (Theoretisch ist ein Urteil des EuGH für alle Behörden in allen 
Mitgliedstaaten sofort verbindlich. In der Praxis kann die Umsetzung vor Ort aber einige Zeit dauern.) 
 
Mit der Gewährung eines Aufenthaltstitels (und einer Arbeitserlaubnis) für den 
gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines Unionsbürgers (oder eines zurückkehrenden 
Staatsangehörigen) wird das größte, rechtliche, Hindernis für die Ausübung des Rechts auf 
Freizügigkeit innerhalb der EU beseitigt. Es gibt jedoch weitere Hindernisse.144 In seinem Urteil von 
1996 in der Rechtssache Bosman145 stellte der EuGH fest:  
 
„Bestimmungen, die einen Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats daran hindern oder davon 
abhalten, sein Herkunftsland zu verlassen, um von seinem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch zu 
machen, stellen daher Beeinträchtigungen dieser Freiheit dar, auch wenn sie unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit der betroffenen Arbeitnehmer Anwendung finden [...]“ 
 
Es kann kein Zweifel daran bestehen, dass die Nichtanerkennung der gleichgeschlechtlichen Ehe 
eines Unionsbürgers (oder eines zurückkehrenden Staatsangehörigen) für andere Zwecke des 
nationalen Rechts als das Einwanderungsrecht den Bürger oder Staatsangehörigen an der Ausübung 
seines Rechts auf Freizügigkeit „hinder[n]“ oder der Ausübung dieses Rechts „entgegenstehen“ könnte 
(heute gilt die Aussage im Urteil Bosman eindeutig nicht nur für Arbeitnehmer, sondern für jegliche 
Freizügigkeit von Unionsbürgern) und daher ein Hindernis für diese Freiheit darstellen würde.  
 
Dies gilt auch, wenn das Hindernis „unabhängig von der Staatsangehörigkeit der betroffenen 
Arbeitnehmer“ besteht, selbst wenn in den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats 
gleichgeschlechtliche Paare (bei denen eine Person Staatsangehöriger des Mitgliedstaates ist und die 
ihr Recht auf Freizügigkeit nicht ausgeübt haben) gleich schlecht behandelt, indem sie verwehrt wird, 
ihre Beziehung überhaupt bzw. als „Ehe“ eintragen zu lassen. Beispielsweise könnte die 
Nichtanerkennung einer gleichgeschlechtlichen Ehe nach den nationalen Rechtsvorschriften des 
Steuer-, Sozialversicherungs-, Renten-, Erb- oder Medizinrechts (z. B. das Besuchs- und Auskunftsrecht 
im Krankenhaus) den Bürger oder Staatsangehörigen „davon abhalten oder ihn hindern“, sein 
Recht auf Freizügigkeit auszuüben, weil ihm dadurch „schwerwiegende Nachteile“ entstehen könnten. 
(Der EuGH behandelt einen Unterschied zwischen dem Recht des Herkunftsmitgliedstaats und dem 
Recht des Aufnahmemitgliedstaats (z. B. unterschiedliche Steuersätze) nicht als „Hindernis“, sofern 
dieser keine „schwerwiegenden Nachteile“ verursacht.)146 
 
In welchen Mitgliedstaaten bestehen solche Hindernisse? In den 13 Mitgliedstaaten, die 
gleichgeschlechtlichen Paaren die Eheschließung erlauben, sollten solche Hindernisse nicht zu 

                                                             
144  Der Begriff „Hindernis“ [bzw. „[be]hindern“ und „entgegenstehen“] kommt in Artikel 46 Buchstabe b AEUV 

(„deren Beibehaltung die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer hindert“) und in Artikel 50 Absatz 2 
Buchstabe c AEUV („deren Beibehaltung der Niederlassungsfreiheit entgegensteht“) vor. 

145  Urteil des Gerichtshofes vom 15. Dezember 1995, Union royale belge des sociétés de football association 
u. a. / Bosman u. a., C-415/93, ECLI:EU:C:1995:463, Rn. 96. 

146  Grunkin und Paul (Fußnote 24), Rn. 23. 
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erwarten sein. Eine unterschiedliche Behandlung einer Ehe aus einem anderen Mitgliedstaat könnte 
unter Berufung auf das Verbot der Diskriminierung wegen der Staatsangehörigkeit in Artikel 18 AEUV 
angefochten werden. 
 
Hindernisse wären eher in den sechs Mitgliedstaaten zu erwarten, in denen gleichgeschlechtliche 
Paare weder eine Ehe noch eine eingetragene Partnerschaft eingehen können. Die Antworten auf den 
Fragebogen führten zu folgenden Erkenntnissen: 
 
− Bulgarien: Wenn die Voraussetzungen für die Eheschließung nach bulgarischem Recht [Mann und 
einer Frau] [...] zum Zeitpunkt der Eheschließung nicht gegeben waren, hat eine Ehe, auch wenn sie 
nach den Gesetzen des Staates zulässig ist, in dem sie geschlossen wurde, keine Rechtsfolgen in 
Bulgarien (Artikel 4 Absatz 1 des Familiengesetzes). [...] Das Oberste Verwaltungsgericht [...] erkennt 
in seiner ständigen Rechtsprechung im Ausland geschlossene gleichgeschlechtliche Ehen nicht 
an. 
 
− Lettland: Nach Artikel 110 der Verfassung ist die Ehe eine Verbindung zwischen einem Mann und 
einer Frau. Die Ombudsperson erinnert daran, dass kein für die Republik Lettland verbindliches 
internationales Recht dem Staat die Verpflichtung auferlegt, gleichgeschlechtlichen Lebenspartnern 
den Zugang zur Institution der Ehe zu ermöglichen. 
 
− Litauen: Für andere Zwecke des nationalen Rechts werden gleichgeschlechtliche Ehen nicht 
anerkannt. 
 
− Polen: Nach Artikel 18 der polnischen Verfassung stehen die Ehe als Verbindung von Mann und Frau 
sowie die Familie unter dem Schutz und der Fürsorge der Republik Polen. Artikel 18 wird weithin als 
Verbot der gleichgeschlechtlichen Ehe angesehen. Entsprechend erkennt das polnische Recht 
gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften nicht rechtlich an, weder als Ehen noch als eingetragene 
Lebenspartnerschaften. 
 
– Rumänien: Nach Artikel 277 Absätze 1 bis 4 des Gesetzes Nr. 287/2009 des Zivilgesetzbuches von 
Rumänien sind gleichgeschlechtliche Ehen in Rumänien verboten und werden nicht anerkannt. 
Lebenspartnerschaften oder zivilrechtliche Lebensgemeinschaften zwischen gleichgeschlechtlichen 
Personen werden in Rumänien ebenfalls nicht anerkannt. 
 
– Slowakei: Nach slowakischem Recht werden Ehen zwischen gleichgeschlechtlichen Paaren und 
andere Lebenspartnerschaften von gleichgeschlechtlichen Paaren nicht anerkannt. Daher gibt es im 
nationalen Recht keine spezifischen Bestimmungen für solche Situationen. 
 
In diesen sechs Mitgliedstaaten sollte dem gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines Unionsbürgers 
(oder eines zurückkehrenden Staatsangehörigen) nach dem Urteil in der Rechtssache Coman und 
Hamilton ein Aufenthaltstitel (und eine Arbeitserlaubnis) gewährt werden, für alle anderen 
Zwecke des nationalen Rechts wird die gleichgeschlechtliche Ehe des Paares jedoch offensichtlich 
nicht anerkannt. 
 
In den acht Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft, aber keine Ehe ermöglichen, wird eine gleichgeschlechtliche Ehe aus einem 
anderen Mitgliedstaat wie eine eingetragene Lebenspartnerschaft im Aufnahmemitgliedstaat 
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behandelt (angeblich, um eine gegen Artikel 18 AEUV verstoßende Diskriminierung wegen der 
Staatsangehörigkeit zu vermeiden). Das bedeutet, dass den Ehegatten zwar viele, aber nicht alle Rechte 
und Pflichten gewährt werden, die verschiedengeschlechtlichen Ehepaaren zugestanden werden. 
Nach dem oben erwähnten Grundsatz des Urteils in der Rechtssache Bosman könnten Rechte und 
Pflichten, die gleichgeschlechtlichen Ehepartnern vorenthalten werden (weil sie als eingetragene 
Lebenspartner behandelt werden), ein Hindernis für die Freizügigkeit gleichgeschlechtlicher Ehepaare 
darstellen, wenn dadurch „schwerwiegende Nachteile“ verursacht werden.147  
 
Den Antworten auf den Fragebogen aus fünf der acht Mitgliedstaaten waren die folgenden 
Informationen zu entnehmen: 
 
– Zypern: Für andere Zwecke des nationalen Rechts (d. h. im Familien-, Steuer-, Sozialversicherungs-, 
Renten-, Erbschafts-, Staatsangehörigkeits- und Medizinrecht (etwa das Besuchs- und Auskunftsrecht 
im Krankenhaus) usw.) gilt: Ja, eingetragene Lebenspartnerschaften werden für alle oben genannten 
Zwecke anerkannt. 
 
– Tschechien: Dem gleichgeschlechtlichen Ehegatten werden die gleichen Rechte gewährt wie 
„eingetragenen Lebenspartnern“. Das tschechische Oberste Verwaltungsgericht hat über einen 
Präzedenzfall entschieden (Urteil As 230/2017-41 vom 30. Mai 2018). In dieser Rechtssache verlangte 
das verheiratete gleichgeschlechtliche Paar, als Ehegatten in das Personenstandsregister eingetragen 
zu werden. Das Gericht entschied, dass ihr zivilrechtlicher Status als Ehegatten nach tschechischem 
Recht in den Personenstand „eingetragener Lebenspartner“ geändert wird. Die Rechte und Pflichten 
der eingetragenen Lebenspartner sind weitgehend dem Gesetz über die eingetragene 
Lebenspartnerschaft zu entnehmen. Die Rechte und Pflichten sind nahezu identisch mit den Rechten 
und Pflichten in der Ehe (Artikel 656 ff. des tschechischen Zivilgesetzbuchs (Gesetz Nr. 89/2012 Slg., 
Zivilgesetzbuch)). 
 
− Estland: Wenn die im Ausland geschlossene gleichgeschlechtliche Ehe nach estnischem Recht gültig 
ist, hat das gleichgeschlechtliche Paar die gleichen Rechte und Pflichten wie heterosexuelle 
Ehepaare in Estland. 
 
− Griechenland: Ihre Ehe ist einer Lebenspartnerschaft gleichgestellt. Lebenspartnerschaften haben in 
Griechenland in verschiedenen Rechtsbereichen allerdings andere Rechtswirkungen als die Ehe. 
Beispielsweise ist eine gemeinsame Steuererklärung des Paares bei Lebenspartnerschaften nicht 
zwingend vorgeschrieben, und ein Lebenspartner kann auf Erbansprüche verzichten. 
 
− Ungarn: Im Ausland geschlossene gleichgeschlechtliche Ehen werden in Ungarn grundsätzlich in 
allen Rechtsbereichen als eingetragene Lebenspartnerschaften anerkannt. Von wenigen Ausnahmen 
abgesehen erlangen gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften sämtliche mit einer Ehe 
verbundenen Rechte und Pflichten. 
 
 

4.3. Empfehlungen 
 

                                                             
147  Siehe Fußnote 26 (und begleitender Text). 
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1) Die Europäische Kommission sollte gegen Rumänien Durchsetzungsmaßnahmen verhängen, 
weil es dem Urteil des EuGH in der Rechtssache Coman und Hamilton nicht nachgekommen ist. 
Die Kommission sollte ferner prüfen, ob die anderen 26 Mitgliedstaaten dem Urteil in der 
Rechtssache Coman und Hamilton nachkommen, und Durchsetzungsmaßnahmen gegen die 
Mitgliedstaaten ergreifen, die dies nicht tun. 
 
2) Um die Hindernisse für die Freizügigkeit zu beseitigen, die durch die Nichtanerkennung einer 
gleichgeschlechtlichen Ehe (oder einer eingetragenen Lebenspartnerschaft, wie sie in Kapitel 5 
erörtert wird) entstehen können, und um die Ausübung des Rechts zu erleichtern, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, sollte die Kommission auf 
der Grundlage von Artikel 18, Artikel 21 Absatz 2, Artikel 46, Artikel 50 Absatz 1 und Artikel 59 
Absatz 1 AEUV (wie in Kapitel 8 erläutert) einen Vorschlag für eine Rechtsvorschrift vorlegen, 
der alle Mitgliedstaaten verpflichtet, eine in einem anderen Mitgliedstaat geschlossene Ehe 
(oder eine eingetragene Lebenspartnerschaft) für die Zwecke des nationalen Rechts 
anzuerkennen, und zwar in allen Fällen, in denen die Ehegatten oder die eingetragenen 
Lebenspartner nach der Rechtsprechung des EGMR (wie in Kapitel 8 näher ausgeführt) ein Recht 
auf Gleichbehandlung hätten. 
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 GLEICHGESCHLECHTLICHE EINGETRAGENE 
LEBENSPARTNERSCHAFTEN 

 

5.1. Einleitung 
 
In diesem Kapitel wird die Stellung von gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartnern 
behandelt, die sich zwischen den EU-Mitgliedstaaten bewegen. Das Recht auf 
Familienzusammenführung nach den in Kapitel 3 (Teil 3.3) erörterten EU-Rechtsvorschriften zur 
Freizügigkeit können eingetragene Lebenspartnerschaften in Anspruch nehmen, wenn es sich um 
einen Unionsbürger und seinen gleichgeschlechtlichen Lebenspartner handelt. Wenn die 
eingetragenen Lebenspartner beide Unionsbürger sind, genießen sie jeweils eigene 
Freizügigkeitsrechte und sind in der Regel nicht auf der Anerkennung ihrer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft nach Unionsrecht angewiesen, zumindest nicht für Zwecke der 
Familienzusammenführung. Ist keiner der beiden eingetragenen Lebenspartner Unionsbürger, 
können sie keine Freizügigkeitsrechte nach Unionsrecht beanspruchen. Sie müssen sich stattdessen 
auf das nationale Einwanderungsrecht berufen und alle Hindernisse anfechten, die einer Einreise und 
einem Aufenthalt entgegenstehen und mit der EMRK nicht vereinbar sind. 
 
Das (vom primären Recht des Unionsbürgers, mit dem eine Person eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft eingegangen ist) abgeleitete Recht des gleichgeschlechtlichen Lebenspartners 
umfasst gemäß den Artikeln 5, 7 und 23 der Richtlinie 2004/38/EG das automatisch gewährte (nicht 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

• Gleichgeschlechtliche eingetragene Lebenspartner können sich in den sechs 
Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren weder die Ehe noch die 
eingetragene Lebenspartnerschaft ermöglichen (die Litauen allerdings freiwillig 
anerkennt), nicht auf Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG 
berufen. 
 

• Aus unterschiedlichen Gründen sind drei Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen 
Paaren die Eheschließung erlauben, nicht bereit, gleichgeschlechtliche eingetragene 
Lebenspartner aus anderen Mitgliedstaaten anzuerkennen; dort werden sie zu 
„Lebenspartnern in einer dauerhaften Beziehung“ „herabgestuft“. 
 

• In Anbetracht der bereits im Jahr 2004 bestehenden Erwartungen ist nicht 
nachvollziehbar, dass ein gleichgeschlechtlicher „Ehegatte“ nun von allen 
Mitgliedstaaten anerkannt werden muss, ein gleichgeschlechtlicher „eingetragener 
Lebenspartner“ aber von (mindestens) sechs Mitgliedstaaten ignoriert werden kann. 
 

• Nach dem Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton sollte die in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG enthaltene Bedingung „sofern nach den 
Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene Partnerschaft der Ehe 
gleichgestellt ist“ als unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung unter Verstoß gegen Artikel 21 der Charta für nichtig erklärt 
werden. 
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ermessensabhängige) Recht, in einen anderen EU-Mitgliedstaat einzureisen (in denjenigen, in 
den der Unionsbürger sich begeben hat oder in den er nach Ausübung seiner Freizügigkeitsrechte 
zurückgekehrt ist), sich dort aufzuhalten und dort zu arbeiten. 
 

5.2. Das von Unionsbürgern abgeleitete Recht gleichgeschlechtlicher 
eingetragener Lebenspartner, in einen anderen EU-Mitgliedstaat 
einzureisen, sich dort aufzuhalten und dort zu arbeiten 

 „Ehegatte“ vs. „eingetragener Lebenspartner“ vs. „Lebenspartner in einer 
dauerhaften Beziehung“ 

Als am 29. April 2004 die Richtlinie 2004/38/EG verabschiedet wurde, war es nicht offensichtlich, dass 
der gleichgeschlechtliche Lebenspartner eines Unionsbürgers jemals (nicht nach nationalem Recht, 
sondern nach Unionsrecht) ein Recht auf Einreise, Aufenthalt und Arbeit in einem anderen EU-
Mitgliedstaat haben würde. Wie in Kapitel 4 erläutert, könnten einige der am Gesetzgebungsverfahren 
Beteiligten davon ausgegangen sein, dass die Kategorie „Ehegatte“ in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe a 
der Richtlinie niemals für einen gleichgeschlechtlichen Ehegatten gelten würde, weil der EuGH nicht 
von seinem Urteil in der Rechtssache D und Schweden / Rat von 2001 abweichen würde, in dem 
festgestellt worden war: „34. [...] „dass der Begriff ‚Ehe‘ nach in allen Mitgliedstaaten geltender 
Definition eine Lebensgemeinschaft zweier Personen verschiedenen Geschlechts bezeichnet“148. 
 
Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b wurde sorgfältig formuliert, um nach Maßgabe der Bedingung 
„sofern nach den Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene 
Partnerschaft der Ehe gleichgestellt ist“ die Verwendung des Begriffs „eingetragener 
Lebenspartner“ tatsächlich freizustellen.149 In EU-Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen 
Paaren die Eheschließung nicht ermöglichen und in denen keine Alternative zur Ehe (aufgrund eines 
Gesetzes über eingetragene Lebenspartnerschaften für gleichgeschlechtliche Paare oder für alle Paare) 
existiert, würde keine Verpflichtung bestehen, einem gleichgeschlechtlichen eingetragenen 
Lebenspartner einen Aufenthaltstitel zu gewähren. Daher konnte man sich im Mai 2004 in höchstens 
7 von 25 Mitgliedstaaten auf Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b berufen: in den Niederlanden und 
Belgien bestand die Möglichkeit der Eheschließung, während in Dänemark, Deutschland, Finnland, 
Frankreich und Schweden eingetragene Lebenspartnerschaften geschlossen werden konnten, die „der 
Ehe gleichgestellt“ waren. 
 
Im Mai 2004 hätten manche geglaubt, dass der Begriff „Ehegatte“ niemals in allen Mitgliedstaaten 
gelten würde, und festgestellt, dass der Begriff „eingetragener Lebenspartner“ damals nur in 7 von 
25 Mitgliedstaaten anwendbar war. In diesem Zusammenhang schien die dritte Kategorie („des 
Lebenspartners, mit dem der Unionsbürger eine ordnungsgemäß bescheinigte dauerhafte 
Beziehung eingegangen ist“), gewissermaßen einen „Ausgleich“ für die mit den Begriffen „Ehegatte“ 
und „eingetragener Lebenspartner“ verbundenen rechtlichen bzw. politischen Beschränkungen 
darzustellen. Es hätte sich um eine Restkategorie für alle 25 Mitgliedstaaten gehandelt. Dies hätte 
                                                             
148  Urteil des Gerichtshofs vom 31. Mai 2001, D und Schweden / Rat, verbundene Rechtssachen C-122/99 P und C-

125/99 P, ECLI:EU:C:2001:304. 
149  Das einzige Vorabentscheidungsersuchen eines ungarischen Gerichts zu Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b 

wurde zurückgezogen (siehe Beschluss des Gerichtshofs vom 16. Juli 2015, Cocaj, C-459/14, 
ECLI:EU:C:2015:546 (Vorabentscheidungsersuchen vom 3. Oktober 2014)). 
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einem gleichgeschlechtlichen Lebenspartner aber nur ermöglicht, ein nicht automatisch gewährtes, 
ermessensabhängiges Aufenthaltsrecht auf der Grundlage der Richtlinie 2004/38/EG zu 
beanspruchen, da die Verpflichtung in Artikel 3 Absatz 2 lediglich darin besteht, „die Einreise und den 
Aufenthalt [zu erleichtern]“. Nach „[einer eingehenden] Untersuchung der persönlichen Umstände“ 
kann ein Mitgliedstaat „eine [...] Verweigerung der Einreise oder des Aufenthalts [begründen]“. 
(Siehe Kapitel 3.) Im Dezember 2020 gab es noch immer keine Rechtsprechung des EuGH dazu, wie 
„erleichtern“ zu verstehen ist, oder wann eine Verweigerung der Einreise oder des Aufenthalts 
gerechtfertigt sein könnte. 

 Einhaltung von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG in den 
EU-Mitgliedstaaten 

Wie oben erläutert, können die derzeit 27 Mitgliedstaaten in drei Gruppen eingeteilt werden (zu 
Zitaten aus den Rechtsvorschriften siehe Anhang 3):  
 
1. In 6 Mitgliedstaaten (Bulgarien, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien und die Slowakei) sind weder die 
Ehe noch die eingetragene Lebenspartnerschaft für gleichgeschlechtliche Paare vorgesehen,  
 
2. in 8 Mitgliedstaaten (Estland, Griechenland, Italien, Kroatien, Slowenien, Tschechien, Ungarn und 
Zypern) können gleichgeschlechtliche Paare eingetragene Lebenspartnerschaften, aber keine 
Ehen eingehen, und 
 
3. in 13 Mitgliedstaaten (Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Luxemburg, 
Malta, Niederlande, Portugal, Österreich, Spanien und Schweden).können gleichgeschlechtliche Paare 
eine Ehe schließen. 
 
Vorbehaltlich der in der Charta vertretenen und in Abschnitt 5.2.4 behandelten Argumentation kann 
in den sechs Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren weder die Ehe noch die eingetragene 
Lebenspartnerschaft ermöglichen, Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b nicht geltend gemacht werden. 
Die Antworten dieser sechs Mitgliedstaaten auf den vom EZPWD am 15. Juni 2020 an die nationalen 
Parlamente gesandten Fragebogen ergaben folgendes Bild: 
 
− Bulgarien, Lettland, Polen und Rumänien: Die Antworten nehmen keinen Bezug auf die 
eingetragenen Lebenspartner von Unionsbürgern (oder zurückkehrenden Staatsangehörigen). Daraus 
schließen wir, dass diese für die Zwecke eines Aufenthaltstitels nicht anerkannt werden. 
 
− Slowakei: Die Slowakische Republik erkennt keinen anderen Partnerschaftsstatus als die Ehe 
zwischen einem Mann und einer Frau (d. h. zwischen verschiedenen Geschlechtern) an. Es gibt keine 
andere Art von eingetragener Partnerschaft, zivilrechtlicher Lebensgemeinschaft oder sonstiger 
Partnerschaft, die von verschieden- oder gleichgeschlechtlichen Paaren nach slowakischem Recht 
eingegangen werden kann. (Eine eingetragene Lebenspartnerschaft würde nur als Nachweis einer 
„dauerhaften Beziehung“ betrachtet.) 
 
− Litauen: Das Verfassungsgericht Litauens entschied am 11. Januar 2019, dass ein befristeter 
Aufenthaltstitel für einen Ausländer, der nicht Bürger eines EU-Mitgliedstaates ist, im Falle einer 
Familienzusammenführung erteilt werden kann, wenn ein Familienmitglied der 
gleichgeschlechtlichen Familie in der Republik Litauen wohnt und die Ehe bzw. eine eingetragene 
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Lebenspartnerschaft in dem anderen Staat rechtmäßig geschlossen wurde (Hervorhebung 
hinzugefügt). 
 
Von diesen sechs Mitgliedstaaten scheint unbeschadet der Bedingung in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe b nur Litauen bereit zu sein, dem gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartner 
eines Unionsbürgers (oder eines zurückkehrenden Staatsangehörigen) einen Aufenthaltstitel 
gewähren.  
 
Von den übrigen 21 Mitgliedstaaten haben 17 Antworten auf den Fragebogen geschickt. Diese 
17 Mitgliedstaaten lassen sich in die folgenden vier Gruppen einteilen: 
 
1. Gleichgeschlechtliche Paare können sowohl Ehen als auch eingetragene Lebenspartnerschaften 
eingehen (auf nationaler oder regionaler Ebene): Frankreich, die Niederlande, Österreich und Spanien, 
 
2. gleichgeschlechtliche Paare können nur Ehen eingehen (die eingetragene Lebenspartnerschaft 
wurde abgeschafft): Deutschland, Finnland, Irland und Schweden, 
 
3. gleichgeschlechtliche Paare können nur Ehen eingehen (die eingetragene Lebenspartnerschaft gab 
es nie): Portugal, und 
 
4. gleichgeschlechtliche Paare können ausschließlich eingetragene Lebenspartnerschaften 
eingehen: Estland, Griechenland, Italien, Kroatien, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern.  
 
In der ersten Gruppe scheinen die Niederlande, Spanien und Österreich dem gleichgeschlechtlichen 
eingetragenen Lebenspartner (in Spanien auf regionaler Ebene registriert) eines Unionsbürgers (oder 
eines zurückkehrenden Staatsangehörigen) einen Aufenthaltstitel zu gewähren, Frankreich jedoch 
nicht. Frankreich erklärt: 
 
„s'agissant des diverses formes de pactes civils étrangers, ils sont inopérants pour les partenaires étrangers 
s'installant en France“ (Die verschiedenen Formen ausländischer Lebenspartnerschaften sind für 
ausländische Lebenspartner, die sich in Frankreich niederlassen, unwirksam). 
 
Diese Nichtanerkennung eingetragener Lebenspartnerschaften (oder zivilrechtlicher 
Lebensgemeinschaften) aus einem anderen Mitgliedstaat, zumindest für die Zwecke eines 
Aufenthaltstitels, scheint mit Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG 
unvereinbar zu sein. Frankreich würde möglicherweise eine eingetragene Partnerschaft als 
„dauerhafte Beziehung“ anerkennen; damit würde das Recht auf Familienzusammenführung jedoch 
nicht automatisch gewährt.  
 
Alle Länder der zweiten Gruppe hatten früher ein Gesetz zu eingetragenen Partnerschaften, und es gibt 
noch immer gleichgeschlechtliche Paare, die unverändert an ihren eingetragenen 
Lebenspartnerschaften festhalten, weil sie diese nicht in eine Ehe umwandeln wollen. Offenbar würden 
Deutschland (für das in der Antwort allerdings Informationen über die Gewährung von 
Aufenthaltstiteln fehlen), Finnland, und Schweden dem gleichgeschlechtlichen eingetragenen 
Lebenspartner eines Unionsbürgers (oder eines zurückkehrenden Staatsangehörigen) einen 
Aufenthaltstitel erteilen; Irland jedoch nicht, außer wenn die Lebenspartnerschaft vor dem 16. Mai 
2016 eingetragen wurde. Irland antwortete wie folgt: 
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Wenn ein gleichgeschlechtliches Paar am oder nach dem 16. Mai 2016 nach ausländischem Recht eine 
Lebenspartnerschaft geschlossen hat, wird dieses Paar, selbst wenn dieser Status nach diesem Recht 
einer Ehe gleichgestellt ist, in Irland nicht als zivile Lebenspartnerschaft anerkannt; ein aus einem Nicht-
EU-Land stammender Partner in einer solchen Beziehung gilt nicht als berechtigter 
Familienangehöriger im Sinne der Verordnungen von 2015. Wenn das Paar jedoch [...] in einer 
ordnungsgemäß eingetragenen dauerhaften Beziehung zusammengelebt hat, gilt der Partner aus 
dem Nicht-EU-Land als „qualifizierter“ Familienangehöriger. Aus einwanderungspolitischer Sicht 
besteht der Hauptunterschied zwischen einem berechtigten Familienmitglied und einem 
„qualifizierten“ Familienmitglied darin, dass die Beziehung in unterschiedlichem Umfang geprüft wird. 
Von den beiden Gruppen wird jedoch erwartet, dass sie unterschiedliche Formulare ausfüllen, wenn 
sie [...] eine Aufenthaltskarte beantragen. [Bei einer dauerhaften Beziehung wird umfassender geprüft 
als bei einer eingetragenen Partnerschaft?] 
 
Irland scheint eingetragene Lebenspartnerschaften zu „dauerhaften Beziehungen“ 
„herabzustufen“, da eingetragene Lebenspartnerschaften in Irland nicht mehr begründet werden 
können, obwohl einige gleichgeschlechtliche Paare in Irland nicht als Ehegatten, sondern weiterhin als 
Lebenspartner zusammenleben. Das Beispiel Irlands deutet darauf hin, dass einige Mitgliedstaaten 
versuchen könnten, eine Befreiung von Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b zu erwirken, da sie der 
Auffassung sind, die in der Bedingung vorgegebene Formulierung „gleichgestellt [sein]“ („sofern nach 
den Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene Lebenspartnerschaft der Ehe 
gleichgestellt ist“) beziehe sich nur auf die Gleichstellung nach den derzeit geltenden 
Rechtsvorschriften und sei nicht als „gleichstellt ist oder früher gleichgestellt war“ auszulegen. 
 
In der dritten Gruppe kann sich Portugal darauf berufen, dass es die Ehe für gleichgeschlechtliche Paare 
vorsieht, aber nie ein Gesetz über eingetragene gleichgeschlechtliche Lebenspartner hatte, sondern 
nur ein Gesetz über nicht eheliche Lebensgemeinschaften. Die umfassendere Auslegung von Artikel 2 
Nummer 2 Buchstabe b („gleichgestellt ist oder früher gleichgestellt war“) würde somit für Portugal 
nicht gelten. In der Antwort für Portugal heißt es, dass eingetragene Lebenspartnerschaften durch das 
Gesetz Nr. 7/2001 vom 11. Mai 2001 geregelt werden, und tatsächlich werden verschieden- und 
gleichgeschlechtlichen Paaren, die seit mehr als zwei Jahren in einer nicht ehelichen 
Lebensgemeinschaft zusammenleben, durch dieses Gesetz zum „Schutz von De-facto-
Lebenspartnerschaften“ bestimmte Rechte gewährt. Eine förmliche öffentliche Eintragung der 
Beziehung wird allerdings nicht verlangt bzw. ist nicht möglich. Wie Frankreich und Irland scheint auch 
Portugal eingetragene Lebenspartnerschaften zu „dauerhaften Beziehungen“ „herabzustufen“. 
 
In der vierten Gruppe (Estland, Griechenland, Italien150 Kroatien, Slowenien, Tschechien, Ungarn und 
Zypern) werden eingetragene Lebenspartnerschaften aus einem anderen Mitgliedstaat für die Zwecke 
eines Aufenthaltstitels offenbar nach nationalem Recht begründeten Lebenspartnerschaften 
gleichgestellt. 
 

                                                             
150  Legge 20 maggio 2016 (Gesetz vom 20. Mai 2016), n. 76, Regolamentazione delle unioni civili tra persone dello 

stesso sesso, https://www.gazzettaufficiale.it/eli/gu/2016/05/21/118/sg/pdf, Artikel 1 Absatz 20; Artikel 1 
Absatz 28 Buchstabe b; „Circolare n.3511 del 5 agosto 2016 [Rundschreiben vom 5. August 2016] che fornisce 
indicazioni operative […] ai fini del rilascio del nulla osta al ricongiungimento familiare“,  
http://www.libertaciviliimmigrazione.dlci.interno.gov.it/sites/default/files/allegati/circ._prot._nr._3511_del_
05.08.2016.pdf. 

https://www.gazzettaufficiale.it/eli/gu/2016/05/21/118/sg/pdf
http://www.libertaciviliimmigrazione.dlci.interno.gov.it/sites/default/files/allegati/circ._prot._nr._3511_del_05.08.2016.pdf
http://www.libertaciviliimmigrazione.dlci.interno.gov.it/sites/default/files/allegati/circ._prot._nr._3511_del_05.08.2016.pdf
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Zusammenfassend lassen sich die 27 Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Gewährung von 
Aufenthaltstiteln für gleichgeschlechtliche eingetragene Lebenspartner nach Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG wie folgt einteilen: 
 
Keine Antwort − 4 Mitgliedstaaten − Belgien, Dänemark, Luxemburg und Malta 
 
Nein − 8 Mitgliedstaaten − Bulgarien, Frankreich, Irland, Lettland, Polen, Portugal, Rumänien und die 
Slowakei − würden einem gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartner keinen 
Aufenthaltstitel nach Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b gewähren (trotz eines bestehenden Gesetzes 
über eingetragene Lebenspartnerschaften in Frankreich, eines früheren Gesetzes über eingetragene 
Lebenspartnerschaften in Irland und eines bestehenden Ehegesetzes in Portugal). 
 
Ja − 15 Mitgliedstaaten − Deutschland, Estland, Finnland, Griechenland, Italien, Kroatien, Litauen, die 
Niederlande, Österreich, Schweden, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn und Zypern − würden 
einem gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartner einen Aufenthaltstitel nach Artikel 2 
Nummer 2 Buchstabe b gewähren (obwohl es in Litauen kein Gesetz über eingetragene 
Lebenspartnerschaften gibt).  
 

 Gleichbehandlung von gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartnern 
nach nationalem Recht (außer dem Einwanderungsrecht) in einem anderen EU-
Mitgliedstaat  

Mit der Gewährung eines Aufenthaltstitels (und einer Arbeitserlaubnis) für den gleichgeschlechtlichen 
eingetragenen Lebenspartner eines Unionsbürgers (oder eines zurückkehrenden Staatsangehörigen) 
wird das größte, rechtliche Hindernis für die Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der EU 
beseitigt. Es gibt jedoch weitere Hindernisse.151 In seinem Urteil von 1996 in der Rechtssache Bosman152 
stellte der EuGH fest:  
 
„Bestimmungen, die einen Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats daran hindern oder davon 
abhalten, sein Herkunftsland zu verlassen, um von seinem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch zu 
machen, stellen daher Beeinträchtigungen dieser Freiheit dar, auch wenn sie unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit der betroffenen Arbeitnehmer Anwendung finden [...].“ 
 
Es kann kein Zweifel daran bestehen, dass die Nichtanerkennung der gleichgeschlechtlichen 
eingetragenen Lebenspartnerschaft eines Unionsbürgers (oder eines zurückkehrenden 
Staatsangehörigen) für andere Zwecke des nationalen Rechts als das Einwanderungsrecht den Bürger 
oder Staatsangehörigen „hindern oder davon abhalten“ könnte, von seinem Recht auf 
Freizügigkeit Gebrauch zu machen (heute gilt die Aussage im Urteil Bosman eindeutig nicht nur für 
Arbeitnehmer, sondern für jegliche Freizügigkeit von Unionsbürgern), und daher ein Hindernis für 
diese Freiheit darstellt. Dies gilt auch dann, wenn die Beeinträchtigung „unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit der betroffenen Arbeitnehmer“ zum Tragen kommt. Beispielsweise könnte die 

                                                             
151  Der Begriff „Hindernis“ [bzw. „[be]hindern“ und „entgegenstehen“] kommt in Artikel 46 Buchstabe b AEUV 

(„deren Beibehaltung die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer hindert“) und in Artikel 50 Absatz 2 
Buchstabe c AEUV („deren Beibehaltung der Niederlassungsfreiheit entgegensteht“) vor. 

152  Urteil des Gerichtshofes vom 15. Dezember 1995, Union royale belge des sociétés de football association 
u. a. / Bosman u. a., C-415/93, ECLI:EU:C:1995:463, Rn. 96. 
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Nichtanerkennung einer gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartnerschaft nach dem 
nationalen Steuer-, Sozialversicherungs-, Renten-, Erb- oder Medizinrecht (z. B. Besuchs- und 
Auskunftsrecht im Krankenhaus) den Bürger „hindern oder abhalten“ könnte, von seinem Recht auf 
Freizügigkeit Gebrauch zu machen, weil ihm dadurch „schwerwiegende Nachteile“ entstehen 
könnten. (Der EuGH betrachtet einen Unterschied zwischen dem Recht des Herkunftsmitgliedstaats 
und dem Recht des Aufnahmemitgliedstaats (z. B. unterschiedliche Steuersätze) nicht als „Hindernis“, 
sofern er keine „schwerwiegenden Nachteile“ verursacht.)153 
 
In welchen Mitgliedstaaten bestehen solche Hindernisse? Man könnte davon ausgehen, dass 
Mitgliedstaaten, in denen gleichgeschlechtliche Paare derzeit eingetragene Lebenspartnerschaften 
schließen oder in der Vergangenheit schließen konnten, alle Rechte eingetragener Lebenspartner nach 
nationalem Recht auch eingetragenen Lebenspartnern aus anderen Mitgliedstaaten gewähren. Gegen 
eine unterschiedliche Behandlung eingetragener Lebenspartnerschaften aus einem anderen 
Mitgliedstaat könnte unter Berufung auf das Verbot der Diskriminierung wegen der 
Staatsangehörigkeit in Artikel 18 AEUV Beschwerde geführt werden. 
 
Hindernisse wären eher in den sechs Mitgliedstaaten zu erwarten, in denen gleichgeschlechtliche 
Paare weder eine Ehe eingehen noch eine eingetragene Lebenspartnerschaft begründen können. Die 
Antworten auf den Fragebogen führten zu folgenden Erkenntnissen: 
 
− Bulgarien, Lettland, Polen und Rumänien: Die Antwort bezieht sich nicht auf die eingetragenen 
Lebenspartner von Unionsbürgern (oder zurückkehrenden Staatsangehörigen). Daher ist festzustellen, 
dass diese für Zwecke des nationalen Rechts (mit Ausnahme des Einwanderungsrechts) offenbar nicht 
anerkannt werden.  
 
− Slowakei − ebenso: Die Slowakische Republik erkennt keinen anderen Partnerschaftsstatus als die 
Ehe zwischen einem Mann und einer Frau (zwischen verschiedenen Geschlechtern) an. Es gibt keine 
andere Art von eingetragener Partnerschaft, zivilrechtlicher Lebensgemeinschaft oder einer sonstigen 
Partnerschaft, die verschieden- oder gleichgeschlechtliche Paare nach slowakischem Recht eingehen 
können.  
 
− Litauen: Für andere Zwecke des nationalen Rechts werden gleichgeschlechtliche 
Lebenspartnerschaften nicht anerkannt. 
 
Wie in Abschnitt 5.2.2 erläutert, können die 27 Mitgliedstaaten hinsichtlich der Anerkennung eines 
gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartners aus einem anderen Mitgliedstaat für Zwecke 
des nationalen Rechts, mit Ausnahme des Einwanderungsrechts, nach folgenden Gruppen 
unterschieden werden:  
 
Keine Antwort − 4 Mitgliedstaaten − Belgien, Dänemark, Luxemburg und Malta,  
 
Nein − 9 Mitgliedstaaten − Bulgarien, Frankreich, Irland, Lettland, Litauen Polen, Portugal, Rumänien 
und die Slowakei − würden einen gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartner aus einem 
anderen Mitgliedstaat für Zwecke des nationalen Rechts, mit Ausnahme des Einwanderungsrechts 

                                                             
153  Siehe Urteil des Gerichtshofes vom 14. Oktober 2008, Grunkin und Paul, C-353/06, ECLI:EU:C:2008:559, 

Rn. 23−29. 
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nicht anerkennen (ungeachtet eines bestehenden Gesetzes über eingetragene Lebenspartnerschaften 
in Frankreich, eines früheren Gesetzes über eingetragene Lebenspartnerschaften in Irland und eines 
bestehenden Ehegesetzes in Portugal; ein gleichgeschlechtlicher eingetragener Lebenspartner hätte 
in diesen neun Mitgliedstaaten die gleichen Rechte wie gleich- und verschiedengeschlechtliche 
Lebensgefährten; diese Rechte können umfassend oder auch nahezu nicht gegeben sein; Litauen 
erkennt eine eingetragene Partnerschaft nur für den Zweck der Gewährung eines Aufenthaltstitels an). 
 
Ja − 14 Mitgliedstaaten − Deutschland (mutmaßlich, obwohl die Antwort keine Informationen über die 
Anerkennung in anderen Bereichen als dem Einwanderungsrecht enthält), Estland, Finnland, 
Griechenland, Italien, Kroatien, Niederlande, Österreich, Slowenien, Spanien, Schweden, Tschechien, 
Ungarn und Zypern − würden einen gleichgeschlechtlichen eingetragenen Lebenspartner aus einem 
anderen Mitgliedstaat für einige oder alle Zwecke des nationalen Rechts, mit Ausnahme des 
Einwanderungsrechts, in gleicher Weise anerkennen wie nach nationalem Recht eingetragene 
Lebenspartner. 
 

 Sollte nach dem Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton die Bedingung 
„sofern nach den Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die 
eingetragene Partnerschaft der Ehe gleichgestellt ist“ in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG als Verstoß gegen Artikel 21 der Charta 
für nichtig erklärt werden? 

Haben die Entwicklungen seit 2004 dazu geführt, dass die Bedingung in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe b eine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
unter Verstoß gegen Artikel 21 der Charta bewirkt? Seit Dezember 2020 ist Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe a in allen 27 Mitgliedstaaten anwendbar, während Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b (wenn 
die Bedingung noch gilt) nur in 21 Mitgliedstaaten geltend gemacht werden kann, nämlich den 13, die 
die gleichgeschlechtliche Ehe ermöglichen, und den 8, in denen die Möglichkeit der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft besteht, allerdings (wie in den Abschnitten 5.2.2 und 5.2.3 erläutert) nicht 
unbedingt in allen diesen Mitgliedstaaten.  
 
In Anbetracht der Erwartungen im Jahr 2004 ist nicht nachvollziehbar, dass ein 
gleichgeschlechtlicher „Ehegatte“ nun von allen Mitgliedstaaten anerkannt werden muss, ein 
gleichgeschlechtlicher „eingetragener Lebenspartner“ aber von (mindestens) 6 Mitgliedstaaten 
(Bulgarien, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien und Slowakei) ignoriert werden kann. (Das litauische 
Verfassungsgericht hat von sich aus entschieden, dass eine Anerkennung für den Zweck der 
Gewährung eines Aufenthaltstitels in Litauen nicht möglich ist.) Drei weitere Mitgliedstaaten 
(Frankreich, Irland und Portugal) scheinen eingetragene Partnerschaften aus anderen Mitgliedstaaten 
zu ignorieren, entweder weil sie „ausländisch“ sind (Frankreich), weil eingetragene Partnerschaften 
nach nationalem Recht nicht mehr eingegangen werden dürfen (Irland) oder weil es nie ein Gesetz 
über eingetragene Partnerschaften gegeben hat (Portugal). 
 
21 (77,8 %) der 27 Mitgliedstaaten dürften keine Einwände gegen die Einhaltung von Artikel 2 
Nummer 2 Buchstabe b haben, und bei den 6 Mitgliedstaaten, die wahrscheinlich Einwände erheben 
werden, dürfte (gemäß der Begründung des EGMR in der Rechtssache Oliari u. a. / Italien)154 insoweit 

                                                             
154  Urteil des EGMR vom 21. Juli 2015. 
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ein Verstoß gegen Artikel 8 (Achtung des Familienlebens) der EMRK festgestellt werden, als sie kein 
Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft für gleichgeschlechtliche Paare erlassen. Daher 
kann argumentiert werden, dass der EuGH in einem entsprechenden Fall die Vereinbarkeit von 
Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe a und Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b herstellen sollte, indem er 
die Bedingung in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b für nichtig erklärt, da diese eine nach 
Artikel 21 der Charta nicht mehr zulässige Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
bedeutet. Dies würde dem Ergebnis in der Rechtssache Association Belge des Consommateurs Test-
Achats155 ähneln, in der der EuGH eine Ausnahme in einer Richtlinie für nichtig erklärte, die bei der 
Festlegung von Versicherungsprämien eine unmittelbare Diskriminierung wegen des Geschlechts 
erlaubt hatte. Ebenfalls relevant ist die Rechtsprechung in den Rechtssachen Maruko, Römer und Hay 
(siehe Kapitel 3 Abschnitt 3.7), in denen der EuGH zu dem Schluss kam, dass eine unmittelbare 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung in Bezug auf beschäftigungsbezogene Leistungen 
unter Verstoß gegen die Richtlinie 2000/78/EG gegeben ist, wenn (in Angelegenheiten, bei denen die 
eingetragene Partnerschaft nach nationalem Recht „Personen gleichen Geschlechts in eine Situation 
[versetzt], die [...] mit der Situation von Ehegatten vergleichbar [ist]“) ein gleichgeschlechtlicher 
eingetragener Lebenspartner nicht in gleicher Weise behandelt wird, wie ein 
verschiedengeschlechtlicher Ehegatte.  
 
Da niemand weiß, wann und ob überhaupt jemals der EuGH mit einem entsprechenden Fall befasst 
wird, sollte die Bedingung durch ein von der Kommission beantragtes gerichtliches 
Überprüfungsverfahren gegen das Europäische Parlament und den Rat nach Artikel 263 AEUV oder 
durch freiwillige Änderung der Richtlinie 2004/38/EG aufgehoben werden, sodass Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe b nur noch lauten würde: „den Lebenspartner, mit dem der Unionsbürger auf der Grundlage 
der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats eine eingetragene Lebenspartnerschaft eingegangen ist“. 
 

5.3. Empfehlung 
 
Angesichts des in Abschnitt 5.2.2 erörterten Flickenteppichs hinsichtlich der Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher eingetragener Lebenspartner sollte die Kommission nach Artikel 263 
AEUV ein gerichtliches Überprüfungsverfahren gegen das Europäische Parlament und den Rat 
einleiten, um die in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG enthaltene 
Bedingung „sofern nach den Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene 
Partnerschaft der Ehe gleichgestellt ist“ als Verstoß gegen Artikel 21 der Charta für unwirksam 
erklären zu lassen. Alternativ sollte die Kommission eine Änderung der Richtlinie 2004/38/EG 
vorschlagen, mit der diese Bedingung aufgehoben wird (siehe Kapitel 8).  
  

                                                             
155  Urteil des Gerichtshofes vom 1. März 2011, Association Belge des Consommateurs Test-Achats u. a., C-236/09, 

ECLI:EU:C:2011:100. 
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 GLEICHGESCHLECHTLICHE NICHT EINGETRAGENE 
LEBENSPARTNER 

 

 

6.1. Einleitung 
 
In diesem Kapitel wird die Stellung von gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen 
Lebenspartnern von Unionsbürgern behandelt, die sich zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
bewegen. Wenn keiner der beiden nicht eingetragenen Lebenspartner ein Unionsbürger ist, können 
sie keine Freizügigkeitsrechte nach Unionsrecht beanspruchen. Sie müssen sich stattdessen auf das 
nationale Einwanderungsrecht berufen und Beschwerde gegen alle Hindernisse für die Einreise und 
den Aufenthalt sowie die Verweigerung anderer Rechte und Ansprüche führen, die im Widerspruch zur 
EMRK stehen. 
 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE  

• Gegenwärtig behandeln die meisten EU-Mitgliedstaaten verschieden- und 
gleichgeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner zum Zwecke der 
Familienzusammenführung gleich und erleichtern die Zulassung in ihr Hoheitsgebiet.  

• Die rechtliche Stellung gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Lebenspartner für 
andere rechtliche Zwecke (z. B. Besteuerung, Alterssicherungsleistungen, Versicherungen 
und Besuche im Krankenhaus) ist jedoch weniger eindeutig, da in den meisten EU-
Mitgliedstaaten nicht geklärt ist, ob ihnen die gleichen Rechte gewährt werden wie 
verschiedengeschlechtlichen nicht eingetragenen Partnern. 

• Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG sieht vor, dass der 
Aufnahmemitgliedstaat dem „Lebenspartner[], mit dem der Unionsbürger eine 
ordnungsgemäß bescheinigte dauerhafte Beziehung eingegangen ist“, die Einreise und 
den Aufenthalt erleichtert. Es ist jedoch nicht klar, ob der Begriff „Lebenspartner“ − für 
die Zwecke dieses Rechtsinstruments − sowohl verschiedengeschlechtliche als auch 
gleichgeschlechtliche Lebenspartner einschließt. Daher muss klargestellt werden, dass 
der Begriff „Lebenspartner“ im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 
2004/38/EG den gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartner eines 
Unionsbürgers umfasst.  

• Auch nicht eingetragene Lebenspartner können unter Berufung auf den in der Rechtssache 
Reed formulierten Grundsatz vom Aufnahmemitgliedstaat verlangen, dass ihr 
Lebenspartner ihnen in den Aufnahmemitgliedstaat nachziehen darf, wenn der 
Aufnahmemitgliedstaat seinen eigenen Staatsangehörigen dieses Recht gewährt. Es 
ist jedoch nicht klar, ob der Begriff „Lebenspartner“ − für die Zwecke dieses 
Grundsatzes − sowohl verschiedengeschlechtliche als auch gleichgeschlechtliche 
Lebenspartner umfasst. Daher muss klargestellt werden, dass der Begriff „Lebenspartner“ 
auch in diesem Zusammenhang den gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen 
Lebenspartner eines Unionsbürgers einschließt. 

• Derzeit besteht Unklarheit über die genauen Anforderungen, die das Unionsrecht den 
EU-Mitgliedstaaten hinsichtlich der Rechte auferlegt, die einreisende Unionsbürger und 
ihre gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartner geltend machen können, 
sobald sie in ihr Hoheitsgebiet eingereist sind und sich dort aufhalten. 
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Am Anfang der Analyse steht eine Erläuterung der Stellung gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener 
Lebenspartner nach nationalem Recht. Wie noch erläutert wird, behandeln die meisten EU-
Mitgliedstaaten verschieden- und gleichgeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner zum 
Zwecke der Familienzusammenführung gegenwärtig gleich und erleichtern ihnen die Zulassung 
in ihr Hoheitsgebiet. Die rechtliche Stellung gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener 
Lebenspartner für andere rechtliche Zwecke (z. B. Besteuerung, Alterssicherungsleistungen, 
Versicherungen und Besuche im Krankenhaus) ist jedoch weniger eindeutig, da in den meisten EU-
Mitgliedstaaten nicht geklärt ist, ob ihnen die gleichen Rechte gewährt werden wie 
verschiedengeschlechtlichen nicht eingetragenen Partnern.  
 
Anschließend wird in diesem Kapitel die gegenwärtige Stellung gleichgeschlechtlicher nicht 
eingetragener Lebenspartner nach Unionsrecht behandelt: Welche Rechte müssen die EU-
Mitgliedstaaten gegenwärtig nach Unionsrecht gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen 
Lebenspartnern gewähren, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in ihr Hoheitsgebiet begeben? 
In diesem Kapitel werden auch die derzeit nach der EMRK bestehenden Anforderungen untersucht, 
da − wie in Kapitel 3 der Studie erläutert − der durch die EMRK garantierte Schutz einen Mindestschutz 
darstellt, von dem die EU als Grundlage für den von ihr gebotenen Schutz ausgehen muss. In erster 
Linie sollen in diesem Kapitel Empfehlungen dazu formuliert werden, wie die Stellung 
gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Lebenspartner im Unionsrecht geregelt werden 
sollte: Welche Anforderungen sollte das Unionsrecht den Mitgliedstaaten in Bezug auf nicht 
eingetragene gleichgeschlechtliche Lebenspartner auferlegen, die Freizügigkeitsrechte nach 
Unionsrecht ausüben?  
 

6.2. Die Stellung gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener 
Lebenspartner nach nationalen Rechtsvorschriften 

Wie in den Kapiteln 4 und 5 erläutert, gibt es derzeit sechs EU-Mitgliedstaaten (Bulgarien, Lettland, 
Litauen, Polen, Rumänien und die Slowakei), deren Gesetzgebung keinen Familienstand für 
gleichgeschlechtliche Paare vorsieht. Entsprechend können gleichgeschlechtliche Paare in diesen 
Mitgliedstaaten bei rein innerstaatlichen Sachverhalten ohne Bezug zum Unionsrecht − allenfalls − als 
nicht eingetragene Lebenspartner rechtlich anerkannt werden. Die zentrale Frage für die Zwecke 
dieses Kapitels ist jedoch, was mit gleichgeschlechtlichen Paaren (mit mindestens einem 
Unionsbürger) geschieht, die nirgendwo eine Ehe oder eine eingetragene Partnerschaft 
eingegangen sind und ihre EU-Freizügigkeitsrechte ausüben wollen, um in das Hoheitsgebiet 
eines dieser sechs EU-Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort aufzuhalten: Werden die nicht 
eingetragenen Lebenspartner für die Zwecke der Gewährung des Rechts auf 
Familienzusammenführung nach Unionsrecht sowie, sobald sie sich im Hoheitsgebiet des 
Aufnahmemitgliedstaats befinden, für andere rechtliche Zwecke als Paar anerkannt?  
 
Aus den Antworten auf den vom EZPWD am 15. Juni 2020 an die nationalen Parlamente gesandten 
Fragebogen ging nicht klar hervor, welchen Status (sowohl zum Zweck der Gewährung des Rechts auf 
Familienzusammenführung als auch für andere rechtliche Zwecke) der nicht eingetragene 
Lebenspartner eines Unionsbürgers hat, der sich in das Hoheitsgebiet Lettlands, Litauens, 
Rumäniens oder Polens begibt. Andererseits zeigte die Antwort der Slowakei, dass dem 
gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartner eines Unionsbürgers, der in sein 
Hoheitsgebiet umzieht, nach einer Prüfung der persönlichen Umstände des Paares gestattet werden 
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kann, dem Unionsbürger dorthin nachzuziehen. Auch in Bulgarien ist eine nicht eheliche De-
facto-Lebensgemeinschaft eine rechtliche Grundlage für die Einreise und den Aufenthalt, 
unabhängig davon, ob das Paar aus zwei gleich- oder verschiedengeschlechtlichen Personen besteht. 
Es ist jedoch unklar, welche Stellung gleichgeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner in diesen 
beiden Mitgliedstaaten für andere rechtliche Zwecke haben. 
 
Die Antworten auf den genannten Fragebogen156 ergaben, dass die übrigen 21 EU-Mitgliedstaaten 
gleichgeschlechtlichen Paaren die Möglichkeit bieten, zu heiraten und/oder eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft einzugehen. Paare, die sich dafür entscheiden, ihre Beziehung nicht auf eine der 
oben genannten Arten förmlich zu begründen, können rechtlich als nicht eingetragene 
Lebenspartner anerkannt werden,157 und in einigen Mitgliedstaaten wird ihnen ein gesetzlicher 
Status zuerkannt (z. B. als „Lebensgefährten“ in Irland und Schweden, „Lebensgefährten“ oder 
„eingetragene Lebensgefährten“ in Ungarn, „De-facto-Lebensgefährten“ in Italien oder „informelle 
Lebenspartner“ in Kroatien). Dennoch gibt es Unterschiede hinsichtlich der Rechtsansprüche, die 
nicht eingetragene Lebenspartner im Allgemeinen und nicht eingetragene gleichgeschlechtliche 
Lebenspartner im Besonderen in diesen Mitgliedstaaten genießen; allerdings haben mehrere 
Mitgliedstaaten, die auf den Fragebogen geantwortet haben (d. h. Estland, Finnland, Irland Kroatien, 
Österreich, Schweden, Tschechien und Ungarn), explizit angegeben, dass gleichgeschlechtliche und 
verschiedengeschlechtliche nicht eingetragenen Lebenspartner bei ihnen rechtlich 
gleichgestellt seien. Im Hinblick auf das Recht auf Familienzusammenführung scheinen die meisten 
dieser Mitgliedstaaten158 die Zulassung des gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen 
Lebenspartners eines Unionsbürgers, der das Recht auf Freizügigkeit in der EU ausübt, zu erleichtern, 
indem sie alle Umstände des jeweiligen Falles berücksichtigen, bevor sie darüber entscheiden, ob der 
Lebenspartner zugelassen wird159; ein Mitgliedstaat (Finnland) geht sogar noch darüber hinaus und 
                                                             
156  Einige Mitgliedstaaten haben den Fragebogen nicht beantwortet (Belgien, Dänemark, Luxemburg und Malta), 

und manche Mitgliedstaaten haben nicht alle Fragen klar beantwortet. 
157  Aus den Antworten auf den Fragebogen geht hervor, dass Griechenland und Zypern 

(verschiedengeschlechtliche oder gleichgeschlechtliche) De-facto-Lebenspartnerschaften zu keinem 
rechtlichen Zweck anerkennen.  

158  Den Antworten auf den Fragebogen zufolge erkennen Spanien, Griechenland, Portugal und Zypern 
(verschiedengeschlechtliche oder gleichgeschlechtliche) De-facto-Lebenspartnerschaften zum Zweck der 
Familienzusammenführung nicht an. 

159  Die Informationen in diesem Abschnitt stammen in erster Linie aus den Antworten auf einen Fragebogen, der 
vom EZPWD an die nationalen Parlamente verschickt wurde. Weitere Informationsquellen zur Stellung 
gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Lebenspartner nach nationalem Recht enthalten die jährliche 
Veröffentlichung „Rainbow Map and Index“ von ILGA-Europe (aktuelle Fassung siehe https://www.ilga-
europe.org/rainboweurope/2020) sowie K. Waaldijk, More and more together: Legal family formats for same-sex 
and different-sex couples in European countries: Comparative analysis of data in the LawsAndFamilies Database, 
Working Paper 75 (2017) der Families and Societies Working Paper Series 
(https://openaccess.leidenuniv.nl/bitstream/handle/1887/54628/Waaldijk%20-
%20More%20and%20more%20together%20%20FamiliesAndSocietiesWorkingPaper%2075%282017%29.p
df?sequence=3), deren Ergebnisse in M. Digoix (Hrsg.), Same-Sex Families and Legal Recognition in Europe 
(Springer, 2020) untersucht wurden. Die Stellung gleichgeschlechtlicher Paare nach nationalem Recht wurde 
auch in mehreren Buchveröffentlichungen untersucht, wobei die Angaben in solchen Veröffentlichungen 
angesichts der raschen Änderungen der einschlägigen Gesetze allerdings schnell überholt sind − siehe z. B. 
R. Wintemute und M. Andenas (Hrsg.), Legal Recognition of Same-Sex Partnerships: A Study of National, 
European and International Law (Hart, 2001); A. Weyembergh und S. Carstocea, The gays’ and lesbians’ rights in 
an enlarged European Union (Editions de L’University de Bruxelles, 2006). Zu Veröffentlichungen über die 
Stellung u. a. von nicht eingetragenen/verheirateten verschieden- und gleichgeschlechtlichen 
Lebenspartnern in Europa (in unterschiedlichen nationalen Kontexten) siehe K. Boele-Woelki und A. Fuchs 
(Hrsg.), Legal Recognition of Same-Sex Relationships in Europe: National, Cross-Border and European Perspectives 

https://www.ilga-europe.org/rainboweurope/2020
https://www.ilga-europe.org/rainboweurope/2020
https://openaccess.leidenuniv.nl/bitstream/handle/1887/54628/Waaldijk%20-%20More%20and%20more%20together%20FamiliesAndSocietiesWorkingPaper%2075(2017).pdf?sequence=3
https://openaccess.leidenuniv.nl/bitstream/handle/1887/54628/Waaldijk%20-%20More%20and%20more%20together%20FamiliesAndSocietiesWorkingPaper%2075(2017).pdf?sequence=3
https://openaccess.leidenuniv.nl/bitstream/handle/1887/54628/Waaldijk%20-%20More%20and%20more%20together%20FamiliesAndSocietiesWorkingPaper%2075(2017).pdf?sequence=3
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stellt „dauerhafte Beziehungen“ zum Zweck der Gewährung des Rechts auf 
Familienzusammenführung nach Unionsrecht der Ehe gleich.160 
 

6.3. Der derzeitige Rechtsrahmen der Union in Bezug auf die Stellung 
von gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartnern, 
die sich in Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten zwischen EU-
Mitgliedstaaten frei bewegen 

Da noch immer einige EU-Mitgliedstaaten gleichgeschlechtliche Lebenspartner rechtlich nicht als Paar 
anerkennen, können Unionsbürger, die in einer nicht eingetragenen Lebenspartnerschaft mit 
einer gleichgeschlechtlichen Person leben und sich in einen dieser EU-Mitgliedstaaten begeben 
möchten, damit konfrontiert sein, dass ihre Beziehung für die Familienzusammenführung oder 
andere rechtliche Zwecke rechtlich nicht anerkannt wird. Wie im vorherigen Abschnitt erläutert, ist 
dies möglicherweise zumindest in den meisten der sechs EU-Mitgliedstaaten der Fall, die 
gleichgeschlechtlichen Paaren weder die Eheschließung noch die Eingehung einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft ermöglichen.  
 
Nun ist zu untersuchen, ob das Unionsrecht Unionsbürgern helfen kann, die in einer nicht 
eingetragenen Lebenspartnerschaft mit einer gleichgeschlechtlichen Person leben und von dem 
Mitgliedstaat, in den sie sich begeben, Folgendes verlangen: a) das Recht auf 
Familienzusammenführung, damit ihr Lebenspartner in das Hoheitsgebiet des betreffenden 
Mitgliedstaats zugelassen wird und sich dort aufhalten kann, und b) verschiedene weitere 
Rechte/Ansprüche, die Paaren vorbehalten sind.  
 
Um diese Frage zu beantworten, werden wir die derzeitige Stellung gleichgeschlechtlicher nicht 
eingetragener Lebenspartner nach Unionsrecht im Hinblick auf eine Familienzusammenführung sowie 
auf andere Leistungen bzw. Ansprüche untersuchen, die sie nach Zulassung in das Hoheitsgebiet des 
Aufnahmemitgliedstaats möglicherweise geltend machen wollen. 
 

 Das Recht auf Familienzusammenführung 

Die Richtlinie 2004/38/EG161 sieht kein automatisch gewährtes Recht auf 
Familienzusammenführung für Unionsbürger vor, die wünschen, dass ihre nicht eingetragenen 

                                                             

(Intersentia, 2012) (die Kapitel in Teil 1); K. Boele-Woelki, N. Dethloff und W. Gephart (Hrsg.), Family Law and 
Culture in Europe: Developments, Challenges and Opportunities (Intersentia, 2014) (die Kapitel in Teil 2); K. Boele-
Woelki und A. Fuchs (Hrsg.), Same-Sex Relationships and Beyond: Gender Matters in the EU (Intersentia, 2017) 
(Kapitel in Teil 1). 

160  Dies könnte auch in Schweden der Fall sein. Aus den Antworten auf den Fragebogen geht dies aber nicht 
ganz klar hervor. 

161  Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 
Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 
64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG 
und 93/96/EWG (ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 77). 
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Lebenspartner162 ihnen in den Aufnahmemitgliedstaat folgen. Dieses Rechtsinstrument bezieht sich 
jedoch ausdrücklich auf nicht eingetragene Lebenspartner und sieht die Möglichkeit vor, dass diese 
dem Unionsbürger in den Aufnahmemitgliedstaat folgen. Wie in Kapitel 3 der Studie dargelegt, gilt 
insbesondere nach Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG, dass der 
Aufnahmemitgliedstaat die Einreise und den Aufenthalt des „Lebenspartners erleichtert, mit dem 
der Unionsbürger eine ordnungsgemäß bescheinigte dauerhafte Beziehung eingegangen ist. Der 
Aufnahmemitgliedstaat führt eine eingehende Untersuchung der persönlichen Umstände durch 
und begründet eine etwaige Verweigerung der Einreise oder des Aufenthalts dieser Personen.“ 
Dieses Erfordernis − das immer dann gilt, wenn ein Unionsbürger den Mitgliedstaat, dessen 
Staatsangehörigkeit er besitzt, verlässt, um sich in das Hoheitsgebiet eines anderen EU-Mitgliedstaats 
zu begeben und sich dort aufzuhalten163 − ist analog auch auf Sachverhalte anzuwenden, bei denen 
Unionsbürger ihrem nicht eingetragenen Lebenspartner in den Mitgliedstaat ihrer Staatsangehörigkeit 
folgen wollen, in den sie nach der Ausübung ihrer Freizügigkeitsrechten zurückkehren: Wie in Kapitel 3 
erläutert, fallen solche Sachverhalte nicht in den sachlichen Anwendungsbereich der Richtlinie 
2004/38/EG, sondern unterliegen den Freizügigkeitsbestimmungen des AEUV.164 Wie bereits 
dargelegt, ist für die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannte Kategorie kein eigentlicher 
Rechtsanspruch vorgesehen. Vielmehr erlegt diese Bestimmung den Mitgliedstaaten nur die 
Verpflichtung auf, die Zulassung zu „erleichtern“.165 
 
Ebenso wie die Begriffe „Ehegatte“ und „eingetragener Lebenspartner“, die in Kapitel 4 bzw. 5 dieser 
Studie behandelt wurden, wird auch der Begriff (nicht verheirateter / nicht eingetragener / in einer 
dauerhaften Beziehung stehender) „Lebenspartner“ geschlechtsneutral und unabhängig von der 
sexuellen Ausrichtung verwendet. Entsprechend ist dieser Begriff so weit gefasst, dass sowohl 
verschiedengeschlechtliche als auch gleichgeschlechtliche Lebenspartner von Unionsbürgern 
abgedeckt werden. In der Richtlinie 2004/38/EG wird dies jedoch nicht explizit festgestellt. Zudem war 
der EuGH bisher noch nicht mit Fragen zu gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartnern 
befasst, sodass nicht gerichtlich geklärt ist, ob der Begriff „Lebenspartner“ − für die Zwecke dieses 
Rechtsinstruments − sowohl verschiedengeschlechtliche als auch gleichgeschlechtliche 
Lebenspartner umfasst. Daher muss klargestellt werden, dass der Begriff „Lebenspartner“ im Sinne 
von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG den gleichgeschlechtlichen nicht 
eingetragenen Lebenspartner eines Unionsbürgers einschließt.  
 
Eine alternative Rechtsgrundlage, auf die sich der nicht eingetragene Lebenspartner eines 
Unionsbürgers berufen kann, um ein abgeleitetes Recht auf Nachzug in das Hoheitsgebiet des 
Aufnahmemitgliedstaats geltend zu machen, ist Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 492/2011166, wonach ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist, „die 
gleichen sozialen und steuerlichen Vergünstigungen wie die inländischen Arbeitnehmer [genießt]“. In 

                                                             
162  Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2004/38/EG (ebd.), nach dem, wie in den vorangegangenen Kapiteln 

erläutert, automatisch das Recht auf Familienzusammenführung gewährt wird, schließt nicht eingetragene 
Lebenspartner nicht ein. 

163  Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2004/38/EG (siehe Fußnote 6). 
164  Urteil des Gerichtshofs vom 12. Juli 2018, Banger, C-89/17, ECLI:EU:C:2018:570, Rn. 18−35. 
165  K. Waaldijk, „Free Movement of Same-Sex Partners“ (1996) 3 Maastricht Journal of European and Comparative 

Law 271, 278−280. Siehe auch M. Bell, ‘Holding Back the Tide? Cross-Border Recognition of Same-Sex 
Partnerships Within the European Union’ (2004) 12 European Review of Private Law 613, S. 625. 

166  Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union (Abl. L 141 vom 27.5.2011, S. 1). 
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der Rechtssache Reed167 entschied der EuGH, dass das Recht, einen nicht verheirateten Lebenspartner 
in den Aufnahmemitgliedstaat mitzubringen, unter den Begriff der „sozialen Vergünstigung“ im Sinne 
dieser Bestimmung fällt168. Wenn also der Aufnahmemitgliedstaat für seine eigenen 
Staatsangehörigen die Möglichkeit vorsieht, dass ihre nicht eingetragenen Lebenspartner ihnen 
in sein Hoheitsgebiet folgen, sollte dies auch Arbeitnehmern aus anderen EU-Mitgliedstaaten 
erlaubt werden.169 Es ist zu beachten, dass die Verordnung (EU) Nr. 492/2011 nur für „Arbeitnehmer“ 
gilt und Selbstständige und nicht erwerbstätige Unionsbürger somit nicht erfasst. Allerdings (und 
obwohl es bisher keine Rechtsprechung zu diesem Punkt gibt) können die oben genannten Kategorien 
von Unionsbürgern − möglicherweise − das gleiche Recht beanspruchen, indem sie sich auf (den 
weiter gefassten) Artikel 24 Absatz 1 der Richtlinie 2004/38/EG berufen, der vorsieht, dass „jeder 
Unionsbürger, der sich aufgrund dieser Richtlinie im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats 
aufhält, im Anwendungsbereich des Vertrags die gleiche Behandlung wie die Staatsangehörigen 
dieses Mitgliedstaats [genießt]“. Bei der Geltendmachung des Rechts auf Familienzusammenführung 
auf diesem Weg sind gleichgeschlechtliche Paare jedoch mit der gleichen Unklarheit konfrontiert, die 
auch in Bezug auf Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG besteht: Die Rechtssache 
Reed betraf einen verschiedengeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartner, und daher ist 
nicht klar, ob die gleiche Anforderung für gleichgeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner 
gilt.  
 

 Sonstige Rechte, auf die ein Paar Anspruch hat, sobald es in das Hoheitsgebiet 
des Aufnahmemitgliedstaats zugelassen wurde 

Auch wenn ein Unionsbürger und sein nicht eingetragener gleichgeschlechtlicher Lebenspartner in 
das Hoheitsgebiet eines Aufnahmemitgliedstaats zugelassen wurden, sind nicht immer alle Probleme 
bewältigt, mit denen ein Paar im Aufnahmemitgliedstaat konfrontiert sein kann.170 Vielmehr kann sich 
danach eine Reihe neuer Schwierigkeiten infolge der Tatsache auftun, dass zwei gleichgeschlechtliche 
Lebenspartner im Aufnahmemitgliedstaat rechtlich nicht als Paar anerkannt werden und daher keine 
Ansprüche geltend machen können, die Paaren vorbehalten sind.  

                                                             
167  Urteil des Gerichtshofes vom 17. April 1986 Niederlande/Reed, C-59/85, ECLI:EU:C:1986:157. 
168  Da das Urteil in der Rechtssache Reed (ebd.) in den 1980er Jahren erging, als die Verordnung (EWG) 

Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft (ABl. L 257 vom 19.10.1968, S. 2 (inzwischen aufgehoben) als Vorgänger der Verordnung (EU) 
Nr. 492/2011 (siehe Fußnote 11) anwendbar war, bezog sich die Auslegung des Gerichtshofs auf Artikel 7 
Absatz 2 der erstgenannten Verordnung. Angesichts der Tatsache, dass der Wortlaut von Artikel 7 Absatz 2 
der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 mit Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 genau 
übereinstimmt, kann für die Zwecke von Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 jedoch 
zweifellos dieselbe Auslegung angenommen werden. 

169  Es ist anzumerken, dass zum maßgeblichen Zeitpunkt keine andere geltende Rechtsvorschrift (d. h. weder die 
Richtlinien 93/96/EWG, 90/365/EWG und 90/364/EWG noch die Richtlinie 73/148/EWG) eine dem Artikel 7 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 vergleichbare Bestimmung enthielt (siehe Fußnote 13). Daher 
mussten sich Staatsangehörige von Mitgliedstaaten, die nicht als „Arbeitnehmer“ (im Sinne des Artikels, der 
dem jetzigen Artikel 45 AEUV entspricht) angesehen werden konnten, bis zum Inkrafttreten der Richtlinie 
2004/38/EG (siehe Fußnote 6) auf das allgemeine Recht auf Nichtdiskriminierung wegen der 
Staatsangehörigkeit berufen, das jetzt in Artikel 18 AEUV verankert ist. Siehe M. Bell, Anti-Discrimination Law 
and the European Union (OUP, 2002), S. 98 (siehe Fußnote 58), und H. Toner, Partnership Rights, Free Movement 
and EU Law (Hart, 2004), S. 50−51. 

170  In der Praxis treten die meisten Probleme erst auf, wenn ein Paar in das Hoheitsgebiet des 
Aufnahmemitgliedstaats zugelassen wurde, da − wie in diesem Kapitel bereits erwähnt − die meisten 
Mitgliedstaaten die Zulassung des Lebenspartners des Unionsbürgers in ihr Hoheitsgebiet „erleichtern“. 
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Es gibt keine Bestimmung im primären oder im abgeleiteten Unionsrecht, die den 
aufnehmenden EU-Mitgliedstaat ausdrücklich und konkret171 verpflichtet, ein aus einem 
Unionsbürger, der aus einem anderen EU-Mitgliedstaat kommt, und seinem 
gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Partner bestehendes Paar unter denselben 
Umständen rechtlich anzuerkennen wie nicht eingetragene verschiedengeschlechtliche Paare. 
Außerdem hatte der EuGH, abgesehen von einer einzigen Rechtssache (Grant),172 in der er über die 
beschäftigungsbezogene Diskriminierung eines nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Paares zu 
entscheiden hatte, keine weitere Gelegenheit, das Unionsrecht im Zusammenhang mit 
Sachverhalten anzuwenden und/oder auszulegen, an denen nicht eingetragene 
gleichgeschlechtliche Lebenspartner beteiligt waren. 
 
Daher besteht derzeit Unklarheit über die genauen Anforderungen, die das Unionsrecht den EU-
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Rechte auferlegt, die einreisende Unionsbürger und ihre 
gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartner geltend machen können, sobald sie in ihr 
Hoheitsgebiet eingereist sind und sich dort aufhalten.173  
 
 

                                                             
171  Natürlich können, wie im Folgenden noch dargestellt wird, mehrere primäre und abgeleitete EU-

Rechtsvorschriften herangezogen werden, um den aufnehmenden EU-Mitgliedstaat zu verpflichten, nicht 
eingetragene gleichgeschlechtliche Lebenspartner, die in Ausübung der EU-Freizügigkeitsrechte aus anderen 
EU-Mitgliedstaaten kommen, rechtlich als Paar anzuerkennen. 

172  In seinem Urteil vom 17. Februar 1998 in der Rechtssache Grant / South-West Trains Ltd, C-249/96, 
ECLI:EU:C:1998:63 stellte der EuGH in Randnummer 35 fest, dass „beim gegenwärtigen Stand des Rechts 
innnerhalb [sic] der Gemeinschaft die festen Beziehungen zwischen zwei Personen des gleichen Geschlechts 
den Beziehungen zwischen Verheirateten oder den festen nicht ehelichen Beziehungen zwischen Personen 
verschiedenen Geschlechts nicht gleichgestellt [sind]“ und dass folglich „ein Arbeitgeber nach dem 
Gemeinschaftsrecht nicht verpflichtet [ist], die Situation einer Person, die eine feste Beziehung mit einem 
Partner des gleichen Geschlechts unterhält, der Situation einer Person, die verheiratet ist oder die eine feste 
nichteheliche Beziehung mit einem Partner des anderen Geschlechts unterhält, gleichzustellen“. Das Urteil in 
der Rechtssache Grant wird kommentiert in: A. Koppelman, „The Miscegenation Analogy in Europe, or, Lisa 
Grant meets Adolf Hitler“ in R. Wintemute und M. Andenas (Hrsg.), Legal Recognition of Same-Sex Partnerships: 
A Study of National, European and International Law (Hart, 2001); N. Bamforth, „Sexual Orientation After Grant 
v Southwest Trains“ (2000) 63 Modern Law Review 694; M. Bell, „Shifting Conceptions of Sexual Discrimination 
at the Court of Justice“ (1999) 5 European Law Journal 63. Heute ist diese Rechtssache nur aus historischer 
Sicht von Bedeutung: Kurz nach der Entscheidung in dieser Rechtssache wurde die Richtlinie 2000/78/EG des 
Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303 vom 2. 12.2000, S. 16) erlassen, die eine 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung im Bereich der Beschäftigung verbietet. 

173  A. Tryfonidou, „EU Free Movement Law and the Legal Recognition of Same-Sex Relationships: The Case for 
Mutual Recognition“ (2015) 21 Columbia Journal of European Law 195, S. 214 and 221−222; J. Rijpma und N. 
Koffeman, „Free Movement Rights for Same-Sex Couples Under EU Law: What Role to Play for the CJEU?“ in 
D. Gallo, L. Paladini, P. Pustorino (Hrsg.), Same-Sex Couples before National, Supranational and International 
Jurisdictions (Springer, 2014), S. 103. Es wurde festgestellt, dass es nur sehr wenige umfassende Quellen gibt, 
die ein grenzüberschreitendes Element in den Bereichen Eigentum, Rechtsnachfolge, Besteuerung, Erbschaft, 
beschäftigungsbezogene Leistungen und Alterssicherungsleistungen behandeln (Dr. Neža Kogovšek 
Šalamon, Bericht „Mapping of studies on the difficulties for LGBTI people in cross-border situations in the EU“, 
November 2019, abrufbar unter:  
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cros
s-border_situations_in_the_eu.pdf, S. 3 und 37). 

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cross-border_situations_in_the_eu.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cross-border_situations_in_the_eu.pdf


IPOL | Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
 

 70 PE 671.505 

6.4. Behandlung gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener 
Lebenspartner durch den EGMR 

Im Jahr 2010 stellte der EGMR in seinem Urteil in der Rechtssache Schalk und Kopf / Österreich fest, dass 
ein gleichgeschlechtliches nicht eheliches Paar, das in einem gemeinsamen Haushalt 
zusammenlebt und eine stabile De-facto-Beziehung führt, genauso unter den Begriff der Familie 
fällt wie ein verschiedengeschlechtliches Paar.174 Seitdem stützen sich die meisten Beschwerden nicht 
eingetragener gleichgeschlechtlicher Paare auf diese Feststellung, wenn sie von den 
Unterzeichnerstaaten der EMRK verlangen, sie in Bezug auf verschiedene Rechte und Ansprüche nicht 
eingetragenen verschiedengeschlechtlichen Lebenspartnern und in einigen Fällen sogar verheirateten 
verschiedengeschlechtlichen Paaren gleichzustellen. Hierzu ist anzumerken, dass der EGMR schon vor 
dem Urteil in der Rechtssache Schalk und Kopf / Österreich von den Unterzeichnerstaaten der EMRK 
verlangt hatte, gleichgeschlechtliche und verschiedengeschlechtliche Paare in Bezug auf bestimmte 
Ansprüche gleichzustellen.175 
 

 Das Recht auf Familienzusammenführung 

In der Rechtssache Pajić/Kroatien176 entschied der EGMR, dass Kroatien gegen Artikel 8 EMRK in 
Verbindung mit Artikel 14 EMRK verstößt, da es nicht eingetragene gleichgeschlechtliche Paare in 
Bezug auf die Familienzusammenführung diskriminiert177. Nach der angefochtenen kroatischen 
Regelung konnten nur (verheiratete und nicht verheiratete) verschiedengeschlechtliche Paare einen 
Aufenthaltstitel zur Familienzusammenführung beantragen; somit wurden gleichgeschlechtliche 
Paare stillschweigend aus dem Anwendungsbereich dieser Regelung ausgenommen. Dies stellte 
hinsichtlich des Rechts auf Achtung des Privat- und Familienlebens eine Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung dar, die nach Auffassung des EGMR nicht gerechtfertigt war. Somit steht es den 
Unterzeichnerstaaten der EMRK einerseits frei, ihre Einwanderungspolitik und die Kategorien 
von Familienangehörigen festzulegen, die zum Zweck der Familienzusammenführung 
zugelassen werden können und denen ein Aufenthaltstitel gewährt werden kann; andererseits 
dürfen ihre Politik und ihre Kategorien jedoch nicht zu einer Diskriminierung aus einem der nach 
Artikel 14 EMRK verbotenen Gründe, einschließlich der sexuellen Ausrichtung, führen. Wenn ein 
Staat also den nicht eingetragenen verschiedengeschlechtlichen Lebenspartnern von Personen, die 
sich in seinem Hoheitsgebiet aufhalten, das Recht auf Familienzusammenführung gewährt, verlangt 
die EMRK, dass er dies auch in Bezug auf deren nicht eingetragene gleichgeschlechtliche 
Lebenspartner tut. Dies entspricht einer früheren Empfehlung der PACE, wonach das 
Ministerkomitee des Europarates die Mitgliedstaaten auffordern sollte, die erforderlichen Maßnahmen 

                                                             
174  Urteil des EGMR vom 24 .Juni 2010, Schalk und Kopf / Österreich Nr. 30141/04, Rn. 94. Zur Entwicklung des 

Konzepts „Familienleben“ in der Rechtsprechung des EGMR (insbesondere mit Blick auf gleichgeschlechtliche 
Paare) siehe L. Hodson, „Ties That Bind: Towards a Child-Centred Approach to Lesbian, Gay, Bi-Sexual and 
Transgender Families under the ECHR“, (2012) 20 International Journal of Children’s Rights 501; P. Johnson, 
Homosexuality and the European Court of Human Rights (Routledge, 2014), S. 113−118.  

175  In zwei Fällen ging es um die Rechtsnachfolge in Mietverhältnissen: Urteil des EGMR vom 24. Juli 2003, 
Karner/Österreich, Nr. 40016/98, und Urteil des EGMR vom 2. März 2010, Kozak/Polen, Nr. 13102/02. 

176  Urteil des EGMR vom 23. Februar 2016, Pajić/Kroatien, Nr. 68453/13. 
177  Siehe Analyse der Anwendung von Artikel 14 EMRK durch den EGMR in Fällen, die LGB-Personen und 

gleichgeschlechtliche Paare betreffen, in P. Johnson (siehe Fußnote 19), Kapitel 5 (berücksichtigt wird 
allerdings nur die Rechtsprechung bis 2014.) 
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zu ergreifen, um sicherzustellen, dass binationalen lesbischen und schwulen Paaren die gleichen 
Aufenthaltsrechte gewährt werden wie binationalen heterosexuellen Paaren.178 
 
Wie ist jedoch zu bewerten, dass ein Staat, der die gleichgeschlechtliche Ehe nicht zulässt, nicht 
eingetragene gleichgeschlechtliche Lebenspartner nicht eingetragenen 
verschiedengeschlechtlichen Lebenspartnern gleichgestellt, aber schlechter behandelt als 
Ehegatten? Sollten die nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Lebenspartner nicht 
eingetragenen verschiedengeschlechtlichen Lebenspartnern gleichgestellt werden oder sollten sie 
genauso behalten werden wie verheiratete (d. h. verschiedengeschlechtliche) Paare? Mit dieser Frage 
befasste sich der EGMR in der Rechtssache Taddeucci und McCall / Italien179. Die Rechtssache betraf 
die Weigerung Italiens, dem aus einem Drittstaat stammenden gleichgeschlechtlichen Lebenspartner 
eines italienischen Staatsangehörigen eine Aufenthaltserlaubnis auf der Grundlage des Rechts auf 
Familienzusammenführung zu erteilen. Damals gewährte Italien ausschließlich Ehepaaren das Recht 
auf Familienzusammenführung und erlaubte – und erlaubt nach wie vor – nur die Ehe zwischen Mann 
und Frau. Folglich wurden, wie der EGMR feststellte, alle unverheirateten Paare − ob 
verschiedengeschlechtlich oder gleichgeschlechtlich − nach den angefochtenen italienischen 
Rechtsvorschriften gleichgestellt. Nach Ansicht des EGMR hat Italien jedoch zwei Kategorien von 
Paaren (nicht eingetragene verschiedengeschlechtliche und gleichgeschlechtliche Partner) 
gleichgestellt, deren Position nicht vergleichbar war: Verschiedengeschlechtliche Paare hatten in 
Italien die Möglichkeit, eine Ehe zu schließen, während dies gleichgeschlechtlichen Paaren verwehrt 
war. Dies bedeutete, dass diese beiden Kategorien von Paaren für die Zwecke der 
Familienzusammenführung nicht gleich behandelt werden konnten: Nicht eingetragenen 
gleichgeschlechtlichen Lebenspartnern war es (da ihnen die Möglichkeit der Eheschließung 
verwehrt war) rechtlich unmöglich, sich selbst in eine Position zu bringen, in der sie einen Anspruch 
auf Familienzusammenführung nach italienischem Recht hätten geltend machen können, während 
diese Möglichkeit für nicht verheiratete / nicht eingetragene verschiedengeschlechtliche Paare 
durchaus bestand. Der EGMR stellte fest, dass Italien durch die Gleichstellung dieser beiden 
Kategorien von Paaren gleichgeschlechtliche Paare wegen ihrer sexuellen Ausrichtung mit Blick 
auf das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens diskriminiert und somit gegen Artikel 14 
EMRK in Verbindung mit Artikel 8 EMRK verstößt. Daher können Staaten, die gleichgeschlechtlichen 
Paaren die Eheschließung verwehren, das Recht auf Familienzusammenführung verheirateten 
verschiedengeschlechtlichen Paaren vorbehalten und somit nicht verheirateten 
verschiedengeschlechtlichen Paaren verweigern. Nicht verheirateten gleichgeschlechtlichen 
Paaren (die gar nicht die Möglichkeit haben, zu heiraten) müssen sie aber das Recht auf 
Familienzusammenführung gewähren.180 
 

                                                             
178  Empfehlung 1470 (2000) der PACE „Situation of gays and lesbians and their partners in respect to asylum and 

immigration in the member states of the Council of Europe“, Absatz 7.2 Buchstabe e. 
179  Urteil des EGMR vom 30. Juni 2016, Taddeucci und McCall / Italien, Nr. 51361/09.  
180  Festzustellen ist aber, wie im nächsten Kapitel erläutert wird, dass die an Staaten, die keine 

gleichgeschlechtlichen Ehen zulassen, gerichtete Aufforderung, (verschiedengeschlechtliche) verheiratete 
Paare und (gleichgeschlechtliche) nicht verheirateten Paaren gleichzustellen, bisher noch auf den 
umstritteneren Bereich der Elternrechte ausgeweitet wurde (siehe Urteil des EGMR vom 31. August 2010, Gas 
und Dubois / Frankreich, Nr. 25951/07). 
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 Andere Leistungen und Ansprüche 

Die Auslegung des Begriffs „Lebensgefährte“ für die Zwecke der österreichischen Gesetzgebung zur 
Regelung der Mietnachfolge durch den Obersten Gerichtshof der Republik Österreich in der 
Rechtssache Karner/Österreich181, wonach dieser Begriff auf verschiedengeschlechtliche 
Lebenspartner, nicht aber auf den gleichgeschlechtlichen Lebenspartner des verstorbenen 
Hauptmieters anzuwenden sei, betrachtet der EGMR als Verstoß gegen Artikel 14 EMRK in Verbindung 
mit Artikel 8 EMRK182. Begründet wurde dies damit, dass damit gleichgeschlechtliche Paare im Hinblick 
auf ihr Recht auf Achtung ihrer Wohnung wegen ihrer sexuellen Ausrichtung diskriminiert würden. 
Daher hat der EGMR entschieden, dass verschiedengeschlechtliche und gleichgeschlechtliche nicht 
eingetragene Lebenspartner im Hinblick auf die Rechtsnachfolge in Mietverhältnissen nicht 
unterschiedlich behandelt werden dürfen. In einem Kommentar heißt es dazu, dass damit auf jeden 
Fall bekräftigt wird, dass alle nicht verheirateten und nicht eingetragenen Paare grundsätzlich 
gleichgestellt werden müssen.183  
 
Ähnlich stellte der EGMR in der Rechtssache P.B. und J.S. / Österreich184 fest, dass 
verschiedengeschlechtliche und gleichgeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner für die 
Zwecke des gemeinsamen Kranken- und Unfallversicherungsschutzes gleichzustellen seien. In 
diesem Fall wurde die Weigerung der österreichischen Behörden, die Kranken- und Unfallversicherung 
einer Person auf ihren gleichgeschlechtlichen Lebenspartner auszudehnen (obwohl dies bei 
verschiedengeschlechtlichen Paaren möglich war), als Verletzung von Artikel 14 EMRK in Verbindung 
mit Artikel 8 EMRK angesehen.  
 
Ähnlich stellte der EGMR in der Rechtssache J. M. / Vereinigtes Königreich185 fest, dass die Behörden 
des Vereinigten Königreichs gegen Artikel 14 EMRK in Verbindung mit Artikel 1 des Protokolls Nr. 1 zur 
EMRK verstoßen haben, weil sie die gleichgeschlechtliche Beziehung, die eine Frau nach ihrer 
Scheidung eingegangen war, nicht anerkannten (obwohl sie unter den gleichen Umständen eine 
verschiedengeschlechtliche Beziehung anerkannt hätten), als sie die Höhe des Kindesunterhalts 
festsetzten, den diese an ihren früheren Ehemann zahlen sollte. Mit anderen Worten: Bei der 
Festsetzung der Höhe des Kindesunterhalts in Fällen, in denen eine Person nach der Scheidung eine 
neue Beziehung eingegangen ist, müssen gleich- und verschiedengeschlechtliche Beziehungen 
gleichgestellt werden.  
 
Schließlich entschied der EGMR im umstritteneren Kontext der Elternschaft in der Rechtssache 
X u. a. / Österreich186, dass nach Artikel 8 EMRK in Verbindung mit Artikel 14 EMRK der unverheirateten 
Lebenspartnerin einer Frau das Recht einzuräumen ist, die Stiefkindadoption des Kindes der Frau zu 
beantragen, wenn dem nicht verheirateten (männlichen) Lebenspartner einer Frau ein solches Recht 
eingeräumt wird.  
 
Die PACE hat kürzlich die Mitgliedstaaten des Europarates aufgefordert, ihre verfassungsrechtlichen, 
gesetzgeberischen und regulatorischen Bestimmungen und Maßnahmen in Bezug auf 

                                                             
181  Siehe Fußnote 20. 
182  Dies wurde in der Rechtssache Kozak/Polen (siehe Fußnote 20) bestätigt. 
183  H. Toner (siehe Fußnote 14), S. 293). 
184  Urteil des EGMR vom 22. Juli 2010, P. B. und J. S. / Österreich, Nr. 18984/02. 
185  Urteil des EGMR vom 28. September 2010, J. M. / Vereinigtes Königreich, Nr. 37060). 
186  Urteil des EGMR vom 19. Februar 2013, X u. a. / Österreich, Nr. 19010/07. 
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gleichgeschlechtliche Partner mit der Rechtsprechung des EGMR in Bezug auf die Gewährung von 
des Rechts auf Familienzusammenführung sowie auf andere Leistungen wie z. B. die 
Rechtsnachfolge in Mietverhältnissen und die Anerkennung als unterhaltsberechtigte Person für die 
Zwecke des Krankenversicherungsschutzes in Einklang zu bringen.187 In derselben Entschließung 
forderte die PACE die Staaten auch auf, sicherzustellen, dass andere Grundbedürfnisse, die für die 
Regelung einer stabilen und verbindlichen Beziehung zwischen einem Paar von grundlegender 
Bedeutung sind, ohne Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung erfüllt werden (z. B. 
Eigentumsansprüche, Anspruch auf Hinterbliebenenrenten und Erbansprüche, wenn der 
verstorbene Lebenspartner kein Testament hinterlassen hat, Befreiung von der 
Erbschaftssteuer, Anwendbarkeit der Unterhaltsvorschriften und Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher Lebenspartner als nächste Angehörige für medizinrechtliche Zwecke).188  
 
Zudem hat das Ministerkomitee des Europarats empfohlen: „Wenn die nationale Gesetzgebung 
unverheirateten Paaren Rechte und Pflichten überträgt, sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass 
diese auf nicht diskriminierende Weise auf gleichgeschlechtliche und heterosexuelle Paare 
Anwendung finden, u. a. auch im Hinblick auf Rentenansprüche und die Mietvertragsübernahme des 
überlebenden Partners.“189 
 

6.5. Behandlung gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Partner 
nach anderen internationalen Rechtsinstrumenten 

Den gleichen Ansatz wie der EGMR bei der Auslegung der EMRK im Zusammenhang mit Ansprüchen 
gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Lebenspartner verfolgten auch der UNHRC bei der 
Auslegung des IPBPR und der IACtHR bei der Auslegung der AConHR. Entsprechend stellte der 
UNHRC in der Rechtssache Edward Young / Australien190 fest, dass die Vertragsstaaten des IPBPR gegen 
das Diskriminierungsverbot in Artikel 26 IPBPR verstoßen, indem sie verschiedengeschlechtlichen 
nicht verheirateten Paaren Hinterbliebenenrenten gewähren, gleichgeschlechtlichen nicht 
verheirateten Paaren jedoch nicht. Ähnlich entschied der IACtHR, dass Kolumbien gegen seine 
Verpflichtungen aus Artikel 24 AConHR in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 AConHR verstieß, als es 
dem Petenten (der in einer gleichgeschlechtlichen Beziehung gelebt hatte) das Recht auf eine 

                                                             
187  PACE Entschließung 2239 (2018) „Private and family life: achieving equality regardless of sexual orientation“, 

Absatz 4.3. 
188  Ebd., Absatz 4.4. Siehe auch frühere Entschließung 1728 (2010) der PACE „Discrimination on the basis of sexual 

orientation and gender identity“, Absatz 16.9. 
189  Empfehlung des Ministerkomitees an die Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Bekämpfung von 

Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität, Rn. 23. 
190  Urteil des UNHRC vom 6. August 2003, Edward Young / Australien, CCPR/C/78/D/941/2000. Dies wurde später 

im Urteil des UNHRC vom 30. März 2007, X/Kolumbien, CCPR/C/89/D/1361/2005, bestätigt. Nach Artikel 26 
IPBPR gilt: „Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen 
Schutz durch das Gesetz. In dieser Hinsicht hat das Gesetz jede Diskriminierung zu verbieten und allen 
Menschen gegen jede Diskriminierung, wie insbesondere wegen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, 
der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, 
des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status, gleichen und wirksamen Schutz zu gewährleisten.“ In 
seinem Urteil vom 31. März 1993 in der Rechtssache Toonen/Australien, CCPR/C/50/D/488/1992, stellte der 
UNHRC fest, dass der Begriff „Geschlecht“ in den Artikeln 26 und 2 IPBPR auch die sexuelle Ausrichtung 
einschließt. 
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Hinterbliebenenrente mit der Begründung verweigerte, dass diese nur verschiedengeschlechtlichen 
Paaren gewährt werde.191 
 

6.6. Welche Anforderungen muss das Unionsrecht den EU-
Mitgliedstaaten in Bezug auf nicht eingetragene 
gleichgeschlechtliche Lebenspartner auferlegen, die 
Freizügigkeitsrechte nach Unionsrecht ausüben? 

Wie die vorstehende Analyse gezeigt hat, ist derzeit nicht sicher, dass ein gleichgeschlechtlicher, 
nicht eingetragener Lebenspartner einem Unionsbürger, der sich von einem EU-Mitgliedstaat in 
einen anderen begibt, folgen kann, da es immer noch einige EU-Mitgliedstaaten gibt, die das Paar zum 
Zwecke der Familienzusammenführung möglicherweise nicht als solches anerkennen. Außerdem 
können die Lebenspartner, wenn sie sich im Hoheitsgebiet des aufnehmenden EU-Mitgliedstaats 
befinden, die verschiedengeschlechtlichen nicht eingetragenen Paaren gewährten Rechte 
möglicherweise nicht in Anspruch nehmen, da sie nach nationalem Recht nicht als Paar anerkannt 
werden.  
 
In diesem Abschnitt sollen Vorschläge für die Anforderungen formuliert werden, die das Unionsrecht 
den EU-Mitgliedstaaten in Bezug auf nicht eingetragene gleichgeschlechtliche Lebenspartner 
auferlegen sollte, die Freizügigkeitsrechte nach Unionsrecht ausüben: Welche Rechte sollte der 
aufnehmende EU-Mitgliedstaat nach Unionsrecht nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Paaren 
gewähren, die sich in sein Hoheitsgebiet begeben? 
 

  Das Recht auf Familienzusammenführung 

Wie in Abschnitt 6.3.1 erläutert, müssen die Mitgliedstaaten nach dem derzeitigen Rechtsrahmen 
gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG die Einreise der nicht eingetragenen 
Lebenspartner von Unionsbürgern „erleichtern“, die sich in ihr Hoheitsgebiet begeben und sich dort 
aufhalten. Dieses Recht wurde gerichtlich auf die nicht eingetragenen Lebenspartner von 
Unionsbürgern ausgedehnt, die in den Mitgliedstaat ihrer Staatsangehörigkeit zurückkehren, 
nachdem sie ihr Recht auf Freizügigkeit ausgeübt haben; in diesem Fall ist Artikel 3 Absatz 2 
Buchstabe b der Richtlinie von 2004 „entsprechend anzuwenden“.192 Außerdem muss der 
aufnehmende EU-Mitgliedstaat nach dem Urteil in der Rechtssache Reed193 dem nicht eingetragenen 
Lebenspartner eines Unionsbürgers den Nachzug in den aufnehmenden EU-Mitgliedstaat gestatten, 
wenn er nicht eingetragenen Lebenspartnern seiner eigenen Staatsangehörigen ein solches Recht einräumt.  
 
Allerdings wurde nicht ausdrücklich festgestellt, dass der Begriff „Lebenspartner“ in Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG grundsätzlich sowie für die Zwecke des in der 

                                                             
191  Urteil des IACtHR vom 26. Februar 2016, Duque vs.Colombia (Preliminary Exceptions, Merits, Reparations and 

Costs), Reihe C Nr. 310 [nur auf Spanisch veröffentlicht]. Zu diesem Urteil siehe „Inter-American Court: 
Colombian Same-Sex Partners Entitled to Equal Social Benefits“, 25. April 2016, International Justice Resource 
Center (https://ijrcenter.org/2016/04/25/inter-american-court-colombian-same-sex-partners-entitled-to-
equal-social-benefits/). 

192  Banger (siehe Fußnote 9), Rn. 33. 
193  Siehe Fußnote 12. 

https://ijrcenter.org/2016/04/25/inter-american-court-colombian-same-sex-partners-entitled-to-equal-social-benefits/
https://ijrcenter.org/2016/04/25/inter-american-court-colombian-same-sex-partners-entitled-to-equal-social-benefits/
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Rechtssache Reed aufgestellten Grundsatzes auch den gleichgeschlechtlichen Lebenspartner eines 
Unionsbürgers umfasst.  
 
Daher sollten die Unionsorgane klarstellen, dass der Begriff „Lebenspartner“ in Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG194 grundsätzlich sowie für die Zwecke des in der 
Rechtssache Reed formulierten Grundsatzes sowohl die gleichgeschlechtlichen als auch die 
verschiedengeschlechtlichen Lebenspartner von Unionsbürgern umfasst. Dadurch hätten 
gleichgeschlechtliche und verschiedengeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner das 
gleiche Recht auf Familienzusammenführung nach Unionsrecht.195 
 
Verschiedene EU-Rechtsvorschriften sehen dies vor: 
 

•  Artikel 21 Absatz 1 der Charta: „Diskriminierungen, insbesondere wegen [...] der sexuellen 
Ausrichtung, sind verboten.“ Wie in Kapitel 3 der Studie erläutert, fallen Sachverhalte, bei 
denen es um die Ausübung der EU-Freizügigkeitsrechte durch einen Unionsbürger geht, 
immer unter das Unionsrecht und unterliegen − bei einer umfassenden Auslegung von 
Artikel 51 der Charta − somit auch der Charta. Und wie in Kapitel 3 im Zusammenhang mit der 
Normenhierarchie der EU dargestellt, sind zudem alle abgeleiteten EU-Rechtsvorschriften 
(einschließlich der Richtlinie 2004/38/EG und der Verordnung (EU) Nr. 492/2011) in mit der 
Charta zu vereinbarender Weise auszulegen. Die Auslegung der Bestimmungen dieser 
Rechtsinstrumente muss daher so erfolgen, dass sie u. a. keine Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung zulassen. Wenn eine abgeleitete Rechtsvorschrift den Begriff 
„Lebenspartner“ enthält, sollte der Begriff daher so verstanden werden, dass er sowohl 
verschiedengeschlechtliche als auch gleichgeschlechtliche Lebenspartner umfasst.  

o Eine derartige Auslegung wird auch in der EMRK gefordert (siehe Urteile des EGMR 
in den Rechtssachen Pajić/Kroatien196 und Tadeucci und McCall / Italien197). Da die Charta 
− nach deren Artikel 52 Absatz 3 − so auszulegen ist, dass sie mindestens denselben 
Schutz gewährt, den die EMRK in Bezug auf in diesen beiden Rechtsinstrumenten 
vorgesehene Rechte garantiert, ist Artikel 21 Absatz 1 der Charta so auszulegen, dass 
der aufnehmende EU-Mitgliedstaat verpflichtet ist, im Hinblick auf die Rechte 
gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Partner auf Familienzusammenführung 
mindestens die in den oben genannten Urteilen des EGMR geforderten Garantien zu 
bieten; 
 

• Erwägungsgrund 31 der Richtlinie 2004/38/EG, der auf Artikel 21 der Charta im spezifischen 
Kontext der Richtlinie 2004/38/EG beruht und Folgendes vorsieht: „Diese Richtlinie steht im 

                                                             
194  Dass dies der Fall ist, bestätigt der Bericht der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte „Making EU 

citizens' rights a reality: national courts enforcing freedom of movement and related rights“ (2018), S. 22 
(https://fra.europa.eu/en/publication/2018/making-eu-citizens-rights-reality-national-courts-enforcing-
freedom-movement-and). 

195  Dies wurde auch in wissenschaftlichen Veröffentlichungen vorgeschlagen. Siehe u. a. A. Tryfonidou (siehe 
Fußnote 18). Und zur Rechtssache Reed (siehe Fußnote 12) siehe insbesondere E. Guild, „Free Movement and 
Same-Sex Relationships: Existing EC Law and Article 13 EC“ in R. Wintemute und M. Andenas (Hrsg.), Legal 
Recognition of Same-Sex Partnerships: A Study of National, European and International Law (Hart, 2001), S. 684; 
H. U. Jesserun d’Oliveira, „Lesbians and Gays and the Freedom of Movement of Persons“ in K. Waaldijk und 
A. Clapham (Hrsg.), Homosexuality: A European Community Issue (Martinus Nijhoff, 1993) , S. 310−311. 

196  Siehe Fußnote 21. 
197  Siehe Fußnote 24. 

https://fra.europa.eu/en/publication/2018/making-eu-citizens-rights-reality-national-courts-enforcing-freedom-movement-and
https://fra.europa.eu/en/publication/2018/making-eu-citizens-rights-reality-national-courts-enforcing-freedom-movement-and
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Einklang mit den Grundrechten und -freiheiten und den Grundsätzen, die insbesondere mit 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden. Dem in der Charta 
enthaltenen Diskriminierungsverbot zufolge sollten die Mitgliedstaaten diese Richtlinie ohne 
Diskriminierung zwischen den Begünstigten dieser Richtlinie etwa aufgrund [...] der sexuellen 
Ausrichtung umsetzen.“ Daraus ergibt sich, dass alle Bestimmungen der Richtlinie 
2004/38/EG, einschließlich Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b, so auszulegen sind, dass keine 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung erfolgt;198  
 

• die Bestimmungen des AEUV über den freien Personenverkehr (Artikel 21, 45, 49 und 56 
AEUV): Wie die Charta stehen die EU-Verträge (d. h. der AEUV und der EUV) an der Spitze der 
Hierarchie der EU-Rechtsquellen; daher müssen alle abgeleiteten Rechtsvorschriften 
(einschließlich der Richtlinie 2004/38/EG und der Verordnung (EU) Nr. 492/2011) mit ihnen 
vereinbar sein. Somit muss die Richtlinie 2004/38/EG u. a. mit den Bestimmungen des 
AEUV über den freien Personenverkehr im Einklang stehen, die Hindernisse für den freien 
Personenverkehr zwischen den EU-Mitgliedstaaten verbieten. Wenn ein Unionsbürger nicht 
in den Mitgliedstaat folgen kann, in den sich sein eingetragener gleichgeschlechtlicher 
Lebenspartner begibt, ist dies eindeutig als Hindernis für die Ausübung seiner 
Freizügigkeitsrechte anzusehen, außer wenn die Verweigerung dieser Rechte gerechtfertigt 
ist (z. B. weil der Lebenspartner sich so verhält, dass seine Zulassung in das Hoheitsgebiet des 
Aufnahmestaats eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellen würde). In der Rechtssache 
Metock199 stellte der EuGH fest: „[D]ie Ausübung der Freiheiten, die der Vertrag den 
Unionsbürgern gewährleistet, [würde] schwerwiegend behindert, wenn diese im 
Aufnahmemitgliedstaat kein normales Familienleben führen dürften“. Einem anderen 
Kommentar zufolge wurde dadurch nachdrücklich unterstrichen, dass die Nicht-
Übertragbarkeit von Lebenspartnerschaften, Ehen und elterlichen Beziehungen insbesondere 
– aber nicht unbedingt ausschließlich – hinsichtlich der Einreise und des Aufenthalts solcher 
aus Drittstaaten stammender Familienmitglieder etwas ist, was die EU im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit regeln kann, wofür aber auch von den Mitgliedstaaten eine Rechtfertigung aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses verlangt werden kann und sollte.200 
Hindernisse für die Freizügigkeit können aus mehreren nicht wirtschaftlichen Gründen, z. B. der 
öffentlichen Ordnung oder der öffentlichen Sicherheit, gerechtfertigt sein. Der pauschale 
Ausschluss einer bestimmten Personengruppe aus einem Mitgliedstaat kann jedoch nicht der 
Anforderung in Artikel 27 Absatz 2 der Richtlinie 2004/38/EG genügen, dass bei Maßnahmen, 
die aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit getroffen werden, „ausschließlich 
das persönliche Verhalten des Betroffenen ausschlaggebend sein“ darf. Daher sehen die 
Bestimmungen des AEUV über den freien Personenverkehr auch vor, dass 
gleichgeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner von Unionsbürgern nicht 
automatisch aus dem Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats ausgeschlossen 
werden können, nur weil das Paar in einer gleichgeschlechtlichen Beziehung lebt, 
sondern − ebenso wie verschiedengeschlechtliche Lebenspartner von Unionsbürgern − 
nur dann, wenn die individuelle Beurteilung ihrer Umstände zeigt, dass der Ausschluss 
dieser bestimmten Person gerechtfertigt ist.  
 

                                                             
198  A. Tryfonidou (siehe Fußnote 18), S. 230. 
199  Urteil des Gerichtshofes vom 25. Juli 2008, Metock u. a., C-127/08, ECLI:EU:C:2008:449, Rn. 62. 
200  H. Toner, (siehe Fußnote 14), S. 308. 
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Nach den oben genannten Bestimmungen sind die EU-Mitgliedstaaten auch verpflichtet, zu dem 
Zweck, die Zulassung des nicht eingetragenen Lebenspartners des Unionsbürgers in ihr 
Hoheitsgebiet gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG zu „erleichtern“, 
die persönlichen Umstände des Paares frei von Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Ausrichtung zu prüfen.201 
 

 Andere Leistungen und Ansprüche, die Paare im aufnehmenden EU-
Mitgliedstaat geltend machen können 

Es gibt keine EU-Rechtsvorschriften, in denen die Leistungen und Ansprüche festlegt werden, die 
nicht eingetragenen Lebenspartnern im Allgemeinen − und gleichgeschlechtlichen nicht 
eingetragenen Lebenspartnern im Besonderen − von den EU-Mitgliedstaaten gewährt werden 
müssen. Schließlich werden diese Leistungen und Ansprüche durch das Familienrecht geregelt, das 
in den Bereich der nationalen Zuständigkeit fällt; daher kann die EU nur tätig werden, wenn die 
Ausübung der nationalen Zuständigkeit gegen Unionsrecht verstößt.202 Außerdem wurde dem EuGH 
bisher noch kein Fall vorgelegt, in dem ein nicht eingetragenes gleichgeschlechtliches Paar Leistungen 
oder Ansprüche im Aufnahmemitgliedstaat unter Berufung auf Unionsrecht geltend gemacht hätte. 
 
Daher ist derzeit unklar, welche Rechte − abgesehen von dem (nicht automatisch gewährten) Recht 
auf Familienzusammenführung − nicht eingetragene gleichgeschlechtliche Lebenspartner, die 
sich von einem EU-Mitgliedstaat in einen anderen begeben, in dessen Hoheitsgebiet 
beanspruchen können. 
 
Wie in Abschnitt 6.4. dieses Kapitels erläutert, sieht die EMRK (nach Auslegung des EGMR) vor, dass 
nicht eingetragene gleichgeschlechtliche Lebenspartner für mehrere rechtliche Zwecke nicht 
eingetragenen verschiedengeschlechtlichen Lebenspartnern gleichgestellt werden 
(insbesondere bei der Rechtsnachfolge in Mietverhältnissen, der Berechnung von Kindesunterhalt, der 
Stiefkind- bzw. Sukzessivadoption und dem Kranken- und Unfallversicherungsschutz), da eine 
unterschiedliche Behandlung von gleichgeschlechtlichen und verschiedengeschlechtlichen Paaren, 
die Erstere benachteiligt, unmittelbar auf der sexuellen Ausrichtung beruht und daher generell 
verboten ist. Nach Unionsrecht ist die Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung − wie oben 
ausgeführt − gemäß Artikel 21 der Charta verboten. Wie bereits erläutert, fallen Sachverhalte, bei 
denen ein Unionsbürger seine Freizügigkeitsrechte in der EU ausübt, immer in den 
Anwendungsbereich des Unionsrechts und unterliegen bei einer umfassenderen Auslegung von 
Artikel 51 der Charta somit auch dem Anwendungsbereich der Charta. Wie bereits erläutert, sind 
zudem Bestimmungen der Charta über Rechte, die den durch die EMRK garantierten Rechten 
entsprechen, gemäß Artikel 52 Absatz 3 der Charta so auszulegen, dass sie mindestens denselben 
Schutz bieten, der nach Auffassung des EGMR durch die entsprechenden Bestimmungen der EMRK 
gewährt wird. Daher müssen die Unionsorgane klarstellen, dass gleichgeschlechtliche nicht 
eingetragene Paare, sobald sie in das Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats zugelassen 

                                                             
201  Dies wurde auch in wissenschaftlichen Veröffentlichungen vorgeschlagen. Siehe u. a. A. Tryfonidou (siehe 

Fußnote 18), S. 214; M. Bell (siehe Fußnote 10), S. 625; A. Weiss,  „Federalism and the Gay Family: Free 
Movement of Same-Sex Couples in the United States and the European Union“ (2007) 41 Columbia Journal of 
Law and Social Problems 81, S. 105. 

202  Urteil des Gerichtshofes vom 10. Mai 2011, Römer, C-147/08, ECLI:EU:C:2011:286, Rn 38. 
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wurden, verschiedengeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartnern gleichzustellen 
sind.  
 
Und schließlich können sich gleichgeschlechtliche nicht eingetragene Paare, die im 
Aufnahmemitgliedstaat (als Paar) beschäftigungsbezogene Leistungen beanspruchen wollen, auf eine 
weitere Rechtsgrundlage nach Unionsrecht berufen, nämlich Richtlinie 2000/78/EG.203 Diese Richtlinie 
verbietet die Diskriminierung u. a. wegen der sexuellen Ausrichtung im Bereich der Beschäftigung.204 
Wenn der Aufnahmemitgliedstaat nicht eingetragene gleichgeschlechtliche Paare in 
beschäftigungsbezogenen Angelegenheiten anders behandelt als nicht eingetragene 
verschiedengeschlechtliche Paare und/oder von privaten Arbeitgebern nicht verlangt, nicht 
eingetragene gleichgeschlechtliche und verschiedengeschlechtliche Paare in Bezug auf 
beschäftigungsbezogene Fragen gleichzustellen, ist dies daher als Verstoß gegen die Richtlinie 
2000/78/EG zu betrachten.  
 
Im Gegensatz zu Rechtssachen, die eingetragene gleichgeschlechtliche Partner betreffen, wurden dem 
EuGH seit 2000 keine Fälle im Zusammenhang mit nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen 
Lebenspartnern vorgelegt. Daher liegen keine Erkenntnisse über die diesbezügliche Haltung des EuGH 
vor. Die Begründungen in den Rechtssachen Maruko,205 Römer,206 und Hay207 dürften jedoch auf solche 
Fälle übertragbar sein. Wie in Kapitel 3 erläutert, wurde in diesen Rechtssachen entschieden, dass in 
einem Mitgliedstaat, der gleichgeschlechtlichen Paare die Eheschließung verwehrt, ihnen aber 
eingetragene Lebenspartnerschaften ermöglicht, die für bestimmte rechtliche Zwecke 
(z. B. Hinterbliebenenrenten) als der Ehe gleichgestellt angesehen werden, gleichgeschlechtliche 
eingetragene Lebenspartnerschaften und Ehen für diese rechtlichen Zwecke gleichgestellt werden 
müssen. Die beanspruchte Leistung muss daher (gleichgeschlechtlichen) eingetragenen 
Lebenspartnern und Ehegatten gleichermaßen gewährt werden. Die Übertragung dieser Begründung 
auf Ansprüche gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Lebenspartnerschaften würde bedeuten, 
dass in Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren weder die Ehe noch die eingetragene 
Lebenspartnerschaft ermöglichen, aber nicht eingetragene Lebenspartnerschaften für 
bestimmte (beschäftigungsbezogene) rechtliche Zwecke der Ehe und/oder eingetragenen 
Lebenspartnerschaft gleichstellen, gleichgeschlechtliche nicht eingetragene 
Lebenspartnerschaften für diese rechtlichen Zwecke in gleicher Weise behandelt werden 
müssen wie Ehen und/oder eingetragene Lebenspartnerschaften. Ansonsten liegt eine 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung unter Verstoß gegen die Richtlinie 
2000/78/EG vor. 
 
 

                                                             
203  Siehe Fußnote 17. 
204  Ausführlichere Erläuterungen zum Verbot der Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung gemäß 

Richtlinie 2000/78/EG siehe u. a. A. Tryfonidou, „The Impact of the Framework Equality Directive on the 
Protection of LGB Persons and Same-Sex Couples from Discrimination under EU Law“ in U. Belavusau und 
K. Henrard (Hrsg.), EU Anti-Discrimination Law Beyond Gender (Hart, 2019); K. Waaldijk und M. Bonini-Baraldi, 
Sexual orientation discrimination in the European Union: National laws and the Employment Equality Directive 
(TMC Asser Press, 2006). 

205  Urteil des Gerichtshofes vom 1. April 2008, Maruko, C-267/06, ECLI:EU:C:2008:179. 
206  Siehe Fußnote 48. 
207  Urteil des Gerichtshofes vom 12. Dezember 2013, Hay, C-267/12, ECLI:EU:C:2013:823. 
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6.7. Empfehlungen 

 Recht auf Familienzusammenführung 

• Die Europäische Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, 
dass der Begriff „Lebenspartner“ in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG 
grundsätzlich sowie für die Zwecke des im Urteil in der Rechtssache Reed formulierten 
Grundsatzes sowohl den verschiedengeschlechtlichen als auch den gleichgeschlechtlichen 
Lebenspartner des Unionsbürgers einschließt. 

• In diesem Sinne sollte der EuGH, wenn er Gelegenheit haben sollte, über die Auslegung des 
Begriffs „Lebenspartner“ in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG 
grundsätzlich sowie für die Zwecke des im Urteil in der Rechtssache Reed formulierten 
Grundsatzes zu urteilen, unserer Auffassung nach klarstellen, dass dieser Begriff sowohl den 
verschiedengeschlechtlichen als auch den gleichgeschlechtlichen Lebenspartner des 
Unionsbürgers umfasst. 

• Die Europäische Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, um klarzustellen, dass die 
EU-Mitgliedstaaten zu dem Zweck, die Zulassung des nicht eingetragenen Lebenspartners des 
Unionsbürgers in ihr Hoheitsgebiet gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 
2004/38/EG zu „erleichtern“, die persönlichen Umstände des Paares frei von 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung prüfen müssen. 

• In diesem Sinne sollte der EuGH, wenn er Gelegenheit hat, über die EU-Mitgliedstaaten 
aufzuerlegenden Verpflichtungen hinsichtlich der Prüfung der persönlichen Umstände des 
Paares zu entscheiden, die durchgeführt werden muss, um die Zulassung des nicht 
eingetragenen Lebenspartners des Unionsbürgers in ihr Hoheitsgebiet gemäß Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG zu „erleichtern", unserer Auffassung nach 
klarstellen, dass diese Prüfung frei von Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
durchzuführen ist. 

• Die Europäische Kommission sollte sicherstellen, dass die Richtlinie 2004/38/EG 
ordnungsgemäß umgesetzt wird, und ihre korrekte Umsetzung gemäß den Empfehlungen 
in diesem Kapitel überwachen. 
 

 Andere Leistungen und Ansprüche, die Paare im Aufnahmemitgliedstaat 
geltend machen können 

Beschäftigungsbezogene Leistungen und Ansprüche 
• Die Europäische Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, 

dass die EU-Mitgliedstaaten nach der Richtlinie 2000/78/EG verpflichtet sind, 
Rechtsvorschriften zu erlassen, die jegliche Diskriminierung von gleichgeschlechtlichen 
nicht eingetragenen Lebenspartnern in Bezug auf beschäftigungsbezogene 
Angelegenheiten verbieten. Die Kommission sollte sicherstellen, dass die Richtlinie 
2000/78/EG ordnungsgemäß umgesetzt wird, und ihre ordnungsgemäße Umsetzung 
überwachen. 

o In der Mitteilung sollte sie klarstellen, dass  
 eine solche Diskriminierung vorliegt, wenn gleichgeschlechtliche nicht 

eingetragene Lebenspartner schlechter gestellt werden als 
verschiedengeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner, und  
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 dass in Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren weder 
Eheschließungen oder eingetragene Lebenspartnerschaften ermöglichen, 
während sie die Möglichkeit der Eheschließung und der Begründung 
eingetragener Lebenspartnerschaften für verschiedengeschlechtliche Paare 
vorsehen, eine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung vorliegt, 
wenn in Angelegenheiten, bei denen alle drei Kategorien von Paaren als 
gleichwertig angesehen werden, gleichgeschlechtliche nicht eingetragene 
Lebenspartner schlechter gestellt werden als verschiedengeschlechtliche 
Ehepaare oder eingetragene Lebenspartner. 

• In diesem Sinne sollte der EuGH, wenn er Gelegenheit erhält, über die Auslegung der 
Richtlinie 2000/78/EG im Zusammenhang mit gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen 
Lebenspartnern zu entscheiden, die Richtlinie unserer Auffassung nach so auslegen, dass die 
Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten jegliche Diskriminierung gleichgeschlechtlicher 
nicht eingetragener Lebenspartner in beschäftigungsbezogenen Angelegenheiten verbieten 
müssen.  

o Außerdem sollte er klarstellen, dass  
 eine solche Diskriminierung vorliegt, wenn gleichgeschlechtliche nicht 

eingetragene Lebenspartner schlechter gestellt werden als 
verschiedengeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner, und 

 dass in Mitgliedstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren weder 
Eheschließungen noch eingetragene Lebenspartnerschaften ermöglichen, 
während sie die Möglichkeit der Eheschließung und der Begründung 
eingetragener Lebenspartnerschaften für verschiedengeschlechtliche Paare 
vorsehen, eine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung vorliegt, 
wenn in Angelegenheiten, bei denen alle drei Kategorien von Paaren als 
gleichwertig gelten, gleichgeschlechtliche nicht eingetragene Lebenspartner 
schlechter gestellt werden als verschiedengeschlechtliche Ehepaare oder 
eingetragene Lebenspartner. 
 

Sonstige (nicht beschäftigungsbezogene) Leistungen und Ansprüche 
• Die Europäische Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, um klarzustellen, dass der 

aufnehmende EU-Mitgliedstaat bei der Entscheidung darüber, welche 
Leistungen/Ansprüche nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Paaren zu gewähren 
sind, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in sein Hoheitsgebiet begeben haben, 
mindestens die Verpflichtungen nach der EMRK erfüllen muss. 

• In diesem Sinne sollte der EuGH, wenn er Gelegenheit erhält, über Fälle im Zusammenhang 
mit gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartnern zu entscheiden, die nicht 
beschäftigungsbezogene Leistungen und Ansprüche geltend machen, unserer Auffassung 
nach feststellen, dass der aufnehmende EU-Mitgliedstaat bei der Entscheidung darüber, 
welche Leistungen/Ansprüche nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Paaren zu 
gewähren sind, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in sein Hoheitsgebiet begeben 
haben, mindestens die Verpflichtungen nach der EMRK erfüllen muss.208 

                                                             
208  Dies ist nicht unwahrscheinlich, da der EuGH in Fällen von Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 

(und in anderen Menschenrechtsangelegenheiten) dazu neigt, auf Vorgaben des EGMR zu warten und dann 
diesen Vorgaben zu folgen, nachdem der EGMR zu einer bestimmten Frage Stellung genommen hat (siehe 
R. Wintemute, „European law against discrimination on grounds of sexual orientation“ in K. Boele-Woelki und 
A. Fuchs (Hrsg.), Same-Sex Relationships and Beyond: Gender Matters in the EU (Intersentia, 2017), S. 196). 
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• Die vorgeschlagene Gleichbehandlungsrichtlinie209 muss weiterhin oberste Priorität 
haben, und der Unionsgesetzgeber sollte sicherstellen, dass der Vorschlag in Unionsrecht 
überführt wird, weil dadurch gewährleistet wird, dass in allen EU-Mitgliedstaaten 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung in nicht beschäftigungsbezogenen 
Angelegenheiten gesetzlich verboten wird. 

  

                                                             

Ausführlichere Untersuchungen siehe R. Wintemute, „In Extending Human Rights, which European Court is 
Substantively ‚Braver‘ and Procedurally ‚Fitter‘? The Example of Sexual Orientation and Gender Identity 
Discrimination“ in S. Morano-Foadi und L. Vickers (Hrsg.), Fundamental Rights in the EU: A Matter for Two Courts 
(Hart, 2015). 

209  Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet 
der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
(KOM(2008)0426). 
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 KINDER GLEICHGESCHLECHTLICHER PAARE 
 

 

7.1. Einleitung 
 
In diesem Kapitel wird in erster Linie die Stellung der Kinder gleichgeschlechtlicher Paare in 
Situationen behandelt, in denen die Familie (der mindestens ein Unionsbürger angehört) sich 
zwischen EU-Mitgliedstaaten bewegt. Wenn keiner der Familienangehörigen ein Unionsbürger ist, 
können sie keine Freizügigkeitsrechte nach Unionsrecht beanspruchen. Sie müssen sich stattdessen 
auf das nationale Einwanderungsrecht berufen und Beschwerde gegen alle Hindernisse für die Einreise 
und den Aufenthalt sowie die Verweigerung anderer Rechte und Ansprüche führen, die im 
Widerspruch zur EMRK stehen. 
 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE  

• Welche elterlichen Rechte gleichgeschlechtliche Paare nach nationalem Recht 
genießen, ist in der EU sehr unterschiedlich geregelt. In zahlreichen EU-Mitgliedstaaten, 
in die Regenbogenfamilien sich begeben, stoßen sie auf erhebliche Hindernisse infolge der 
fehlenden rechtlichen Anerkennung der elterlichen Beziehungen zwischen einem 
Kind und (in der Regel) einem der Elternteile, obwohl diese Beziehungen in einem 
anderen Land rechtlich begründet wurden.  Kinder, die einer traditionellen Kernfamilie 
mit verschiedengeschlechtlichen Eltern entstammen, gelten eindeutig als Kinder ihrer 
Eltern im Sinne der EU-Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit. Darüber hinaus unterliegen 
auch bestimmte „nicht traditionelle“ Familien (z. B. Patchwork-Familien oder Familien, in 
denen die Eltern nicht biologisch mit dem Kind verwandt sind) den EU-Rechtsvorschriften 
zur Freizügigkeit. Diese Familien können daher sicher sein, dass ihre Entscheidung, 
Freizügigkeitsrechte in der EU auszuüben, nicht zu einer Trennung der 
Familienangehörigen führen wird, da alle das − aus dem Unionsrecht abgeleitete − Recht 
auf Zulassung in das Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaates und auf Aufenthalt in 
diesem Mitgliedstaat haben. Da sie rechtlich als „Familie“ anerkannt werden, können sie 
außerdem davon ausgehen, dass sie alle für Familien vorgesehenen Rechte in Anspruch 
nehmen können, wenn sie in das Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaates zugelassen 
wurden.  

• Die Stellung der Angehörigen von Regenbogenfamilien nach den EU-
Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit ist jedoch nicht eindeutig. Unklar ist insbesondere, 
ob der Begriff „Familie“ − für die Zwecke der EU-Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit − 
Regenbogenfamilien einschließt und ob die verschiedenen für Eltern und ihre Kinder 
relevanten Begriffe aus der Richtlinie 2004/38/EG und aus der Rechtsprechung des EuGH 
die Angehörigen von Regenbogenfamilien einschließen. 

• Untersuchungen haben gezeigt, dass die Aufnahmemitgliedstaaten, sobald die Eltern in 
ihr Hoheitsgebiet zugelassen wurden, eher auch den Kindern von Regenbogenfamilien 
die Einreise und den Aufenthalt erleichtern, selbst wenn sie nach ihren Gesetzen nicht als 
Kinder ihrer Eltern anerkannt werden. Daher scheint in den meisten Fällen die wesentliche 
Frage zu sein, ob Regenbogenfamilien, sobald sie in das Hoheitsgebiet des 
Aufnahmestaates zugelassen wurden, unter Erhalt der rechtlichen Beziehungen zwischen 
den Eltern und ihrem Kind / ihren Kindern für alle rechtlichen Zwecke als „Familie“ 
anerkannt werden. 
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Wie in Abschnitt 7.2. erläutert wird, bestehen derzeit große Unterschiede zwischen den Gesetzen 
der EU-Mitgliedstaaten in Bezug auf die elterlichen Rechte gleichgeschlechtlicher Paare. Wenn 
EU-Freizügigkeitsrechte ausgeübt werden und ein Kind gleichgeschlechtliche Eltern hat, gehen die 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der grenzüberschreitenden rechtlichen Anerkennung des (in einem 
anderen Land rechtlich begründeten) Eltern-Kind-Verhältnisses zudem von unterschiedlichen 
Ansätzen aus.  
 
Anschließend wird in diesem Kapitel untersucht, welche Stellung gleichgeschlechtliche Eltern und 
ihre Kinder nach den EU-Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit haben: In diesem Zusammenhang 
wird dargelegt, dass derzeit unklar ist, ob das Unionsrecht den Aufnahmemitgliedstaat verpflichtet, 
das Eltern-Kind-Verhältnis zwischen einem Kind und beiden (gleichgeschlechtlichen) Elternteilen 
rechtlich anzuerkennen, wenn dieses in einem anderen Land rechtlich begründet wurde. Außerdem 
werden in diesem Kapitel die derzeitigen diesbezüglichen Anforderungen des Völkerrechts und der 
EMRK behandelt. Eigentliches Ziel dieses Kapitels ist die Formulierung von Empfehlungen dazu, wie 
die Stellung der Kinder gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Lebenspartner im Unionsrecht 
geregelt werden sollte: Welche Anforderungen sollte das Unionsrecht den Mitgliedstaaten in Bezug 
auf die rechtliche Anerkennung der familiären Beziehungen zwischen den Angehörigen von 
Regenbogenfamilien auferlegen, die EU-Freizügigkeitsrechte ausüben?210  
 

7.2. Die Stellung der Kinder gleichgeschlechtlicher Paare nach dem 
Recht der Mitgliedstaaten 

Trotz beeindruckender Fortschritte in Medizin und Technik können gleichgeschlechtliche Paare 
noch keine Kinder bekommen, die mit beiden Personen des Paares genetisch verwandt sind. 
Solche Paare können jedoch auf verschiedene Weise gemeinsame Eltern (wenn auch nicht im 
genetischen, so doch im sozialen Sinne) werden, beispielsweise durch künstliche Befruchtung durch 
einen (bekannten oder anonymen) Spender, assistierte Reproduktionstechniken, Leihmutterschaft, 
indem sie die gemeinsamen Eltern von Kindern aus einer früheren Beziehung einer der beiden 
Personen des Paares werden (Stiefkind- bzw. Sukzessivadoption) oder durch gemeinsame Adoption.211 
Das bedeutet, dass in einigen Fällen eine der beiden Personen eines Paares biologisch mit dem Kind 
verbunden ist (z. B. wenn bei einem gleichgeschlechtlichen weiblichen Paar eine der Partnerinnen sich 
einer künstlichen Befruchtung unter Verwendung einer eigenen Eizelle oder einer Eizelle ihrer 
Partnerin unterzieht), während in anderen Situationen (z. B. bei einer Adoption) das Kind genetisch mit 
keiner der beiden Personen des Paares verbunden ist.212  
 
Welche elterlichen Rechte gleichgeschlechtlichen Paaren nach nationalem Recht gewährt 
werden, ist innerhalb der EU sehr unterschiedlich, und − wie in Kapitel 2 dieser Studie erläutert − 

                                                             
210  Die wesentlichen in diesem Kapitel erläuterten Argumente wurden erstmals in A. Tryfonidou, „EU Free 

Movement Law and the Children of Rainbow Families: Children of a Lesser God?“ (2019) 38 Yearbook of 
European Law 220, zum Ausdruck gebracht. 

211  Diese Möglichkeiten werden in T. Amos und J. Rainer, „Parenthood for Same-Sex Couples in the European 
Union: Key Challenges“ in K. Boele-Woelki und A. Fuchs (Hrsg.), Same-Sex Relationships and Beyond: Gender 
Matters in the EU (Intersentia, 2017) erläutert. 

212  Zu Literatur über neue Konzepte der Elternschaft (sowohl für verschiedengeschlechtliche als auch für 
gleichgeschlechtliche Paare) siehe K. Boele-Woelki, N. Dethloff und W. Gephart (Hrsg.), Family Law and Culture 
in Europe: Developments, Challenges and Opportunities (Intersentia, 2014) (die Kapitel in Teil 3). 
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wenn Regenbogenfamilien sich in bestimme EU-Mitgliedstaaten begeben, werden u. U. die 
rechtlichen Beziehungen zwischen einem Kind und einem der Elternteile bzw. ggf. auch 
zwischen einem Kind und beiden Elternteilen getrennt. Außer in Fällen von Leihmutterschaft, die 
in den EU-Mitgliedstaaten weitgehend verboten ist und für einige Mitgliedstaaten Anlass sein könnten, 
die Anerkennung der familiären Beziehungen zwischen einem Kind und beiden Elternteilen zu 
verweigern, ist es normalerweise die Beziehung zwischen einem Kind und einem der Elternteile (dem 
nicht biologischen Elternteil), die rechtlich nicht anerkannt wird. 
 
Den Antworten auf den Fragebogen zufolge, den das EZPWD am 15. Juni 2020 an die nationalen 
Parlamente verschickt hat, stoßen Regenbogenfamilien, die in zahlreichen EU-Mitgliedstaaten 
− wenn sie sich dorthin begeben − auf erhebliche Hindernisse infolge der fehlenden rechtlichen 
Anerkennung der elterlichen Beziehungen zwischen einem Kind und (in der Regel) einem der 
Elternteile, obwohl diese Beziehungen in einem anderen Land rechtlich begründet wurden. 213 
 
Polen beispielsweise erkennt gleichgeschlechtliche Paare nicht als gemeinsame gesetzliche 
Eltern eines Kindes an. Ein typisches Beispiel für die Probleme, mit denen Regenbogenfamilien 
konfrontiert sind, ist die Weigerung der polnischen Behörden, ausländische Geburtsurkunden von 
Kindern zweier gleichgeschlechtlicher Eltern zu registrieren.214 Im Dezember 2019 hat das 
polnische Oberste Verwaltungsgericht (NSA) in einem Beschluss bestätigt, dass das polnische Recht 
Abschriften ausländischer Personenstandsurkunden, in denen zwei gleichgeschlechtliche Elternteile 
ausgewiesen werden, nicht anerkennt. Es stellte jedoch auch fest, dass die Weigerung, eine 
ausländische Geburtsurkunde mit gleichgeschlechtlichen Eltern zu übertragen, nicht dazu führen darf, 
dass einem polnischen Staatsbürger (d. h. einem Kind mit mindestens einem polnischen Elternteil) 
weder ein polnischer Reisepass oder Personalausweis ausgestellt noch eine PESEL-Nummer (die jedem 
Bürger in Polen zugewiesene Identifikationsnummer) erteilt wird. Wie Regenbogenfamilien, die sich 
aus anderen EU-Mitgliedstaaten nach Polen begeben, im Hinblick auf das Recht auf 
Familienzusammenführung und andere Rechte gestellt sind, die sie möglicherweise ausüben 
möchten, ist jedoch nicht klar. 

                                                             
213  Die Informationen in diesem Abschnitt stammen in erster Linie aus den Antworten auf einen Fragebogen, der 

vom EZPWD an die nationalen Parlamente verschickt wurde. Weitere Informationsquellen zu den elterlichen 
Rechten gleichgeschlechtlicher Paare nach nationalem Recht enthalten die jährliche Veröffentlichung 
„Rainbow Map and Index“ von ILGA-Europe (aktuelle Fassung siehe https://www.ilga-
europe.org/rainboweurope/2020) sowie K. Waaldijk, More and more together: Legal family formats for same-sex 
and different-sex couples in European countries: Comparative analysis of data in the LawsAndFamilies Database, 
Working Paper 75 (2017) der Families and Societies Working Paper Series 
(https://openaccess.leidenuniv.nl/bitstream/handle/1887/54628/Waaldijk%20-
%20More%20and%20more%20together%20%20FamiliesAndSocietiesWorkingPaper%2075%282017%29.p
df?sequence=3), deren Ergebnisse in M. Digoix (Hrsg.), Same-Sex Families and Legal Recognition in Europe 
(Springer, 2020) untersucht wurden. Die elterlichen Rechte gleichgeschlechtlicher Paare nach nationalem 
Recht wurden auch in einer Reihe von Buchveröffentlichungen analysiert, wobei die Angaben in solchen 
Veröffentlichungen angesichts der raschen Änderungen der einschlägigen Gesetze allerdings schnell 
überholt sind − siehe z. B. K. Boele-Woelki und A. Fuchs (Hrsg.), Legal Recognition of Same-Sex Relationships in 
Europe: National, Cross-Border and European Perspectives (Intersentia, 2012) (Kapitel in Teil 2); K. Boele-Woelki 
und A. Fuchs (Hrsg.), Same-Sex Relationships and Beyond: Gender Matters in the EU (Intersentia, 2017) (Kapitel 
in Teil 1). 

214  Siehe Bericht der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte „Making EU citizens' rights a reality: 
national courts enforcing freedom of movement and related rights“ (2018), S. 20 
(https://fra.europa.eu/en/publication/2018/making-eu-citizens-rights-reality-national-courts-enforcing-
freedom-movement-and). 

https://www.ilga-europe.org/rainboweurope/2020
https://www.ilga-europe.org/rainboweurope/2020
https://openaccess.leidenuniv.nl/bitstream/handle/1887/54628/Waaldijk%20-%20More%20and%20more%20together%20FamiliesAndSocietiesWorkingPaper%2075(2017).pdf?sequence=3
https://openaccess.leidenuniv.nl/bitstream/handle/1887/54628/Waaldijk%20-%20More%20and%20more%20together%20FamiliesAndSocietiesWorkingPaper%2075(2017).pdf?sequence=3
https://openaccess.leidenuniv.nl/bitstream/handle/1887/54628/Waaldijk%20-%20More%20and%20more%20together%20FamiliesAndSocietiesWorkingPaper%2075(2017).pdf?sequence=3
https://fra.europa.eu/en/publication/2018/making-eu-citizens-rights-reality-national-courts-enforcing-freedom-movement-and
https://fra.europa.eu/en/publication/2018/making-eu-citizens-rights-reality-national-courts-enforcing-freedom-movement-and
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Ähnlich wird in der Slowakei und in Griechenland nur einer der gleichgeschlechtlichen Elternteile 
eines Kindes rechtlich als Elternteil anerkannt. In Italien werden gleichgeschlechtliche Paare nicht als 
gemeinsame Eltern des Kindes anerkannt; die Stiefkind- bzw. Sukzessivadoption ist gesetzlich nicht 
ausdrücklich erlaubt, wurde aber durch die Rechtsprechung zugelassen. In Litauen hat das 
Verfassungsgericht festgestellt, dass ein befristeter Aufenthaltstitel für einen Drittstaatsangehörigen 
im Falle einer Familienzusammenführung ausgestellt werden kann, auch im Falle von 
Regenbogenfamilien. Allerdings ist noch nicht klar, ob die − in einem anderen Land begründeten − 
familiären Beziehungen zwischen den Personen in Regenbogenfamilien für andere rechtliche Zwecke 
sowie für die Gewährung weitergehender Aufenthaltstitel rechtlich anerkannt werden. Auch in 
Rumänien ist die Stellung nicht klar; offenbar werden aber die familiären Beziehungen zwischen einem 
Kind und seinen beiden gleichgeschlechtlichen Elternteilen für keinerlei rechtliche Zwecke anerkannt 
(auch nicht zum Zweck der Familienzusammenführung). Eine gemeinsame Elternschaft 
gleichgeschlechtlicher Paaren ist auch nach kroatischem Recht nicht zulässig. Allerdings kann einem 
Elternteil, der in einer (eingetragenen) Lebenspartnerschaft (und damit in einer gleichgeschlechtlichen 
Beziehung) lebt, das elterliche Sorgerecht für ein Kind übertragen werden. Außerdem kann dem 
Lebenspartner des Elternteils eines minderjährigen Kindes nach dem Tod − bzw. in Ausnahmefällen 
auch zu Lebzeiten − des Lebenspartners, der der Elternteil des Kindes ist, die elterliche Sorge für das 
Kind übertragen werden, wenn der andere Elternteil unbekannt ist oder ihm das elterliche Sorgerecht 
wegen Kindesmisshandlung entzogen wurde. Nach kroatischem Recht sind Diskriminierungen 
aufgrund des Familienstandes verboten; daher würde eine unterschiedliche Behandlung der Kinder 
von gleichgeschlechtlichen und verschiedengeschlechtlichen Paaren möglicherweise gegen dieses 
Verbot verstoßen. 
 
In Ungarn werden zwei gleichgeschlechtliche Eltern rechtlich nicht als gemeinsame Eltern eines 
Kindes anerkannt. Obwohl in den Rechtsvorschriften nicht vorgesehen ist, dass ein Kind zwei 
gleichgeschlechtliche Elternteile haben kann, wird der eingetragene Lebenspartner oder der 
Lebensgefährte eines Elternteils eines Kindes in den meisten Rechtsvorschriften als Stiefelternteil 
anerkannt. Auf die Frage, ob die Kinder gleichgeschlechtlicher Paare, die sich aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat nach Ungarn begeben, mit den Kindern verschiedengeschlechtlicher Paare gleichgestellt 
würden, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat nach Ungarn begeben, wurde zudem 
geantwortet, dass dies tatsächlich der Fall sei. In Bulgarien werden in Fällen, in denen EU-
Freizügigkeitsrechte ausgeübt werden, die Beziehungen zwischen gleichgeschlechtlichen Eltern und 
Kindern zum Zwecke der Familienzusammenführung nach Unionsrecht berücksichtigt; allerdings ist 
unklar, ob sie auch für andere rechtliche Zwecke anerkannt werden. In Tschechien ist die 
Rechtsstellung derzeit nicht geklärt. Im Jahr 2017 hat das Verfassungsgericht (das ein früheres Urteil 
des Obersten Gerichtshofs aufhob) festgestellt, dass das Eltern-Kind-Verhältnis zwischen einem infolge 
einer Leihmutterschaft geborenen Kind und seinen beiden − in einer US-amerikanischen 
Geburtsurkunde anerkannten − Vätern in Tschechien rechtlich anerkannt werden sollte.  
 
Die Antworten auf den Fragebogen deuten darauf hin, dass Estland, Finnland, Irland, Polen, 
Slowenien, Spanien, Österreich und Zypern die Kinder gleichgeschlechtlicher Paare und die Kinder 
verschiedengeschlechtlicher Paare für alle rechtlichen Zwecke gleichstellen. Schweden erklärte in 
seiner Antwort, dies sei meist der Fall [d. h. die Kinder gleichgeschlechtlicher Paare, die sich aus einem 
anderen EU-Mitgliedstaat nach Schweden begeben, werden Kindern verschiedengeschlechtlicher 
Paare, die sich nach Schweden begeben, meistens gleichgestellt]. Es könne jedoch Unterschiede je 
nach Art der Anerkennung einer im Ausland festgestellten Elternschaft geben. 
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7.3. Der derzeitige (unklare) Rechtsrahmen der Union in Bezug auf die 
Stellung der Kinder gleichgeschlechtlicher Paare, die sich in 
Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten zwischen EU-
Mitgliedstaaten bewegen 

Kinder können Rechte aus den EU-Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit ableiten, entweder als 
unmittelbar Begünstigte (d. h. sie genießen persönliche Rechte als Unionsbürger)215 oder als 
mittelbar Begünstigte (wenn ihnen abgeleitete Rechte durch ihre Beziehung zu einem Unionsbürger 
gewährt werden, der Freizügigkeitsrechte ausübt)216. Wichtig für die Zwecke dieser Studie ist jedoch, 
ob die Kinder gleichgeschlechtlicher Paare Rechte aus den EU-Rechtsvorschriften zur 
Freizügigkeit (als unmittelbar oder mittelbar Begünstigte) in gleicher Weise ableiten können 
wie die Kinder verschiedengeschlechtlicher Paare.  
 
Kinder können nach den EU-Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit auf vierfache Weise das Recht auf 
Familienzusammenführung erlangen:  
 
Erstens kann ein Kind der in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe c der Richtlinie 2004/38/EG217 
genannten Kategorie zuzurechnen sein und in seiner Eigenschaft als „Verwandter in gerader 
absteigender Linie“ eines Unionsbürgers, der Freizügigkeitsrechte ausübt, oder des Ehegatten oder 
eingetragenen Lebenspartners dieses Unionsbürgers218 das abgeleitete Recht auf Nachzug zum 
Unionsbürger im Aufnahmemitgliedstaat beanspruchen. Das Kind kann unabhängig davon, ob es ein 
Unionsbürger ist, in diese Kategorie fallen. Voraussetzung ist allerdings, dass es das 21. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder ihm Unterhalt von seinen Eltern (oder einem Elternteil) gewährt wird. 

                                                             
215  Siehe z. B. Urteil des Gerichtshofes vom 19. Oktober 2004, Zhu und Chen, C-200/02, ECLI:EU:C:2004:639, und 

Urteil des Gerichtshofes vom 8. März 2011, Ruiz Zambrano, C-34/09, ECLI:EU:C:2011:124. Kommentare siehe 
C. McGlynn, Families and the European Union: Law, Politics and Pluralism (CUP, 2006), S. 56−57. 

216  Siehe beispielsweise Urteil des Gerichtshofes vom 17. September 2002, Baumbast und R, C-413/99, 
ECLI:EU:C:2002:493; Urteil des Gerichtshofes vom 15. März 1989, Echternach u. a. / Minister van Onderwijs en 
Wetenschappen, verbundene Rechtssachen C-389/87 bis C-390/87, ECLI:EU:C:1989:130; Urteil des 
Gerichtshofes vom 4. Mai 1995, Landesamt für Ausbildungsförderung Nordrhein-Westfalen / Gaal, C-7/94, 
ECLI:EU:C:1995:118. 

217  Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 
Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 
64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG 
und 93/96/EWG (ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 77).  

218  Nach Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe c der Richtlinie 2004/38/EG bezeichnet der Begriff „Familienangehöriger“ 
„die Verwandten in gerader absteigender Linie des Unionsbürgers und des Ehegatten oder des Lebenspartners 
im Sinne von Buchstabe b), die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder denen von diesen Unterhalt 
gewährt wird (Hervorhebung hinzugefügt). Wie in Kapitel 4 der Studie dargelegt, hat der EuGH in der 
Rechtssache Coman und Hamilton, C-673/16, ECLI:EU:C:2018:385, den Begriff „Ehegatte“ im Sinne von Artikel 2 
der Richtlinie 2004/38/EG dahingehend ausgelegt, dass er auch den gleichgeschlechtlichen Ehegatten eines 
Unionsbürgers umfasst, der sich in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats begibt und sich dort 
aufhält. Wenn die Eltern eines Kindes in einer Regenbogenfamilie verheiratet sind, sollte der 
Aufnahmemitgliedstaat sie demzufolge als solche anerkennen. Selbst wenn der Aufnahmemitgliedstaat sich 
also weigert, das Kind rechtlich als Kind eines seiner Elternteile anzuerkennen, kann das Kind − wenn der 
Elternteil, der nicht rechtlich als solcher anerkannt wird, Unionsbürger ist, − dennoch das Recht auf 
Familienzusammenführung von diesem Elternteil ableiten, da es als Kind des Ehegatten dieser Person 
betrachtet wird. 
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Wenn diese Bedingungen erfüllt sind, hat der Aufnahmemitgliedstaat keinen Ermessensspielraum, da 
dem Kind automatisch das Recht auf Zulassung in dessen Hoheitsgebiet gewährt wird. 
 
Zweitens kann ein Kind der Kategorie des Artikels 2 Nummer 2 Buchstabe d der Richtlinie 
2004/38/EG, das Unionsbürger ist und keinen Unterhalt von seinen Eltern bzw. einem Elternteil 
erhält, diesen bzw. diesem aber seinerseits Unterhalt gewährt, als „Zusammenführender“ das Recht 
auf Familienzusammenführung für die Eltern beanspruchen, sofern diese keine Unionsbürger sind und 
somit keine Freizügigkeitsrechte haben. Wenn diese Bedingungen erfüllt sind, wird dem Kind 
automatisch das Recht auf Familienzusammenführung gewährt; somit liegt es nicht im Ermessen des 
Aufnahmemitgliedstaats, ob er die Eltern zulässt. 
 
Drittens hat der Gerichtshof in der Rechtssache Zhu und Chen219 festgestellt, dass Minderjährige, die 
Unionsbürger sind und ihr Recht, sich in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats zu begeben 
und sich dort aufzuhalten, selbst ausüben wollen, das aus Artikel 21 AEUV abgeleitete Recht 
beanspruchen können, dass der Hauptverantwortliche für die Personensorge ihnen in den 
Aufnahmestaat folgt oder sie dorthin begleitet, sofern die Familie über ausreichende Existenzmittel 
verfügt. Zuvor wurde in der Rechtssache Baumbast und R220 entschieden, dass die Kinder 
(unabhängig davon, ob sie Unionsbürger sind oder nicht und ob sie minderjährig sind oder nicht) eines 
„Arbeitnehmers“ (im Sinne von Artikel 45 AEUV), die mit ihm in den Aufnahmemitgliedstaat gezogen 
sind und dort ihr abgeleitetes Recht auf Aufnahme einer Vollzeitausbildung ausgeübt haben, mit Blick 
auf das Aufenthaltsrecht ihres Hauptverantwortlichen für die Personensorge selbst ein 
„Zusammenführender“ sein können (unabhängig davon, ob dieser ein Unionsbürger ist oder nicht), 
wenn sie auf dessen Anwesenheit und Betreuung angewiesen sind, um ihre Ausbildung im 
Mitgliedstaat fortsetzen und abschließen zu können221. Es ist jedoch anzumerken, dass dies nur dann 
der Fall ist, wenn einer der Elternteile des Kindes ein „Arbeitnehmer“ ist (oder, wie in der Rechtssache 
Baumbast und R, ehemals ein „Arbeitnehmer“ war) und daher in einem engeren Rahmen gilt als der 
Grundsatz in der Rechtssache Zhu und Chen.222 In der Rechtssache Baumbast und R wird jedoch, anders 
als in der Rechtssache Zhu und Chen, nicht gefordert, dass die Familie über ausreichende Existenzmittel 
verfügt.223 
 
Gehört ein Kind schließlich zu keiner der oben genannten Kategorien, kann es sich auf Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2004/38/EG berufen (der, wie in Kapitel 3 erläutert, den 

                                                             
219  Siehe Fußnote 6, Rn. 26−34.  
220  Baumbast und R (siehe Fußnote 7); in einem weiteren Kommentar wurde festgestellt, die Rechtssache 

Baumbast und R habe die mögliche außerordentliche Tragweite des Artikels 12 EGV gezeigt (siehe G. Barrett, 
„Family matters: European Community law and third-country family members’ (2003) 40 Common Market Law 
Review 369, 388). 

221  Baumbast und R (siehe Fußnote 7), Rn. 68−75; siehe auch Urteil des Gerichtshofes vom 23. Februar 2010, 
Ibrahim und Secretary of State for the Home Department, C-310/08, ECLI:EU:C:2010:80; Urteil des Gerichtshofes 
vom 23. Februar 2010, Teixeira, C-480/08, ECLI:EU:C:2010:83. Diese Grundsätze werden untersucht in 
H. Stalford, Children and the European Union: Rights, Welfare and Accountability (Hart, 2012), S. 72−78, und 
H. Toner, „Migration Rights and Same-Sex Couples in EU Law: A Case Study“ in K. Boele-Woelki und A. Fuchs 
(Hrsg.), Legal Recognition of Same-Sex Relationships in Europe: National, Cross-Border and European Perspectives 
(Intersentia, 2012), S. 299−300.  

222  Baumbast und R (siehe Fußnote 7), Rn. 47−63. 
223  Dies wurde in den Rechtssachen Ibrahim (siehe Fußnote 12) und Teixeira (siehe Fußnote 12) klargestellt. 

Kommentiert wurden diese Rechtssachen in P. Starup und M. J. Elsmore, „Taking a logical step forward? 
Comment on Ibrahim and Teixeira“ (2010) 35 European Law Review 571. 
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Aufnahmemitgliedstaat lediglich dazu verpflichtet, die Zulassung zu „erleichtern“), und zwar als 
Unterhaltsberechtigter oder Mitglied des Haushalts der Eltern, die Unionsbürger sind, bzw. des 
Elternteils, der Unionsbürger ist.224 Alternativ kann sich das Kind, wenn es Unionsbürger ist, auf 
dieselbe Bestimmung berufen und mit Blick auf das (nicht automatisch gewährte) Recht auf 
Familienzusammenführung Zusammenführender sein, wenn seine Eltern nachweisen können, 
dass sie im Herkunftsmitgliedstaat in häuslicher Gemeinschaft mit dem Kind gelebt haben oder 
das Kind ihnen Unterhalt gewährt.225 In beiden Fällen muss der Aufnahmemitgliedstaat jedoch 
lediglich die Zulassung „erleichtern“. Wie in Kapitel 3 erläutert, liegt die Entscheidung über die 
Zulassung des Kindes oder seiner Eltern somit im Ermessen des Aufnahmemitgliedstaats. Außerdem 
setzt die Entscheidung, das Kind oder die Eltern als dieser Kategorie zugehörig zuzulassen, nicht die 
Anerkennung ihrer familiären Beziehungen voraus, da diese einfach als Personen betrachtet werden, 
denen der Unionsbürger „Unterhalt gewährt“ oder mit denen er „in häuslicher Gemeinschaft gelebt“ 
hat.  
 
Kinder, die aus einer traditionellen Kernfamilie mit Eltern unterschiedlichen Geschlechts 
stammen, können eindeutig als „Verwandte in gerader absteigender Linie“ − und ihre Eltern als 
„Verwandte in aufsteigender Linie“ oder als „Hauptverantwortliche für die Personensorge“ − im Sinne 
der oben genannten Kategorien gelten, da es noch nie einen Fall gegeben hat, in dem die familiären 
Beziehungen zwischen Kindern und ihren biologischen Eltern, die dem anderen Geschlecht 
angehören, rechtlich in Frage gestellt wurden. Außerdem unterliegen auch bestimmte „nicht-
traditionelle“ Familien der Richtlinie 2004/38/EG; beispielsweise wird in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe c der Richtlinie die Verbindung zwischen Kindern und ihren Stiefeltern anerkannt, da dort 
ausdrücklich festgelegt ist, dass ein Unionsbürger das Recht hat, im Aufnahmestaat unter anderem die 
Kinder seines Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartners nachziehen zu lassen. Diese Familien 
können daher sicher sein, dass ihre Entscheidung, Freizügigkeitsrechte in der EU auszuüben, nicht 
zu einer Trennung der Familienangehörigen führen wird, da alle das − aus dem Unionsrecht 
abgeleitete − Recht auf Zulassung in das Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaates und auf 
Aufenthalt in diesem Mitgliedstaat haben. Da sie rechtlich als „Familie“ anerkannt werden, können 
sie außerdem davon ausgehen, dass sie alle für Familien vorgesehenen Rechte in Anspruch nehmen 
können, wenn sie in das Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaates zugelassen wurden.  
 
Die Stellung der Angehörigen von Regenbogenfamilien ist jedoch nicht klar. Insbesondere ist 
nicht klar, ob der Begriff „Familie“ − für die Zwecke der EU-Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit − 
Regenbogenfamilien einschließt und ob die verschiedenen in der Richtlinie 2004/38/EG und in 
der Rechtsprechung des EuGH in Bezug auf Eltern und ihre Kinder verwendeten Begriffe die 
Angehörigen von Regenbogenfamilien einschließen. Hinsichtlich des Rechts auf 
Familienzusammenführung (und verwandter Rechte) ist im geltenden Unionsrecht − der Richtlinie 

                                                             
224  Nach Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2004/38/EG (siehe Fußnote 8) gilt, dass der 

Aufnahmemitgliedstaat die Einreise und den Aufenthalt „jedes nicht unter die Definition in Artikel 2 
Nummer 2 fallenden Familienangehörigen ungeachtet seiner Staatsangehörigkeit [erleichtert], dem der 
primär aufenthaltsberechtigte Unionsbürger im Herkunftsland Unterhalt gewährt oder der mit ihm im 
Herkunftsland in häuslicher Gemeinschaft gelebt hat, oder wenn schwerwiegende gesundheitliche Gründe 
die persönliche Pflege des Familienangehörigen durch den Unionsbürger zwingend erforderlich machen“. 

225  Bei minderjährigen Kindern ist jedoch unwahrscheinlich, dass ein Abhängigkeitsverhältnis festgestellt wird, 
das die Anforderungen dieser Vorschrift erfüllt (d. h. dass der Elternteil (materiell) vom Kind abhängig ist) 
(Rechtssache Zhu und Chen (siehe Fußnote 6), Rn. 43−44); Urteil des Gerichtshofs vom 8. November 2012, Iida, 
C-40/11, ECLI:EU:C:2012:691, Rn. 54−56. 
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2004/38/EG − nur von „Verwandten in gerader absteigender Linie“ und „Verwandten in aufsteigender 
Linie“ die Rede, ohne diese Begriffe näher auszulegen. Zudem wurde in der Union keine Definition der 
Begriffe „Elternteil“, „Hauptverantwortlicher für die Personensorge“ oder sogar „Kind“226 − wie sie 
insbesondere in der Rechtsprechung des EuGH verwendet werden − entwickelt. Daher ist unklar, ob 
die Beziehung zwischen einem Kind und beiden (gleichgeschlechtlichen) Elternteilen für die Zwecke 
des Unionsrechts anerkannt wird. Der Rechtsprechung des EuGH zufolge ist eine biologische 
Verbindung zwischen einem Kind und dem Unionsbürger, von dem das Recht auf 
Familienzusammenführung abgeleitet wird, nicht erforderlich, da klargestellt wurde, dass die 
Stiefkinder des Unionsbürgers, der die Freizügigkeit ausübt, diesem in den Aufnahmemitgliedstaat 
folgen oder ihn begleiten können und eine Reihe zusätzlicher Rechte zu denselben Bedingungen wie 
Staatsangehörige dieses Staates haben (z. B. das Recht auf Zugang zur Bildung im Aufnahmestaat).227 
Darüber hinaus können Kinder, die Unionsbürger sind, mit Bezug auf das Aufenthaltsrecht eines 
drittstaatsangehörigen Hauptverantwortlichen für die Personensorge, der nicht genetisch mit ihnen 
verbunden ist, als „Zusammenführende“ fungieren.228 In einem jüngeren Urteil hat der Gerichtshof 
festgestellt, dass der Begriff „Verwandter in gerader absteigender Linie“ in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe c der Richtlinie 2004/38/EG weit auszulegen ist und „jedes Abstammungsverhältnis, 
unabhängig davon, ob es biologischer oder rechtlicher Art ist“, erfasst.229 Folglich kann in der Regel ein 
Eltern-Kind-Verhältnis nach Unionsrecht unabhängig davon anerkannt werden, ob es eine 
biologische Verbindung zwischen dem Kind und dem Elternteil gibt. Dies kann für 
Regenbogenfamilien sehr wichtig sein, da in diesen Familien immer ein Elternteil nicht 
biologisch mit dem Kind verwandt ist und in vielen Fällen beide Elternteile keine biologische 
Verbindung zu dem Kind haben. 
 
Wie in Kapitel 2 erläutert, wurden dem EuGH erst kürzlich zwei Fälle vorgelegt, in denen es um die 
grenzüberschreitende rechtliche Anerkennung des Eltern-Kind-Verhältnisses im Zusammenhang mit 
Regenbogenfamilien ging.230 Daher hatte der Gerichtshof erst jetzt Gelegenheit, diesbezüglich eine 
gewisse Klarstellung vorzunehmen. Außerdem sind die an den Petitionsausschuss des Europäischen 
Parlaments gerichteten einschlägigen Petitionen (die in Kapitel 2 dieser Studie behandelt wurden) 
immer noch nicht abgeschlossen. Daher scheint das Fehlen einer biologischen Verbindung zwischen 
einem Kind und seinem Elternteil dem Bestehen eines Eltern-Kind-Verhältnisses im Sinne des 
Unionsrechts nicht entgegenzustehen; allerdings ist nicht klar, ob dies auch bei gleichgeschlechtlichen 
Eltern eines Kindes der Fall ist.231 

                                                             
226  Siehe Schlussanträge des Generalanwalts Tesauro in der Rechtssache Gaal (siehe Fußnote 7), Rn. 7. 
227  Rechtssache Baumbast und R (siehe Fußnote 7), Rn. 57. 
228  Urteil des Gerichtshofs vom 6. Dezember 2012, O. und S. und L, verbundene Rechtssachen C-356/11−357/11, 

EU:C:2012:776, Rn. 55. Im vorliegenden Fall wurde dieses Recht aus Artikel 20 AEUV abgeleitet, da es nicht um 
die Ausübung von Freizügigkeitsrechten ging. Es ist jedoch unwahrscheinlich, dass der Gerichtshof in Fällen, 
in denen es um die Ausübung der Freizügigkeit nach Artikel 21 AEUV oder den anderen Bestimmungen zur 
Freizügigkeit geht, eine andere Position einnehmen wird. 

229  Urteil des Gerichtshofs vom 26. März 2019, SM / Entry Clearance Officer, UK Visa Section, C-129/18, 
ECLI:EU:C:2019:248, Rn. 50−51. 

230  Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen sad Sofia-grad (Bulgarien), eingereicht am 2. Oktober 
2020, V.M.A. / Stolichna Obsthina, Rayon „Pancharevo“ (anhängig), C-490/20; Rechtssache Rzecznik Praw 
Obywatelskich, C-2/21 (anhängig). 

231  Es wurde festgestellt, dass es relativ wenige gründliche Studien über die Anerkennung von 
Adoptionsentscheidungen gibt, die von einem anderen EU-Mitglied nach einer internationalen Adoption 
erlassen wurden. Dies könnte darauf zurückzuführen sein, dass es sich in der Regel nicht um einen anderen 
EU-Mitgliedstaat, sondern um ein Drittland handelt, in dem die Personen die Adoption vornehmen. Insoweit 
sind klassische grenzüberschreitende Situationen in der EU selten − siehe Bericht „Mapping of studies on the 
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Die mangelnde Klarheit der in der Richtlinie 2004/38/EG verwendeten Begriffe und der vom Richter 
geschaffenen Kategorie des „Hauptverantwortlichen für die Personensorge“ sowie das Fehlen jeglicher 
Klarstellung der Stellung der Kinder von Regenbogenfamilien durch die Union haben einige 
Mitgliedstaaten, die in ihrem eigenen Rechtssystem keine Vorschriften für solche Familien erlassen, zu 
der fälschlichen Auffassung veranlasst, es stehe ihnen frei, die Anerkennung der familiären 
Beziehungen zwischen den Angehörigen solcher Familien zu verweigern, wenn diese sich in Ausübung 
der EU-Freizügigkeitsrechte in ihr Hoheitsgebiet begeben.232 Wenn Regenbogenfamilien also reisen, 
sind die rechtlichen Beziehungen zwischen den Familienangehörigen gefährdet; dies zeigt die 
(noch nicht abgeschlossene) Petition von Eleni Maravelia beim Petitionsausschuss des Europäischen 
Parlaments, die in dieser Studie bereits in Kapitel 2 behandelt wurde.233 
 
Abgesehen von der emotionalen Bedeutung der fortbestehenden Anerkennung eines Kindes als 
rechtliches Kind beider Elternteile ist die Anerkennung auch aus praktischer und rechtlicher 
Sicht wichtig, denn nur daraus ergeben sich rechtliche Verpflichtungen der Eltern gegenüber 
ihrem Kind und Ansprüche des Kindes als Verwandter in absteigender Linie gegenüber seinen 
Eltern.234 Zum Beispiel haben nur die (rechtlichen) Eltern die mit der elterlichen Sorge verbundenen 
Rechte in Bezug auf das Kind (z. B. die Möglichkeit, in medizinische Maßnahmen einzuwilligen oder ein 
Bankkonto für das Kind zu eröffnen) oder das Recht, allein mit dem Kind zu reisen oder eine 
Krankenversicherung für das Kind abzuschließen. Darüber hinaus können Kinder in Systemen, in denen 
                                                             

difficulties for LGBTI people in cross-border situations in the EU“ (November 2019) (Dr. Neža Kogovšek 
Šalamon)   
(https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cro
ss-border_situations_in_the_eu.pdf), S. 38. Entsprechendes gilt für Urteile zur Leihmutterschaft (siehe S. 39 
des genannten Berichts). 

232  Aus der jüngsten Verordnung (EU) 2016/1191 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2016 
zur Förderung der Freizügigkeit von Bürgern durch die Vereinfachung der Anforderungen an die Vorlage 
bestimmter öffentlicher Urkunden innerhalb der Europäischen Union und zur Änderung der Verordnung (EU) 
1024//2012 (ABl. L 200 vom 26.7.2016, S. 1) können Regenbogenfamilien ebenfalls keine wesentliche 
Unterstützung ableiten, da diese bloß die Echtheit der Urkunde, nicht aber die Anerkennung ihres Inhalts zum 
Gegenstand hat. Das Gleiche gilt für die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 
über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in 
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 
(Brüssel IIA) (ABl. L 338 vom 23.12.2003, S. 1), die vorsieht, dass eine in einem anderen EU-Mitgliedstaat (mit 
Ausnahme Dänemarks) ergangene gerichtliche Entscheidung über die elterliche Sorge für ein Kind, die in die 
Zuständigkeit des jeweiligen Gerichts fällt, in anderen EU-Mitgliedstaaten anerkannt wird, ohne dass ein 
besonderes Verfahren erforderlich ist. Es ist unwahrscheinlich, dass diese Rechtsvorschrift auch 
Regenbogenfamilien zugutekommt, da zum einen die Adoption vom Anwendungsbereich der Verordnung 
ausgenommen ist, und zum anderen eine Ausnahme vorgesehen ist, wenn die Anerkennung „der 
öffentlichen Ordnung des Mitgliedstaats, in dem sie beantragt wird, offensichtlich widerspricht“, worauf sich 
Mitgliedstaaten höchstwahrscheinlich berufen würden, die sich weigern, das Eltern-Kind-Verhältnis zwischen 
einem Kind in einer Regenbogenfamilie und einem seiner Elternteile (oder beiden) rechtlich anzuerkennen. 
Außerdem werden in der Verordnung die Feststellung und die Anfechtung des Eltern-Kind-Verhältnisses 
ausdrücklich ausgeschlossen. Zur Verordnung Brüssel IIa siehe auch N. Lowe und G. Douglas, Bromley’s Family 
Law (OUP, 2015), S. 994−1008. 

233  Petition Nr. 0513/2016 0513/2016, eingereicht von Eleni Maravelia, griechischer Staatsangehörigkeit, zur 
Nichtanerkennung von LGBT-Familien in der Europäischen Union   
(https://www.europarl.europa.eu/petitions/de/petition/content/0513%252F2016/html/Petition-No-
0513%252F2016-by-Eleni-Maravelia-%2528Greek%2529-on-the-non-recognition-of-LGBT-families-in-the-
European-Union). 

234  A. Koppelman, Same Sex Different States: When Same-Sex Marriages Cross State Lines (Grand Rapids, MI: 
Sheridan, 2006), S. 73−74. 

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cross-border_situations_in_the_eu.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/mapping_of_studies_on_the_difficulties_for_lgbti_people_in_cross-border_situations_in_the_eu.pdf
https://www.europarl.europa.eu/petitions/de/petition/content/0513%252F2016/html/Petition-No-0513%252F2016-by-Eleni-Maravelia-%2528Greek%2529-on-the-non-recognition-of-LGBT-families-in-the-European-Union
https://www.europarl.europa.eu/petitions/de/petition/content/0513%252F2016/html/Petition-No-0513%252F2016-by-Eleni-Maravelia-%2528Greek%2529-on-the-non-recognition-of-LGBT-families-in-the-European-Union
https://www.europarl.europa.eu/petitions/de/petition/content/0513%252F2016/html/Petition-No-0513%252F2016-by-Eleni-Maravelia-%2528Greek%2529-on-the-non-recognition-of-LGBT-families-in-the-European-Union
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Abstammungsrecht gilt, die Staatsangehörigkeit eines Landes nur von Personen erwerben, die 
rechtlich als ihre Eltern anerkannt sind. Wenn der rechtlich nicht als solcher anerkannte Elternteil stirbt, 
ohne ein Testament zu hinterlassen, haben seine Kinder keinen erbrechtlichen Anspruch auf sein 
Vermögen. Verstirbt der gesetzliche Elternteil, wird das Kind zur Waise. In diesem Fall obliegt der 
Familie des rechtlich anerkannten Elternteils bzw. in dessen Abwesenheit dem Staat die Entscheidung, 
ob der nicht anerkannte Elternteil überhaupt die Verbindung zum Kind aufrechterhalten darf bzw. im 
Idealfall als Elternteil des Kindes anerkannt wird. Das Kind hat auch keine (rechtlichen) Beziehungen 
zur Herkunftsfamilie des Elternteils, der rechtlich nicht als Elternteil anerkannt ist. Die fehlende 
rechtliche Anerkennung der Eltern-Kind-Beziehung schafft also eine Unsicherheit und beeinträchtigt 
damit die Sicherheit sowohl der Eltern als auch des Kindes, da sie das zwischen ihnen bestehende 
Verhältnis negieren. Zudem kann dies zu bürokratischen Komplikationen und unnötigen 
Verzögerungen führen.235  
 
Empirische Untersuchungen haben gezeigt, dass die Aufnahmemitgliedstaaten, wenn die Eltern in 
ihr Hoheitsgebiet zugelassen wurden, eher bereit sind, auch der Kategorie in Artikel 3 Absatz 2 
Buchstabe a zuzurechnenden Kindern von Regenbogenfamilien die Einreise und den Aufenthalt 
zu erleichtern, selbst wenn diese nach ihren Gesetzen nicht als Kinder ihrer Eltern anerkannt 
werden.236 Daher scheint meist weniger relevant zu sein, ob sich Regenbogenfamilien in Ausübung 
ihrer EU-Freizügigkeitsrechte in einen anderen Mitgliedstaat begeben können (d. h. es scheint sich 
weniger die Frage des „Zugangs“ zu stellen), als vielmehr, wie sie sich frei bewegen können: Wenn sie 
in das Hoheitsgebiet des Aufnahmestaats zugelassen wurden, werden sie dann unter Erhalt der 
rechtlichen Beziehungen zwischen den Eltern und ihrem Kind / ihren Kindern für alle rechtlichen 
Zwecke als „Familie“ anerkannt?  
 
Im Moment gibt das Unionsrecht keine Antwort auf diese Fragen.  
 

7.4. Die rechtliche Anerkennung des Eltern-Kind-Verhältnisses nach der 
EMRK 

Der EGMR hatte bislang noch keine Gelegenheit, über die grenzüberschreitende rechtliche 
Anerkennung des Eltern-Kind-Verhältnisses in Regenbogenfamilien zu entscheiden.237 Daher liegt 
kein Urteil des EGMR vor, das eine klare Antwort auf die Frage geben würde, ob die EMRK ihre 
Unterzeichnerstaaten verpflichtet, die familiären Beziehungen zwischen einem Kind und seinen 
beiden gleichgeschlechtlichen Elternteilen rechtlich anzuerkennen, da diese bereits in einem anderen 
Land begründet wurden. 
 

                                                             
235  Eine detailliertere Analyse der Probleme, mit denen Regenbogenfamilien aufgrund der Nichtanerkennung 

der elterlichen Beziehungen zwischen einem Kind und (in der Regel) seinem nicht biologischen Elternteil 
konfrontiert sind, ist L. Hodson, „The Rights of Children raised in lesbian, gay, bisexual or transgender families: 
A European perspective“, ILGA-Europe 2008 (https://ilga-europe.org/resources/ilga-europe-reports-and-
other-materials/rights-children-raised-lesbian-gay-bisexual-or) zu entnehmen. Siehe auch Bericht „Mapping 
of studies on the difficulties for LGBTI people in cross-border situations in the EU“ (siehe Fußnote 22), S. 37−41. 

236  Cara-Friend Northern Ireland, „Handbook on the Rights of Rainbow Families: Rights on the move“ (2014), S. 28 
(https://www.ilga-europe.org/sites/default/files/rights_on_the_move_-
_handbook_on_the_rights_of_rainbow_families_2015.pdf). 

237  In letzter Zeit wurden allerdings einige einschlägige Fälle an den EGMR verwiesen. Siehe z. B. vor dem EGMR 
anhängige Rechtssache A.D.-K. u. a. / Polen, Nr. 30806/15. 

https://ilga-europe.org/resources/ilga-europe-reports-and-other-materials/rights-children-raised-lesbian-gay-bisexual-or
https://ilga-europe.org/resources/ilga-europe-reports-and-other-materials/rights-children-raised-lesbian-gay-bisexual-or
https://www.ilga-europe.org/sites/default/files/rights_on_the_move_-_handbook_on_the_rights_of_rainbow_families_2015.pdf
https://www.ilga-europe.org/sites/default/files/rights_on_the_move_-_handbook_on_the_rights_of_rainbow_families_2015.pdf
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Der EGMR wurde jedoch im Zusammenhang mit Regenbogenfamilien angerufen, wenn auch in 
einzelstaatlichem Kontext. Außerdem hat der EGMR bereits in Fällen entschieden, in denen ein 
Unterzeichnerstaat der EMRK sich weigerte, ein in einem anderen Land begründetes Eltern-Kind-
Verhältnis rechtlich anzuerkennen, obwohl in all diesen Fällen das Kind Angehöriger einer Ein-Eltern-
Familie oder einer von einem verschiedengeschlechtlichen Paar gegründeten Familie war. 
 
Daher soll in diesem Abschnitt die Rechtsprechung des EGMR zu folgenden Sachverhalten untersucht 
werden: a) das Eltern-Kind-Verhältnis bei Sachverhalten, an denen ein (alleinerziehender) LGB-
Elternteil oder eine Regenbogenfamilie beteiligt ist, und b) die rechtliche Anerkennung des 
Eltern-Kind-Verhältnisses in grenzüberschreitenden Situationen (heterosexueller Elternteil 
oder verheiratetes verschiedengeschlechtliches Paar).  
 

 Fälle betreffend das Eltern-Kind-Verhältnis bei Sachverhalten, an denen ein 
(alleinerziehender) LGB-Elternteil oder eine Regenbogenfamilie beteiligt ist 

In der Rechtssache Salgueiro da Silva Mouta / Portugal238 war die Vereinbarkeit des Urteils des 
Berufungsgerichts Lissabon mit der EMRK zu beurteilen, mit dem die elterliche Sorge − nach der 
Scheidung der Eltern − der heterosexuellen Mutter des Kindes und nicht dem homosexuellen Vater des 
Kindes übertragen wurde. Das angefochtene Urteil beruhte hauptsächlich auf der sexuellen 
Ausrichtung des Vaters, der nach der Auflösung seiner Ehe eine Beziehung mit einem anderen Mann 
eingegangen war und mit diesem zusammenlebte. Der EGMR entschied, dass eine solche 
Unterscheidung gegen Artikel 14 EMRK in Verbindung mit Artikel 8 EMRK darstellte, da sie den Vater 
− wegen seiner sexuellen Ausrichtung − in Bezug auf dessen Recht auf Achtung seines Familienlebens 
diskriminierte. In solchen Situationen besteht die Eltern-Kind-Beziehung bereits und ist rechtlich 
anerkannt, und es stellt sich die Frage, ob und wie weit sie aufrechterhalten werden sollte. Daher wurde 
in diesem Urteil festgestellt, dass ein Gericht seine Entscheidung über einen zwischen beiden 
biologischen Elternteilen streitigen Sorgerechtsfall frei von Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung treffen muss (d. h. dass ein Elternteil lesbisch oder schwul ist, darf nicht 
nachteilig ausgelegt werden).239  
 
Das Urteil des EGMR in der Rechtssache E. B. / Frankreich hingegen bezog sich nicht auf ein 
bestehendes Eltern-Kind-Verhältnis.240 Die Klägerin war eine Lesbe, die in einer Beziehung mit einer 
anderen Frau lebte und allein die Adoption eines Kindes beantragen wollte. Ihr Antrag auf die − für 
eine Adoption erforderliche − Genehmigung der Adoption war abgelehnt worden, und der EGMR 
stellte fest, dass der Hauptgrund für die Ablehnung ihre sexuelle Ausrichtung war. Da alleinstehende 
Personen nach französischem Recht ein Kind adoptieren können, durfte dieses Recht einer 
alleinstehenden Person nicht wegen ihrer sexuellen Ausrichtung verweigert werden, weil damit gegen 
Artikel 8 EMRK in Verbindung mit Artikel 14 EMRK verstoßen wurde.241 Daher muss ein 
Unterzeichnerstaat der EMRK, wenn er bestimmten Kategorien von Personen/Paaren die Möglichkeit 

                                                             
238  Urteil des EGMR vom 21. Dezember 1999, Salgueiro da Silva Mouta / Portugal, Nr. 33290/96. 
239  Diesem Ansatz folgte auch der IACtHR in seinem Urteil vom 24. Februar 2012 in der Rechtssache Atala Riffo 

und Töchter / Chile, Inter-Am. Comm. HR, Case 12.502. 
240  Urteil des EGMR vom 22. Januar 2008 in der Rechtssache E. B. / Frankreich, Nr. 43546/02. 
241  Im Unterschied dazu siehe früheres Urteil des EGMR vom 26. Februar 2002, Fretté / Frankreich, Nr. 36515/97, in 

dem der EGMR die auf der sexuellen Ausrichtung beruhende unterschiedliche Behandlung in Bezug auf das 
Adoptionsrecht als gerechtfertigt bewertete. 
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einräumt, Eltern zu werden, dies so tun, dass keine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
erfolgt. In diesem Fall stellte der EGMR ausdrücklich fest, dass die EMRK weder das Recht auf Adoption 
noch − im weiteren Sinne − das Recht auf „Gründung einer Familie“ (über den auf ein verheiratetes 
Paar beschränkten Kontext von Artikel 12 hinaus) garantiert.242 Daher können die 
Unterzeichnerstaaten der EMRK beliebig entscheiden, welchen Kategorien von Personen eine 
Adoption ermöglicht wird. Die Entscheidung darüber, wem eine Adoption ermöglicht werden soll, 
müssen die Unterzeichnerstaaten jedoch frei von jeder Diskriminierung aus einem der Verbotsgründe 
einschließlich der sexuellen Ausrichtung treffen. Somit sind die Unterzeichnerstaaten der EMRK 
nicht verpflichtet, Einzelpersonen die Adoption zu ermöglichen; wenn sie dies jedoch tun, darf 
dabei keine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung erfolgen. 
 
Dieser Ansatz wurde später auf Fälle im Zusammenhang mit gleichgeschlechtlichen Paaren 
ausgeweitet. In der Rechtssache X u. a. / Österreich243 erlaubte Österreich nicht 
verheirateten / nicht eingetragenen verschiedengeschlechtlichen Paaren die Adoption durch 
einen zweiten Elternteil, während nicht verheirateten / nicht eingetragenen 
gleichgeschlechtlichen Paaren diese Möglichkeit verwehrt wurde. Der EGMR stellte fest, dass eine 
Ungleichbehandlung gleichgeschlechtlicher und verschiedengeschlechtlicher nicht 
verheirateter / nicht eingetragener Paare hinsichtlich des Rechts auf Adoption durch einen zweiten 
Elternteil gegeben war. Diese unterschiedliche Behandlung war wegen der sexuellen Ausrichtung 
erfolgt. Da bei diesen beiden Kategorien von Paaren eindeutig eine ähnliche Situation gegeben war, 
stellte die unterschiedliche Behandlung eine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
dar, die gegen Artikel 8 EMRK in Verbindung mit Artikel 14 EMRK verstieß.  
 
Der EGMR vertrat in diesem Fall eine andere Auffassung als in dem früheren Fall Gas und 
Dubois /Frankreich,244 in dem zu einer Zeit, als in Frankreich nur verschiedengeschlechtliche Paare 
eine Ehe eingehen konnten, das Recht auf Stiefkind- bzw. Sukzessivadoption verheirateten Paaren 
vorbehalten war. Die Beschwerdeführerinnen in der Rechtssache Gas und Dubois / Frankreich waren 
zwei Frauen die eine PACS-Verbindung eingegangen waren. Der EGMR prüfte ihre Situation im 
Vergleich zu der eines verheirateten Paares und stellte fest, dass die rechtliche Situation der 
Beschwerdeführer nicht mit der eines verheirateten Paares vergleichbar war, da die 
Unterzeichnerstaaten der EMRK nicht verpflichtet waren, gleichgeschlechtlichen Paaren die Ehe zu 
ermöglichen, und da mit der Ehe eine besondere Stellung erlangt wird. Daher wurde festgestellt, dass 
keine unterschiedliche Behandlung wegen der sexuellen Ausrichtung stattgefunden hatte und daher 
auch nicht gegen Artikel 14 EMRK in Verbindung mit Artikel 8 verstoßen worden war. Anders als im Fall 
Taddeucci und McCall / Italien245, der im vorherigen Kapitel behandelt wurde, ist der EGMR in diesem 
Fall aus dem Jahr 2012 nicht zu dem Schluss gelangt, dass eine unterschiedliche Behandlung, die davon 
abhängt, ob ein Paar verheiratet ist oder nicht, in Vertragsstaaten, die gleichgeschlechtlichen Paaren 
die Ehe nicht ermöglicht haben, eine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung darstellen 
kann. Solange kein vom Urteil in der Rechtssache Gas und Dubois abweichendes Urteil vorliegt, können 
solche Unterzeichnerstaaten daher das Recht auf Anerkennung als gemeinsame Eltern eines 

                                                             
242  E. B. / Frankreich (siehe Fußnote 31), Rn. 41. 
243  Urteil des EGMR vom 19. Februar 2013, X u. a. / Österreich, Nr. 19010/07. 
244  Urteil des EGMR vom 31. August 2010, Gas und Dubois / Frankreich, Nr. 25951/07. 
245  Urteil des EGMR vom 30. Juni 2016, Taddeucci und McCall / Italien Nr. 51361/09. 
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Kindes auf verheiratete Paare beschränken, auch wenn dadurch de facto alle 
gleichgeschlechtlichen Paare ausgeschlossen werden.246 
 
Schließlich ist es für bestehende Regenbogenfamilien wichtig zu beachten, dass der EGMR in der 
Rechtssache Gas und Dubois / Frankreich entschieden hat, dass ein gleichgeschlechtliches Paar 
und sein(e) Kind(er) ein gemeinsames „Familienleben“ im Sinne von Artikel 8 EMRK haben 
können.247 Dies entspricht dem allgemeinen Ansatz des EGMR, wonach biologische Beziehungen kein 
überwiegender Faktor für die Begründung eines Familienlebens sind und normalerweise ein gewisser 
Nachweis einer tatsächlichen und beständigen Beziehung erforderlich ist, damit solche Beziehungen 
durch Artikel 8 EMRK geschützt sind.248 Daher hat der EGMR klargestellt, dass der nicht-biologische 
Elternteil eines Kindes in einer Regenbogenfamilie als „Elternteil“ im Sinne von Artikel 8 EMRK 
angesehen werden kann, sofern das zwischen beiden bestehende Verhältnis dem ähnelt, was für die 
Kernfamilie als „Norm“ gilt.249 
 

 Fälle, in denen sich Unterzeichnerstaat der EMRK weigerte, ein bereits in einem 
anderen Land bestehendes Eltern-Kind-Verhältnis (zwischen einem Kind und 
einer heterosexuellen Einzelperson oder einem verheirateten 
verschiedengeschlechtlichen Paar) rechtlich anzuerkennen 

Das Urteil in der Rechtssache Wagner/Luxemburg250 hatte die Weigerung der luxemburgischen 
Behörden zum Gegenstand, die Entscheidung eines peruanischen Gerichts anzuerkennen, das 
die Volladoption eines Kindes (J. M. W. L. ) mit peruanischer Staatsangehörigkeit durch Frau Wagner, 
eine luxemburgische Staatsangehörige, zugelassen hatte. Die Anerkennung wurde verweigert, weil die 
luxemburgischen Rechtsvorschriften keine Bestimmungen enthielten, die die Volladoption eines 
Kindes durch eine unverheiratete Person als Einzelperson erlaubten. Der EGMR bewertete diese 
Weigerung als ungerechtfertigten Eingriff in das Recht auf Achtung des Familienlebens von Frau 
Wagner und ihrem Kind und somit als Verstoß gegen Artikel 8 EMRK. Der Gerichtshof war insbesondere 
deshalb, weil in einem solchen Fall das Wohl des Kindes im Vordergrund steht, der Auffassung, dass die 
luxemburgischen Gerichte die im Ausland wirksam geschaffene Rechtsstellung als Ausdruck eines 
Familienlebens im Sinne von Artikel 8 der Konvention vernünftigerweise nicht außer Acht lassen 
konnten.251 Insoweit zeigt dieser Fall, dass Artikel 8 EMRK die Vertragsstaaten verpflichtet, die 
grenzüberschreitende Kontinuität der familiären Beziehungen zu unterstützen.  
 
Kürzlich wurde der EGMR erneut in einem Fall angerufen, in dem es um die grenzüberschreitende 
rechtliche Anerkennung eines im Ausland rechtlich begründeten Eltern-Kind-Verhältnisses 

                                                             
246  Dies wurde auch im Urteil des EGMR vom 7. Mai 2013, Boeckel und Gessner-Boeckel / Deutschland, 

Nr. 8017/2011, bestätigt. 
247  Urteil des EGMR in der Rechtssache Gas und Dubois / Frankreich (siehe Fußnote 35), Rn. 37. Siehe auch 

X. u. a. / Österreich (siehe Fußnote 34); Rn. 95−96; Boeckel und Gessner-Boeckel / Deutschland, ebd., Rn. 27. 
248  Urteil des EGMR vom 8. Februar 1993, J. R. M. / Niederlande, Nr. 16944/90; 29. Juni 1999, Nylund/Finland, 

Nr. 27110/95; Urteil des EGMR vom 12. Juli 2001, K. und T. / Finnland, Nr. 25702/94. 
249  C. McGlynn (siehe Fußnote 6), S. 15. 
250  Urteil des EMRK vom 28. Juni 2007, Wagner/Luxemburg, Nr. 76240/01. 
251  Ebd., Rn. 133; siehe auch Urteil des EGMR vom 3. März 2011, Negrepontis-Giannisis / Griechenland, 

Nr. 56759/09, betreffend die grenzüberschreitende rechtliche Anerkennung einer in einem anderen Land 
(d. h. in den USA) rechtmäßig erfolgten Adoption (wenngleich es sich um die Adoption einer erwachsenen 
Person handelte). 
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ging, wenn auch im eher umstrittenen Kontext einer Leihmutterschaftsvereinbarung 
(Mennesson/Frankreich).252 Der EGMR hatte nach den Grundsätzen des Urteils in der Rechtssache 
Wagner/Luxemburg festgestellt, dass die angefochtene Weigerung Frankreichs, den genetischen Vater 
eines infolge einer im Ausland geschlossenen Leihmutterschaftsvereinbarung geborenen Kindes als 
gesetzlichen Elternteil anzuerkennen, eine Verletzung von Artikel 8 EMRK darstellt. Anders als in der 
Rechtssache Wagner sah der EGMR in diesem Fall jedoch einen Verstoß gegen Artikel 8 EMRK nur in 
Bezug auf das Recht der Kinder auf Achtung des Privatlebens. Insbesondere stellte der EGMR fest, 
dass die fehlende Anerkennung des Eltern-Kind-Verhältnisses im konkreten Fall das Familienleben der 
Beschwerdeführer nicht unverhältnismäßig beeinträchtigte und daher nicht als Verletzung ihres 
Rechts auf Achtung ihres Familienlebens anzusehen war. Dennoch liege eine Verletzung des Rechts 
auf Achtung des Privatlebens der Kinder vor, da die Achtung des Privatlebens erfordere, dass 
jeder in der Lage sein müsse, Informationen zu seiner individuellen Identität in Erfahrung zu 
bringen, wozu auch das rechtliche Eltern-Kind-Verhältnis gehöre.253 Die „Rechtsunsicherheit“, die 
durch die Nichtanerkennung im Aufnahmestaat entstehe, könne sich nachteilig auf die Definition der 
eigenen Identität der Kinder auswirken.  
 
Nach dem oben genannten Urteil stellte sich die Frage, ob die Verpflichtung nach Artikel 8 EMRK nur 
für die Beziehung des Kindes zu seinem vorgesehenen biologischen Elternteil besteht. Dass dies jedoch 
nicht der Fall war, wurde im ersten Gutachten des EGMR (gemäß Protokoll Nr. 16 zur EMRK) 
klargestellt, das vom französischen Kassationsgerichtshof beantragt worden war,254 und in 
jüngerer Zeit im Urteil des EGMR in der Rechtssache D/Frankreich255 bekräftigt. Der EGMR stellte fest, 
dass das Recht auf Achtung des Privatlebens (im Sinne von Artikel 8 EMRK) eines im Ausland infolge 
einer Leihmutterschaft geborenen Kindes erfordert, dass das innerstaatliche Recht eine Möglichkeit 
der Anerkennung eines rechtlichen Eltern-Kind-Verhältnisses mit der vorgesehenen biologisch 
nicht verwandten Mutter (der Ehefrau des genetischen Vaters des Kindes) vorsieht, die in der im 
Ausland rechtmäßig ausgefertigten Geburtsurkunde als „rechtliche Mutter“ genannt wird. Es ist jedoch 
nicht erforderlich, dass diese Anerkennung automatisch erfolgt. Vielmehr kann ein anderes Mittel, 
wie z. B. die Adoption des Kindes durch die vorgesehene Mutter, gewählt werden, sofern durch das im 
innerstaatlichen Recht vorgesehene Verfahren sichergestellt ist, dass die Anerkennung unter Wahrung 
des Kindeswohls zügig und wirksam erfolgen kann. 
 
So hat der EGMR in einer Reihe von Urteilen klargestellt, dass ein Verstoß gegen Artikel 8 EMRK 
vorliegt, wenn familiäre Beziehungen, die in einem anderen Staat rechtlich begründet wurden, 
im Wohnsitzstaat der Familie getrennt werden. Insbesondere Artikel 8 EMRK verpflichtet die 
Unterzeichnerstaaten, das − in einem anderen Land rechtlich begründete − Eltern-Kind-Verhältnis 
zwischen einem Kind und beiden Elternteilen anzuerkennen, unabhängig von ihrer biologischen 
Verbindung mit dem Kind.  
 

                                                             
252  Urteil des EGMR vom 26. Juni 2014, Mennesson/Frankreich, Nr. 65192/11; siehe auch Urteil des EGMR vom 

26. Juni 2014, Labassee/Frankreich, Nr. 65941/11, und Urteil des EGMR vom 19. Januar 2017, 
Laborie/Frankreich, Nr. 44024/13. Siehe dazu G. Cano Palomares, „Right to family life and access to medically 
assisted procreation in the case law of the European Court of Human Rights“ in M. González Pascual und 
A. Torres Pérez (Hrsg.), The Right to Family Life in the European Union (Routledge, 2017), S. 106−109. 

253  Rechtssache Mennesson / Frankreich (siehe Fußnote 43), Rn. 96. 
254  EGMR, Gutachtenantrag Nr. P16-2018-001 vom 10. April 2019. 
255  Urteil des EGMR vom 16. Juli 2020, D/Frankreich, Nr. 11288/18. 
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7.5. Kinder gleichgeschlechtlicher Paare nach anderen internationalen 
Rechtsinstrumenten 

Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes (Kinderrechtskonvention, KRK) ist ein 
Menschenrechtsübereinkommen, das 1989 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
angenommen wurde.256 Es trat 1990 in Kraft und wurde seitdem nahezu überall ratifiziert. Das 
Übereinkommen legt die bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen und 
kulturellen Rechte von Kindern fest. Der Begriff „Kind“ wird in Artikel 1 definiert als „jeder Mensch, der 
das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljährigkeit nach dem auf das Kind 
anzuwendenden Recht nicht früher eintritt“. Es gibt kein Gericht, das die Einhaltung des 
Übereinkommens überwacht; allerdings überwacht der Ausschuss für die Rechte des Kindes, ein 
Gremium von 18 unabhängigen Experten, die Fortschritte der Vertragsstaaten und berichtet darüber.  
 
Alle EU-Mitgliedstaaten haben die KRK unterzeichnet und ratifiziert und sind damit 
völkerrechtlich an sie gebunden. Darüber hinaus hat der EuGH, obwohl die EU nicht Vertragspartei des 
Übereinkommens ist, darauf hingewiesen, dass er „bereits anerkannt [hat], dass das Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes jeden der Mitgliedstaaten bindet und zu den völkerrechtlichen 
Instrumenten zum Schutz der Menschenrechte gehört, denen er bei der Anwendung der allgemeinen 
Grundsätze des [Unions]rechts Rechnung trägt [...]“.257 
 
Die KRK sieht einige der Rechte vor, die Kinder bereits nach der EMRK oder der Charta genießen, wie 
z. B. den Schutz vor Eingriffen in sein Privatleben und seine Familie (Artikel 16 KRK) und den 
Grundsatz des Kindeswohls (Artikel 3 KRK).258 Sie enthält jedoch auch eine Reihe anderer (oder 
detaillierterer) Rechte, die eindeutig die Argumentation von Regenbogenfamilien stärken 
könnten, denen bei der Ausübung ihrer EU-Freizügigkeitsrechte an einer 
grenzüberschreitenden rechtlichen Anerkennung gelegen ist. 
 
In Artikel 2 Absatz 2 KRK ist eines der Grundprinzipien der Konvention (das der Nichtdiskriminierung) 
festgelegt: „Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass das Kind 
vor allen Formen der Diskriminierung oder Bestrafung wegen des Status, der Tätigkeiten, der 
Meinungsäußerungen oder der Weltanschauung seiner Eltern, seines Vormunds oder seiner 

                                                             
256  Eingehender wird das Übereinkommen über die Rechte des Kindes behandelt in T. Buck, International Child 

Law (Palgrave, 2014), Kapitel 3. 
257  Urteil des Gerichtshofes vom 14. Februar 2008, Dynamic Medien, C-244/06, ECLI:EU:C:2007:515, Rn. 90. Eine 

Zusammenfassung der Rolle der KRK bei der Entwicklung der Kinderrechtspolitik der EU enthält das 
„Handbuch zu den europarechtlichen Grundlagen im Bereich der Rechte des Kindes“ der Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte (https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-ecthr-2015-
handbook-european-law-rights-of-the-child_de.pdf) auf den Seiten 26−28.  

258  Der Ausschuss für die Rechte des Kindes hat kürzlich festgestellt, dass die Vertragsstaaten der KRK bei der 
Beurteilung des Asylantrags eines Kindes, dem Verfolgung wegen der sexuellen Ausrichtung seiner Mutter 
droht, das Kindeswohl als vorrangige Erwägung angemessen berücksichtigen müssen. In diesem Fall ging es 
um einen Jungen (A. B., inzwischen elf Jahre alt), der gemeinsam mit seinen Müttern aus Russland nach 
Finnland geflohen war, nachdem die Familie Belästigungen und Bedrohungen erfahren und der Junge wegen 
seiner gleichgeschlechtlichen Eltern in der Schule gemobbt und ausgegrenzt worden war. Die Familie hatte 
in Finnland Asyl beantragt. Ihr Antrag wurde aber mit der Begründung abgelehnt, dass die Erfahrungen, 
Bedrohungen, Diskriminierungen und Schikanen, die die Familie erlitten habe, nicht als Verfolgung 
angesehen werden könnten. Siehe Standpunkte des Ausschusses für die Rechte des Kindes gemäß dem 
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend die Mitteilung Nr. 51/2018 
(4. Februar 2021). 

https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-ecthr-2015-handbook-european-law-rights-of-the-child_de.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-ecthr-2015-handbook-european-law-rights-of-the-child_de.pdf
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Familienangehörigen geschützt wird.“ Obwohl die obige Liste der Gründe die sexuelle Ausrichtung 
nicht einschließt, hat der Ausschuss für die Rechte des Kindes in einer seiner Allgemeinen 
Bemerkungen bestätigt, dass Kinder Anspruch auf die Ausübung ihrer Rechte unabhängig von 
der sexuellen Ausrichtung der Kinder oder ihrer Eltern haben.259 In einer anderen Allgemeinen 
Bemerkung erkannte der Ausschuss an, dass Kinder unter den Folgen der Diskriminierung ihrer 
Eltern leiden können, beispielsweise, wenn Kinder unehelich oder unter anderen, von den 
traditionellen Werten abweichenden, Umständen geboren wurden.260  
 
Zudem gilt nach Artikel 8 Absatz 1 KRK: „Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes 
zu achten, seine Identität, einschließlich seiner Staatsangehörigkeit, seines Namens und seiner 
gesetzlich anerkannten Familienbeziehungen, ohne rechtswidrige Eingriffe zu behalten.“ Natürlich 
stellt sich hier die Frage, ob „familiäre Beziehungen“ − im Sinne der KRK − auch Beziehungen 
zwischen den Angehörigen einer Regenbogenfamilie umfassen. Der Ansatz des Ausschusses für 
die Rechte des Kindes in Bezug auf den Begriff der „Familie“ scheint flexibel genug zu sein, um 
Regenbogenfamilien einzubeziehen, obwohl dies nicht explizit zum Ausdruck gebracht wurde. 
In seiner Auslegung dieser Bestimmung betonte der Ausschuss, dass die Familie die grundlegende 
Institution der Gesellschaft für das Überleben, den Schutz und die Entwicklung des Kindes sei. 
Hinsichtlich des familiären Umfelds trage die Kinderrechtskonvention unterschiedlichen 
Familienstrukturen aufgrund der verschiedenen kulturellen Gegebenheiten und neu aufkommender 
familiärer Beziehungen Rechnung. In diesem Zusammenhang beziehe sich die KRK auf die Großfamilie 
und die Gemeinschaft und gelte für Kernfamilien ebenso wie für getrennt lebende Eltern, Ein-Eltern-
Familien, Lebenspartnerschaften (common-law families) und Adoptivfamilien.261 Dazu wurde in einem 
Kommentar festgestellt, dass die vorstehende Formulierung die Definition des Begriffs „Eltern“ nicht 
auf heterosexuelle Paare beschränke. Wenngleich nicht auf gleichgeschlechtliche Personen Bezug 
genommen werde, würden derartige Beziehungen aber auch nicht ausdrücklich ausgeschlossen. 
Insoweit bedeute der endgültige Wortlaut von Artikel 8 KRK in keiner Weise, dass der Begriff „familiäre[] 
Beziehungen“ auf biologische Beziehungen beschränkt sei.262 
 
Und schließlich heißt es in Artikel 9 Absatz 1 KRK: „Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein Kind 
nicht gegen den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen 
Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren Entscheidung nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften und Verfahren entscheiden, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwendig 
ist.“263 Diese Bestimmung kann − insbesondere wenn sie zusammen mit Artikel 2 Absatz 1 KRK gelesen 

                                                             
259  Joint General Comment No. 3 (2017) of the Committee on the Protection of the Rights of all Migrant Workers 

and Members of their Families und Joint General Comment No. 22 (2017) of the Committee on the Rights of 
the Child on the general principles regarding the human rights of children in the context of international 
migration, 16. November 2017, Nummer 21. 

260  Ausschuss für die Rechte des Kindes, Allgemeine Bemerkung Nr. 7 (2005): Umsetzung der Kinderrechte in der 
frühen Kindheit, 20. September 2006, Nummer 12. 

261  Ausschuss für die Rechte des Kindes, Role of the Family in the Promotion of the Rights of the Child, 7th 
Session,10. Oktober 1994, CRC/C/24 (1994), Absatz 2.1. Siehe auch General comment No. 14 (2013) (n 170), 
Abschnitt V.A.1(c). 

262  J. Tobin, „Recognising Same-Sex Parents: Bringing legitimacy to the law“ (2008) 33 Alternative Law Journal 36, 
S. 37–38. 

263  Die Bedeutung dieses Artikels im Kontext der internationalen Migration wird behandelt im Joined General 
Comment No. 4 (2017) of the Committee on the Protection of the Rights of All Migrant Workers and Members 
of Their Families und im Joined General Comment No. 23 (2017) of the Committee on the Rights of the Child 
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wird − dazu beitragen, die Argumentation der Kinder von Regenbogenfamilien zu stärken, dass sie 
nicht aufgrund der sexuellen Ausrichtung ihrer Eltern diskriminiert werden dürfen, wenn die 
Familie das Recht auf Familienzusammenführung nach Unionsrecht geltend macht. 
 

7.6. Welche Anforderungen sollte das Unionsrecht den EU-
Mitgliedstaaten in Bezug auf die grenzüberschreitende rechtliche 
Anerkennung familiärer Beziehungen zwischen Angehörigen von 
Regenbogenfamilien auferlegen, die EU-Freizügigkeitsrechte 
ausüben? 

Das Europäische Parlament hat die anderen Unionsorgane wiederholt aufgefordert, einen 
Rechtsrahmen auf Unionsebene zu schaffen, der zwar einerseits die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten im Bereich des Familienrechts respektiert, andererseits aber die Rechte von 
Regenbogenfamilien anerkennt und schützt, die EU-Freizügigkeitsrechte ausüben. So nahm das 
Parlament 1994 eine Entschließung an, in der es unter anderem feststellte, dass die Europäische 
Kommission eine Empfehlung zur Gleichberechtigung von Schwulen und Lesben erarbeiten sollte, die 
zumindest darauf abzielen würde, jegliche Beschränkungen zu beseitigen, die dem Recht von Lesben 
und Schwulen auf Elternschaft, Adoption oder Übernahme eines Pflegekindes entgegenstehen.264 
Außerdem empfahl das Parlament in seiner neueren „Entschließung zum Schutz und zur 
Nichtdiskriminierung von Minderheiten in den Mitgliedstaaten der EU“265 aus dem Jahr 2017 unter 
anderem die Bereitstellung klarer und zugänglicher Informationen über die Anerkennung 
grenzübergreifender Rechte von LGB-Personen und ihren Familien in der EU266 und forderte die 
Kommission nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, dass die Mitgliedstaaten die Richtlinie 2004/38/EG 
korrekt umsetzen und dabei u. a. durchweg die Bestimmungen im Zusammenhang mit 
Familienangehörigen achten sowie Diskriminierung aus jeglichem Grund untersagen267. In dieser 
Entschließung forderte das Parlament die Kommission auf, Maßnahmen zu ergreifen, um 
sicherzustellen, dass LGB-Personen und ihre Familien ihr Recht auf Freizügigkeit in Übereinstimmung 
mit Artikel 21 AEUV und Artikel 21 der Charta wahrnehmen können.268 
 
Trotz der wiederholten Forderungen des Parlaments nach einem Rechtsrahmen, der den Bedürfnissen 
von Regenbogenfamilien Rechnung trägt und ihnen den gleichen Schutz und die gleichen Rechte 

                                                             

on State obligations regarding the human rights of children in the context of international migration in 
countries of origin, transit, destination, and return, 16. November 2017, Rn. 27–38. 

264  Entschließung des Europäischen Parlaments zur Gleichberechtigung von Schwulen und Lesben in der EG, A3-
0028/94 (ABl. C 61 vom 28.2.1994, S. 40). 

265  Entschließung des Europäischen Parlaments vom 7. Februar 2018 zum Schutz und zur Nichtdiskriminierung 
von Minderheiten in den Mitgliedstaaten der EU (2017/2937(RSP)), abrufbar unter https://eur-
lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52018IP0032. Dieser Antrag war die Antwort des 
Europäischen Parlaments auf die vom Petitionsausschuss (PETI) veranstaltete öffentliche Anhörung zur 
Bekämpfung von Diskriminierung von Unionsbürgern in den Mitgliedstaaten der EU und zum Schutz von 
Minderheiten, die am 4. Mai 2017 stattfand und bei der die von Eleni Maravelia eingereichte Petition angehört 
wurde. 

266  Entschließung zum Schutz und zur Nichtdiskriminierung von Minderheiten in den Mitgliedstaaten der EU 
(siehe Fußnote 56), Rn. 19). 

267  Ebd., Rn. 20. 
268  Entschließung zum Schutz und zur Nichtdiskriminierung von Minderheiten in den Mitgliedstaaten der EU 

(siehe Fußnote 56), Rn. 21. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52018IP0032
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52018IP0032
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gewährt wie der traditionellen Kernfamilie, hat die EU bisher keine Schritte in diese Richtung 
unternommen. Das könnte sich allerdings bald ändern: Entsprechend ihrer kürzlich (am 
12. November 2020) angekündigten Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 2020-
2025 hat die Kommission nämlich erklärt: „Die Europäische Kommission wird auf die gegenseitige 
Anerkennung der familiären Beziehungen in der EU drängen. Wenn man in einem Land Vater oder 
Mutter ist, ist man in jedem Land Vater oder Mutter. Die Kommission wird im Jahr 2022 eine 
horizontale Rechtsetzungsinitiative vorschlagen, um die gegenseitige Anerkennung der 
Elternschaft zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern, beispielsweise die Anerkennung der in einem 
Mitgliedstaat wirksam anerkannten Elternschaft in einem anderen Mitgliedstaat.“269 Daher besteht 
zweifellos Anlass zu der Hoffnung, dass die EU eine Lösung für die Probleme entwickeln wird, mit 
denen Regenbogenfamilien konfrontiert sind, wenn sie ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben. 

 Das Recht auf Familienzusammenführung 

Nach dem derzeitigen Rechtsrahmen können die Kinder eines gleichgeschlechtlichen Paares aus 
dem Unionsrecht das Recht ableiten, sich als unmittelbar oder mittelbar Begünstigte mit ihrer 
Familie in den aufnehmenden EU-Mitgliedstaat zu begeben. Dieses Recht ergibt sich − je nach 
Kontext − aus der Richtlinie 2004/38/EG270 und aus Grundsätzen, die in der Rechtsprechung des 
EuGH, insbesondere in den Rechtssachen Zhu und Chen271 und Baumbast272, formuliert wurden. Es 
wurde jedoch nicht ausdrücklich festgestellt, dass die in der Richtlinie 2004/38/EG und in der 
Rechtsprechung des EuGH verwendeten Begriffe Regenbogenfamilien einschließen: Umfasst z. B. 
der Begriff „Verwandter“ im Sinne der Richtlinie 2004/38/EG das Kind eines gleichgeschlechtlichen 
Paares? Schließt der Begriff „Hauptverantwortlicher für die Personensorge“ im Sinne von Zhu und Chen 
und Baumbast den (nicht biologischen) Elternteil ein, der in einer gleichgeschlechtlichen dauerhaften 
Beziehung / eingetragenen Lebenspartnerschaft / Ehe mit dem anderen Elternteil des Kindes lebt?273  
 
Zu diesem Zweck empfehlen wir den Unionsorganen klarzustellen, dass die in der Richtlinie 
2004/38/EG verwendeten Begriffe, soweit sie sich auf Kinder und ihre Eltern beziehen, sowie die 
in den Rechtssachen Zhu und Chen und Baumbast formulierten Grundsätze auch für 
Regenbogenfamilien gelten. Dadurch erhalten Regenbogenfamilien nach Unionsrecht das 
gleiche Recht auf Familienzusammenführung wie von verschiedengeschlechtlichen Paaren 
gegründete Familien. 
 
Verschiedene EU-Rechtsvorschriften sehen dies vor: 

                                                             
269  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen „Eine Union der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung 
von LGBTIQ-Personen 2020-2025“ COM(2020)0698. 

270  Siehe Fußnote 8. 
271  Siehe Fußnote 6. 
272  Siehe Fußnote 7. 
273  Clare McGlynn befürwortet dies mit der Feststellung, dass die Betonung des Kindeswohls im modernen 

Familienrecht die Berücksichtigung nicht biologischer und nicht ehelicher Beziehungen erfordere, die für die 
Gewährleistung des Kindeswohls von entscheidender Bedeutung sein könnten. Aus diesem Grund werde die 
soziale Realität der Elternschaft wichtiger als der Personenstand der Eltern. Eine Anerkennung dieser 
Veränderungen sei notwendig, um sicherzustellen, dass Familien, die nicht der Norm einer verheirateten 
Kernfamilie entsprächen, nicht darunter leiden würden, dass Väter von den elterlichen Rechten 
ausgeschlossen würden oder dass Kinder aufgrund des Personenstands oder des fehlenden Personenstands 
ihrer Eltern benachteiligt würden (C. McGlynn (siehe Fußnote 6), S. 108). 
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• Artikel 21 Absatz 1 der Charta: „Diskriminierungen, insbesondere wegen des [...] der sexuellen 
Ausrichtung, sind verboten.“ Wie bereits in Kapitel 3 erläutert, fallen Sachverhalte, bei denen ein 
Unionsbürger seine Freizügigkeitsrechte in der EU ausübt, immer in den Anwendungsbereich 
des Unionsrechts274 und unterliegen bei einer umfassenderen Auslegung von Artikel 51 der 
Charta somit auch dem Anwendungsbereich der Charta. Gemäß der Normenhierarchie der EU 
sind (wie in Kapitel 3 der Studie ausgeführt) alle abgeleiteten EU-Rechtsvorschriften sowie 
die durch die Rechtsprechung festgelegten Grundsätze so auszulegen, dass sie im 
Einklang mit der Charta stehen. Somit sind die Bestimmungen dieser Rechtsinstrumente u. a. 
ohne jede Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung auszulegen. Und folglich sind auch 
sämtliche Vorschriften des Unionsrechts u. a. ohne jede Diskriminierung wegen der sexuellen 
Ausrichtung auszulegen. Daher ist bei der Auslegung der EU-Rechtsvorschriften und der 
Urteile des EuGH sicherzustellen, dass nach Unionsrecht für Regenbogenfamilien und für 
von verschiedengeschlechtlichen Paaren gegründete Familien das gleiche Recht auf 
Familienzusammenführung gewährleistet ist; 

 
• Erwägungsgrund 31 der Richtlinie 2004/38/EG, in dem Artikel 21 der Charta im spezifischen 

Kontext der Richtlinie 2004/38/EG angewendet wird und der Folgendes vorsieht: „Diese 
Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und -freiheiten und den Grundsätzen, die 
insbesondere mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden. Dem 
in der Charta enthaltenen Diskriminierungsverbot zufolge sollten die Mitgliedstaaten diese 
Richtlinie ohne Diskriminierung zwischen den Begünstigten dieser Richtlinie etwa aufgrund [...] 
der sexuellen Ausrichtung umsetzen [...]“. Daraus ergibt sich, dass alle Bestimmungen der 
Richtlinie 2004/38/EG, einschließlich Artikel 2 Nummer 2 Buchstaben c und d und Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe b, so zu auszulegen sind, dass sie keine Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung darstellen;  

 
• die Bestimmungen des AEUV über den freien Personenverkehr (Artikel 21, 45, 49, 56 AEUV): 

In Fällen, in denen ein Kind Unionsbürger ist und im Aufnahmemitgliedstaat nicht von seinen 
beiden (gleichgeschlechtlichen) Eltern begleitet werden darf bzw. seine beiden 
(gleichgeschlechtlichen) Eltern ihm nicht folgen können (weil die in einem anderen Land 
rechtlich begründeten Beziehungen zwischen den Familienangehörigen im Aufnahmestaat 
nicht anerkannt werden), wird gegen das nach Unionsrecht bestehende Recht des Kindes 
verstoßen, sich in das Hoheitsgebiet eines anderen EU-Mitgliedstaats zu begeben und sich dort 
aufzuhalten. Ähnlich wird ein Unionsbürger in Fällen, in denen ihm aus demselben Grund 
verwehrt wird, dass sein (gleichgeschlechtlicher) Ehegatte/Lebenspartner und/oder die Kinder 
des Paares ihn begleiten oder ihm nachziehen, von der Ausübung von Freizügigkeitsrechten 
abgehalten.275 Wenn der Aufnahmemitgliedstaat Regenbogenfamilien das Recht auf 
Familienzusammenführung verweigert, stellt dies somit einen Verstoß gegen die 
Freizügigkeitsbestimmungen des AEUV dar. Denn in der Rechtssache Metock276 stellte der 
EuGH fest: „[D]ie Ausübung der Freiheiten, die der Vertrag den Unionsbürgern gewährleistet, 
[würde] schwerwiegend behindert, wenn diese im Aufnahmemitgliedstaat kein normales 
Familienleben führen dürften“. Einem Rechtskommentar zufolge würde dadurch nachdrücklich 
unterstrichen, dass die mangelnde Übertragbarkeit von Lebenspartnerschaften, Ehen und 

                                                             
274  A. Tryfonidou, The Impact of Union Citizenship on the EU’s Market Freedoms (Hart, 2016), S. 86−88. 
275  Zu diesem Aspekt siehe A. Tryfonidou (siehe Fußnote 1), S. 243−248. 
276  Urteil des Gerichtshofes vom 25. Juli 2008, Metock u. a., C-127/08, ECLI:EU:C:2008:449, Rn. 62. 
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elterlichen Beziehungen, insbesondere − aber nicht notwendigerweise − beschränkt auf die 
Einreise und den Aufenthalt solcher Familienangehöriger aus Drittstaaten, sowohl etwas sei, das 
der Zuständigkeit der Union unterliege, als auch etwas, das die Mitgliedstaaten mit zwingenden 
Gründen des öffentlichen Interesses rechtfertigen können und sollten.277 Hindernisse in diesem 
Zusammenhang können nicht durch die Ausnahmeregelungen des Vertrags oder die 
objektiven Rechtfertigungen gerechtfertigt werden, da sie (wie im Folgenden noch näher 
erläutert) gegen Grundrechte (Menschenrechte) verstoßen, die durch das Unionsrecht geschützt 
sind, sowie da sie eine pauschale Verweigerung der Zulassung der Angehörigen einer 
Regenbogenfamilie beinhalten und somit entgegen der Anforderung in Artikel 27 Absatz 2 der 
Richtlinie 2004/38/EG nicht auf dem persönlichen Verhalten der betroffenen Person(en) 
beruhen. 

 Andere Leistungen und Ansprüche, die Familien nach der Zulassung im 
aufnehmenden EU-Mitgliedstaat geltend machen können 

Sobald eine Regenbogenfamilie in das Hoheitsgebiet eines EU-Mitgliedstaates zugelassen wird, der die 
familiären Beziehungen zwischen einem Kind und beiden (gleichgeschlechtlichen) Elternteilen 
rechtlich nicht anerkennt, wird sie mit einer Vielzahl von praktischen Schwierigkeiten und 
Verfahrensproblemen konfrontiert. Wenn zum Beispiel ein Elternteil in seinem Hoheitsgebiet nicht 
rechtlich als Elternteil des Kindes anerkannt ist, kann diese Person nicht allein mit dem Kind reisen, 
einer medizinischen Behandlung des Kindes zustimmen oder das Kind in einer Schule anmelden. 
Derzeit besteht nach Unionsrecht keine Handhabe, wenn Regenbogenfamilien ihre 
Freizügigkeitsrechte ausüben und − wenn sie sich im Aufnahmemitgliedstaat befinden − wie 
jede andere Familie behandelt und rechtlich als Familie anerkannt werden wollen: Es gibt 
keinerlei explizite oder implizite Bestimmungen oder Bezugnahmen auf Regenbogenfamilien in 
einer Rechtsvorschrift oder einem Rechtsinstrument der Union.  
 
Daher empfehlen wir, dass die Unionsorgane klarstellen, dass alle EU-Mitgliedstaaten die 
rechtliche Kontinuität der familiären Beziehungen der Angehörigen von Regenbogenfamilien 
sicherstellen müssen − zumindest in allen Fällen, in denen dies nach der EMRK erforderlich ist.  
 

Verschiedene EU-Rechtsvorschriften sehen dies vor:  

• die Bestimmungen des AEUV über den freien Personenverkehr (Artikel 21, 45, 49, 56 AEUV): 
Wenn der Aufnahmemitgliedstaat die familiären Beziehungen zwischen den 
Familienangehörigen für andere rechtliche Zwecke (Steuerrecht, Eigentumsrecht, Erbrecht, 
Staatsangehörigkeitsrecht, Alterssicherungsleistungen usw.) nicht rechtlich anerkennt, führt 
dies zu erheblichen Unannehmlichkeiten für die Familienangehörigen, die der Ausübung 
ihrer Freizügigkeitsrechte entgegenstehen. Diese Argumentation beruht auf den Urteilen des 
EuGH in den Rechtssachen Garcia Avello278 und Grunkin Paul279, in denen der Gerichtshof 
feststellte, dass die seitens des Aufnahmestaats verweigerte Anerkennung der in einem anderen 
Mitgliedstaat eingetragenen Nachnamen von Unionsbürgern und die daraus resultierenden 
verschiedenen Nachnamen in unterschiedlichen Mitgliedstaaten erhebliche Unannehmlichkeiten 
für die Betroffenen nach sich ziehen, die diese davon abhalten können, ihr Recht auf 

                                                             
277  H. Toner (siehe Fußnote 12), S. 308. 
278  Urteil des Gerichtshofes vom 2. Oktober 2003, Garcia Avello, C-148/02, ECLI:EU:C:2003:539. 
279  Urteil des Gerichtshofes vom 14. Oktober 2008, Grunkin und Paul, C-353/06, ECLI:EU:C:2008:559. 
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Freizügigkeit auszuüben. Im Zusammenhang mit Regenbogenfamilien können daher die 
Weigerung des Aufnahmestaats, die − in einem der EU-Mitgliedstaaten rechtlich anerkannten − 
familiären Beziehungen zwischen den Familienangehörigen ebenfalls rechtlich anzuerkennen, 
sobald sich die Familie in seinem Hoheitsgebiet befindet, und die aus dieser Weigerung 
resultierenden Unterschiede hinsichtlich der rechtlichen Beziehungen zwischen den 
Familienangehörigen in manchen EU-Mitgliedstaaten ein Hindernis für die Freizügigkeit 
darstellen, das gegen die Bestimmungen des AEUV über den freien Personenverkehr verstößt. 
Hindernisse in diesem Zusammenhang können nicht durch die Ausnahmeregelungen des 
Vertrags oder die objektiven Begründungen gerechtfertigt werden, da sie (wie im Folgenden 
noch näher erläutert) gegen durch das Unionsrecht geschützte Grundrechte (Menschenrechte) 
verstoßen und da sie eine pauschale Verweigerung der Zulassung der Angehörigen von 
Regenbogenfamilien beinhalten und somit nicht auf dem persönlichen Verhalten der 
betroffenen Person(en) beruhen, wie in Artikel 27 Absatz 2 der Richtlinie 2004/38/EG gefordert; 

• Artikel 7 der Charta und das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens als 
allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts: Wie bereits erläutert, hat der EGMR in der 
Rechtssache Gas und Dubois / Frankreich280 festgestellt, dass ein gleichgeschlechtliches Paar 
und sein(e) Kind(er) gemeinsam ein „Familienleben“ im Sinne von Artikel 8 EMRK führen können. 
Diese Auslegung muss natürlich auch für die Zwecke von Artikel 7 der Charta gelten.281 In 
Fällen, in denen ein Kind in einer Regenbogenfamilie de facto „familiäre Beziehungen“ zu beiden 
Elternteilen entwickelt hat, ist daher unbestreitbar, dass die Familienangehörigen ein 
Familienleben führen. Dies gilt umso mehr, wenn diese familiären Beziehungen in einem 
anderen Land bereits rechtlich anerkannt wurden. Nach den Urteilen in den Rechtssachen 
Wagner/Luxemburg282, Mennesson/Frankreich283 und D/Frankreich284 liegt ein Verstoß gegen 
Artikel 8 EMRK vor, wenn de facto ein Familienleben geführt wird und die in einem anderen 
Land rechtlich begründeten familiären Beziehungen im Wohnsitzland der Familie getrennt 
werden. Nach dem Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens sind die 
Unterzeichnerstaaten somit verpflichtet, die − in einem anderen Land rechtlich 
begründete − Beziehung zwischen einem Kind und seinen Eltern anzuerkennen. Obwohl es 
in den einschlägigen Fällen im Zusammenhang mit der EMRK weder um Regenbogenfamilien 
noch um die Bewegung zwischen EU-Mitgliedstaaten ging, kann bei Sachverhalten im 
Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden rechtlichen Anerkennung des 
Rechtsstatus von Angehörigen einer Regenbogenfamilie, die sich zwischen EU-
Mitgliedstaaten bewegt, rechtlich in ähnlicher Weise argumentiert werden. Wenn der 
aufnehmende EU-Mitgliedstaat die − in einem anderen Land rechtlich begründeten − familiären 
Beziehungen zwischen einem Kind und mindestens einem seiner beiden gleichgeschlechtlichen 
Elternteile rechtlich nicht anerkennt, kann dies daher einen Eingriff in das Recht der Familie auf 

                                                             
280  Siehe Fußnote 35. 
281  Artikel 52 Absatz 3 EU-Grundrechtecharta. Siehe auch die „Erläuterung zu Artikel 7 − Achtung des Privat- und 

Familienlebens“ aus den „Erläuterungen zur Charta der Grundrechte“ (ABl. C 303 vom 14.12.2007, S. 2). Zu den 
Auswirkungen der Entscheidungen des EGMR zum Begriff des „Familienlebens“ im Sinne von Artikel 8 EMRK 
auf die Rechtsprechung des EuGH zum Begriff des „Familienlebens“ im Sinne von Artikel 7 der Charta (und 
vorher zu den allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts) siehe S. Iglesias Sánchez und K. Carr, „The right to 
family life in the EU Charter of Fundamental Rights“ in M. González Pascual und A. Torres Pérez (Hrsg.), The 
Right to Family Life in the European Union (Routledge, 2017), S. 43−45. 

282  Siehe Fußnote 41. 
283  Siehe Fußnote 43. 
284  Siehe Fußnote 46. 
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Achtung ihres Familienlebens und das Recht des Kindes auf Achtung seines Privatlebens 
darstellen (das nach einem allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts und gemäß Artikel 7 der 
Charta geschützt ist). Dies ist vor allem dann der Fall, wenn das Recht auf Achtung des Privat- 
und Familienlebens vor dem Hintergrund von Artikel 33 der Charta betrachtet wird, in dem es 
heißt: „Der rechtliche, wirtschaftliche und soziale Schutz der Familie wird gewährleistet.“ Ab dem 
Zeitpunkt, zu dem anerkannt wird, dass eine Regenbogenfamilie ein „Familienleben“ führt und 
somit „eine Familie“ ist, genießt sie auch „rechtlichen Schutz“ nach Unionsrecht. Wenn die 
rechtlichen Beziehungen zwischen einem Kind und einem der (gleichgeschlechtlichen) 
Elternteile oder auch beiden (gleichgeschlechtlichen) Elternteilen im aufnehmenden EU-
Mitgliedstaat getrennt werden, stellt dies demnach eine Verletzung des Rechts auf Achtung des 
Familienlebens des Kindes und der Eltern sowie des Rechts auf Achtung des Privatlebens des 
Kindes dar, die gegen Artikel 7 der Charta und das Recht auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens verstößt (das nach einem allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts geschützt 
ist);  

• Artikel 21 der Charta, der eine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
verbietet: EU-Mitgliedstaaten, die es einem gleichgeschlechtlichen Paar nicht gestatten, in 
ihrem Hoheitsgebiet rechtmäßig eine Familie zu gründen, und die nicht zulassen, dass eine in 
einem anderen Land rechtlich begründete Regenbogenfamilie als solche anerkannt wird, tun 
dies schlicht deshalb, weil das Paar, das die Familie gründet, aus zwei gleichgeschlechtlichen 
Personen besteht. Wenn die Eltern des Kindes ein verschiedengeschlechtliches Paar wären, 
würden in den allermeisten Fällen beide rechtlich als Eltern des Kindes anerkannt, auch wenn 
das Kind adoptiert wurde oder aus einer künstlichen Befruchtung hervorgegangen ist. Insoweit 
werden die Kinder gleichgeschlechtlicher Paare eindeutig schlechter gestellt als die Kinder 
verschiedengeschlechtlicher Paare, und somit liegt eine Diskriminierung unmittelbar aufgrund 
der Tatsache vor, dass die Eltern dieser Kinder ein gleichgeschlechtliches Paar sind: Die Kinder 
erfahren infolge der Beziehung zu ihren LGB-Eltern eine Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung. 285 In ähnlicher Weise werden auch die (gleichgeschlechtlichen) Eltern 
verschiedengeschlechtlicher Paare in einer ähnlichen Situation wegen deren sexueller 
Ausrichtung diskriminiert. Dies kann eindeutig einen Verstoß gegen Artikel 21 der Charta 
darstellen. Im Zusammenhang mit der Diskriminierung von Regenbogenfamilien gegenüber 
Familien, die von verschiedengeschlechtlichen Paaren gegründet wurden, kann ein Verstoß 
natürlich auch nach Artikel 21 AEUV in Verbindung mit anderen Bestimmungen der Charta (z. B. 
Artikel 7 der Charta) festgestellt werden. Wenn die rechtlichen Beziehungen zwischen einem 
Kind und einem der (gleichgeschlechtlichen) Elternteile oder auch beiden 
(gleichgeschlechtlichen) Elternteilen im aufnehmenden EU-Mitgliedstaat getrennt 
werden, wird also (infolge der bestehenden Beziehung) gegen das Recht des Kindes und 
der Eltern verstoßen, nicht unter Verstoß gegen Artikel 21 der Charta wegen der sexuellen 
Ausrichtung diskriminiert zu werden. 

  

                                                             
285  In seinem Urteil vom 17. Juli 2008, Coleman, C-303/06, ECLI:EU:C:2008:415, stellte der EuGH fest, dass eine 

Diskriminierung wegen einer bestehenden Beziehung auch nach der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 
27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung 
in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303 vom 2.12.2000, S. 16) verboten ist. Es gibt keinen Grund, warum dies 
nicht auch für Artikel 21 der Charta gelten könnte. 
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7.7. Empfehlungen 

 Recht auf Familienzusammenführung 

• Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass die in der 
Richtlinie 2004/38/EG verwendeten Begriffe, soweit sie sich auf Kinder und ihre Eltern 
beziehen, sowie die in den Rechtssachen Zhu und Chen286 und Baumbast287 rechtlich 
begründeten Grundsätze auch für Regenbogenfamilien gelten. Dadurch erhalten 
Regenbogenfamilien bei der Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten nach Unionsrecht das 
gleiche Recht auf Familienzusammenführung wie von verschiedengeschlechtlichen Paaren 
gegründete Familien. Die Kommission sollte die nationale Umsetzung der Richtlinie 
2004/38/EG überwachen.288 

• In diesem Sinne sollten − wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über die Auslegung der in der 
Richtlinie 2004/38/EG verwendeten Begriffe, soweit sie sich auf Kinder und ihre Eltern 
beziehen, und über die in den Rechtssachen Zhu und Chen und Baumbast rechtlich 
begründeten Grundsätze zu urteilen, − diese Begriffe und Grundsätze so ausgelegt werden, 
dass sie auch für Regenbogenfamilien gelten. Dadurch erhalten Regenbogenfamilien bei der 
Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten nach Unionsrecht das gleiche Recht auf 
Familienzusammenführung wie von verschiedengeschlechtlichen Paaren gegründete 
Familien. 

• Im Einklang mit ihrer Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 2020−2025 sollte die 
Kommission einen Vorschlag für eine Richtlinie vorlegen, die die grenzüberschreitende 
Anerkennung von Geburtsurkunden harmonisiert und damit sicherstellt, dass beim 
grenzüberschreitenden Umzug einer Regenbogenfamilie die familiären Beziehungen zwischen 
den Familienangehörigen − wie sie rechtlich begründet wurden und ihren Ausdruck in einer von 
einem anderen Land ausgestellten Geburtsurkunde finden − im Aufnahmemitgliedstaat zum 
Zwecke der Familienzusammenführung automatisch anerkannt werden. Wie im nächsten 
Kapitel der Studie erläutert, sollten Artikel 18, Artikel 21 Absatz 2, Artikel 46, Artikel 50 
Absatz 1 und Artikel 59 Absatz 1 AEUV Rechtsgrundlagen für diese Richtlinie sein, da die 
Richtlinie vor allem sicherstellen soll, dass Regenbogenfamilien, denen mindestens ein 
Unionsbürger angehört, ihre Freizügigkeitsrechte ausüben können. 

• Zudem sollte der EuGH in seinen Vorabentscheidungen in den Rechtssachen C-490/20, 
V. M. A. / Stolichna Obsthina, Rayon „Pancharevo“ (anhängig), und C-2/21, Rzecznik Praw 
Obywatelskich (anhängig), feststellen, dass die familiären Beziehungen zwischen den 
Angehörigen einer Regenbogenfamilie − so wie sie rechtlich begründet wurden und in einer 
von einem anderen EU-Mitgliedstaat ausgestellten Geburtsurkunde zum Ausdruck kommen − 
für Zwecke der Familienzusammenführung im Aufnahmemitgliedstaat automatisch 
anerkannt werden. 

 

                                                             
286  Siehe Fußnote 6. 
287  Siehe Fußnote 7. 
288  Siehe Fußnote 8.  
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 Andere Leistungen und Ansprüche, die Familien nach der Zulassung in den 
aufnehmenden EU-Mitgliedstaat verlangen können 

• Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass alle EU-
Mitgliedstaaten die rechtliche Kontinuität der familiären Beziehungen der Angehörigen von 
Regenbogenfamilien sicherstellen müssen, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in ihr 
Hoheitsgebiet begeben, − zumindest in allen Fällen, in denen dies nach der EMRK 
erforderlich ist.  

• Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über eine Rechtssache im Zusammenhang mit einer 
Regenbogenfamilie zu entscheiden, die im Aufnahmemitgliedstaat Leistungen oder 
Ansprüche geltend macht, sollte er ebenfalls in diesem Sinne feststellen, dass alle EU-
Mitgliedstaaten die rechtliche Kontinuität der familiären Beziehungen der Angehörigen 
von Regenbogenfamilien sicherstellen müssen, die sich aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat in ihr Hoheitsgebiet begeben, − zumindest in allen Fällen, in denen dies nach 
der EMRK erforderlich ist. 

• Im Einklang mit ihrer Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 2020−2025 sollte die 
Kommission einen Vorschlag für eine Richtlinie vorlegen, die die grenzüberschreitende 
Anerkennung von Geburtsurkunden harmonisiert und damit sicherstellt, dass beim 
grenzüberschreitenden Umzug einer Regenbogenfamilie die familiären Beziehungen 
zwischen den Familienangehörigen − wie sie rechtlich begründet wurden und ihren 
Ausdruck in einer von einem anderen Land ausgestellten Geburtsurkunde finden − im 
Aufnahmemitgliedstaat für alle rechtlichen Zwecke automatisch anerkannt werden. Wie im 
nächsten Kapitel der Studie erläutert, sollten Artikel 18, Artikel 21 Absatz 2, Artikel 46, 
Artikel 50 Absatz 1 und Artikel 59 Absatz 1 AEUV Rechtsgrundlagen für diese Richtlinie 
sein, da diese in erster Linie sicherstellen soll, dass Regenbogenfamilien, denen mindestens ein 
Unionsbürger angehört, ihre Freizügigkeitsrechte ausüben können. 

• Zudem sollte der EuGH in seinen Vorabentscheidungen in den Rechtssachen C-490/20, 
V. M. A. / Stolichna Obsthina, Rayon „Pancharevo“ (anhängig), und C-2/21,Rzecznik Praw 
Obywatelskich (anhängig), feststellen, dass die familiären Beziehungen zwischen den 
Angehörigen einer Regenbogenfamilie − so wie sie rechtlich festgestellt wurden und in einer 
von einem anderen EU-Mitgliedstaat ausgestellten Geburtsurkunde zum Ausdruck kommen − 
für alle rechtlichen Zwecke im Aufnahmemitgliedstaat automatisch anerkannt werden. 

• Die vorgeschlagene Gleichbehandlungsrichtlinie289 muss weiterhin oberste Priorität haben, 
und der Unionsgesetzgeber sollte sicherstellen, dass der Vorschlag in Unionsrecht überführt 
wird, da dies gewährleisten wird, dass es in allen EU-Mitgliedstaaten Rechtsvorschriften gibt, die 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung in nicht beschäftigungsbezogenen 
Angelegenheiten verbieten.  

                                                             
289  Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet 

der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
(KOM(2008)0426). 
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 WAS DIE EUROPÄISCHE UNION TUN KÖNNTE, UM DIE 
HINDERNISSE FÜR REGENBOGENFAMILIEN ZU BESEITIGEN 

8.1. Einleitung 

In diesem Kapitel wird untersucht, was die Europäische Union (unter Berücksichtigung der in den 
Kapiteln 2 bis 7 erläuterten sozialen und rechtlichen Probleme) tun könnte, um die Hindernisse für die 
Freizügigkeit von Regenbogenfamilien zu beseitigen.  
 

8.2. Zuständigkeit 

Bei der Erwägung möglicher Maßnahmen zur Beseitigung von Hindernissen für die Freizügigkeit von 
Regenbogenfamilien müssen die Unionsorgane bedenken, dass sie für die Freizügigkeit der 
Unionsbürger im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten zuständig sind, während die Zuständigkeit für das 
Familienrecht und den Personenstand ihrer Staatsangehörigen oder Einwohner bei den 
Mitgliedstaaten liegt. Diese Unterscheidung kommt auch in den unterschiedlichen Rechtsgrundlagen 
für mögliche Maßnahmen im AEUV zum Ausdruck. 
 
In Artikel 81 Absatz 3 AEUV heißt es: „Maßnahmen zum Familienrecht mit 
grenzüberschreitendem Bezug [werden] vom Rat gemäß einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren festgelegt. Dieser beschließt einstimmig nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments.“ 
 
Eine weitere Rechtsgrundlage setzt jedoch keine Einstimmigkeit im Rat voraus und wurde schon früher 
genutzt. Als die Kommission im Jahr 2001 die spätere Richtlinie 2004/38/EG über die Freizügigkeit 
von Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen vorschlug, stützte sich die Begründung auf 
mehrere Artikel des Vertrags als Rechtsgrundlage für den Vorschlag:  
 

„Die vorgeschlagene Richtlinie wird auf Artikel 12, Artikel 18 Absatz 2 sowie auf die Artikel 40, 
44 und 52 des EG-Vertrags gestützt. Artikel 18 Absatz 2 ist keine vollwertige Rechtsgrundlage 
und kann nur für Bestimmungen über Nichterwerbstätige herangezogen werden. Daher muss 
der Vorschlag auf die spezifischen Artikel 40, 44 und 52 gestützt werden, die Personen erfassen, 
die im Aufnahmemitgliedstaat einer Erwerbstätigkeit nachgehen, so dass ein einziger 
Rechtsakt in einem einzigen Verfahren angenommen werden kann, das alle in den genannten 
Artikeln vorgesehenen Verfahren abdeckt.“290 

 
Die entsprechenden Artikel des AEUV sind jetzt Artikel 18 (Freiheit von Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit), Artikel 21 Absatz 2 (Recht, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten), Artikel 46 (Freizügigkeit der Arbeitnehmer), 
Artikel 50 Absatz 1 (Niederlassungsfreiheit für Selbstständige) und Artikel 59 Absatz 1 
(Dienstleistungsfreiheit). Diese Artikel sehen alle das ordentliche Gesetzgebungsverfahren gemäß 

                                                             
290  „Vorschlag für eine RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES über das Recht der 

Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten (KOM(2001)0257) (23. Mai 2001),  
https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2001/EN/1-2001-257-DE-F1-1.Pdf, Absatz 3.1.  

https://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2001/EN/1-2001-257-DE-F1-1.Pdf
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Artikel 294 vor, nach dem für die Annahme einer Maßnahme im Allgemeinen eine qualifizierte 
Mehrheit im Rat im Sinne von Artikel 238 Absatz 3 ausreicht. 
 
Wie bei der Richtlinie 2004/38/EG könnten Maßnahmen zur Beseitigung von Hindernissen für die 
Freizügigkeit von Regenbogenfamilien (denen ein Unionsbürger angehört, der mit seinen 
Familienangehörigen in einen anderen Mitgliedstaat umzieht oder in seinen eigenen Mitgliedstaat 
zurückkehrt, nachdem er seine Freizügigkeitsrechte ausgeübt hat) auf der Grundlage von Artikel 18, 
Artikel 21 Absatz 2, Artikel 46, Artikel 50 Absatz 1 und Artikel 59 Absatz 1 AEUV erlassen werden, mit 
der Maßgabe, dass diese Maßnahmen für Unionsbürger und ihre Familienangehörigen gelten, die 
sich in einer Situation der Freizügigkeit befinden, und nicht die nationalen familienrechtlichen 
oder zivilstandsrechtlichen Vorschriften berühren, die für einen Bürger oder Einwohner eines 
Mitgliedstaates und seine Familienangehörigen gelten, bei denen ein „innerstaatlicher 
Sachverhalt“ gegeben ist.  
 

8.3. Rechtsstreitigkeiten 

Die Europäische Kommission sollte Maßnahmen ergreifen, um bestehendes Unionsrecht oder die 
bestehende Rechtsprechung des EGMR durchzusetzen, bzw. zivilgesellschaftliche Maßnahmen 
unterstützen, um bestehendes Unionsrecht oder die bestehende Rechtsprechung des EGMR 
durchzusetzen oder weiterzuentwickeln, und der EuGH sollte das Unionsrecht folgendermaßen 
klarstellen: 
 
1) Die Kommission sollte gemäß Artikel 258 AEUV Durchsetzungsmaßnahmen gegen Rumänien 
ergreifen, weil Rumänien dem Urteil des EuGH in der Rechtssache Coman und Hamilton in Bezug auf 
die Anerkennung eines gleichgeschlechtlichen Ehegatten gemäß Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe a der 
Richtlinie 2004/38/EG (siehe Abschnitt 4.2.2) weiterhin nicht nachkommt.291 Die Kommission sollte 
ferner prüfen, ob die anderen 26 Mitgliedstaaten dem Urteil in der Rechtssache Coman und 
Hamilton nachkommen, und Durchsetzungsmaßnahmen gegen die Mitgliedstaaten ergreifen, die 
dies nicht tun. 
 
2) Angesichts des in Abschnitt 5.2.2 erörterten Flickenteppichs hinsichtlich der Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher eingetragener Lebenspartner sollte die Kommission nach Artikel 263 AEUV ein 
gerichtliches Überprüfungsverfahren gegen das Europäische Parlament und den Rat einleiten, um 
die Bedingung „sofern nach den Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene 
Partnerschaft der Ehe gleichgestellt ist“ in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 
2004/38/EG als Verstoß gegen Artikel 21 der Charta für unwirksam erklären zu lassen (siehe 
Abschnitt 5.2.4).  
 
3) Die Kommission sollte strategische Rechtsstreitigkeiten unterstützen, die von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen angestrengt wurden und darauf abzielen, eine Ausweitung zum 

                                                             
291  Mitteilung der Kommission „Eine Union der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-Personen 

2020-2025“, COM(2020)0698 (12. November 2020),  
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0698, Abschnitt 3.1: „Die Kommission 
wird weiterhin für die ordnungsgemäße Anwendung des Freizügigkeitsrechts sorgen, [...]. Dies schließt 
gezielte Dialoge mit den Mitgliedstaaten in Bezug auf die Umsetzung des Urteils in der Rechtssache Coman 
ein, [...]. Erforderlichenfalls wird die Kommission rechtliche Schritte einleiten.“ 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0698
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einen des EuGH-Urteils in der Rechtssache Coman und Hamilton von der Aufenthaltserlaubnis auf 
andere Rechte oder Vergünstigungen, die Ehegatten in einem bestimmten Mitgliedstaat genießen 
und deren Verweigerung „erhebliche Unannehmlichkeiten“ verursacht (siehe Abschnitte 4.2.4 und 
5.2.3), und zum anderen der Urteile des EGMR in den Rechtssachen Oliari u. a. und Taddeucci und McCall 
von Italien auf andere EU-Mitgliedstaaten zu erwirken (diejenigen ohne einen „spezifischen 
Rechtsrahmen“ für gleichgeschlechtliche Paare oder ohne ein Verfahren für die Einwanderung 
gleichgeschlechtlicher Partner nach nationalem Recht; siehe Abschnitt 4.2.1).292 
 
4) Wenn der EuGH Gelegenheit haben sollte, über die Auslegung des Begriffs „Lebenspartner“ in 
Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG grundsätzlich sowie für die Zwecke des im 
Urteil in der Rechtssache Reed formulierten Grundsatzes zu urteilen, sollte er klarstellen, dass dieser 
Begriff sowohl den verschiedengeschlechtlichen als auch den gleichgeschlechtlichen 
Lebenspartner des Unionsbürgers umfasst. 
 
5) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über die EU-Mitgliedstaaten aufzuerlegenden Verpflichtungen 
hinsichtlich der Prüfung der persönlichen Umstände des Paares zu entscheiden, die durchgeführt 
werden muss, um die Zulassung des nicht eingetragenen Lebenspartners des Unionsbürgers in ihr 
Hoheitsgebiet gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG zu „erleichtern“, sollte 
er klarstellen, dass diese Prüfung frei von Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
durchzuführen ist. 
 
6) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über die Auslegung der Richtlinie 2000/78/EG im 
Zusammenhang mit gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartnern zu entscheiden, 
sollte er die Richtlinie so auslegen, dass die Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten jegliche 
Diskriminierung gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Lebenspartner in 
beschäftigungsbezogenen Angelegenheiten verbieten müssen. 
 
7) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über Fälle im Zusammenhang mit gleichgeschlechtlichen nicht 
eingetragenen Lebenspartnern zu entscheiden, die nicht beschäftigungsbezogene Leistungen und 
Ansprüche geltend machen, sollte er feststellen, dass der aufnehmende EU-Mitgliedstaat bei der 
Entscheidung darüber, welche Leistungen/Ansprüche nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen 
Paaren zu gewähren sind, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in sein Hoheitsgebiet begeben 
haben, mindestens die Verpflichtungen nach der EMRK erfüllen sollte. 
 
8) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über die Auslegung der in der Richtlinie 2004/38/EG 
verwendeten Begriffe, soweit sie sich auf Kinder und ihre Eltern beziehen, und über die in den 
Rechtssachen Zhu und Chen und Baumbast festgelegten Grundsätze zu urteilen, sollten diese Begriffe 
und Grundsätze so ausgelegt werden, dass sie auch für Regenbogenfamilien gelten. Dadurch 
erhalten Regenbogenfamilien bei der Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten nach Unionsrecht das 
gleiche Recht auf Familienzusammenführung wie von verschiedengeschlechtlichen Paaren 
gegründete Familien. 
 

                                                             
292  Beispielsweise Urteil des EGMR vom 16. Januar 2020, Buhuceanu und Ciobotaru / Rumänien, Nr. 20081/19, 

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-200952; Beschwerde vom 20. Juni 2020, Przybyszewska/Polen, 
Nr. 11454/17, http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-203744. 

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-200952
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-203744


Hindernisse für die Freizügigkeit von Regenbogenfamilien in der EU 
 

PE 671.505 109 

9) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über eine Rechtssache im Zusammenhang mit einer 
Regenbogenfamilie zu entscheiden, die im Aufnahmemitgliedstaat Leistungen oder Ansprüche 
geltend macht, sollte er feststellen, dass alle EU-Mitgliedstaaten die rechtliche Kontinuität der 
familiären Beziehungen der Angehörigen von Regenbogenfamilien sicherstellen müssen, die sich 
aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in ihr Hoheitsgebiet begeben, − zumindest in allen Fällen, in 
denen dies nach der EMRK erforderlich ist. 
 
10) In seiner Vorabentscheidung in der Rechtssache V. M. A. / Stolichna Obsthina, Rayon „Pancharevo“ 
(anhängig) sollte der EuGH feststellen, dass die familiären Beziehungen zwischen den Angehörigen 
einer Regenbogenfamilie − so wie sie rechtlich festgestellt wurden und in einer von einem anderen 
EU-Mitgliedstaat ausgestellten Geburtsurkunde zum Ausdruck kommen − für alle rechtlichen Zwecke 
im Aufnahmemitgliedstaat automatisch anerkannt werden (einschließlich der 
Familienzusammenführung nach der Richtlinie 2004/38/EG und nach den durch die Rechtsprechung 
des EuGH begründeten Grundsätzen). 
 

8.4. Rechtsvorschriften 

Die Kommission sollte auf der Annahme ihres bereits vorgelegten Legislativvorschlags bestehen und 
einen neuen Legislativvorschlag unterbreiten: 
 
1) Die Kommission sollte so viel Druck wie möglich auf den Rat ausüben, damit dieser den „Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung“ 
annimmt, der vor über zwölf Jahren am 2. Juli 2008 veröffentlicht wurde.293 Der Vorschlag würde eine 
Lücke im bestehenden EU-Antidiskriminierungsrecht schließen, indem er den materiellen 
Geltungsbereich des Schutzes vor Diskriminierung wegen der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung mit dem materiellen Geltungsbereich des 
Schutzes vor Diskriminierung wegen der Rasse oder der ethnischen Herkunft oder (in den meisten 
Fällen) des Geschlechts in Einklang bringt. Mit Artikel 3 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags würde der 
bestehende Schutz in den Bereichen Beschäftigung und Berufsausbildung ergänzt um folgenden 
Zusatz: „a) Sozialschutz einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste; b) soziale 
Vergünstigungen; c) Bildung; d) Zugang zu und Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der 
Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich Wohnraum.“ 
 
Es ist eine Schande, dass das Unionsrecht zulässt, dass Menschen, die lesbisch oder schwul oder 
bisexuell sind, die Muslime oder Angehörige anderer religiöser Minderheiten sind, oder die eine 
Behinderung haben (einschließlich Menschen, die einen Rollstuhl benutzen), in Mitgliedstaaten, 
in denen es keine nationalen Rechtsvorschriften gibt, die Diskriminierung aus diesen Gründen 
in diesen Bereichen verbieten, in einem Hotel oder Restaurant nicht bedient werden. Einer 
Regenbogenfamilie, die ihr Recht auf Freizügigkeit gemäß dem Urteil des EuGH in der Rechtssache 
Coman und Hamilton ausübt, könnte nach ihrer Ankunft in einem anderen Mitgliedstaat erklärt werden, 
dass für sie „kein Platz in diesem Haus“ sei: Ein Hotel, das Zimmer vermietet, oder ein Vermieter, der 
Wohnungen vermietet, könnten sich (nach nationalem Recht und in Ermangelung von EU-
Rechtsvorschriften) rechtmäßig weigern, einem gleichgeschlechtlichen Paar (das mit oder ohne Kinder 

                                                             
293  KOM(2008)0426, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52008PC0426.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52008PC0426
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reist) Unterkunft zu gewähren. In Italien erklärte 2017 der Besitzer einer Pension einem 
gleichgeschlechtlichen Paar, dass er „Schwule und Tiere“ nicht akzeptiere („Non accettiamo gay e 
animali“).294  
 
2) Um die Hindernisse für die Freizügigkeit zu beseitigen, die durch die Nichtanerkennung einer 
gleichgeschlechtlichen Ehe oder einer eingetragenen Lebenspartnerschaft entstehen können (siehe 
Abschnitte 4.2.4 und 5.2.3), und um die Ausübung des Rechts zu erleichtern, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, sollte die Kommission auf der rechtlichen 
Grundlage von Artikel 18, Artikel 21 Absatz 2, Artikel 46, Artikel 50 Absatz 1 und Artikel 59 
Absatz 1 AEUV eine Rechtsvorschrift vorschlagen, die alle Mitgliedstaaten verpflichtet, für die 
Zwecke des nationalen Rechts eine in einem anderen Mitgliedstaat geschlossene Ehe oder 
eingetragene Lebenspartnerschaft anzuerkennen, und zwar in allen Situationen, in denen die 
Ehegatten oder die eingetragenen Lebenspartner nach der Rechtsprechung des EGMR ein Recht auf 
Gleichbehandlung hätten.295 Der Verweis auf die Rechtsprechung des EGMR, an die sich alle 
Mitgliedstaaten halten müssen, wäre eine brauchbare Eingrenzung der Fälle von Freizügigkeit, in 
denen nach Unionsrecht die Gleichstellung von gleichgeschlechtlichen Ehegatten und eingetragenen 
Lebenspartnern vorgeschrieben ist. 
 
3) Um die Hindernisse für die Freizügigkeit zu beseitigen, die durch die Nichtanerkennung einer 
Geburtsurkunde entstehen können (siehe Abschnitt 7.6.2), und um die Ausübung des Rechts zu 
erleichtern, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, sollte die 
Kommission auf der rechtlichen Grundlage von Artikel 18, Artikel 21 Absatz 2, Artikel 46, Artikel 50 
Absatz 1 und Artikel 59 Absatz 1 AEUV eine Rechtsvorschrift vorschlagen, die alle Mitgliedstaaten 
verpflichtet, für alle Zwecke des nationalen Rechts (einschließlich der Familienzusammenführung 
gemäß der Richtlinie 2004/38/EG) die Erwachsenen, die in einer in einem anderen Mitgliedstaat 
ausgestellten Geburtsurkunde genannt sind, ungeachtet ihres Geschlechts oder Familienstands 
als die gesetzlichen Eltern des in dieser Geburtsurkunde genannten Kindes anzuerkennen.296 Damit 
wird sichergestellt, dass bei einem Umzug einer Regenbogenfamilie die familiären Beziehungen 
zwischen den Angehörigen einer Regenbogenfamilie − so wie sie rechtlich begründet wurden und in 
einer von einem anderen EU-Mitgliedstaat ausgestellten Geburtsurkunde zum Ausdruck kommen − für 
alle Zwecke des nationalen Rechts im Aufnahmemitgliedstaat automatisch anerkannt werden 
(einschließlich der Familienzusammenführung nach der Richtlinie 2004/38/EG). 
 

                                                             
294  Siehe https://www.repubblica.it/cronaca/2017/07/23/news/calabria_coppia_omosessuale_respinta_da_ 

struttura_nei_pressi_di_tropea_qui_niente_gay_e_animali_-171467234/. Siehe auch Durchsetzung der 
nationalen Gesetzgebung in einer ähnlichen Situation durch den Obersten Gerichtshof des Vereinigten 
Königreichs in der Rechtssache Bull/Hall vom 27. November 2013, UKSC 73 
(https://www.supremecourt.uk/cases/docs/uksc-2012-0065-judgment.pdf).  

295  Siehe Mitteilung (siehe Fußnote 2), Abschnitt 3.2: „[Die Kommission] wird mögliche Maßnahmen zur 
Unterstützung der gegenseitigen Anerkennung des Rechtsstatus gleichgeschlechtlicher Ehegatten und 
eingetragener Partner in grenzüberschreitenden Situationen prüfen.“ 

296  Siehe Mitteilung (siehe Fußnote 2), Abschnitt 3.2: „Die Europäische Kommission wird auf die gegenseitige 
Anerkennung der familiären Beziehungen in der EU drängen. Wenn man in einem Land Vater oder Mutter ist, 
ist man in jedem Land Vater oder Mutter. Die Kommission wird im Jahr 2022 eine horizontale 
Rechtsetzungsinitiative vorschlagen, um die gegenseitige Anerkennung der Elternschaft zwischen den 
Mitgliedstaaten zu fördern, beispielsweise die Anerkennung der in einem Mitgliedstaat wirksam anerkannten 
Elternschaft in einem anderen Mitgliedstaat.“ 

https://www.repubblica.it/cronaca/2017/07/23/news/calabria_coppia_omosessuale_respinta_da_%20struttura_nei_pressi_di_tropea_qui_niente_gay_e_animali_-171467234/
https://www.repubblica.it/cronaca/2017/07/23/news/calabria_coppia_omosessuale_respinta_da_%20struttura_nei_pressi_di_tropea_qui_niente_gay_e_animali_-171467234/
https://www.supremecourt.uk/cases/docs/uksc-2012-0065-judgment.pdf
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8.5. Europäische Kommission: nicht verbindliche Vorschriften 
(„Soft Law“) 

Die Kommission sollte nicht verbindliche Vorschriften („Soft Law“) annehmen, die die Freizügigkeit 
von Regenbogenfamilien in der EU erleichtern würden: 
 
1) Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass der Begriff 
„Lebenspartner“ in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG und im Urteil des EuGH 
in der Rechtssache Reed sowohl den verschiedengeschlechtlichen als auch den 
gleichgeschlechtlichen Lebenspartner des Unionsbürgers umfasst. 
 
2) Die Europäische Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, um klarzustellen, dass die EU-
Mitgliedstaaten zu dem Zweck, die Zulassung des nicht eingetragenen Lebensgefährten des 
Unionsbürgers in ihr Hoheitsgebiet gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG zu 
„erleichtern“, die persönlichen Umstände des Paares frei von Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Ausrichtung prüfen müssen. 
 
3) Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass die 
Mitgliedstaaten angesichts der Urteile des EuGH in den Rechtssachen Maruko, Römer und Hay und des 
Urteils des EGMR in der Rechtssache Taddeucci und McCall nach der Richtlinie 2000/78/EG verpflichtet 
sind, in den Bereichen Beschäftigung und Berufsausbildung und in jedem anderen Bereich, der 
in den materiellen Anwendungsbereich der Richtlinie fällt, jegliche Diskriminierung von 
gleichgeschlechtlichen Ehegatten gegenüber verschiedengeschlechtlichen Ehegatten (wenn 
gleichgeschlechtlichen Paaren die Ehe ermöglicht wird), von gleichgeschlechtlichen eingetragenen 
Lebenspartnern gegenüber verschiedengeschlechtlichen Ehegatten oder eingetragenen 
Lebenspartnern (wenn gleichgeschlechtlichen Paaren die eingetragene Lebenspartnerschaft 
ermöglicht wird) oder von gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebensgefährten 
gegenüber verschiedengeschlechtlichen Ehegatten, eingetragenen Lebenspartnern oder nicht 
eingetragenen Lebensgefährten (wenn gleichgeschlechtliche Paare keine Ehe oder eingetragene 
Lebenspartnerschaft eingehen dürfen) zu verbieten. 
 
4) Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass alle Verweise in 
der Richtlinie 2004/38/EG auf einen „Elternteil“, ein „Kind“, einen „Verwandten in gerader 
absteigender Linie“ oder einen „Verwandten in gerade aufsteigender Linie“ sowie die in den 
Urteilen des EuGH in den Rechtssachen Zhu und Chen und Baumbast formulierten Grundsätze auch 
Regenbogenfamilien einschließen, um sicherzustellen, dass bei der Ausübung ihrer 
Freizügigkeitsrechte in der EU das gleiche Recht auf Familienzusammenführung nach Unionsrecht 
gewährt wird wie bei Familien, die von verschiedengeschlechtlichen Paaren gegründet wurden. 
 
5) Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass alle EU-
Mitgliedstaaten die rechtliche Kontinuität der familiären Beziehungen der Angehörigen von 
Regenbogenfamilien sicherstellen müssen, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in ihr 
Hoheitsgebiet begeben, − zumindest in allen Fällen, in denen dies nach der EMRK erforderlich ist.  
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8.6. Europäisches Parlament: nicht verbindliche Vorschriften 
(„Soft Law“) 

Das Europäische Parlament sollte eine Entschließung ähnlich der Entschließung der PACE vom 
10. Oktober 2018 zum Thema „Private and family life: achieving equality regardless of sexual 
orientation“297 (Privat- und Familienleben: Verwirklichung der Gleichstellung unabhängig von der 
sexuellen Ausrichtung) annehmen und dabei die von der Europäischen Kommission 
vorzuschlagenden Rechtsvorschriften betonen (siehe Abschnitt 8.4). 
 

  

                                                             
297  Siehe  http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-EN.asp?fileid=25166&lang=en.  

http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-EN.asp?fileid=25166&lang=en
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 SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN  

Regenbogenfamilien stehen auch im Jahr 2021 noch vor großen Hindernissen für ihre Freizügigkeit in 
der EU. Aber in Wahrnehmung der Zuständigkeit der EU für die Freizügigkeit der Unionsbürger und 
ihrer Familienangehörigen haben die Unionsorgane vielfältige Handlungsmöglichkeiten, um diese 
Hindernisse zu beseitigen. Wir empfehlen den Unionsorganen die folgenden Schritte bzw. die 
folgenden Maßnahmen: 
 
1) Die Kommission sollte gemäß Artikel 258 AEUV Durchsetzungsmaßnahmen gegen Rumänien 
ergreifen, weil Rumänien dem Urteil des EuGH in der Rechtssache Coman und Hamilton in Bezug auf 
die Anerkennung eines gleichgeschlechtlichen Ehegatten gemäß Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe a der 
Richtlinie 2004/38/EG (siehe Abschnitt 4.2.2) weiterhin nicht nachkommt.298 Die Kommission sollte 
ferner prüfen, ob die anderen 26 Mitgliedstaaten dem Urteil in der Rechtssache Coman und Hamilton 
nachkommen, und Durchsetzungsmaßnahmen gegen die Mitgliedstaaten ergreifen, die dies nicht tun. 
 
2) Angesichts des in Abschnitt 5.2.2 erörterten Flickenteppichs hinsichtlich der Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher eingetragener Lebenspartner sollte die Kommission nach Artikel 263 AEUV ein 
gerichtliches Überprüfungsverfahren gegen das Europäische Parlament und den Rat einleiten, um die 
Bedingung „sofern nach den Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats die eingetragene 
Partnerschaft der Ehe gleichgestellt ist“ in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG 
als Verstoß gegen Artikel 21 der Charta für unwirksam erklären zu lassen (siehe Abschnitt 5.2.4).  
 
3) Die Kommission sollte strategische Rechtsstreitigkeiten unterstützen, die von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen initiiert wurden und darauf abzielen, eine Ausweitung zum einen des EuGH-Urteils in 
der Rechtssache Coman und Hamilton von der Aufenthaltserlaubnis auf andere Rechte oder 
Vergünstigungen, die Ehegatten in einem bestimmten Mitgliedstaat genießen und deren 
Verweigerung „erhebliche Unannehmlichkeiten“ verursacht (siehe Abschnitte 4.2.4 und 5.2.3), und 
zum anderen der Urteile des EGMR in den Rechtssachen Oliari u. a. und Taddeucci und McCall von Italien 
auf andere EU-Mitgliedstaaten zu erwirken (diejenigen ohne einen „spezifischen Rechtsrahmen“ für 
gleichgeschlechtliche Paare oder ohne ein Verfahren für die Einwanderung gleichgeschlechtlicher 
Partner nach nationalem Recht; siehe Abschnitt 4.2.1).299 
 
4) Wenn der EuGH Gelegenheit haben sollte, über die Auslegung des Begriffs „Lebenspartner“ in 
Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG grundsätzlich sowie für die Zwecke des im 
Urteil in der Rechtssache Reed formulierten Grundsatzes zu urteilen, sollte er klarstellen, dass dieser 
Begriff sowohl den verschiedengeschlechtlichen als auch den gleichgeschlechtlichen Lebenspartner 
des Unionsbürgers umfasst. 
 

                                                             
298  Siehe Mitteilung der Kommission „Eine Union der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung von LGBTIQ-

Personen 2020-2025“, COM(2020)0698 (12. November 2020), https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0698, 3.1: „Die Kommission wird weiterhin für die ordnungsgemäße 
Anwendung des Freizügigkeitsrechts sorgen, [...]. Dies schließt gezielte Dialoge mit den Mitgliedstaaten in 
Bezug auf die Umsetzung des Urteils in der Rechtssache Coman ein, [...]. Erforderlichenfalls wird die 
Kommission rechtliche Schritte einleiten.“ 

299  Beispielsweise Urteil des EGMR vom 16. Januar 2020, Buhuceanu und Ciobotaru / Rumänien, Nr. 20081/19, 
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-200952; Beschwerde vom 20. Juni 2020, Przybyszewska/Polen, 
Nr. 11454/17, http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-203744. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0698
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0698
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-200952
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-203744
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5) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über die EU-Mitgliedstaaten aufzuerlegenden Verpflichtungen 
hinsichtlich der Prüfung der persönlichen Umstände des Paares zu entscheiden, die durchgeführt 
werden muss, um die Zulassung des nicht eingetragenen Lebenspartners des Unionsbürgers in ihr 
Hoheitsgebiet gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG zu „erleichtern“, sollte 
er klarstellen, dass diese Prüfung frei von Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
durchzuführen ist. 
 
6) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über die Auslegung der Richtlinie 2000/78/EG im 
Zusammenhang mit gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebenspartnern zu entscheiden, 
sollte er die Richtlinie so auslegen, dass die Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten jegliche 
Diskriminierung gleichgeschlechtlicher nicht eingetragener Lebenspartner in 
beschäftigungsbezogenen Angelegenheiten verbieten müssen. 
 
7) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über Fälle im Zusammenhang mit gleichgeschlechtlichen nicht 
eingetragenen Lebenspartnern zu entscheiden, die nicht beschäftigungsbezogene Leistungen und 
Ansprüche geltend machen, sollte er feststellen, dass der aufnehmende EU-Mitgliedstaat bei der 
Entscheidung über die Leistungen/Ansprüche, die nicht eingetragenen gleichgeschlechtlichen Paaren 
zu gewähren sind, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in sein Hoheitsgebiet begeben haben, 
mindestens die Verpflichtungen nach der EMRK erfüllen sollte. 
 
8) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über die Auslegung der in der Richtlinie 2004/38/EG 
verwendeten Begriffe, soweit sie sich auf Kinder und ihre Eltern beziehen, und über die in den 
Rechtssachen Zhu und Chen und Baumbast festgelegten Grundsätze zu urteilen, sollten diese Begriffe 
und Grundsätze so ausgelegt werden, dass sie auch für Regenbogenfamilien gelten. Dadurch erhalten 
Regenbogenfamilien bei der Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten nach Unionsrecht das gleiche 
Recht auf Familienzusammenführung wie von verschiedengeschlechtlichen Paaren gegründete 
Familien. 
 
9) Wenn der EuGH Gelegenheit erhält, über eine Rechtssache im Zusammenhang mit einer 
Regenbogenfamilie zu entscheiden, die im Aufnahmemitgliedstaat Leistungen oder Ansprüche 
geltend macht, sollte er feststellen, dass alle EU-Mitgliedstaaten die rechtliche Kontinuität der 
familiären Beziehungen der Angehörigen von Regenbogenfamilien sicherstellen müssen, die sich aus 
einem anderen EU-Mitgliedstaat in ihr Hoheitsgebiet begeben, − zumindest in allen Fällen, in denen 
dies nach der EMRK erforderlich ist. 
 
10) In seiner Vorabentscheidung in der Rechtssache V. M. A. / Stolichna Obsthina, Rayon „Pancharevo“ 
(anhängig) sollte der EuGH feststellen, dass die familiären Beziehungen zwischen den Angehörigen 
einer Regenbogenfamilie − so wie sie rechtlich festgestellt wurden und in einer von einem anderen 
EU-Mitgliedstaat ausgestellten Geburtsurkunde zum Ausdruck kommen − für alle rechtlichen Zwecke 
im Aufnahmemitgliedstaat automatisch anerkannt werden (einschließlich der 
Familienzusammenführung nach der Richtlinie 2004/38/EG und nach den durch die Rechtsprechung 
des EuGH begründeten Grundsätzen). 
 
11) Die Kommission sollte so viel Druck wie möglich auf den Rat ausüben, damit dieser den „Vorschlag 
für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung“ 
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annimmt, der vor über zwölf Jahren am 2. Juli 2008 veröffentlicht wurde.300 Der Vorschlag würde eine 
Lücke im bestehenden EU-Antidiskriminierungsrecht schließen, indem er den materiellen 
Geltungsbereich des Schutzes vor Diskriminierung wegen der Religion oder Weltanschauung, einer 
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung mit dem materiellen Geltungsbereich des 
Schutzes vor Diskriminierung wegen der Rasse oder der ethnischen Herkunft oder (in den meisten 
Fällen) des Geschlechts in Einklang bringt. Mit Artikel 3 Absatz 1 des Richtlinienvorschlags würde der 
bestehende Schutz in den Bereichen Beschäftigung und Berufsausbildung ergänzt um folgenden 
Zusatz: „a) Sozialschutz einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste; b) soziale 
Vergünstigungen; c) Bildung; d) Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die 
der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich Wohnraum.“ Es ist eine Schande, dass das 
Unionsrecht zulässt, dass Menschen, die lesbisch oder schwul oder bisexuell sind, die Muslime oder 
Angehörige anderer religiöser Minderheiten sind, oder die eine Behinderung haben (einschließlich 
Menschen, die einen Rollstuhl benutzen), in Mitgliedstaaten, in denen es keine nationalen 
Rechtsvorschriften gibt, die Diskriminierung aus diesen Gründen in diesen Bereichen verbieten, in 
einem Hotel oder Restaurant nicht bedient werden (siehe Abschnitt 8.4). 
 
12) Um die Hindernisse für die Freizügigkeit zu beseitigen, die durch die Nichtanerkennung einer 
gleichgeschlechtlichen Ehe oder einer eingetragenen Lebenspartnerschaft entstehen können (siehe 
Abschnitte 4.2.4 und 5.2.3), und um die Ausübung des Rechts zu erleichtern, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, sollte die Kommission auf der rechtlichen Grundlage 
von Artikel 18, Artikel 21 Absatz 2, Artikel 46, Artikel 50 Absatz 1 und Artikel 59 Absatz 1 AEUV eine 
Rechtsvorschrift vorschlagen, die alle Mitgliedstaaten verpflichtet, für die Zwecke des nationalen 
Rechts eine in einem anderen Mitgliedstaat geschlossene Ehe oder eingetragene Lebenspartnerschaft 
anzuerkennen, und zwar in allen Situationen, in denen die Ehegatten oder die eingetragenen 
Lebenspartner nach der Rechtsprechung des EGMR ein Recht auf Gleichbehandlung hätten.301 Der 
Verweis auf die Rechtsprechung des EGMR, an die sich alle Mitgliedstaaten halten müssen, wäre eine 
brauchbare Eingrenzung der Fälle von Freizügigkeit, in denen nach Unionsrecht die Gleichstellung von 
gleichgeschlechtlichen Ehegatten und eingetragenen Lebenspartnern vorgeschrieben ist. 
 
13) Um die Hindernisse für die Freizügigkeit zu beseitigen, die durch die Nichtanerkennung einer 
Geburtsurkunde entstehen können (siehe Abschnitt 7.6.2), und um die Ausübung des Rechts zu 
erleichtern, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, sollte die 
Kommission auf der rechtlichen Grundlage von Artikel 18, Artikel 21 Absatz 2, Artikel 46, Artikel 50 
Absatz 1 und Artikel 59 Absatz 1 AEUV eine Rechtsvorschrift vorschlagen, die alle Mitgliedstaaten 
verpflichtet, für alle Zwecke des nationalen Rechts (einschließlich der Familienzusammenführung 
gemäß der Richtlinie 2004/38/EG) die Erwachsenen, die in einer in einem anderen Mitgliedstaat 
ausgestellten Geburtsurkunde genannt sind, ungeachtet ihres Geschlechts oder Familienstands als die 
gesetzlichen Eltern des in dieser Geburtsurkunde genannten Kindes anzuerkennen.302 Damit wird 

                                                             
300  KOM(2008)0426, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52008PC0426.  
301  Siehe Mitteilung (siehe Fußnote 2), Abschnitt 3.2: „[Die Kommission] wird mögliche Maßnahmen zur 

Unterstützung der gegenseitigen Anerkennung des Rechtsstatus gleichgeschlechtlicher Ehepartner und 
eingetragener Partner in grenzüberschreitenden Situationen prüfen.“ 

302  Siehe Mitteilung (siehe Fußnote 2), Abschnitt 3.2: „Die Europäische Kommission wird auf die gegenseitige 
Anerkennung der familiären Beziehungen in der EU drängen. Wenn man in einem Land Vater oder Mutter ist, 
ist man in jedem Land Vater oder Mutter. Die Kommission wird im Jahr 2022 eine horizontale 
Rechtsetzungsinitiative vorschlagen, um die gegenseitige Anerkennung der Elternschaft zwischen den 
Mitgliedstaaten zu fördern, beispielsweise die Anerkennung der in einem Mitgliedstaat wirksam anerkannten 
Elternschaft in einem anderen Mitgliedstaat.“ 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52008PC0426
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sichergestellt, dass bei einem Umzug einer Regenbogenfamilie die familiären Beziehungen zwischen 
den Angehörigen einer Regenbogenfamilie − so wie sie rechtlich begründet wurden und in einer von 
einem anderen EU-Mitgliedstaat ausgestellten Geburtsurkunde zum Ausdruck kommen − für alle 
Zwecke des nationalen Rechts im Aufnahmemitgliedstaat automatisch anerkannt werden 
(einschließlich der Familienzusammenführung nach der Richtlinie 2004/38/EG.303 
 
14) Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass der Begriff 
„Lebenspartner“ in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG und im Urteil des EuGH in 
der Rechtssache Reed sowohl den verschiedengeschlechtlichen als auch den gleichgeschlechtlichen 
Lebenspartner des Unionsbürgers umfasst. 
 
15) Die Europäische Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, um klarzustellen, dass die EU-
Mitgliedstaaten zu dem Zweck, die Zulassung des nicht eingetragenen Lebensgefährten des 
Unionsbürgers in ihr Hoheitsgebiet gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG zu 
„erleichtern“, die persönlichen Umstände des Paares frei von Diskriminierung aufgrund der sexuellen 
Ausrichtung prüfen müssen. 
 
(16) Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass die 
Mitgliedstaaten angesichts der Urteile des EuGH in den Rechtssachen Maruko, Römer und Hay und des 
Urteils des EGMR in der Rechtssache Taddeucci und McCall nach der Richtlinie 2000/78/EG verpflichtet 
sind, in den Bereichen Beschäftigung und Berufsausbildung und in jedem anderen Bereich, der in den 
materiellen Anwendungsbereich der Richtlinie fällt, jegliche Diskriminierung von 
gleichgeschlechtlichen Ehegatten gegenüber verschiedengeschlechtlichen Ehegatten (wenn 
gleichgeschlechtlichen Paaren die Ehe ermöglicht wird), von gleichgeschlechtlichen eingetragenen 
Lebenspartnern gegenüber verschiedengeschlechtlichen Ehegatten oder eingetragenen 
Lebenspartnern (wenn gleichgeschlechtlichen Paaren die eingetragene Lebenspartnerschaft 
ermöglicht wird) oder von gleichgeschlechtlichen nicht eingetragenen Lebensgefährten gegenüber 
verschiedengeschlechtlichen Ehegatten, eingetragenen Lebenspartnern oder nicht eingetragenen 
Lebensgefährten (wenn gleichgeschlechtliche Paare keine Ehe oder eingetragene 
Lebenspartnerschaft eingehen dürfen) zu verbieten.  
 
17) Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass alle Verweise in 
der Richtlinie 2004/38/EG auf einen „Elternteil“, ein „Kind“, einen „Verwandten in gerader absteigender 
Linie“ oder einen „Verwandten in gerade aufsteigender Linie“ sowie die in den Urteilen des EuGH in 
den Rechtssachen Zhu und Chen und Baumbast formulierten Grundsätze auch Regenbogenfamilien 
einschließen, um sicherzustellen, dass bei der Ausübung ihrer Freizügigkeitsrechte in der EU das gleiche 
Recht auf Familienzusammenführung nach Unionsrecht gewährleistet ist wie bei Familien, die von 
verschiedengeschlechtlichen Paaren gegründet wurden.  
 
18) Die Kommission sollte eine Mitteilung veröffentlichen, in der klargestellt wird, dass alle EU-
Mitgliedstaaten die rechtliche Kontinuität der familiären Beziehungen der Angehörigen von 
Regenbogenfamilien sicherstellen müssen, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in ihr 
Hoheitsgebiet begeben, − zumindest in allen Fällen, in denen dies nach der EMRK erforderlich ist.  
 

                                                             
303  Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen sad Sofia-grad (Bulgarien), eingereicht am 2. Oktober 

2020, V. M. A. / Stolichna Obsthina, Rayon „Pancharevo“ (anhängig), C-490/20. 
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19) Das Europäische Parlament sollte eine Entschließung ähnlich der Entschließung der PACE vom 
10. Oktober 2018 zum Thema „Private and family life: achieving equality regardless of sexual 
orientation“304 (Privat- und Familienleben: Verwirklichung der Gleichstellung unabhängig von der 
sexuellen Ausrichtung) annehmen und dabei die von der Europäischen Kommission vorzuschlagenden 
Rechtsvorschriften betonen (siehe Abschnitt 8.4). 
 

                                                             
304  Siehe  http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-EN.asp?fileid=25166&lang=en.  

http://assembly.coe.int/nw/xml/XRef/Xref-XML2HTML-EN.asp?fileid=25166&lang=en
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ANHANG 1 − PRAKTISCHE BEISPIELE ZUR VERDEUTLICHUNG DER 
HINDERNISSE FÜR REGENBOGENFAMILIEN 
 
Petition Nr. 0513/2016, eingereicht von Eleni Maravelia, griechischer Staatsangehörigkeit, zur 
Nichtanerkennung von LGBT-Familien in der Europäischen Union Liberalisierung  (offen für 
Unterstützer) 
Zusammenfassung der Petition: „Die Petentin ist der Auffassung, dass LGBT-Familien innerhalb der 
Europäischen Union nicht über dieselben Rechte verfügen würden. Sie erklärt, dass sie mit einer 
britischen Frau verheiratet sei und 2014 in Spanien eine Tochter zur Welt gebracht habe. Auf der 
spanischen Geburtsurkunde ihrer Tochter wären sowohl sie als auch ihre Partnerin als Mütter 
angegeben. Dennoch werden sie außerhalb Spaniens nicht als Familie anerkannt, da ihre Tochter nur 
ein Elternteil habe. Im Vereinigten Königreich, wo sie einen britischen Pass beantragt hätten, sei ihnen 
mitgeteilt worden, dass nach britischem Familienrecht die mit der Petentin verheiratete Partnerin nicht 
als Mutter anerkannt würde und die mit der Petentin verheiratete Partnerin folglich bei einem 
möglichen Umzug in das Vereinigte Königreich ihre eigene Tochter adoptieren müsse. Weiterhin 
wurde ihnen in Griechenland mitgeteilt, dass nur die leibliche Mutter als Elternteil anerkannt würde, 
da es im griechischen Rechte keine Bestimmungen für ähnliche Familien gebe. Aus den oben 
genannten Gründen habe die Tochter der Petentin über längere Zeit keinen Pass gehabt und die 
Familie habe nicht reisen können. Die Petentin ist der Auffassung, dass Familien wie der ihren das Recht 
auf Freizügigkeit verweigert werde und deren Kinder schutzbedürftig seien, da ihre Eltern innerhalb 
der EU nicht gleichermaßen anerkannt würden. Die Petentin ersucht das Europäische Parlament und 
die Kommission, dringend daran zu arbeiten, dass offizielle Personenstandsurkunden, z. B. 
Geburtsurkunden, de facto in allen Mitgliedstaaten anerkannt werden. Sie ist der Auffassung, dass die 
Kinder von Eltern in ähnlichen Situationen dieselben Rechte wie alle Kinder verdienten, wobei beide 
Elternteile anerkannt sein sollten.“  
 
Petition Nr. 1493/2016, eingereicht von Javier Diez, spanischer Staatsangehörigkeit, zu 
Leihmutterschaft und dem entsprechenden Rechtsrahmen  (für unzulässig erklärt)  
Zusammenfassung der Petition: „Der Petent erklärt, dass Leihmutterschaft in den meisten 
Mitgliedstaaten noch immer nicht gesetzlich geregelt sei und dass es Eltern, die mit ihren Kindern in 
die EU zurückkehrten, nicht möglich sei, die Neugeborenen in das Personenstandsregister eintragen 
zu lassen. Diese Unregelmäßigkeiten stellten eine grobe Verletzung von Artikel 7 Absatz 1 des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes dar. Der Petent fordert die 
Europäische Union auf, umgehend Schritte zu unternehmen und sich dieses Problems anzunehmen, 
die Mitgliedstaaten zur Anerkennung und Registrierung von Kindern, die im Rahmen einer 
Leihmutterschaft im Ausland geboren sind, zu verpflichten und dabei sicherzustellen, dass ihre 
Rechtsverhältnisse aufrechterhalten blieben und sie nicht gezwungen würden, beim Grenzübertritt 
Namen und Familie zu ändern, sowie den Eltern sämtliche mit der Mutter- bzw. Vaterschaft 
verbundenen Rechte und Vorteile zu gewähren, die ihnen zustünden (ungeachtet des Personenstands, 
des Geschlechts und der sexuellen Orientierung), damit die optimale Betreuung von Kleinkindern 
sichergestellt und die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben verbessert werden könnten.“ 
 
Petition Nr. 0973/2018, eingereicht von Adolfo Pablo Lapi, italienischer Staatsangehörigkeit, 
zur Diskriminierung von homosexuellen Paaren und LGBTI-Paaren in Europa  (abgeschlossen) 
Zusammenfassung der Petition: „Der Petent beklagt die Diskriminierung von homosexuellen Paaren 
und LGBTI-Paaren in bestimmten europäischen Ländern, insbesondere jenen mit mehrheitlich 
katholischer und orthodoxer Bevölkerung. Er verweist auf den bedeutenden Unterschied zwischen den 
nordeuropäischen Staaten, die wohlhabend seien und die Menschenrechte achten würden, und den 
südeuropäischen Staaten, die arm und bisweilen homophob seien. Nach Aussage des Petenten sorge 
die fehlende Achtung sexueller Minderheiten dafür, dass Gesellschaften selbstsüchtig werden, und 
nehme ihnen die Liebe und den Respekt. Der Petent vertraut auf das Wohlwollen des Gesetzgebers.“ 



Hindernisse für die Freizügigkeit von Regenbogenfamilien in der EU 
 

PE 671.505 119 

 
Petition Nr. 0402/2020, eingereicht von Frank Bartz, deutscher Staatsangehörigkeit, zu 
Grundrechten von LGBT-EU-Bürgern und deren unterschiedlicher Behandlung in verschiedenen 
Mitgliedstaaten Liberalisierung  (offen für Unterstützer) 
Zusammenfassung der Petition: „Der Petent macht darauf aufmerksam, dass immer noch 
homosexuelle Paare in verschiedenen Mitgliedstaaten unterschiedlich behandelt und schlechter 
gestellt würden als heterosexuelle Paare, obwohl ihnen Gleichheit in den Verträgen sowie der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union zugesichert werden würden. So würden 
gleichgeschlechtlichen bi-nationale Paaren, obwohl Ehe und Familie geschützt sei, schlechter gestellt 
z. B. bei der Anerkennung von Heiratsurkunden in einem anderen Mitgliedstaat. Die Mitgliedstaaten 
würden in der Europäischen Menschenrechtskonvention verankerte Grundrechte per einfachen 
Gesetzes außer Kraft setzen. Er sei seit 2011 mit einem Niederländer verheiratet, aber die deutschen 
Behörden würden die zivile Ehe nicht anerkennen, ihm keinen Reisepass ausstellen sowie kein 
Wahlrecht einräumen, solange er nicht von seinen Rechten Abstand nehme, wodurch er staatenlos 
würde. Dieses Recht könne er im Gegensatz zu einem heterosexuellen Mann auch nicht vor Gericht 
einklagen. Daher fordert der Petent ein europäisches Gesetz, welches verschiedene Begriffe wie 
Geschlecht und Ehe einheitlich definiert sowie LGTB als Minderheit anerkennt.“ 
 
Petition Nr. 0657/2020, eingereicht von Catalina Pallàs Picó, spanische Staatsangehörigkeit, im 
Namen der Vereinigung der LGBTI-Familien Kataloniens, zum Recht auf Freizügigkeit für LGBTI-
Familien in der EU Liberalisierung  (offen für Unterstützer) 
Zusammenfassung der Petition: „Die Petentin ist der Auffassung, dass LGBT-Familien innerhalb der 
Europäischen Union nicht über dieselben Rechte verfügen. Sie ist der Ansicht, dass spanische LGBT-
Familien, deren familiäre Beziehungen gesetzlich festgelegt sind, nicht als solche anerkannt werden, 
wenn sie in einen anderen EU-Mitgliedstaat umziehen, in dem keine nationalen Gesetze existieren, 
durch die LGBT-Personen und ihre Kinder anerkannt werden. Die Weigerung eines 
Aufnahmemitgliedstaates, die familiären Beziehungen einer LGBT-Familie rechtlich anzuerkennen, 
könnte die Freizügigkeit in zweierlei Hinsicht einschränken: Verweigerung des Rechts auf 
Familienzusammenführung und Verweigerung einer Reihe von Rechten (wie soziale und steuerliche 
Vergünstigungen), auf die die Familie Anspruch gehabt hätte, wenn die rechtlichen Bindungen 
zwischen ihren Mitgliedern anerkannt worden wären. Sie fordert, dass LGBT-Familien fair behandelt 
werden und dass ihre Rechte auch in Mitgliedstaaten garantiert werden, die keine nationalen Gesetze 
für LGBT-Familien haben.“ 
 
Petition Nr. 0712/2020, eingereicht von R. A. P., spanischer Staatsangehörigkeit, zu den 
Grundrechten von Regenbogenfamilien und zur Freizügigkeit innerhalb der EU Liberalisierung 
(offen für Unterstützer) 
Zusammenfassung der Petition: „Die Petentin beklagt, dass LGBT-Familien innerhalb der Europäischen 
Union nicht über dieselben Rechte verfügten. Sie sei mit einer Polin verheiratet, mit der sie zwei Kinder 
habe, die 2016 und 2018 mittels Leihmutterschaft in den USA geboren worden seien. Auf den 
spanischen Geburtsurkunden ihrer beiden Kinder seien beide Partnerinnen als Eltern angegeben. In 
anderen Mitgliedstaaten würden sie jedoch nicht als Familie angesehen und könnten ihre Kinder nur 
ein Elternteil haben. In Polen könnten sie keine polnischen Pässe für ihre Kinder beantragen, da die 
Ehegattin der Petentin nach polnischem Familienrecht nicht als der andere Elternteil anerkannt werde. 
Folglich würden sie nicht als Familie anerkannt, wenn sie sich einmal dazu entschließen, nach Polen zu 
ziehen. Die Petentin führt an, dass Familien in dieser Situation ihr Recht auf Freizügigkeit verweigert 
werde und dass deren Kinder schutzbedürftig seien, da ihre Eltern innerhalb der EU nicht 
gleichermaßen anerkannt würden. Die Petentin fordert das Europäische Parlament und die 
Kommission mit Nachdruck auf, darauf hinzuwirken, dass offizielle Personenstandsurkunden, z. B. 
Geburtsurkunden, de facto in allen Mitgliedstaaten anerkannt werden. Sie ist der Auffassung, dass die 
Kinder von Eltern in vergleichbaren Situationen dieselben Rechte verdienen wie alle anderen Kinder 
und beide Elternteile anerkannt werden müssen.“ 
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Petition Nr. 1038/2020, eingereicht von Björn Sieverding, deutscher Staatsangehörigkeit, im 
Namen von J. L. L., unterzeichnet von einer weiteren Person, zur gegenseitigen Anerkennung 
von Erziehungsberechtigten in LGTBIQ-Familien in der EU  (offen für Unterstützer) 
Zusammenfassung der Petition: „Der Petent setzt sich zusammen mit einem anderen Vertreter einer 
LGBT-Organisation für den persönlichen Fall einer dänischen Mutter eines 5-jährigen Kindes ein. Der 
Petent trägt vor, diese habe in Dänemark die biologische Mutter, eine Bulgarin, geheiratet, sei aber 
inzwischen wieder geschieden. Der Junge habe die dänische und die bulgarische Nationalität und sie 
hätten beide das Sorgerecht nach dänischem Recht. Die bulgarische Mutter habe den Jungen nach 
Bulgarien mitgenommen, wo von bulgarischen Gerichten eine ‚Gemeinsame Mutterschaft‘, weil 
gesetzlich nicht vorgesehen, abgelehnt wurde. Die dänische Mutter sei weder geladen noch vertreten 
worden in diesen Prozessen. Das Sorgerecht sei nicht anerkannt worden und ihr wurde auch kein 
Besuchsrecht eingeräumt. Auch die dänischen Gerichte hätten sich, weil internationaler Natur, für nicht 
zuständig erklärt. Der Petent sieht in diesem Fall einen Verstoß gegen die Freizügigkeit von Personen 
sowie eine eklatante Verletzung von Grundrechten.“ 
 
Petition Nr. 1179/2020, eingereicht von Dan Sobovitz, ungarischer Staatsangehörigkeit, 
unterzeichnet von zwei weiteren Personen, zum Schutz des Rechts von Regenbogenfamilien auf 
Freizügigkeit innerhalb der EU  (offen für Unterstützer) 
Zusammenfassung der Petition: „Der Petent und sein Partner, die gegenwärtig in Deutschland 
wohnhaft sind, sind Väter zweier Kinder. Sie beklagen, dass Familien mit gleichgeschlechtlichen Eltern 
innerhalb der Europäischen Union nicht über die gleichen Rechte verfügen. Ihrer Ansicht nach werden 
durch die Tatsache, dass innerhalb der EU nicht die gleichen Regelungen gelten, ihre Rechte auf 
Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit im Gebiet der EU-Mitgliedstaaten, auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens, auf Schutz vor Diskriminierung aus Gründen der sexuellen Ausrichtung sowie das 
Recht ihrer Kinder auf Schutz vor Diskriminierung aus Gründen der sexuellen Ausrichtung durch 
Assoziation mit ihren homosexuellen Eltern verletzt. Die Petenten fordern das Europäische Parlament 
und die Europäische Kommission daher auf, Vorschläge für EU-Rechtsvorschriften vorzulegen, die auf 
konkrete Lösungen für Regenbogenfamilien ausgerichtet sind und mit denen verhindert werden soll, 
dass gleichgeschlechtliche Eltern und deren Kinder unter dem gegenwärtigen Rechtsvakuum leiden.“ 
 

  



Hindernisse für die Freizügigkeit von Regenbogenfamilien in der EU 
 

PE 671.505 121 

ANHANG 2 − FÜR REGENBOGENFAMILIEN RELEVANTE 
RECHTSPRECHUNG DES EUGH UND DES EGMR 
1. Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) 
 

Urteil des Gerichtshofes vom 17. April 1986, Niederländischer Staat gegen Ann Florence Reed, 
C-59/85, ECLI:EU:C:1986:157 
Ann Florence Reed war eine britische Staatsangehörige, die sich mit ihrem nicht verheirateten Partner, 
der ebenfalls Brite und in den Niederlanden als „Arbeitnehmer“ im Sinne von Artikel 48 EWG-Vertrag 
(jetzt Artikel 45 AEUV) tätig war, in die Niederlande begeben hatte. Sie hatte die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis als Familienangehörige eines „Arbeitnehmers“ beantragt, was der 
niederländische Staatssekretär jedoch mit der Begründung abgelehnt hatte, sie könne nicht als 
„Familienangehörige“ eines „Arbeitnehmers“ gelten, da sie unter keine der in Artikel 10 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 genannten Kategorien falle. Daraufhin reichte sie eine Klage gegen die 
niederländischen Behörden mit der Begründung ein, dass die Verweigerung der Aufenthaltserlaubnis 
gegen Unionsrecht verstoße. Das mit dem Rechtsmittelverfahren befasste nationale Gericht setzte das 
Verfahren aus und legte ein Vorabentscheidungsersuchen zur Klärung der Fragen vor, a) ob die 
Mitgliedstaaten nach Unionsrecht verpflichtet seien, eine Person, die eine feste Beziehung mit einem 
„Arbeitnehmer“ unterhält, dem „Ehegatten“ eines solchen „Arbeitnehmers“ im Sinne von Artikel 10 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 gleichzustellen, und b) ob eine gegen das Unionsrecht verstoßende 
Diskriminierung wegen der Staatsangehörigkeit vorliege, wenn ein Mitgliedstaat den nicht 
verheirateten Lebenspartner eines seiner eigenen Staatsangehörigen als „Ehegatten“ behandelte, 
während er dies unter denselben Umständen dem in seinem Hoheitsgebiet als „Arbeitnehmer“ tätigen 
nicht verheirateten Lebenspartner eines Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaats verweigere. 
In seiner Antwort stellte der EuGH klar, „dass Artikel 10 der Verordnung durch die Verwendung des 
Wortes ‚Ehegatte‘ ausschließlich auf eine Beziehung verweist, die auf der Ehe beruht“. Er vertrat jedoch 
auch die Auffassung, dass das Recht eines „Arbeitnehmers“, seinem Partner in den 
Aufnahmemitgliedstaat nachzuziehen, unter den Begriff der sozialen Vergünstigungen im Sinne des 
Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 fällt (nach dem „Arbeitnehmer“, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats besitzen, die gleichen sozialen und steuerlichen 
Vergünstigungen genießen sollten wie inländische Arbeitnehmer). Daher könnten Mitgliedstaaten, die 
ihren eigenen Staatsangehörigen eine derartige Vergünstigung einräumten, diese nicht den 
„Arbeitnehmern“ verweigern, die Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten seien, ohne sich einer 
nach den Artikeln 7 und 48 EWG-Vertrag (jetzt Artikel 18 und 45 AEUV) verbotenen Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit schuldig zu machen. 
 
Urteil des Gerichtshofes vom 17. Februar 1998, Lisa Jacqueline Grant gegen South-West Trains 
Ltd, C-249/96, ECLI:EU:C:1998:63 
In dem Fall ging es um die Weigerung von South-West Trains Ltd, Frau Grant, einer der Beschäftigten 
des Unternehmens, Fahrtvergünstigungen (kostenlose Bahnfahrten) für ihre Lebensgefährtin zu 
gewähren, mit der sie seit über zwei Jahren eine ernsthafte Beziehung unterhielt. Dem früheren 
männlichen Inhaber der Stelle von Frau Grant waren für seine Lebenspartnerin (mit der er nicht 
verheiratet war) Fahrtvergünstigungen gewährt worden. Nach den Bestimmungen von South-West 
Trains wurden Beschäftigten Fahrtvergünstigungen für ihren Ehepartner oder für einen mit ihnen in 
nicht ehelicher Gemeinschaft zusammenlebenden Partner gewährt, sofern das Paar seit mindestens 
zwei Jahren eine ernsthafte Beziehung unterhält. Frau Grant wurden die Fahrtvergünstigungen somit 
aus dem einzigen Grund verweigert, dass ihr Partner das gleiche Geschlecht hatte wie sie. Die 
Angelegenheit wurde an ein englisches Arbeitsgericht verwiesen, das ein 
Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH richtete: Stellt die Verweigerung der Gewährung von 
Fahrtvergünstigungen durch South-West Trains einen Verstoß gegen Unionsrecht und insbesondere 
gegen das Verbot der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts mit Blick auf den Grundsatz des 
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gleichen Entgelts dar, der im Widerspruch zu Artikel 119 des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft (jetzt Artikel 157 AEUV) und Richtlinie 75/117/EWG (aufgehoben und ersetzt durch 
Richtlinie 2006/54/EG) steht? Der EuGH vertrat die Auffassung, dass die Weigerung, auf die sich die 
Beschwerde bezog, keine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts darstellte, da die 
Fahrtvergünstigungen auch einem männlichen Arbeitnehmer verweigert würden, der in einer festen 
Beziehung mit einem Mann lebt: Ein Mann (der mit einer Person des gleichen Geschlechts 
zusammenlebt) werde ebenso nachteilig behandelt wie eine Frau (die mit einer Person des gleichen 
Geschlechts zusammenlebt). Außerdem stellte der Gerichtshof fest, dass „beim gegenwärtigen Stand 
des Rechts innerhalb der Gemeinschaft“ die festen Beziehungen zwischen zwei Personen des gleichen 
Geschlechts den Beziehungen zwischen Verheirateten oder den festen nicht ehelichen Beziehungen 
zwischen Personen verschiedenen Geschlechts nicht gleichgestellt seien und dass eine 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung keine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
des Arbeitnehmers darstelle. Nach der Richtlinie 2000/78/EG, die eine Diskriminierung wegen der 
sexuellen Ausrichtung ausdrücklich verbietet, wäre der Sachverhalt in der Rechtssache Grant anders 
beurteilt worden. 
 
Urteil des Gerichts vom 28. Januar 1999, D gegen Rat der Europäischen Union, T-264/96, 
ECLI:EU:T:1999:13 
D war ein beim Rat der Europäischen Union tätiger Beamter, der mit seinem männlichen Lebenspartner 
in Schweden eine eingetragene Lebenspartnerschaft eingegangen war. Er beantragte eine 
Haushaltszulage mit der Begründung, dass seine eingetragene Lebenspartnerschaft einer Ehe 
gleichzusetzen sei und das Statut der Beamten der Europäischen Union in der damaligen Fassung die 
Gewährung der Haushaltszulage u. a. für verheiratete Beamten vorsah. Es ging um die Frage, ob ein 
EU-Beamter, der in einem EU-Mitgliedstaat eine gleichgeschlechtliche eingetragene 
Lebenspartnerschaft eingegangen war, als „verheirateter Beamter“ im Sinne des Beamtenstatuts 
angesehen werden könne. Der Rat der Europäischen Union lehnte die Gewährung der Haushaltszulage 
für D ab, da das Statut nicht so auszulegen sei, dass eine „eingetragene Lebenspartnerschaft“ einer Ehe 
gleichgestellt werden könne. Mit Unterstützung des Königreichs Schweden erhob D Klage vor dem 
Gericht, das den Antrag von D auf Nichtigerklärung der Weigerung des Rates abwies. Das Gericht stellte 
fest, dass der Rat nicht verpflichtet war, die Situation einer Person, die eine feste Beziehung zu einem 
Lebenspartner gleichen Geschlechts unterhielt, der Ehe im Sinne des Statuts gleichzustellen, auch 
wenn diese Beziehung in einem Mitgliedstaat amtlich eingetragen worden war. Gleichgeschlechtliche 
Beziehungen fielen nicht unter das nach Artikel 8 EMRK geschützte Recht auf Achtung des 
Familienlebens. Die einschlägigen Bestimmungen des Beamtenstatuts würden für Männer und Frauen 
gleichermaßen angewendet (auch eingetragene Lebenspartnerschaften zwischen zwei Frauen 
würden nicht der Ehe im Sinne des Beamtenstatuts gleichgestellt). Daher liege keine Diskriminierung 
wegen des Geschlechts vor. 
 
Urteil des Gerichtshofs vom 31. Mai 2001, D und Königreich Schweden gegen Rat der 
Europäischen Union, verbundene Rechtssachen C-122/99 P und C-125/99 P, ECLI:EU:C:2001:304 
Es handelte sich um ein Rechtsmittelverfahren gegen das Urteil des Gerichts in der Rechtssache D / Rat 
der Europäischen Union, T-264/96. Der EuGH wies die Rechtsmittel mit der Begründung zurück, dass der 
Begriff „Ehe“ eine Lebensgemeinschaft zweier Personen verschiedenen Geschlechts bezeichnet und 
dass sich die „Regelungen der Eintragung von bis dahin gesetzlich nicht anerkannten 
Paarbeziehungen [...] in den betreffenden Mitgliedstaaten von der Ehe unterscheiden“. Daher durfte 
das Gericht das Beamtenstatut nicht so auslegen, dass rechtliche Fallgestaltungen, die sich von der Ehe 
unterscheiden, ihr gleichgestellt sind. Der EuGH bestätigte auch die Begründung des Gerichts 
hinsichtlich des Vorliegens einer Diskriminierung und stellte fest, dass das Statut − das die 
Haushaltszulage verheirateten Beamten vorbehält − nicht als eine Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts angesehen werden kann, da es für Männer und Frauen, die eine gleichgeschlechtliche 
eingetragene Partnerschaft eingegangen waren, gleichermaßen galt (d. h. beide Geschlechter wurden 
in gleicher Weise nachteilig behandelt). Die unterschiedliche Behandlung beruhe auf der Rechtsnatur 
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der Beziehungen, die zwischen dem Beamten und dem Lebenspartner bestehen. und nicht auf dem 
Geschlecht des Partners. Ein Beamter, der eine Lebenspartnerschaft habe eintragen lassen, befinde sich 
im Sinne des Statuts nicht in der gleichen Lage wie ein verheirateter Beamter. Im Jahr 2004 änderte der 
Rat das Statut derart, dass Leistungen für die nicht ehelichen Partner von EU-Beamten vorgesehen 
wurden.305  
 
Urteil des Gerichtshofes vom 1. April 2008, Tadao Maruko gegen Versorgungsanstalt der 
deutschen Bühnen, C-267/06, ECLI:EU:C:2008:179 
Herr Maruko begründete im Jahr 2001 eine (deutsche) eingetragene Lebenspartnerschaft mit einem 
anderen Mann. Im Jahr 2005 verstarb der Lebenspartner von Herrn Maruko. Der verstorbene 
Lebensgefährte von Herrn Maruko war als Kostümbildner bis zu seinem Tod Mitglied des 
Versorgungssystems der VddB, das für an deutschen Theatern beschäftigte Bühnenangehörige 
verpflichtend ist. Herr Maruko beantragte bei der VddB eine Witwerrente. Die VddB lehnte seinen 
Antrag mit der Begründung ab, ihre Satzung sehe einen solchen Anspruch für überlebende 
Lebenspartner nicht vor: nur überlebende Ehegatten könnten die Hinterbliebenenversorgung 
beanspruchen (damals konnten gleichgeschlechtliche Paare in Deutschland noch keine Ehe schließen). 
Herr Maruko hatte Klage vor einem deutschen Gericht erhoben und die Rechtmäßigkeit der Ablehnung 
mit der Begründung angefochten, dass diese einen Verstoß gegen das Antidiskriminierungsrecht der 
Union darstelle. Das deutsche Gericht setzte das Verfahren aus und legte dem EuGH ein 
Vorabentscheidungsersuchen vor. Der EuGH stellte fest, dass eine Hinterbliebenenrente im Rahmen 
eines berufsständigen Versorgungssystems ein „Arbeitsentgelt“ darstelle und somit dem sachlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2000/78/EG unterliege, die im Bereich der Beschäftigung eine 
Diskriminierung u. a. wegen der sexuellen Ausrichtung verbiete. Der EuGH kam dann zu dem Schluss, 
dass, wenn das vorlegende Gericht entscheide, dass sich überlebende Ehegatten und überlebende 
Lebenspartner in einer vergleichbaren Situation befänden, mit Blick auf die beantragte 
Hinterbliebenenversorgung die Regelungen, die zu der angefochtenen Ablehnung geführt hätten, als 
unmittelbare Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung unter Verstoß gegen die Richtlinie 
2000/78/EG anzusehen seien.  
 
Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 14. Oktober 2010, W gegen Europäische 
Kommission, F-86/09, ECLI:EU:F:2010:125 
W, ein Bürger mit doppelter Staatsangehörigkeit (belgisch und marokkanisch), war Beamter der 
Europäischen Kommission. Er und sein gleichgeschlechtlicher Partner hatten in Belgien eine „Erklärung 
über eine gesetzliche nicht eheliche Lebensgemeinschaft“ abgegeben. W beantragte daraufhin bei der 
Europäischen Kommission eine Haushaltszulage und machte geltend, dass er und sein Lebenspartner, 
obwohl sie nicht verheiratet seien, nach dem damals geltenden EU-Beamtenstatut 
anspruchsberechtigt seien. Nach dem Statut konnte die Haushaltszulage einem Beamten gewährt 
werden, der als fester nichtehelicher Lebenspartner eingetragen ist, sofern „das Paar nicht in einem 
Mitgliedstaat eine gesetzliche Ehe schließen kann“. Die Europäische Kommission lehnte den Antrag 
mit der Begründung ab, dass das Paar in Belgien eine gesetzliche Ehe schließen könne. W machte 
jedoch geltend, dass „dass es ihm ‚nicht möglich ist, eine Person des gleichen Geschlechts zu heiraten‘, 
da das marokkanische Recht homosexuelle Handlungen unter Strafe stelle, er die marokkanische 
Staatsangehörigkeit besitze und er rechtliche und emotionale Bindungen zu Marokko habe“. W stellte 
beim Gericht für den öffentlichen Dienst erfolgreich einen Antrag auf Aufhebung der Entscheidung der 
Europäischen Kommission. Das Gericht stellte fest, dass die Statutsvorschriften, die den 
Haushaltszulagenanspruch auf Beamte ausdehnen, die als feste Partner einer nicht ehelichen 

                                                             
305  Siehe Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften Artikel 1d Absatz 1; Anhang VII, Artikel 1 

Absatz 2 Buchstabe c; Anhang VIII, Artikel 17, geändert durch Verordnung (EG) Nr. 723/2004/EG des Rates 
vom 22. März 2004, (ABl. L 124 vom 22.9.2007, S. 1); Beschluss 2005/684/EC des Europäischen Parlaments 
28. September 2005, Artikel 17 Absatz 9, (ABl. L 262 vom 7.10.2005, S. 6) („Partner aus in den Mitgliedstaaten 
anerkannten Lebensgemeinschaften werden Ehegatten gleichgestellt.“) 
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Lebensgemeinschaft eingetragen sind, in einer Weise auszulegen seien, die eine bessere Wirksamkeit 
der genannten Vorschriften gewährleisten könne. Dementsprechend sei die Formulierung, dass das 
Paar „in einem Mitgliedstaat eine gesetzliche Ehe schließen kann“, rein formal zu verstehen, ohne zu 
prüfen, ob die Möglichkeit des Paares zur Eheschließung konkret und wirksam sei. Aus diesem Grund 
können bei der Prüfung der Frage, ob ein gleichgeschlechtliches Paar nach dem Recht eines 
Mitgliedstaats die Möglichkeit zur Schließung einer gesetzlichen Ehe hat, die Bestimmungen des 
Gesetzes eines anderen Staates, mit dem der fragliche Sachverhalt aufgrund der Staatsangehörigkeit 
der Betroffenen eine enge Verbindung aufweist, nicht außer Acht gelassen werden, wenn ein solches 
Gesetz „homosexuelle Handlungen unabhängig vom Ort ihrer Vornahme unter Strafe stellt“. 
 
Urteil des Gerichtshofes vom 10. Mai 2011, Jürgen Römer gegen Freie und Hansestadt Hamburg, 
C-147/08, ECLI:EU:C:2011:286 
Herr Römer war bis zum Eintritt seiner Erwerbsunfähigkeit bei der Stadt Hamburg beschäftigt und 
Mitglied des Versorgungssystems für die Beschäftigten der Stadt Hamburg nach Maßgabe des 
Hamburgischen Zusatzversorgungsgesetzes (HmbZVG). Er begründete im Jahr 2001 eine (deutsche) 
eingetragene Lebenspartnerschaft mit einem anderen Mann; damals konnten gleichgeschlechtliche 
Paare in Deutschland noch keine Ehe schließen. Herr Römer wandte sich an seinen Arbeitgeber und 
beantragte die Neuberechnung der Höhe seiner Zusatzversorgungsbezüge unter Zugrundelegung 
des günstigeren Lohnsteuerabzugs nach einer anderen Steuerklasse, die u. a. für verheiratete 
Arbeitnehmer gilt. Sein Arbeitgeber weigerte sich, die Berechnung der genannten Rente zu ändern, 
und begründete dies damit, dass nach den Bestimmungen des Versorgungssystems nur verheiratete 
Personen (nicht jedoch eingetragene Lebenspartner) in die günstigere Steuerklasse fallen könnten. 
Herr Römer hatte Klage vor einem deutschen Gericht erhoben und die Rechtmäßigkeit der Ablehnung 
mit der Begründung angefochten, dass diese einen Verstoß gegen das EU-Antidiskriminierungsrecht 
darstelle. Das deutsche Gericht setzte das Verfahren aus und legte dem EuGH ein 
Vorabentscheidungsersuchen vor. Der EuGH gelangte zu dem Ergebnis, dass 
Zusatzversorgungsbezüge, wie sie beispielsweise seitens des Systems gezahlt würden, bei dem Herr 
Römer versichert war, ein „Arbeitsentgelt“ darstellten und somit in den sachlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2000/78/EG fielen. Anschließend erinnerte der Gerichtshof an sein 
Urteil in der Rechtssache Maruko, C-267/06, und stellte fest, dass die Situationen nicht identisch, 
sondern nur vergleichbar sein müssten, wenn das vorlegende Gericht Ehepaare und eingetragenen 
Lebenspartnern vergleiche, und dass die Prüfung dieser Vergleichbarkeit nicht allgemein und abstrakt 
sein dürfe, sondern spezifisch und konkret für die betreffende Leistung (in diesem Fall für die 
Zusatzversorgung) vorgenommen werden müsse. Der EuGH gelangte zu dem Schluss, dass die 
angefochtenen Regelungen des Versorgungssystems − und die daraus resultierende unterschiedliche 
Behandlung von Ehepaaren und eingetragenen Lebenspartnern − dann einen Verstoß gegen die 
Richtlinie 2000/78/EG darstellen könnten, wenn a) die Ehe im betreffenden Mitgliedstaat Personen 
unterschiedlichen Geschlechts vorbehalten sei und neben einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
bestehe, die Personen gleichen Geschlechts vorbehalten sei, und b) eine unmittelbare Diskriminierung 
wegen der sexuellen Ausrichtung vorliege, weil sich der eingetragene Lebenspartner nach nationalem 
Recht hinsichtlich der beanspruchten Leistung (d. h. der Zusatzversorgung) in einer rechtlichen und 
tatsächlichen Situation befände, die mit der einer verheirateten Person vergleichbar sei. 
 
Urteil des Gerichtshofs vom 12. Dezember 2013, Frédéric Hay gegen Crédit agricole mutuel de 
Charente-Maritime et des Deux-Sèvres, C-267/12, ECLI:EU:C:2013:823 
Herr Hay erhob Klage gegen seinen Arbeitgeber (Crédit agricole) wegen dessen Weigerung, ihm nach 
Abschluss eines Pacte civil de solidarité (PaCS, ziviler Solidaritätspakt) die Sonderurlaubstage und die 
Prämie zu gewähren, die für Mitarbeiter, die eine Ehe schließen, vorgesehen sind. Damals konnten in 
Frankreich nur verschiedengeschlechtliche Paare eine Ehe eingehen, während sowohl verschieden- als 
auch gleichgeschlechtliche Paare einen PACS schließen konnten. Herr Hay klagte vor einem 
Arbeitsgericht auf Zahlung der Eheschließungsprämie und einer Entschädigung für die ihm 
verwehrten Sonderurlaubstage. Seine Klage wurde abgewiesen. Das mit seinem zweiten 
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Rechtsmittelverfahren befasste Gericht setzte das Verfahren aus und legte dem EuGH ein 
Vorabentscheidungsersuchen vor, in dem es um die Frage ging, ob die beanstandete Ablehnung eine 
Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung im Bereich der Beschäftigung unter Verstoß gegen 
die Richtlinie 2000/78/EG darstelle. Es war klar, dass die Situation in den sachlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2000/78/EG fiel, da sie Vorschriften über die Beschäftigungs- und 
Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts betraf. Der EuGH erinnerte an seine Urteile in 
den Rechtssache Römer, C-147/08, und Maruko, C-267/06, und stellte fest, dass für das Vorliegen einer 
Diskriminierung die Situation verheirateter Arbeitnehmer und derjenigen, die einen PACS geschlossen 
hätten, hinsichtlich der Prämie und der Sonderurlaubstage vergleichbar sein müssten und dass die 
Prüfung der Vergleichbarkeit spezifisch und konkret im Hinblick auf die betreffende Leistung erfolgen 
müsse. Anders als in diesen Fällen überließ er die Prüfung der Vergleichbarkeit jedoch nicht dem 
vorlegenden Gericht, sondern nahm die Prüfung selbst vor. Der EuGH kam zu dem Schluss, dass sich 
verheiratete Arbeitnehmer und Arbeitnehmer, die einen PACS eingegangen waren, für die Zwecke der 
Prämie und der Sonderurlaubstage in einer vergleichbaren Situation befänden. Dementsprechend 
stellte der EuGH fest, dass die in Rede stehende unterschiedliche Behandlung eine unmittelbare 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Ausrichtung darstellte, die gegen die Richtlinie 2000/78/EG 
verstieß, da die Schließung einer Ehe in Frankreich − damals − rechtlich nur zwischen Personen 
unterschiedlichen Geschlechts möglich gewesen sei.  
 
Rechtssache Fadil Cocaj gegen Bevándorlási és Állampolgársági Hivatal, C-459/14 [nicht 
entschieden] 
In dieser Rechtssache hat ein ungarisches Gericht dem EuGH eine Reihe von Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt. Die Fragen betrafen die Auslegung des Begriffs „eingetragene 
Partnerschaft“ in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/38/EG sowie die formellen und 
materiellen Bedingungen, die erfüllt sein müssen, damit eine eingetragene Partnerschaft in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie fällt, sowie die Entscheidung, ob der Begriff sowohl verschieden- 
als auch gleichgeschlechtliche eingetragene Partnerschaften umfasst. Die Rechtssache wurde jedoch 
ein Jahr nach der Verweisung im Register gestrichen. Somit hatte der EuGH noch keine Gelegenheit, 
diese Fragen zu beantworten. 
 
Urteil des Gerichtshofs vom 24. November 2016, Dr. David L. Parris gegen Trinity College Dublin 
u. a., C-443/15, ECLI:EU:C:2016:897 
Im Jahr 2011 führte Irland gleichgeschlechtliche eingetragene Partnerschaften ein und erkannte 
erstmals in anderen Ländern geschlossene gleichgeschlechtliche eingetragene Partnerschaften an. 
2015 wurde gleichgeschlechtlichen Paaren die Ehe ermöglicht. Herr Dr. Parris (geboren 1946) war 
Wissenschaftler am Trinity College Dublin und gehörte dem betrieblichen Versorgungssystem seines 
Arbeitgebers an. 2009, im Alter von 63 Jahren, schloss Herr Dr. Parris im Vereinigten Königreich eine 
Lebenspartnerschaft mit seinem gleichgeschlechtlichen Partner, die in Irland aber erst 2011 anerkannt 
wurde. Herr Dr. Parris forderte seinen Arbeitgeber auf, seinem Lebenspartner nach dem Tod von Herrn 
Dr. Parris eine Hinterbliebenenrente aus dem betrieblichen Versorgungssystem zu gewähren, bei dem 
Herr Dr. Parris versichert war. Sein Arbeitgeber lehnte dies mit der Begründung ab, Herr Dr. Parris habe 
die Voraussetzung nicht erfüllt, dass er vor Vollendung des 60. Lebensjahres eine eingetragene 
Partnerschaft oder eine Ehe eingegangen sein musste (obwohl ihm dies nach irischem Recht erst 
ermöglicht wurde, als er fast 65 Jahre alt war). Herr Dr. Parris erhob Klage vor einem Arbeitsgericht in 
Irland, das dem EuGH Fragen zur Vorabentscheidung vorlegte. Gefragt wurde, ob eine Regelung im 
Rahmen eines betrieblichen Versorgungssystems, die ein bestimmtes Alter vorsieht, bis zu dem ein 
Mitglied des Systems eine Ehe oder eine eingetragene Lebenspartnerschaft begründet haben muss, 
damit sein Ehegatte oder Lebenspartner Anspruch auf die Gewährung einer 
Hinterbliebenenversorgung hat, eine gegen die Richtlinie 2000/78/EG verstoßende Diskriminierung 
wegen der sexuellen Ausrichtung und/oder des Alters darstellt. Der EuGH stellte zunächst fest, dass 
eine Hinterbliebenenversorgung in den sachlichen Geltungsbereich der Richtlinie 2000/78/EG falle, da 
sie als „Arbeitsentgelt“ angesehen werde. Danach wies er darauf hin, dass die angefochtene Regelung 
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keine unmittelbare Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung darstelle, da sie gleichermaßen 
für LGB-Arbeitnehmer und für heterosexuelle Arbeitnehmer gelte und deren Partner gleichermaßen 
von einer Hinterbliebenenrente ausschließe, sofern die Ehe oder die eingetragene Partnerschaft nicht 
vor Vollendung des 60. Lebensjahrs des Arbeitnehmers geschlossen wurde Der EuGH stellte außerdem 
fest, dass die Regelung auch keine mittelbare Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung 
begründe: dass einige Arbeitnehmer (die in einer gleichgeschlechtlichen eingetragenen 
Lebenspartnerschaft leben und vor 1951 geboren sind) die angefochtene Regelung nicht erfüllen 
könnten, sei eine Folge der in Irland zum Zeitpunkt ihres 60. Geburtstags bestehenden Rechtslage (d. h. 
der fehlenden Anerkennung irgendeiner Form eines zivilrechtlichen Lebensbunds oder der Ehe) und 
des Fehlens von Übergangsbestimmungen für die gleichgeschlechtlichen eingetragenen 
Lebenspartnerschaften von Arbeitnehmern, die vor 1951 geboren wurden (nach dem Urteil änderte 
Irland seine Rechtsvorschriften, um Arbeitnehmern wie Herrn Dr. Parris Rechnung zu tragen).306 
Darüber hinaus wurde festgestellt, dass es den Mitgliedstaaten freistehe, für Personen gleichen 
Geschlechts die Ehe oder eine alternative Form der gesetzlichen Anerkennung ihrer Beziehung 
vorzusehen und den Zeitpunkt festzulegen, ab dem eine solche Ehe oder eine alternative Form der 
gesetzlichen Anerkennung ihre Wirkungen entfalte. Außerdem stellte der EuGH fest, dass die 
angefochtene Regelung weder eine Diskriminierung wegen des Alters darstelle, noch geeignet sei, 
eine Diskriminierung wegen der sexuellen Ausrichtung in Verbindung mit einer Diskriminierung 
wegen des Alters zu begründen. 
 
Urteil des Gerichtshofs vom 5. Juni 2018, Relu Adrian Coman u. a. gegen Inspectoratul General 
pentru Imigrări und Ministerul Afacerilor Interne, C-673/16, ECLI:EU:C:2018:385 
In dieser Rechtssache ging es um die Weigerung Rumäniens, eine zwischen einem Unionsbürger, Herrn 
Coman (einem rumänischen Staatsangehörigen), und einem Drittstaatsangehörigen (Herrn Hamilton) 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat (Belgien) geschlossene gleichgeschlechtliche Ehe anzuerkennen, 
um das Recht auf Familienzusammenführung nach den EU-Rechtsvorschriften zur Freizügigkeit zu 
gewähren. Im Vordergrund stand die Frage, ob der Begriff „Ehegatte“ in Artikel 2 Nummer 2 
Buchstabe a der Richtlinie 2004/38/EG so auszulegen sei, dass er den gleichgeschlechtlichen Ehegatten 
eines Unionsbürgers einschließe. Die Richtlinie 2004/38/EG enthält eine erschöpfende Liste von 
Familienmitgliedern, die Unionsbürger (automatisch) begleiten oder ihnen nachziehen können, wenn 
sie von einem Mitgliedstaat in einen anderen ziehen, ohne dass sie die Einwanderungsbestimmungen 
des Mitgliedstaates erfüllen müssen, in den der Unionsbürger zieht. Der EuGH entschied, dass der 
Begriff „Ehegatte“ in der Richtlinie 2004/38/EG so auszulegen sei, dass er den gleichgeschlechtlichen 
Ehegatten eines Unionsbürgers einschließt, der Freizügigkeitsrechte ausübt. Ein Unionsbürger, der in 
einen anderen Mitgliedstaat umzieht, kann also unter Berufung auf das Unionsrecht (d. h. die 
Bestimmungen über den freien Personenverkehr und/oder die Richtlinie 2004/38/EG) von dem 
Mitgliedstaat, in den er umzieht, verlangen, dass dieser seinen gleichgeschlechtlichen Ehegatten in 
sein Hoheitsgebiet zulässt und ihm eine Aufenthaltserlaubnis erteilt; dies gilt unabhängig davon, ob 
dieser Mitgliedstaat gleichgeschlechtlichen Paaren in seinem Hoheitsgebiet die Ehe ermöglicht hat. 
Übt der Unionsbürger jedoch seine Freizügigkeitsrechte aus, um aus einem anderen Mitgliedstaat in 
den Mitgliedstaat seiner Staatsangehörigkeit zurückzukehren (wie in diesem Fall), muss er sich 
mindestens drei Monate im Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaats aufgehalten haben (d. h. es 
wird ein „tatsächlicher Aufenthalt" im Aufnahmestaat gefordert), und während dieses Aufenthalts 
muss er im Aufnahmestaat ein Familienleben entwickelt oder gefestigt haben, bevor er in den 
Mitgliedstaat seiner Staatsangehörigkeit zurückkehrt, in dem das Recht auf 
Familienzusammenführung geltend gemacht wird. 
 
 
 

                                                             
306  Social Welfare, Pensions and Civil Registration Act 2018, S. 27. 
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Rechtssache V. M. A. gegen Stolichna Obsthina, Rayon „Pancharevo“, C-490/20 (Sitzung vom 
9. Februar 2021; Schlussanträge der Generalanwältin am 15. April 2021 erwartet) 
Gegenstand dieses Verfahrens ist ein Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts der Stadt 
Sofia (Bulgarien) infolge eines Verfahrens, das durch eine Klage von V. M. A. (einer bulgarischen 
Staatsangehörigen) angestrengt worden war, weil die Gemeinde Sofia (Bezirk „Pancharevo“) sich 
geweigert hatte, eine Geburtsurkunde für das 2019 in Spanien geborene Mädchen S. D. K. A. − dessen 
Geburt durch eine spanische Geburtsurkunde bescheinigt worden war − auszustellen, in der V. M. A. 
und K. D. K. (eine britische Staatsangehörige), die in einer gleichgeschlechtlichen Ehe leben, als Mütter 
des Mädchens genannt werden. Begründet wurde die Weigerung a) mit dem Fehlen ausreichender 
Informationen über die Abstammung des Kindes in Bezug auf seine biologische Mutter und b) damit, 
dass die Eintragung von zwei weiblichen Elternteilen in die Geburtsurkunde eines Kindes unzulässig 
sei, da gleichgeschlechtliche Ehen in Bulgarien derzeit nicht möglich seien und eine solche Eintragung 
gegen die öffentliche Ordnung verstoße. 
Dem EuGH wurden die folgenden Fragen zur Entscheidung vorgelegt: 
1. Sind in dem Fall, dass bei den bulgarischen Behörden ein Antrag auf Beurkundung der Geburt eines 
Kindes mit bulgarischer Staatsangehörigkeit gestellt wurde, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Union erfolgte und in einer spanischen Geburtsurkunde bescheinigt wurde, in der zwei Personen 
weiblichen Geschlechts als Mütter eingetragen sind und die keine näheren Angaben dazu enthält, ob 
eine und, wenn ja, welche von ihnen die leibliche Mutter des Kindes ist, die Artikel 20 und 21 AEUV 
sowie die Artikel 7, 24 und 45 der Charta dahin auszulegen, dass sie den bulgarischen 
Verwaltungsbehörden verwehren, die Ausstellung einer bulgarischen Geburtsurkunde mit der 
Begründung abzulehnen, dass die Klägerin sich weigere anzugeben, wer die leibliche Mutter des 
Kindes ist? 
2. Sind Artikel 4 Absatz 2 EUV und Artikel 9 der Charta dahin auszulegen, dass die Achtung der 
nationalen Identität und der Verfassungsidentität der Mitgliedstaaten bedeutet, dass Letztere in Bezug 
auf die Vorschriften für die Feststellung der Abstammung über ein weites Ermessen verfügen? Im 
Einzelnen: 

− Ist Artikel 4 Absatz 2 EUV dahin auszulegen, dass er es den Mitgliedstaaten gestattet, 
Informationen über die biologische Abstammung des Kindes zu verlangen? 

− Ist Artikel 4 Absatz 2 EUV in Verbindung mit Artikel 7 und Artikel 24 Absatz 2 der Charta dahin 
auszulegen, dass es unabdingbar ist, die nationale Identität und die Verfassungsidentität eines 
Mitgliedstaats einerseits und das Wohl des Kindes andererseits im Bestreben eines 
Interessenausgleichs gegeneinander abzuwägen, wobei zu berücksichtigen ist, dass derzeit weder in 
Bezug auf die Werte noch in rechtlicher Hinsicht ein Konsens über die Möglichkeit besteht, als Eltern in 
einer Geburtsurkunde Personen gleichen Geschlechts ohne nähere Angaben dazu, ob und, wenn ja, 
wer von ihnen leiblicher Elternteil des Kindes ist, eintragen zu lassen? Falls diese Frage zu bejahen ist, 
wie könnte dieser Interessenausgleich konkret erzielt werden? 
3. Sind die Rechtsfolgen des Brexits insoweit von Bedeutung für die Beantwortung der ersten Frage, als 
die eine Mutter, die in der in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten Geburtsurkunde angegeben 
ist, Staatsangehörige des Vereinigten Königreichs, die andere Mutter Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaats der Union ist, wenn man insbesondere berücksichtigt, dass die Verweigerung der 
Ausstellung einer bulgarischen Geburtsurkunde des Kindes ein Hindernis für die Ausstellung eines 
Identitätsdokuments des Kindes durch einen Mitgliedstaat darstellt und dadurch gegebenenfalls die 
uneingeschränkte Ausübung seiner Rechte als Unionsbürger erschwert? 
4. Falls die erste Frage bejaht wird: Verpflichtet das Unionsrecht, insbesondere der 
Effektivitätsgrundsatz, die zuständigen nationalen Behörden, von dem Muster für die Abfassung einer 
Geburtsurkunde, das Bestandteil des geltenden nationalen Rechts ist, abzuweichen? 
 
Rechtssache Rzecznik Praw Obywatelskich, C-2/21 (anhängig) 
Derzeit sind keine Informationen verfügbar, da die Klageschrift erst vor Kurzem (am 4. Januar 2021) 
eingereicht wurde. 
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2. Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
 
a) Gleichgeschlechtliche Paare: Zugang zu den Rechten nicht verheirateter 
verschiedengeschlechtlicher Paare 
 
− Urteil des EGMR vom 24. Juli 2003, Karner/Österreich, (Verletzung von Artikel 14 in Verbindung mit 
Artikel 8 (Recht auf Achtung der Wohnung; nur nicht verheiratete verschiedengeschlechtliche, nicht 
aber gleichgeschlechtliche Partner konnten nach dem Tod des Hauptmieters in ein Mietverhältnis 
eintreten)): 41. Das Ziel, die Familie im traditionellen Sinne zu schützen, ist eher abstrakt und kann 
durch zahlreiche konkrete Maßnahmen umgesetzt werden. In Fällen, in denen den Staaten nur wenig 
Ermessensspielraum eingeräumt wird, wie bei einer Ungleichbehandlung wegen des Geschlechts oder 
der sexuellen Ausrichtung, muss die gewählte Maßnahme nach dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit nicht nur grundsätzlich geeignet sein, das angestrebte Ziel zu erreichen. Es muss 
auch nachgewiesen werden, dass es zur Erreichung dieses Ziels erforderlich war, bestimmte 
Personengruppen − in diesem Fall Personen, die in einer homosexuellen Beziehung leben − vom 
Anwendungsbereich des § 14 des Mietrechtsgesetzes auszuschließen. Der EGMR kann nicht erkennen, 
dass die Regierung irgendwelche Argumente vorgebracht hat, die eine solche Schlussfolgerung 
zulassen würden. 42. [...] [D]er EGMR stellt fest, dass die Regierung keine überzeugenden und 
gewichtigen Gründe vorgebracht hat, die die enge Auslegung des [...] Gesetzes rechtfertigen, wonach 
es einem [gleichgeschlechtlichen] überlebenden Partner nicht möglich ist, sich darauf zu berufen. 
 
− Urteil des EGMR vom 24. Juni 2010, Schalk und Kopf / Österreich (keine Verletzung; Ausschluss der Ehe 
für gleichgeschlechtliche Paare): 94. [...] Die Beziehung der Beschwerdeführer, eines in einer nicht 
ehelichen Lebensgemeinschaft zusammenlebenden gleichgeschlechtlichen Paares, das in einer 
stabilen De-facto-Partnerschaft lebt, fällt unter den Begriff „Familienleben“ ebenso wie die Beziehung 
eines verschiedengeschlechtlichen Paares in derselben Situation.  
 
− Urteil des EGMR (Große Kammer) vom 7. November 2013 in der Rechtssache Vallianatos 
u. a. / Griechenland, (Verletzung von Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 8, Achtung des Privat- und 
Familienlebens; das neue Institut der eingetragenen Lebenspartnerschaft wurde ausschließlich für 
nicht verheiratete verschiedengeschlechtliche Paare geschaffen): 81. [...] [D]ie im Gesetz Nr. 3719/2008 
vorgesehene Lebenspartnerschaft als offiziell anerkannte Alternative zur Ehe ist für die 
Beschwerdeführer von grundlegendem Wert, unabhängig vom Umfang der rechtlichen Wirkungen, 
die sie entfalten würde. [...] [G]leichgeschlechtliche Paare sind ebenso fähig wie 
verschiedengeschlechtliche Paare, stabile, feste Beziehungen einzugehen. Gleichgeschlechtliche 
Paare, die ihr Leben miteinander teilen, haben die gleichen Bedürfnisse in Bezug auf gegenseitige 
Unterstützung und Hilfe wie verschiedengeschlechtliche Paare. […] 85. [...] [E]s obliegt [...] der 
griechischen Regierung, nachzuweisen [...], dass es zur Verfolgung der von ihr angeführten legitimen 
Ziele notwendig war, gleichgeschlechtliche Paare von der Möglichkeit einer Begründung der im Gesetz 
Nr. 3719/2008 vorgesehenen zivilrechtlichen Lebensgemeinschaften auszunehmen [...] 92. [...] [D]er 
EGMR ist der Auffassung, dass die Regierung keine überzeugenden und gewichtigen Gründe 
vorgebracht hat, die den Ausschluss gleichgeschlechtlicher Paare aus dem Anwendungsbereich des 
Gesetzes Nr. 3719/2008 rechtfertigen könnten. [...] 
 
− Urteil des EGMR vom 23. Februar 2016, Pajić/Kroatien (Verletzung von Artikel 14 in Verbindung mit 
Artikel 8, Achtung des Privat- und Familienlebens; Aufenthaltstitel für Familienangehörige, der einem 
nicht verheirateten verschiedengeschlechtlichen Lebenspartner, nicht aber einem 
gleichgeschlechtlichen Lebenspartner gewährt wird): 74. D]ie [einschlägigen Bestimmungen des 
Fremdengesetzes beschränkten die Möglichkeit der Beantragung einer Aufenthaltserlaubnis zur 
Familienzusammenführung [...] ausdrücklich auf heterosexuelle Paare, seien sie verheiratet oder in 
einer nicht ehelichen Beziehung. Indem es homosexuelle Paare stillschweigend aus seinem 
Anwendungsbereich ausschloss, führte das [...] Fremdengesetz eine auf der sexuellen Orientierung 



Hindernisse für die Freizügigkeit von Regenbogenfamilien in der EU 
 

PE 671.505 129 

beruhende unterschiedliche Behandlung der betroffenen Personen ein. [...]. 83. [...] [Die] Regierung 
[nannte] keine [...] besonders überzeugenden und gewichtigen Gründe [...], um die unterschiedliche 
Behandlung von homosexuellen und heterosexuellen Paaren bei der Familienzusammenführung zu 
rechtfertigen. [...]. 
 
b) Gleichgeschlechtliche Paare: Zugang zu spezifischen Rechten nicht verheirateter 
verschiedengeschlechtlicher Paare 
 
− Urteil des EGMR vom 30. Juni 2016, Taddeucci und McCall / Italien (Verletzung von Artikel 14 in 
Verbindung mit Artikel 8, Achtung des Privat- und Familienlebens; Aufenthaltstitel für 
Familienangehörige, der einem verschiedengeschlechtlichen Ehegatten, nicht aber einem 
nicht verheirateten verschieden- oder gleichgeschlechtlichen Lebenspartner gewährt wird): 82. [...] Im 
vorliegenden Fall scheint es [...] nicht, dass die Bf. – ein nicht verheiratetes homosexuelles Paar – anders 
behandelt worden wären als ein nicht verheiratetes heterosexuelles Paar. [...] 83. Trotzdem kann die 
Situation der Bf. nicht als analog zu jener eines nicht verheirateten heterosexuellen Paares angesehen 
werden. Im Unterschied zu Letzterem haben die Betroffenen in Italien nicht die Möglichkeit zu heiraten. 
[...] [...] [N]ur für homosexuelle Paare [stellt eine einschränkende Auslegung des Begriffs des 
‚Familienmitglieds‘ daher] ein unüberwindbares Hindernis bei der Zuerkennung der 
Aufenthaltsgenehmigung aus familiären Gründen dar. Diese konnten auch keine andere Art der 
rechtlichen Anerkennung als die Ehe erlangen [...] [z. B eine] eingetragene[] Partnerschaft [...] 85. [...] [...] 
[D]ie Bf., ein homosexuelles Paar, [wurden] im Hinblick auf die Zuerkennung einer 
Aufenthaltsgenehmigung aus familiären Gründen gleich behandelt [...] wie Personen, die sich in einer 
spürbar unterschiedlichen Situation zu der ihrigen befanden – nämlich heterosexuelle Partner, die 
entschieden haben, ihre Partnerschaft nicht zu legalisieren. [...] 90. [...] Hinsichtlich der Beweislast [...] 
nach Artikel 14 [...] obliegt der Regierung der Nachweis, dass ein solcher Ansatz gerechtfertigt war, 
wenn der Bf. das Vorliegen einer vergleichbaren Behandlung in erheblich unterschiedlichen 
Situationen nachgewiesen hat [...]. 93. [...] [D]er Schutz der traditionellen Familie [...] kann keinen 
‚besonders soliden und überzeugenden‘ Grund darstellen [...], um [...] eine Diskriminierung aufgrund 
der sexuellen Orientierung zu rechtfertigen. 94. [...] [D]er italienische Staat [hat es] ohne objektive und 
angemessene Rechtfertigung unterlassen, sie anders als heterosexuelle Paare zu behandeln und die 
Möglichkeit Letzterer zu berücksichtigen, eine rechtliche Anerkennung ihrer Beziehung zu erhalten [...] 
– eine Möglichkeit, in deren Genuss die Bf. nicht kamen (siehe [Urteil des EGMR vom 6. April 2000], 
Thlimmenos[/Griechenland] [...] 44). [...] 98. [...] [D]er Staat [hat] [...] durch die Entscheidung, 
[nicht verheiratete] homosexuelle Paare im Hinblick auf die Zuerkennung der 
Aufenthaltsgenehmigung aus familiären Gründen gleich zu behandeln wie heterosexuelle Paare, die 
ihre Situation nicht legalisiert haben, das Recht der Bf. verletzt [...], [...] keine auf die sexuelle 
Orientierung gestützte Diskriminierung zu erleiden. 
 
c) Gleichgeschlechtliche Paare: Möglichkeit der Eheschließung 
 
− Urteil des EGMR vom 24. Juni 2010, Schalk und Kopf / Österreich (keine Verletzung; Ausschluss der Ehe 
für gleichgeschlechtliche Paare): 61. Unter Berücksichtigung von Artikel 9 der [EU-]Charta [der 
Grundrechte], der den Bezug auf „Männer und Frauen“ nicht beinhaltet, [...] würde der EGMR nicht 
mehr die Auffassung vertreten, dass das in Artikel 12 verankerte Recht auf Eheschließung unter allen 
Umständen auf die Ehe zwischen zwei Personen unterschiedlichen Geschlechts beschränkt sein muss. 
[...] Beim gegenwärtigen Stand der Dinge [6 von 47 Mitgliedstaaten des Europarates erlauben 
gleichgeschlechtlichen Paaren die Eheschließung] bleibt die Frage, ob die gleichgeschlechtliche Ehe 
ermöglicht werden soll, der Regelung durch das nationale Recht des Vertragsstaates überlassen. 
 
− Urteil des EGMR vom 21. Juli 2015, Oliari u. a. / Italien, (Ausschluss der Eheschließung stellt keine 
Verletzung dar; gleiche Schlussfolgerung wie in der Rechtssache Schalk und Kopf, wobei zu diesem 
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Zeitpunkt 11 von 47 Mitgliedstaaten des Europarates gleichgeschlechtlichen Ehepaaren die 
Eheschließung erlaubten) 
 
d) Gleichgeschlechtliche Paare: Zugang zu einem „spezifischen rechtlichen Rahmen“ 
 
− Urteil des EGMR vom 24. Juni 2010, Schalk und Kopf / Österreich (Das Fehlen der rechtlichen 
Anerkennung gleichgeschlechtlicher Paare verstieß nicht gegen Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 8, 
Achtung des Familienlebens): Drei Richter mit abweichender Meinung hätten eine Verletzung 
festgestellt, weil Österreich es versäumt hat, vor dem 1. Januar 2010 ein Gesetz zur eingetragenen 
Lebenspartnerschaft einzuführen. Die vier Richter mit Stimmenmehrheit erkannten keine 
Verpflichtung für Österreich, ein solches Gesetz vor dem 1. Januar 2010 einzuführen, betonten aber: 
103. [...] Da den Beschwerdeführern nun die Eintragung ihrer Partnerschaft [in Österreich] offensteht, 
ist der EGMR nicht dazu aufgerufen zu prüfen, ob das [in einem anderen Land] völlige Fehlen der 
Möglichkeit, eine gleichgeschlechtliche Partnerschaft rechtlich anerkennen zu lassen, eine Verletzung 
von Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 8 EMRK darstellte, wenn diese Situation heute noch bestehen 
würde.  
 
− Urteil des EGMR vom 21. Juli 2015, Oliari u. a. / Italien (Das Fehlen einer Alternative für 
gleichgeschlechtliche Paare, die in Italien heiraten wollten, verletzte eine positive Verpflichtung aus 
Artikel 8, Achtung des Familienlebens, einen „spezifischen rechtlichen Rahmen“ zu schaffen; 
7:0 Richter, die übereinstimmende Meinung von drei Richtern stützt sich aber auf eine andere 
Begründung, die nur für Italien gilt): 55. [...] [I]nzwischen haben 24 der 47 Mitgliedstaaten [des 
Europarats] bereits Gesetze erlassen, die gleichgeschlechtlichen Paaren ermöglichen, ihre Beziehung 
als gesetzliche Ehe oder als zivilrechtliche Lebensgemeinschaft oder als eingetragene 
Lebenspartnerschaft anerkennen zu lassen. […] 167. ... [D]ie Beschwerdeführer [...] hatten keinen 
Zugang zu einem spezifischen rechtlichen Rahmen [...], der ihnen die Anerkennung ihres Status 
verschaffen und ihnen bestimmte Rechte garantieren konnte, die für ein Paar in einer stabilen und 
festen Beziehung von Bedeutung sind. […] 172. [...] ... [D]er derzeit verfügbare Schutz [...] deckt nicht 
nur [...] nicht die für ein Paar in einer stabilen festen Beziehung relevanten Kernbedürfnisse ab, sondern 
ist auch nicht ausreichend stabil: Er ist abhängig von [...] der von Gerichten (oder manchmal auch 
Verwaltungsbehörden) vertretenen Auffassung im Kontext eines Landes, das nicht an Präzedenzurteile 
gebunden ist [...] 173. [...] [E]ine Verpflichtung, für die Anerkennung und den Schutz 
gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften zu sorgen, [...] würde weder auf legislativer noch auf 
administrativer oder sonstiger Ebene eine besondere Belastung für den italienischen Staat bedeuten. 
Zudem würde eine solche Gesetzgebung einem wichtigen sozialen Bedürfnis gerecht ... 174. [...] [I]n 
Ermangelung der Möglichkeit einer Eheschließung haben gleichgeschlechtliche Paare wie die 
Beschwerdeführer ein besonderes Interesse daran, eine zivilrechtliche Lebensgemeinschaft eingehen 
zu können, die ihnen auf die am besten angemessene Weise ermöglichen würde, ihre Beziehung 
rechtlich anerkennen zu lassen, und die ihnen den entsprechenden Schutz (in Form von 
grundlegenden Rechten, die für ein Paar in einer stabilen und dauerhaften Beziehung von Bedeutung 
sind) ohne unnötige Hindernisse garantieren würde. […] 177. [...] [D]er vorliegende Fall befasst sich 
nicht mit bestimmten spezifischen ‚ergänzenden‘ Rechten (im Unterschied zu den grundlegenden 
Rechten) [...], die angesichts ihrer sensiblen Dimension [Adoption oder medizinisch assistierte 
Reproduktion?] heftig umstritten sein können [...] [D]er vorliegende Fall betrifft ausschließlich das 
allgemeine Bedürfnis nach rechtlicher Anerkennung und den grundlegenden Schutz der 
Beschwerdeführer als gleichgeschlechtliche Paare. […] 185. [...] [I]n Ermangelung eines überwiegenden 
Gemeinschaftsinteresses [...], gegen das die oben genannten bedeutenden Interessen der Kläger 
abzuwägen sind, [...] stellt der Gerichtshof fest, dass die italienische Regierung ihren 
Ermessensspielraum überschritten hat und ihrer positiven Verpflichtung nicht nachgekommen ist, 
dafür zu sorgen, dass den Beschwerdeführern ein spezifischer rechtlicher Rahmen gewährt wird, der 
die Anerkennung und den Schutz ihrer gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaften vorsieht. 
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− Urteil des EGMR vom 9. Juni 2016, Chapin und Charpentier / Frankreich (keine Verletzung; der 
„besondere Rechtsrahmen“ Frankreichs, der pacte civil de solidarité, musste im Zeitraum 1999 bis 2013 
nicht mit der Ehe identisch sein; nach dem Urteil Taddeucci und McCall muss er mindestens bestimmte 
„grundlegende Rechte“ beinhalten, z. B. einen Aufenthaltstitel) 
 
− Urteil des EGMR vom 14. Juni 2016, Aldeguer Tomás / Spanien, (keine Verletzung; der „spezifische 
rechtliche Rahmen“ muss nicht rückwirkend sein; der gleichgeschlechtliche Partner starb 2002, vor 
Inkrafttreten des Ehegesetzes von 2005) 
 
− Urteil des EGMR vom 14. Dezember 2017, Orlandi u. a. / Italien, (Verletzung von Artikel 8, wie in der 
Rechtssache Oliari; 5:2 Richter; auch für gleichgeschlechtliche Paare, die außerhalb Italiens geheiratet 
haben, muss ein „spezifischer rechtlicher Rahmen“ geschaffen werden) 
 
e) LGB-Personen: Sorge für ein genetisches Kind 
 
− Urteil des EGMR vom 21. Dezember 1999, Salgueiro da Silva Mouta / Portugal, (Verletzung von 
Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 8, Achtung des Familienlebens; die sexuelle Ausrichtung des 
schwulen Vaters wurde bei der Entscheidung, das Sorgerecht für seine Tochter deren heterosexueller 
Mutter, seiner früheren Ehefrau, zuzusprechen, nachteilig ausgelegt): 34. [...] Das Berufungsgericht [...] 
berücksichtigte die Tatsache, dass der Beschwerdeführer homosexuell war und mit einem anderen 
Mann zusammenlebte, indem es feststellte, dass ‚das Kind in [...] in einer traditionellen portugiesischen 
Familie leben sollte‘ und dass ‚es hier nicht unsere Aufgabe ist, zu entscheiden, ob Homosexualität eine 
Krankheit ist oder ob es sich um eine sexuelle Ausrichtung hin zu Personen des gleichen Geschlechts 
handelt. In beiden Fällen handelt es sich um eine Anomalie, und Kinder sollten nicht ‚im Schatten‘ 
anomaler Umstände aufwachsen" [...] 35. Der EGMR ist der Auffassung, dass die oben genannten 
Passagen [...], keineswegs nur ungeschickt oder unglücklich sind [...], sondern ganz im Gegenteil darauf 
hindeuten, dass die Homosexualität des Klägers ein für die endgültige Entscheidung entscheidender 
Faktor war. Diese Schlussfolgerung wird dadurch gestützt, dass das Berufungsgericht in seiner 
Entscheidung über das Umgangsrecht den Beschwerdeführer ermahnte, nicht durch sein Verhalten 
dem Kind zu vermitteln, dass sein Vater mit einem anderen Mann ‚unter Bedingungen lebt, die denen 
[des Zusammenlebens] von Mann und Frau ähneln‘ [...] 36. [...] [D]as Berufungsgericht hat eine 
Unterscheidung getroffen, die auf Erwägungen hinsichtlich der sexuellen Ausrichtung des Klägers 
beruht und nach der Konvention nicht akzeptabel ist (siehe entsprechend Urteil Hoffmann[/Österreich], 
o. a., [...] § 36 [Mutter eine Zeugin Jehovas]). 
 
(f) LGB-Personen. Adoption eines nicht verwandten Kinds durch eine Einzelperson 
 
− Urteil des EGMR (Große Kammer) vom 22. Januar 2008 E. B. / Frankreich (Verletzung von Artikel 14 in 
Verbindung mit Artikel 8, Achtung des Privat- und Familienlebens, mit 10 zu 7 Stimmen zum 
Sachverhalt, 14 zu 3 Stimmen zum Grundsatz; offen lesbischer Frau wird die vorläufige Zulassung als 
potentieller Adoptivelternteil verweigert): 96. [...] [I]ndem die inländischen Behörden den 
Adoptionsantrag der Beschwerdeführerin ablehnten, nahmen sie eine nach der Konvention nicht 
annehmbare Unterscheidung aufgrund von Erwägungen bezüglich ihrer sexuellen Ausrichtung vor 
(siehe Urteil Salgueiro da Silva Mouta, o. a., § 36). [In seiner abweichenden Meinung ergänzte Richter 
Costa (dem sich drei weitere Richter anschlossen):] [...] [D]ie Botschaft [des EGMR] [...] ist klar: eine 
Person, die [als Einzelperson] eine Adoption anstrebt, kann nicht allein aufgrund ihrer Homosexualität 
daran gehindert werden. [...] [Der EGMR ist mit einer Mehrheit von zehn Richtern] [...] der Auffassung, 
dass einer Person die Genehmigung einer Adoption aufgrund ihrer Homosexualität ebenso wenig 
verweigert werden kann, wie ihr aus diesem Grund die elterliche Sorge entzogen werden kann (Urteil 
Salgueiro da Silva Mouta). Ich schließe mich an.  
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(g) Gleichgeschlechtliche Paare: Zugang zur Stiefkind- bzw. Sukzessivadoption (Kind des 
Lebenspartners) 
 
− Urteil des EGMR (Große Kammer) vom 19. Februar 2013, X u. a. / Österreich, (Verletzung von Artikel 14 
in Verbindung mit Artikel 8, Achtung des Familienlebens; Stiefkindadoption bei einem 
gleichgeschlechtlichen Paar rechtlich unmöglich; Zulässigkeit jedoch für nicht verheiratete 
verschiedengeschlechtliche Paare): 112. [...] [D]ie Bf., die eine rechtliche Beziehung zwischen der Erst- 
und der DrittBf. herstellen wollten, befanden sich in einer Situation, die mit der [eines 
nicht verheirateten] verschiedengeschlechtlichen Paares vergleichbar war, bei dem einer der 
Lebenspartner das Kind des anderen adoptieren wollte. 113. Das Gericht wendet sich nun der Frage zu, 
ob eine unterschiedliche Behandlung aufgrund der sexuellen Ausrichtung der Erst- und der DrittBf. 
vorlag. 114. Das österreichische Recht erlaubt die Stiefkindadoption durch ein nicht verheiratetes 
verschiedengeschlechtliches Paar. [...] [E]ine Stiefkindadoption durch ein gleichgeschlechtliches Paar 
ist rechtlich nicht möglich. […] 116. [...] Dies wäre selbst dann der Fall, wenn der leibliche Vater des 
ZweitBf. verstorben oder unbekannt wäre oder wenn es Gründe gäbe, sich darüber hinwegzusetzen, 
dass dieser die Zustimmung zur Adoption verweigert. Es wäre sogar unmöglich, wenn der Vater des 
ZweitBf. bereit wäre, seine Zustimmung zur Adoption zu erteilen. […] 139. [...] Da die Konvention ein 
lebendiges Instrument ist, das unter den jeweils gegenwärtigen Bedingungen auszulegen ist, muss der 
Staat bei der Wahl der Mittel zum Schutz der Familie und zur Gewährleistung der Achtung des 
Familienlebens nach Artikel 8 notwendigerweise die Entwicklungen in der Gesellschaft und die 
veränderte Wahrnehmung sozialer, zivilrechtlicher und beziehungsbezogener Fragen berücksichtigen, 
einschließlich der Tatsache, dass es bei der Entscheidung über das eigene Familien- oder Privatleben 
nicht nur einen Weg oder eine Wahl gibt [...] 141. [...] [D]er EGMR stellt fest, dass die Beweislast bei der 
Regierung liegt, die zu zeigen hat, dass der Schutz der traditionellen Familie und des Kindeswohls den 
Ausschluss gleichgeschlechtlicher Paare von der Möglichkeit der Stiefkindadoption erfordert, die für 
nicht verheiratete heterosexuelle Paare besteht. 142. [...] Die Regierung hat keine besonderen Beweise 
oder wissenschaftlichen Studien beigebracht, die zeigen würden, dass eine Familie mit zwei 
Elternteilen des gleichen Geschlechts unter keinen Umständen angemessen für die Bedürfnisse des 
Kindes sorgen könnte. Sie räumte im Gegenteil sogar ein, dass gleichgeschlechtliche Paare so geeignet 
oder ungeeignet wie verschiedengeschlechtliche Paare sein könnten, wenn es um die Adoption von 
Kindern geht [...] Die Regierung betonte lediglich, dass die Gesetzgebung eine Situation vermeiden 
wollte, in der ein Kind in rechtlicher Hinsicht zwei Mütter oder Väter hatte. […] 144. Der 
österreichischen Rechtslage scheint es zudem an Kohärenz zu mangeln. Die Adoption durch eine 
Einzelperson – auch eine homosexuelle – ist möglich. Wenn diese Person einen eingetragenen Partner 
bzw. eine eingetragene Partnerin hat, muss dieser bzw. diese der Adoption zustimmen [...]. Der 
Gesetzgeber hat folglich akzeptiert, dass ein Kind in einer durch ein gleichgeschlechtliches Paar 
gebildeten Familie aufwächst und dies nicht schädlich für das Kind ist. Das österreichische Recht 
beharrt allerdings auf dem Standpunkt, dass ein Kind nicht zwei Mütter oder zwei Väter haben sollte. 
[...] 145. Der EGMR findet das Argument der Bf. überzeugend, dass zwar De-facto-Familien existieren, 
die auf einem gleichgeschlechtlichen Paar gründen, diesen aber die Möglichkeit verwehrt werde, 
rechtliche Anerkennung und rechtlichen Schutz zu erlangen. […] 146. ... Wenn keine anderen 
besonders überzeugenden und gewichtigen Gründe für ein solches absolutes Verbot sprechen, 
dürften die bisher vorgebrachten Erwägungen eher nahelegen, den Gerichten eine Einzelfallprüfung 
zu ermöglichen. Dies dürfte auch eher dem Kindeswohl entsprechen [...] 151. Der EGMR ist sich der 
Tatsache bewusst, dass das Schaffen eines Ausgleichs zwischen dem Schutz der Familie im 
traditionellen Sinn und den Konventionsrechten sexueller Minderheiten von Natur aus schwierig ist 
und vom Staat verlangen kann, konfligierende Ansichten und Interessen miteinander in Einklang zu 
bringen, die von den betroffenen Parteien als in einem grundsätzlichen Gegensatz stehend 
wahrgenommen werden. [...] Angesichts der obigen Überlegungen stellt der EGMR jedoch fest, dass 
die Regierung keine besonders gewichtigen und überzeugenden Gründe angeführt hat, um zu zeigen, 
dass der Ausschluss der Stiefkindadoption – die für ein unverheiratetes verschiedengeschlechtliches 
Paar erlaubt war – bei einem gleichgeschlechtlichen Paar für den Schutz der Familie im traditionellen 
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Sinn oder des Kindeswohls notwendig war. Diese Unterscheidung ist daher nicht mit der Konvention 
vereinbar. 
  
− Urteil des EGMR vom 15. März 2012 in der Rechtssache Gas und Dubois / Frankreich, (keine Verletzung; 
6:1 Richter, wobei drei weitere Richter Frankreich aufforderten, seine Rechtsvorschriften zu ändern; 
keine Diskriminierung, wenn die Adoption durch einen zweiten Elternteil auf verheiratete 
verschiedengeschlechtliche Paare beschränkt ist und gleichgeschlechtliche Paare genauso behandelt 
werden wie nicht verheiratete verschiedengeschlechtliche Paare): 43. [...] [D]ie Beschwerdeführerinnen 
[...] machten geltend, dass es eine unterschiedliche Behandlung nach dem Gesetz gebe, je nachdem, 
ob ein Paar, das Kinder aufziehe, aus zwei Frauen bestehe, die in einer nicht ehelichen 
Lebensgemeinschaft oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebten, oder aus einer Frau und 
einem Mann in der gleichen Situation [der Mann könne ein Kind anerkennen, das von seiner Partnerin 
aufgrund einer Samenspende geboren wurde, und der rechtliche Vater des Kindes werden, ohne dass 
eine Stiefkindadoption erforderlich sei]. […] 63. ... [Die künstliche Befruchtung durch einen anonymen 
Spender ist in Frankreich auf unfruchtbare [verheiratete oder nicht verheiratete] heterosexuelle Paare 
beschränkt; diese Situation ist mit der der Beschwerdeführerinnen nicht vergleichbar. [...] [Sie] können 
nicht als Opfer einer Ungleichbehandlung angesehen werden, die sich aus den französischen 
Rechtsvorschriften in diesem Bereich ergibt. […] 68. [...] [F]ür die Zwecke der Stiefkindadoption kann 
die rechtliche Situation der Beschwerdeführerinnen nicht mit der eines Ehepaares verglichen werden. 
69. Als Nächstes [...] muss der EGMR ihre Situation im Vergleich zu der eines nicht verheirateten 
heterosexuellen Paares untersuchen. Letzteres kann, wie die Beschwerdeführerinnen, eine 
Lebenspartnerschaft eingegangen sein oder in einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft 
zusammenleben. [...] [B]ei allen Paaren, die sich in einer vergleichbaren rechtlichen Situation befinden, 
weil sie eine Lebenspartnerschaft eingegangen sind, würden der Antrag auf eine einfache Adoption 
ebenfalls abgelehnt [...] Es ist daher keine unterschiedliche Behandlung aufgrund der sexuellen 
Ausrichtung der Beschwerdeführerinnen festzustellen. 
 
(h) Gleichgeschlechtliche Paare: Zugang zur gemeinsamen Adoption (nicht verwandtes Kind) 
 
− Noch keine Rechtsprechung; wenn nicht verheiratete verschiedengeschlechtliche Paare diese 
Möglichkeit haben, sollte das Urteil des EGMR in der Rechtssache X u. a. / Österreich berücksichtigt 
werden. 
 
i) Gleichgeschlechtliche Paare: Ermöglichen einer künstlichen Befruchtung durch einen 
Spender 
 
Wenn dies nicht verheirateten verschiedengeschlechtlichen Paaren bereits ermöglicht wird (wie in 
Frankreich und in Italien), sollte das Urteil des EGMR in der Rechtssache X u. a. / Österreich 
berücksichtigt werden 
− Diese Auffassung wurde im Urteil des EGMR vom 8. Februar 2018, Charron und Merle-
Montet / Frankreich vertreten (unzulässig, da ein theoretisch verfügbarer inländischer Rechtsbehelf 
nicht genutzt wurde: Durchsetzung der EMRK durch französische Gerichte). 
 
− Urteil des EGMR vom 7. Mai 2013, Boeckel und Gessner-Boeckel / Deutschland (keine Verletzung von 
Artikel 8, weder für sich genommen noch in Verbindung mit Artikel 14; nach einer künstlichen 
Befruchtung durch einen Spender konnte eine leibliche Mutter den Namen ihres Ehegatten in die 
Geburtsurkunde des Kindes eintragen lassen, obwohl er nicht der genetische Vater des Kindes war, 
nicht aber den Namen ihrer eingetragenen Lebenspartnerin; zum Zeitpunkt des Urteils war die 
eingetragene Lebenspartnerin der leiblichen Mutter infolge einer Stiefkindadoption eine gesetzliche 
Mutter geworden) 
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j) Gleichgeschlechtliche Paare: Von einer Leihmutter geborene Kinder 
 
− Urteil des EGMR vom 26. Juni 2014, Mennesson/Frankreich (Verletzung von Kinderrechten nach 
Artikel 8, Achtung des Privatlebens; Weigerung der Anerkennung der genetischen Verbindung 
zwischen zwei von einer Leihmutter in Kalifornien geborenen Kindern und ihrem genetischen Vater, 
einem französischen Staatsbürger) 
 
− Der Grundsatz aus der Rechtssache Mennesson kommt zum Tragen, wenn der genetische Vater 
heterosexuell ist und eine Partnerin hat (wie in der Rechtssache Mennesson) oder wenn er schwul oder 
bisexuell ist und eine Partnerin hat (wie im Urteil des EGMR vom 21. Juli 2016, Foulon und 
Bouvet / Frankreich)  
 
− EGMR (Große Kammer), Gutachtenantrag des französischen Berufungsgerichts vom 10. April 2019: Die 
Kinder in der Rechtssache Mennesson haben nach Artikel 8 (Achtung des Privatlebens) ein Recht auf 
eine rechtliche Beziehung zur Ehefrau ihres genetischen Vaters, die ihre soziale Mutter ist. Diese 
Beziehung könnte eher durch eine Stiefkindadoption als durch Anerkennung der kalifornischen 
Geburtsurkunde erfolgen, in der die Ehegattin als Elternteil angegeben ist. 
 
− Gutachten und Rechtssache Taddeucci und McCall, zitiert im Rahmen der Beteiligung Dritter zur 
Überprüfung der Rechtssache Gas und Dubois / Frankreich in der anhängigen Rechtssache 
Nr. 30806/15, A. D.-K. u. a. / Polen: ein britisch-polnisches lesbisches Paar mit Kind, das in 
Großbritannien infolge einer künstlichen Befruchtung durch einen Spender geboren wurde; 
Weigerung, die britische Geburtsurkunde anzuerkennen, in der die polnische nicht genetische Mutter 
als Elternteil aufgeführt ist, in Verbindung mit der Tatsache, dass eine Stiefkindadoption für 
gleichgeschlechtliche Paare in Polen nicht möglich ist (siehe https://www.ilga-
europe.org/sites/default/files/AD-K%20v%20Poland%202019-07-25%20FINAL.pdf)  
 

  

https://www.ilga-europe.org/sites/default/files/AD-K%20v%20Poland%202019-07-25%20FINAL.pdf
https://www.ilga-europe.org/sites/default/files/AD-K%20v%20Poland%202019-07-25%20FINAL.pdf
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ANHANG 3 − GESETZE ÜBER EHEN UND EINGETRAGENE 
LEBENSPARTNERSCHAFTEN FÜR GLEICHGESCHLECHTLICHE 
PAARE IN DER EU  
 
Österreich − Eingetragene Partnerschaft-Gesetz,  BGBl. I Nr. 135/2009 
 
Verfassungsgerichtshof, Erkenntnis G 258-259/2017-9, 4: Dezember 2017:  
1. Die Wortfolge „verschiedenen Geschlechtes“ in §44 des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
(ABGB), JGS Nr 946/1811, und im Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft (Eingetragene 
Partnerschaft-Gesetz – EPG), BGBl I Nr 135/2009 idF BGBl I Nr 25/2015, die Wortfolgen 
„gleichgeschlechtlicher Paare“ in §1, „gleichen Geschlechts“ in §2 sowie die Ziffer 1 des §5 Abs1 werden 
als verfassungswidrig aufgehoben. 
2. Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2018 in Kraft. 
 
Belgien − Loi du 23 novembre 1998 instaurant la cohabitation légale, Moniteur belge, 12. Januar 1999, 
S. 786 („cohabitants légaux“; „Personen in einer gesetzlichen nicht ehelichen Lebensgemeinschaft“); Loi 
du 13 février 2003 ouvrant le mariage à des personnes de même sexe et modifiant certaines dispositions du 
Code civil, Moniteur belge, 28. Februar 2003, Ausg. 3, S. 9880, in Kraft seit dem 1. Juni 2003 
 
Kroatien − Zakon o životnom partnerstvu osoba istog spola, NN 92/14, 98/19, 
https://www.zakon.hr/z/732/Zakon-o-%C5%BEivotnom-partnerstvu-osoba-istog-spola  
 
Zypern − ΝΟΜΟΣ ΠΟΥ ΠΡΟΝΟΕΙ ΓΙΑ ΤΗ ΣΥΝΑΨΗ ΠΟΛΙΤΙΚΗΣ ΣΥΜΒΙΩΣΗΣ, Ν. 184(Ι)/2015 (9. Dezember 
2015), http://www.cylaw.org/nomoi/indexes/2015_1_184.html  
 
Tschechien − Zákon ze dne 26. ledna 2006 o registrovaném partnerství a o  zmĕnĕ nĕkterých 
souvisejících zákonů (Gesetz Nr. 115/2006 Slg. der Rechtsvorschriften über eingetragene 
Lebenspartnerschaften und zur Änderung bestimmter verbundener Gesetze)  
 
Dänemark − Lov om registreret partnerskab (Gesetz über eingetragene Lebenspartnerschaften), 7. Juni 
1989, Nr. 372 („registrerede partnere“; „eingetragene Lebenspartner“); ersetzt durch Lov  om ændring af 
lov om ægteskabs indgåelse og opløsning, lov om ægteskabets  retsvirkninger og retsplejeloven og om 
ophævelse af lov om registreret  partnerskab, Gesetz Nr. 532 vom 12. Juni 2012 (in Kraft seit dem 15. Juni 
2012; „Ehegatten“) 
 
Estland – Gesetz über eingetragene Lebenspartnerschaften (9. Oktober 2014),  
https://www.riigiteataja.ee/en/eli/527112014001/consolide 
 
Finnland - Gesetz 9.11.2001/950, Gesetz über eingetragene Lebenspartnerschaften (Laki 
rekisteröidystä parisuhteista) („parisuhteen osapuolet“; „eingetragene Lebenspartner“); Laki avioliittolain 
muuttamisesta, 156/2015, https://www.finlex.fi/fi/laki/alkup/2015/20150156 (Ehe) 
 
Frankreich − Loi no. 99-944 du 15 novembre 1999 relative au pacte civil de solidarité, („partenaires“; 
„Lebenspartner“); Loi no. 2013-404 du 17 mai 2013 ouvrant le mariage aux couples de personnes de même 
sexe („époux“; „Ehegatten“) 
 
Deutschland − Gesetz vom 16. Februar 2001 zur Beendigung der Diskriminierung 
gleichgeschlechtlicher Gemeinschaften: Lebenspartnerschaften), BGBl. I Nr. 9 v. 22.2.2001 S. 266 
(„Lebenspartner“); Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen gleichen 
Geschlechts (20. Juli 2017),  

https://www.zakon.hr/z/732/Zakon-o-%C5%BEivotnom-partnerstvu-osoba-istog-spola
http://www.cylaw.org/nomoi/indexes/2015_1_184.html
https://www.riigiteataja.ee/en/eli/527112014001/consolide
https://www.finlex.fi/fi/laki/alkup/2015/20150156
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https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s2787.pd
f#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s2787.pdf%27%5D__1599502513922  
Griechenland - NOMOΣ ΥΠ’ ΑΡΙΘΜ. 4443 (9. Dezember 2016), https://0076.syzefxis.gov.gr/wp-
content/uploads/2019/08/11aNomos_N4443-1.pdf  
 
Ungarn – Gesetz über eingetragene Lebenspartnerschaften, Gesetz 29 von 2009 („eingetragene 
Lebenspartner“)  
 
Irland − Civil Partnership and Certain Rights and Obligations of Cohabitants Act 2010, Nr. 24 von 2010 

(„Lebenspartner“); Marriage Act 2015,   https://www.oireachtas.ie/en/bills/bill/2015/78/  
 
Italien − LEGGE 20 maggio 2016, n. 76. Regolamentazione delle unioni civili tra persone dello stesso sesso

  
[…], https://www.gazzettaufficiale.it/eli/gu/2016/05/21/118/sg/pdf 
 
Luxemburg − Loi du 9 juillet 2004 relative aux effets légaux de certains partenariats, Mémorial A, Nr. 143, 
6. August 2004 („partenaires“; „Lebenspartner“); Loi du 4 juillet 2014, 
http://legilux.public.lu/eli/etat/leg/loi/2014/07/04/n1/jo (Ehe)  
 
Malta − Marriage Act and other Laws (Amendment) Act, 2017, https://parlament.mt/media/90386/act-
xxiii-marriage-act-and-other-laws-amendment-act.pdf  
 
Niederlande − Gesetz vom 5. Juli 1997 zur Änderung von Buch 1 des Zivilgesetzbuchs und der 
Zivilprozessordnung, betreffend die darin enthaltene Einführung von Bestimmungen für eingetragene 
Lebenspartnerschaften (geregistreerd partnerschap), Staatsblad 1997, Nr. 324 („geregistreerde partners“; 
„eingetragene Lebenspartner“); Gesetz vom 21. Dezember 2000 zur Änderung von Buch 1 des 
Zivilgesetzbuchs, betreffend die Ermöglichung der Ehe für gleichgeschlechtliche Personen (Gesetz 
über die Öffnung der Ehe), Staatsblad 2001, Nr. 9 („echtgenoten“; „Ehegatten“)  
 
Portugal – Lei no. 9/2010 de 31 de Maio, Permite o casamento [Ehe] civil entre pessoas do mesmo sexo 
(„Ehegatten“) 
 
Slowenien − Zakon o partnerski zvezi (Gesetz über zivilrechtliche Lebensgemeinschaften, ZPZ), Ur. l. RS, 
33/16 (9. Mai 2016),  
https://www.uradni-list.si/glasilo-uradni-list-rs/vsebina/2016-01-1426?sop=2016-01-1426 
 
Spanien – Ley 13/2005, de 1 de julio, por la que se modifica el Codígo Civil en materia de derecho a contraer 
matrimonio (Gesetz 13/2005 vom 1. Juli, zur Änderung des Zivilgesetzbuchs in Bezug auf das Recht auf 
Eheschließung), Boletín Oficial del Estado Nr. 157, 2. Juli 2005, S. 23632−23634  
 
Schweden – Lag om registrerat partnerskap (Gesetz über eingetragene Lebenspartnerschaften), 
23. Juni 1994, SFS 1994:1117 („registrerade partner“; „eingetragene Lebenspartner“); ersetzt durch SFS 
1987:230 geändert durch SFS 2009:253 („Ehegatten“) 
 
  

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s2787.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s2787.pdf%27%5D__1599502513922
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl117s2787.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s2787.pdf%27%5D__1599502513922
https://0076.syzefxis.gov.gr/wp-content/uploads/2019/08/11aNomos_N4443-1.pdf
https://0076.syzefxis.gov.gr/wp-content/uploads/2019/08/11aNomos_N4443-1.pdf
https://www.oireachtas.ie/en/bills/bill/2015/78/
https://www.gazzettaufficiale.it/eli/gu/2016/05/21/118/sg/pdf
http://legilux.public.lu/eli/etat/leg/loi/2014/07/04/n1/jo
https://parlament.mt/media/90386/act-xxiii-marriage-act-and-other-laws-amendment-act.pdf
https://parlament.mt/media/90386/act-xxiii-marriage-act-and-other-laws-amendment-act.pdf
https://www.uradni-list.si/glasilo-uradni-list-rs/vsebina/2016-01-1426?sop=2016-01-1426
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ANHANG 4 − DER AN DAS EUROPÄISCHE ZENTRUM 
FÜR PARLAMENTARISCHE WISSENSCHAFT UND 
DOKUMENTATION (EZPWD) GESCHICKTE FRAGEBOGEN 
 
Zweck des Fragebogens 
 
Die Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des europäischen Parlaments 
führt auf Ersuchen des Petitionsausschusses eine Untersuchung mit dem Titel „Hindernisse für die 
Freizügigkeit von Regenbogenfamilien in der EU“ durch. Im Rahmen dieser Untersuchung übermitteln 
wir Ihnen den folgenden Fragebogen, um aktuelle und detaillierte Informationen über die Situation 
von Regenbogenfamilien, die sich innerhalb der EU bewegen, und ihren Status bei der Ausübung des 
Grundrechts auf Freizügigkeit zu erheben. Durch die Untersuchung sollen dem Europäischen 
Parlament Informationen bereitgestellt werden, die für die Erstellung von Berichten oder 
Entschließungen seiner zuständigen Ausschüsse, insbesondere des Petitionsausschusses oder des 
Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, nützlich sind.  
 
Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie uns so schnell wie möglich, auf jeden Fall aber vor Montag, dem 
6. Juli, antworten würden.  
 
 
FRAGEBOGEN REGENBOGENFAMILIEN 
 
Wir bitten Sie, die folgenden Fragen zu beantworten (und ggf. einen Rechtsverweis auf eine konkrete 
Vorschrift einer Verfassung, eines Gesetzes, einer Verordnung oder einer Verwaltungsrichtlinie bzw. auf 
eine gerichtliche Entscheidung beizufügen): 
 
 
A. GLEICHGESCHLECHTLICHE PAARE, DIE SICH IN EINEN ANDEREN EU-MITGLIEDSTAAT BEGEBEN 
(GRENZÜBERSCHREITENDE SITUATIONEN) 
 
1) Wenn sich ein gleichgeschlechtliches Ehepaar in Ihr Land begibt, erkennt Ihr Land seine Ehe an: 
a) zu Zwecken der Freizügigkeit (Familienzusammenführung), indem automatisch auch dem 
drittstaatsangehörigen Ehegatten des freizügigkeitsberechtigten EU-Bürgers die Einreise und der 
Aufenthalt gestattet werden, wie es das Urteil des EuGH von 2018 in der Rechtssache Coman und 
Hamilton vorsieht? 
b) für andere Zwecke des nationalen Rechts (Familien-, Steuer-, Sozialversicherungs-, Renten-, Erb-, 
Staatsangehörigkeits- und Medizinrecht (etwa das Besuchs- und Auskunftsrecht im Krankenhaus) 
usw.)? 
 
2) Werden verheiratete gleichgeschlechtliche Paare, die sich in Ihr Land begeben, als „verheiratet“ 
anerkannt?  
3) Wenn nicht, wird ihre Ehe einem anderen nationalen gesetzlichen Status gleichgestellt?  
4) Welche Rechte und Pflichten sind mit der Art der Anerkennung verbunden, die Ihr Land gewährt? 
 
5) Gibt es einen Unterschied in der Behandlung von gleichgeschlechtlichen und 
verschiedengeschlechtlichen Ehepaaren, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in Ihr Land 
begeben? 
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6) Gibt es Anforderungen hinsichtlich des Hoheitsgebiets, in dem die gleichgeschlechtliche Ehe 
geschlossen wurde (z. B. dass die Ehe in einem anderen EU-Mitgliedstaat geschlossen worden sein 
muss)? 
 
7) Wenn sich ein gleichgeschlechtliches Paar, das eine eingetragene Partnerschaft eingegangen ist (die 
auch einen anderen Namen wie z. B. Lebenspartnerschaft oder zivilrechtliche Lebensgemeinschaft 
haben kann), in Ihr Land begibt, erkennt Ihr Land dessen eingetragene Partnerschaft an: 
a) zu Zwecken der Freizügigkeit (Familienzusammenführung), indem automatisch auch dem 
Drittstaatsangehörigen, der in einer eingetragenen Partnerschaft mit dem freizügigkeitsberechtigten 
Unionsbürger lebt, Einreise und Aufenthalt gestattet werden? 
b) für andere Zwecke des nationalen Rechts (Familien-, Steuer-, Sozialversicherungs-, Renten-, Erb-, 
Staatsangehörigkeits- und Medizinrecht (etwa das Besuchs- und Auskunftsrecht im Krankenhaus) 
usw.)? 
 
8) Wenn ja, wird die Beziehung als eingetragene Lebenspartnerschaft anerkannt?  
9) Wenn nicht, wird die eingetragene Lebenspartnerschaft einem anderen nationalen gesetzlichen 
Status gleichgestellt?  
10) Welche Rechte und Pflichten sind mit der Art der Anerkennung verbunden, die Ihr Land gewährt? 
 
11) Gibt es einen Unterschied in der Behandlung von gleichgeschlechtlichen und 
verschiedengeschlechtlichen Paaren in eingetragenen Lebenspartnerschaften, die sich aus einem 
anderen EU-Mitgliedstaat in Ihr Land begeben? 
 
12) Gibt es Anforderungen hinsichtlich des Hoheitsgebiets, in dem die gleichgeschlechtliche 
eingetragene Lebenspartnerschaft eingegangen wurde (z. B. dass sie in einem anderen EU-
Mitgliedstaat geschlossen worden sein muss)? 
 
13) Wenn sich ein gleichgeschlechtliches Paar in einer dauerhaften Beziehung (ein Paar in einer nicht 
eingetragenen oder De-facto-Lebenspartnerschaft oder einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft) in 
Ihr Land begibt, erkennt Ihr Land dessen dauerhafte Beziehung an: 
a) zu Zwecken der Freizügigkeit (Familienzusammenführung), indem die Einreise und der Aufenthalt 
des Drittstaatsangehörigen, der in einer dauerhaften Beziehung zu dem freizügigkeitsberechtigten EU-
Bürger steht, erleichtert werden? 
b) für andere Zwecke des nationalen Rechts (Familien-, Steuer-, Sozialversicherungs-, Renten-, Erb-, 
Staatsangehörigkeits- und Medizinrecht (etwa das Besuchs- und Auskunftsrecht im Krankenhaus) 
usw.)? 
 
14) Wenn ja, wird das Paar als nicht eingetragene oder De-facto-Lebenspartnerschaft oder als nicht 
eheliche Lebensgemeinschaft anerkannt?  
15) Wenn nicht, wird die Lebenspartnerschaft bzw. die Lebensgemeinschaft einem anderen nationalen 
gesetzlichen Status gleichgestellt?  
16) Welche Rechte und Pflichten sind mit der Art der Anerkennung verbunden, die Ihr Land gewährt? 
 
(17) Gibt es einen Unterschied in der Behandlung von gleichgeschlechtlichen und 
verschiedengeschlechtlichen Paaren in einer dauerhaften Beziehung, die sich aus einem anderen EU-
Mitgliedstaat in Ihr Land begeben? 
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B. KINDER GLEICHGESCHLECHTLICHER PAARE, DIE SICH IN EINEN ANDEREN EU-MITGLIEDSTAAT 
BEGEBEN (GRENZÜBERSCHREITENDE SITUATIONEN) 
 
18) Werden die Kinder gleichgeschlechtlicher Paare, die in einem anderen Land als Kinder zweier 
gesetzlicher Eltern des gleichen Geschlechts (d. h. der beiden Personen des gleichgeschlechtlichen 
Paares) anerkannt wurden, weiterhin als Kinder beider Elternteile anerkannt, wenn sich die Familie in 
Ausübung von EU-Freizügigkeitsrechten in Ihr Land begibt? 
a) Wenn ja, werden sie als solche zu Freizügigkeitszwecken (Familienzusammenführung) anerkannt? 
b) Wenn ja, werden sie als solche für andere Zwecke des nationalen Rechts (Familien-, Steuer-, 
Sozialversicherungs-, Renten-, Erb-, Staatsangehörigkeits- und Medizinrecht (etwa das Besuchs- und 
Auskunftsrecht im Krankenhaus) usw.) anerkannt? 
 
19) Spielt es eine Rolle, ob das Kind eines gleichgeschlechtlichen Paares (gemeinsam oder von einer 
Person des Paares) adoptiert wurde oder aus einer medizinisch assistierten Reproduktion 
hervorgegangen ist? 
 
20) Ist erheblich, welche Form von medizinisch assistierter Reproduktion in Anspruch genommen 
wurde: a) künstliche Befruchtung durch einen anonymen oder bekannten Spender, b) medizinisch 
assistierte Reproduktion in einer Fertilitätsklinik oder zuhause, c) medizinisch assistierte Reproduktion 
in einer Fertilitätsklinik in Ihrem oder einem anderen Land und d) künstliche Befruchtung einer Frau, 
die das Kind zur Welt bringt und aufzuziehen beabsichtigt, oder Einpflanzung eines Embryos in eine 
Leihmutter, die nicht beabsichtigt, das Kind aufzuziehen (und im Geburtsland kein gesetzlicher 
Elternteil ist)? 
 
21) Spielt es eine Rolle, ob die Eltern verheiratet sind, in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
leben oder nicht eingetragene oder De-facto-Lebenspartner sind oder als Lebensgefährten 
zusammenleben? 
 
22) Werden die Kinder gleichgeschlechtlicher Paare, die sich aus einem anderen EU-Mitgliedstaat in Ihr 
Land begeben, genauso behandelt wie die Kinder verschiedengeschlechtlicher Paare, die sich aus 
einem anderen EU-Mitgliedstaat in Ihr Land begeben? 
 
23) Gibt es Unterschiede in ihrer Behandlung nach nationalem Recht? Wenn ja, worin bestehen diese 
Unterschiede? 
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In der Studie, die auf Ersuchen des Petitionsausschusses von der Fachabteilung für Bürgerrechte und 
konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments in Auftrag gegeben wurde, wird 
untersucht, i) mit welchen Hindernissen Regenbogenfamilien (gleichgeschlechtliche Paare mit oder 
ohne Kinder) konfrontiert sind, wenn sie ihr Recht auf Freizügigkeit innerhalb der EU auszuüben 
versuchen, wobei auch Beispiele aus Petitionen angeführt werden, die dem PETI-Ausschuss vorgelegt 
wurden, ii) wie die EU-Mitgliedstaaten gleichgeschlechtliche Ehepaare, eingetragene Lebenspartner, 
nicht eingetragene Lebenspartner und deren Kinder in grenzüberschreitenden Situationen behandeln 
und iii) welche Maßnahmen die Unionsorgane treffen könnten, um die bestehenden Hindernisse zu 
beseitigen. 
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